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Anweſenheits recht, Teilnahmerecht und Stimmrecht bei 
Generalverſammlungen. 


Von Rechtsanwalt Dr. Bernicken, Köln Marienburg. 


Die Generalverſammlung iſt die Verſammlung von Ak⸗ 
tionären, d. h. Aktienverfügungsberechtigten, die für Ange⸗ 
legenheiten der Aktiengeſellſchaft, und zwar ausſchließlich für 
ſolche berufen iſt. Der Generalverſammlung (GV.) ſteht nach 
dem Geſetz (8 250 HGB.) die Ausübung der den Aktionären 
in bezug auf die Angelegenheiten der Geſellſchaft zuſtehenden 
Rechte zu. Dieſe Rechte übt ſie aus vornehmlich durch Be⸗ 
ſchlußfaſſung. Zwar hat die Entwicklung des Geſellſchafts⸗ 
lebens die „Verwaltung“, d. h. den Vorſtand, Auſſichts⸗ 
rat und die hinter dieſem ſtehenden Kapitalgruppen der 
Hauptaktionäre, jo geſtärkt, daß tatſächlich bei ihr die Ent⸗ 
ſcheidung in den wichtigſten Fragen der Geſellſchaftstätigkeit 
liegt. Ob dies nicht bei der heutigen Entwicklung der Wirt⸗ 
ſchaft und bei den vielfach verzweigten und widerſtreitenden 
Intereſſen der einzelnen Aktionäre überhaupt das Wün⸗ 
ſchenswertere iſt, mag hier unerörtert bleiben. 

Gleichwohl bleibt die Teilnahme des Aktionärs am Ge⸗ 
ſchick der Geſellſchaft nicht bloß auf den Bezug der Dividende 
beſchränkt; ſondern ſeine Mitwirkung an der Verwaltung der 
Geſellſchaft durch feines Teilnahme und feine Abſtimmung bei 
der GV. ſind nach wie vor von hoher Bedeutung. Es mag 
daher angebracht erſcheinen, dieſen Begriff einer Unterſuchung 
zu unterziehen. 

Begriff des Teilnahmerechtes 
rechtes). 

Für den Aktionär als ſolchen beſteht keine Ver⸗ 
pflichtung zur Teilnahme an der GV. und zur Abſtim⸗ 
mung in ihr. Wohl kann er ſich einem Dritten gegenüber 
(und ſogar gegen Entgelt) verpflichten, an der Verſammlung 
teilzunehmen und in ihr abzuſtimmen, nicht dagegen der Ge⸗ 
ſellſchaft gegenüber. Letzterer gegenüber beſteht außer der 
Verpflichtung zur Leiſtung der Kapitaleinlage und gegebenen⸗ 
falls zur Hingabe nicht in Geld beſtehender Leiſtungen (8 212) 
höchſtens negativ die Pflicht, im Falle des Erſcheinens zur 
GV. die Ordnung derſelben nicht zu ſtören (vgl. Horrwitz, 
Das Recht der Generalverſammlungen, S. 23). 

I. Dagegen beſteht unter gewiſſen Vorausſetzungen ein 
Recht auf Teilnahme und Abſtimmung in der GV. 
Der Unterſchied dieſer beiden Begriffe wird klarer, wenn 
man ſich den Oberbegriff der Anweſenheit in der GV. 


1) Auf den vor Drucklegung dieſer Ausführußtgen erſchienenen 


Aufſatz von Klauſing (Zentralbl. f. Handelsr. 1926, 271) war 
hier ein Eingehen nicht mehr möglich. 


und Stimme 


vorſtellt. Unter Anweſenheit iſt das körperliche Zu⸗ 
gegenſein in der GV. zu verſtehen, ohne das eine Teilnahme 
oder gar eine Abſtimmung nicht denkbar iſt. Dagegen iſt es 
denkbar, daß jemand in der GV. anweſend iſt, ohne ein 
Teilnahmerecht oder ein Stimmrecht zu haben. In ſolchen 
Fällen kann die Anweſenheit beruhen 

a) auf Zuziehung des Betreffenden durch das zu⸗ 
ſtändige Geſellſchaftsorgan, und zwar die GV. ſelbſt. Die 
Entſcheidung über die Juziehung, mag letztere auch vom Vor⸗ 
ſtand oder vom Aufſichtsrat ausgegangen ſein, ſteht lediglich 
bei der GV. Die Zuziehung ſelbſt kann wieder ſein 

a) eine notwendige. 

Notwendig iſt zu jeder GV., in der Beſchlüſſe gefaßt wer⸗ 
den, die Zuziehung eines Protokollbeamten (eines 
Richters oder in der Praxis meiſt eines Notars), außer wenn 
in der GV. ausnahmsweiſe keine Beſchlüſſe gefaßt werden 
ſollen (3. B. wenn die GV. lediglich zu dem Zwecke ein⸗ 
berufen iſt, ihr gemäß § 240 Anzeige von dem Verluſt der 
Hälfte des Grundkapitals zu machen). Der Protokollbeamte 
hat lediglich das Recht, die Protokollierung von nicht geſetz⸗ 
mäßig zuſtande gekommenen Beſchlüſſen abzulehnen, nicht 
dagegen, für geſetzentſprechende Form und Inhalts der Be⸗ 
ſchlüſſe zu ſorgen. Daraus ergibt ſich, daß er auf Gang und 
Form der Verhandlung eine Einwirkung nicht hat, mithin 
nicht als Teilnehmer der Verhandlung angeſehen werden kann. 

Notwendig iſt ferner zu einer Reihe von Generalver⸗ 
ſammlungen die Auweſenheit der übrigen Geſellſchaftsorgane, 
alſo des Vorſtandes und Aufſichtsrates. Im Falle 
der Sukzeſſivgründung (8 196) iſt Vorſtand und Aufſichtsrat 
verpflichtet, ſich über die Ergebniſſe der ihnen in Anſehung 
der Gründung obliegenden Prüfung vor der GV. zu erklären. 

Notwendig iſt ferner zu derſelben Gründungsverſamm⸗ 
lung die Anweſenheit des Richters, der die Verſammlung 
gemäß 8 196 zu leiten hat. Endlich ſind die Gründer ver⸗ 
pflichtet, im Falle von Sacheinlagen in die Geſellſchaft über 
deren Angemeſſenheit Erklärungen abzugeben (8 199). Auch 
in dem bereits erwähnten Falle der Anzeige des Verluſtes 
der Hälfte des Grundkapitals ($ 240), ferner der alljährlichen 
Vorlegung von Bilanz, Gewinn⸗ und Verluſtrechnung und 
Jahresbericht (8 260) iſt die Anweſenheit des Vorſtandes 


in der GV. begrifflich erforderlich; jedoch iſt dieſe Auweſen⸗ 


heit niemals Vorausſetzung für die rechtliche Gültigkeit der 
Verſammlung ſelbſt. Dieſe Geſellſchaftsorgane können in⸗ 
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ſoweit zwar als in der Verſammlung anweſend, jedoch nicht 
als an ihr teilnehmend angeſehen werden. 

Weitere Fälle der notwendigen Zuziehung können 
in der Satzung vorgeſehen ſein. 

8) Es gibt ſodann Fälle, wo die Zuziehung von Dritten 
nicht auf Geſetz oder Satzung, ſondern auf freier Willens⸗ 
entſchließung von Geſellſchaftsorganen beruht. Wenn z. B. 
die GV. die Anweſenheit des Vorſtandes und des Aufſichts⸗ 
rates wünſcht, oder wenn Vorſtand oder Aufſichtsrat mit 
Genehmigung der GV. den Syndikus der Geſellſchaft oder 
ſonſtige Sachverſtändige zuzieht, ſo ſind dieſe Perſonen zwar 
als anweſend, nicht dagegen als teilnehmend anzuſehen. 

b) Endlich kann die Anweſenheit von Perſonen (Aktio⸗ 
nären oder Nichtaktionären) auch der Initiative dieſer Per⸗ 
ſonen ſelbſt entſpringen. Zwar iſt die GV. als ſolche eine 
geſchloſſene Veranſtaltung einer privaten Rechtsperſönlichkeit 
und infolgedeſſen der Offentlichkeit nicht zugängig. In der 
Regel wird jedoch den Vertretern der Preſſe auf deren Er⸗ 
ſuchen die Anweſenheit in der GV. geſtattet. 

Bei Verſicherungsgeſellſchaften iſt einem Vertreter des 
Reichsaufſichtsamtes die Anweſenheit in der GB. zu geſtatten 
(§ 65 des Geſetzes betr. PrivVerſUnt.). 

c) Einen Anſpruch auf Zulaſſung ohne Anſpruch auf 
Teilnahme können Aktionäre haben. Zugelaſſen werden 
muß nämlich die Anweſenheit von Aktionären, denen aus be⸗ 
ſonderen Gründen das Recht der Teilnahme an den Verhand⸗ 
lungen nicht zuſteht, etwa weil ſie die vom Geſetz bzw. der 
Satzung vorgeſchriebene Anmeldung bzw. Hinterlegung der 
Aktien nicht oder nicht rechtzeitig vorgenommen haben. Die 
Aktionäreigenſchaft muß natürlich nachgewieſen werden, ſei es 
durch Vorzeigung der Aktie ſelbſt, ſei es durch auf den be⸗ 
treffenden Aktionär ausgeſtellte Hinterlegungsquittung einer 
Hinterlegungsſtelle oder eines deutſchen Notars, ſei es in 
einer ſonſtigen in der Satzung beſtimmten Art. Wenn die 
Hinterlegung nicht rechtzeitig oder nicht den Vorſchriften der 
Satzung gemäß erfolgt iſt, gewährt ſie keinen Anſpruch auf 
Teilnahme an der GV., wohl dagegen einen Ausweis über 
das Aktienrecht und damit einen Anſpruch auf Zulaſſung 
zu der GV. 

Staub (Anm. 35 zu § 252 und Anm. 2 zu § 255) will 
einen Anſpruch auf Zulaſſung nicht geben, ſagt aber, daß es 
üblich ſei, den Aktionär zuzulaſſen, wobei er gleichzeitig je⸗ 
doch den übrigen Aktionären das Recht gibt, dieſer Zulaſſung 
zu widerſprechen und gegebenenfalls den Beſchluß anzu⸗ 
fechten. Auch Horrwitz (S. 126) meint, daß Perſonen, die 
nicht teilnahmeberechtigt ſind, kein Recht auf Anweſenheit 
haben, auch nicht, wenn ſie Aktionäre ſeien. Er ſetzt aber An⸗ 
wefenheit der Teilnahme gleich, weil er ſagt, daß die Zu⸗ 
laſſung eines Nichtteilnahmeberechtigten als Teilnehmer die 
Anfechtbarkeit der gefaßten Beſchlüſſe bewirken könne, wenn 
ein Widerſpruch gegen die Zulaſſung erfolge. 

Aber aus den Vorſchriften, die die Abſtimmung und die 
Debatte in der GV. regeln ſollen, ergibt ſich nichts gegen das 
klare Recht des Mitgliedes der AktGeſ., bei der Mitglieds⸗ 
verſammlung anweſend zu ſein, zu hören, was ſeine Ge⸗ 
ſellſchaft getan hat, und was ſie zu tun vorhat. Die Kau⸗ 
telen, die Geſetz und Satzung aufſtellen, mögen angebracht 
ſein, wenn es ſich darum handelt, eine Fälſchung des Willens 
der Aktionäre zu verhüten, der ſich namentlich in der Ab⸗ 
ſtimmung, aber auch ſchon in den Anträgen und Erörterungen 
der GB. äußert. Ein geſetzgeberiſcher Zweck iſt aber nicht er⸗ 
ſichtlich, wenn es ſich bloß um die Frage handelt, ob der 
Aktionär bei der GV. anweſend ſein darf. 

II. Das Teilnahmerecht. 

Wie die Anweſenheit in der GV. die logiſche Vorbedin⸗ 
gung der Teilnahme an ihr iſt, ſo iſt die Teilnahme die Vor⸗ 
ausſetzung der Ausübung des Stimmrechts, aber auch nur 
von deſſen Ausübung, nicht des Stimmrechts an ſich. Wer 
das Stimmrccht hat, iſt unten zu III zu erörtern. 

Die Teilnahme kann ſich äußern in der Beteiligung an 
der Debatte, in der Stellung von Anträgen, in der Einlegung 
von Widerſpruch und endlich in der Beteiligung an der Ab⸗ 
ſtimmung. Die Teilnahme an der Abſtimmung wird bei der 
Behandlung des Stimmrechts zu erörtern ſein; im Nach⸗ 
ſtehenden iſt daher unter Teilnahme nur die Ausübung der 
übrigen Funktionen zu verſtehen. 
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1. Teilnahmeberechtigt iſt derjenige, der über die 
Aktien verfügungsberechtigt if. Das iſt 

a) der Eigentümer der Aktie, wenn er zugleich den Be⸗ 
ſitz (unmittelbaren oder mittelbaren) an der Aktie hat, 

b) der Nichteigentümer der Aktie, der den Beſitz und 
zugleich Verfügungsbefugnis hat, z. B. 

a) der die Aktie für den Kunden verwahrende Bankier; 
doch muß hier ein zur Teilnahme an der GV. im eigenen 
Namen berechtigender beſonderer Vertrag vorliegen, der z. B. 
zuſtande kommt durch die Anerkennung der allgemeinen Ge⸗ 
ſchäftsbedingungen der Bank, wenn wie üblich vorgeſehen iſt, 
daß das Bankhaus die bei ihm ruhenden Aktien ſeiner Kun⸗ 
den in GV. vertreten und das Stimmrecht ausüben darf. Es 
genügt alſo Übertragung des Beſitzes und Erfüllung der 
vom Geſetz und ev. der Satzung geforderten Bedingung (haupt⸗ 
ſächlich Hinterlegung und Anmeldung, unten zu III 5 b); 

der Konkursverwalter, der Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker und der Vormund. 

y) Der Inhaber der elterlichen Gewalt iſt nach 
§ 1643 BGB. zur Verfügung über das Kindesvermögen mit 
Ausnahme beſtimmt genannter Fälle berechtigt. Er darf ge⸗ 
mäß § 1642 BGB. aus dem Kindesvermögen keine Aktien 
anſchaffen, aber die in dem Kindesvermögen vorhandenen 
Aktien unterliegen ſeiner Verwaltung und Verfügung. Er 
iſt alſo auch berechtigt, das Stimmrecht auszuüben. 

2. Nicht verfügungsberechtigt, alſo auch nicht teil⸗ 
nahmeberechtigt, ſind 

a) der Pfandgläubiger. Teilnahmeberechtigt an der 
GV. bleibt der Aktionär. Der Pfandgläubiger hat daher 
dieſem zu ermöglichen, an der GV. teilzunehmen, z. B. da⸗ 
durch, daß der Pfandgläubiger die Aktie für den Aktionär 
hinterlegt. Allerdings iſt der Pfandgläubiger der Geſellſchaft 
gegenüber zunächſt durch den Beſitz der Aktie zur Teilnahme 
an der GV. legitimiert; jedoch kann die Geſellſchaft ihn mit 
der Behauptung, daß er über die Aktien nicht verfügungs⸗ 
berechtigt ſei, zurückweiſen. 

Natürlich kann durch Vertrag zwiſchen Pfandgläubiger 
vereinbart ſein, daß dem Pfandgläubiger auch das Recht der 
Teilnahme an der GV. und das Stimmrecht zuſteht. 

Uneigentliches Pfandrecht verſchafft Eigentum und fällt 
daher unter 1 a. 

b) Beim vertragsmäßigen Nießbrauch iſt nicht der 
Nießbraucher, ſondern nur der Eigentümer zur Teilnahme 
an der GV. berechtigt. Denn das Stimmrecht, deſſen Aus⸗ 
übung von der Teilnahme an der GV. nicht zu trennen iſt, 
ſteht nur dem Eigentümer zu, weil der Nießbraucher nicht 
zur Verfügung über den Gegenſtand des Nießbrauches be⸗ 
rechtigt iſt. Die Ausübung des Stimmrechts iſt aber kein 
Akt der Verwaltung, ſondern ein Akt der Verfügung; wenig⸗ 
ſtens kann in jeder Abſtimmung mittelbar eine Verfügung 
über die Subſtanz des Aktienrechts liegen (ebenſo Staub 
Anm. 6 zu 8 252, a. M. die Mehrzahl der Schriftſteller). 

c) Der Ehemann iſt über die zum eingebrachten Gut 
ſeiner Ehefrau gehörigen Sachen zwar zur Verwaltung und 
zur Nutznießung, aber abgeſehen von beſonderen Fällen nicht 
zur Verfügung berechtigt (SS 1375 ff. BGB.). Dagegen iſt 
zur Verfügung nach $ 1395 BGB. die Frau, allerdings nur 
mit Einwilligung ihres Mannes berechtigt. Daher ſteht wegen 
der Aktien der Frau lediglich der Frau Teilnahmerecht und 
Stimmrecht zu (a. M. Horrwitz, zum Teil auch Staub, 
der dem Mann das Stimmrecht nur dann verſagen will, 
wenn es ſich bei der Abſtimmung um eine „Verfügung“ über 
die Aktie handelt. Da eine ſolche Trennung kaum durchzu⸗ 
führen ſein wird, iſt dieſe Anſicht abzulehnen). 

3. Die Ausübung des Teilnahmerechtes. 

A. Die Legitimation zur Ausübung. 

Legitimiert zur Ausübung des Teilnahmerechts iſt, wer 
deſſen Vorhandenſein nachweiſt. Dieſer Nachweis kann ge⸗ 
führt werden, 

a) wenn Aktienurkunden ausgegeben ſind, durch Vorlage 

a) der Aktie oder 

6) des über fie ausgeſtellten Hinterlegungsſcheins. Wer 
Aktie oder Hinterlegungsſchein vorlegen kann, hat die Ver⸗ 
mutung der Verfügungsberechtigung für ſich; dieſe Ver⸗ 
mutung kann widerlegt werden durch den Nachweis, daß 
der Beſitz unrechtmäßig erlangt iſt, oder zwar zu Recht be⸗ 
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ſtehe, aber die Verfügungsbefugnis fehle, etwa bei dem die 
Aktie verwahrenden Bankier. 

J) Wenn die Vorlage von Aktie oder Hinterlegungs⸗ 
ſchein unmöglich iſt, iſt der Nachweis des Verfügungsrechts 
auch in anderer Form zuzulaſſen. Wenn der Aktionär z. B. 
glaubhaft nachweiſt, daß ihm die Aktienurkunde abhanden 
gekommen iſt, ſo hat er Anſpruch auf Teilnahme an der GV. 

) Wenn noch keine Aktienurkunden ausgegeben ſind, 
wird der Nachweis geführt durch Vorlage des Interimsſcheins 
oder einer Kaſſenquittung über die auf die Aktie geleiſtete 
Einzahlung. 

e) Wenn infolge eines Umtauſchverfahrens, einer Zu⸗ 
ſammenlegung oder aus ſonſtigen Gründen keine Aktien⸗ 
urkunden in den Händen der Aktionäre find, dienen als Nach⸗ 
weis die von den Einreichungsſtellen ausgegebenen Quit⸗ 
tungen. In ſolchen Fällen kann die Anmeldung zur GV. 
durch Mitteilung an dieſe Einreichungsſtellen erfolgen. 

d) Bei Namenssaktien erfolgt der Nachweis durch Be⸗ 
zugnahme auf das Aktienbuch. 

B. Die Ausübung des Teilnahmerechts iſt von dem 
Nachweis von deſſen Vorhandenſein abhängig (vgl. oben A). 

Grundſätzlich iſt für die Teilnahme an der GV. der Nach⸗ 
weis der Aktionäreigenſchaft erforderlich, aber auch ausrei⸗ 
chend. Soweit die Satzung gemäß § 255 beſondere Be⸗ 
ſchränkungen auch für das Recht der Teilnahme an der 
GV. feſtſtellt, iſt die Teilnahme an der GV. nur demjenigen 
möglich, der auch zur Ausübung des Stimmrechtes befugt iſt. 
Soweit aber derartige Vorſchriften in der Satzung nicht ent⸗ 
halten ſind, können die Vorausſetzungen des Stimmrechtes mit 
denen der Teilnahme nicht ſchlechthin gleichgeſtellt werden, 
vielmehr iſt umgekehrt davon auszugehen, daß eine die Aus⸗ 
übung des Stimmrechts von der Erfüllung gewiſſer Förm⸗ 
lichkeiten abhängig machende Satzungsvorſchrift ſich nicht 
ohne weiteres auch auf das Teilnahmerecht bezieht. Ins⸗ 
beſondere kann mangels beſonderer Satzungsbeſtimmung für 
die bloße Teilnahme an der GV. nicht die ſatzungsmäßig für 
die Ausübung des Stimmrechts vorgeſchriebene Hinterlegung 
der Aktien gefordert werden (jo RG. 112, 111 = JW. 
1926, 545). 

III. Das Stimmrecht. 

1. Begriff. 

Das Stimmrecht iſt nur ein Ausſchnitt aus dem Teil⸗ 
nahmerecht des Aktionärs, aber der wichtigſte und von be⸗ 
ſonderen Vorausſetzungen abhängig. Es iſt ein Sonderrecht 
inſofern, als jeder Aktionär das unentziehbare Recht hat, daß 
das an ſeiner Aktie haftende Stimmrecht ihm nicht ohne ſeine 
Zuſtimmung durch die GV. entzogen oder über den geſetzlich 
gewährleiſteten Mindeſtumfang hinaus beſchränkt werde. 

Die Abſtimmung enthält eine Willenserklärung mit 
rechtsgeſchäftlicher Wirkung. Träger des Stimmrechtes iſt 
nicht die Aktienurkunde, ſondern das Aktienrecht. 

2. Wer hat das Stimmrecht? 

Das Stimmrecht haben alle Teilnahmeberechtigten, bei 
denen die etwa in der Satzung für die Ausübung des Stimm⸗ 
rechtes gegebenen beſonderen Bedingungen erfüllt ſind. 

a) Gewöhnlich ſieht der Geſellſchaftsvertrag vor, daß die 
Aktien bis zu einem beſtimmten Zeitpunkt vor der GV. 
hinterlegt werden. Die Friſt dazu iſt ſo bemeſſen, daß 
von ihrer Bekanntmachung an mindeſtens zwei Wochen frei 
bleiben; hierbei darf der Tag der GV. und der Tag der 
Bekanntmachung nicht mitgerechnet werden. Ob innerhalb 
der zwei Wochen Feiertage liegen, iſt unbeachtlich, ebenſo ob 
der letzte Tag der Friſt ein Feiertag iſt. 

Wenn die Satzung nichts anderes beſtimmt, iſt der Nach⸗ 
weis der erfolgten Hinterlegung in der GV. ſelbſt zu führen. 
Wenn Aktionäre, die die Hinterlegungsfriſt nicht eingehalten 
haben, in der Verſammlung nicht bloß zur Anweſenheit und 
Teilnahme, ſondern auch zur Abſtimmung zugelaſſen werden, 
fo muß ein Widerſpruch hiergegen in der Verſammlung 
erhoben werden; anderenfalls gilt der Verſtoß als geheilt, 
und eine Anfechtungsklage kann nicht erhoben werden. 

Die Satzung kann nicht eine beſtimmte Beſitzzeit der 
Aktie verlangen, nicht einmal den Beſitz vom Zeitpunkt der 
Hinterlegung an; denn die hinterlegte Aktie kann rechtswirk⸗ 
ſam veräußert werden, ſogar noch kurz vor der GV. und ſelbſt 
während der Dauer der GV. Alsdann muß ſtatt der Über⸗ 
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gabe der Aktie die Übertragung des Anſpruchs auf Heraus⸗ 
gabe gegen die Hinterlegungsſtelle erfolgen (8 931 BGB.). 
Der Erwerber iſt dann zur Teilnahme an der GV. und zur 
Ausübung des Stimmrechts legitimiert. 

b) Schreibt der Geſellſchaftsvertrag nichts über eine 
Aktienhinterlegung vor, ſo iſt die Ausübung des Stimmrechts 
davon abhängig, daß die Anmeldung nicht ſpäter als am 
dritten Tage vor der Verſammlung erfolgt. Eine längere 
Friſt darf der Geſellſchaftsvertrag nicht vorſchreiben, wohl 
aber eine kürzere zulaſſen (ſo auch Staub). 

Die Anmeldung kann der Natur der Sache nach nur bei 
der Geſellſchaft ſelbſt oder bei den im Geſellſchaftsvertrage 
zugelaſſenen Stellen erfolgen; denn ſie ſoll die Geſellſchaft 
inſtand ſetzen, die Perſonen der Stimmberechtigten vorher 
kennenzulernen und die Anweſenheitsliſte vorzubereiten. 

Wird ſeitens des Aktionärs die Friſt nicht gewahrt, ſo 
kann er ſein Stimmrecht nicht ausüben; er hat vielmehr nur 
das Teilnahmerecht bei Nachweis ſeiner Aktionäreigenſchaft. 

Horrwitz (S. 148) iſt der Meinung, daß das Geſetz 
nicht ſchlechthin die Anmeldung zur Vorausſetzung der Teil⸗ 
nahme mache, ſondern daß es nur verhüten wolle, daß zu 
lange Anmeldungsgrenzen durch die Satzung vorgeſchrieben 
werden. Nach ihm iſt alſo die dreitägige Mindeſtanmelde⸗ 
friſt nur die Höchſtgrenze der ſtatutariſchen Feſtſetzung und 
eben nur auf den Fall der (fakultativen) poſitiven Feſtſetzung 
in der Satzung anwendbar. Wenn dagegen der Geſellſchafts⸗ 
vertrag über die Anmeldung nichts beſtimmt, ſo ſolle auch 
8 2553 nicht anwendbar fein. Dieſe Auffaſſung findet im 
Wortlaut des Geſetzes keine Stütze. § 255 beſtimmt vielmehr 
in Abſ. 2 die Grenze der ſtatutariſchen Hinterlegungsfriſten 
und ſetzt dann im Abſ. 3 eine Höchſtdauer der vorherigen An⸗ 
meldung feſt für den Fall, daß eine Hinterlegung nicht vor⸗ 
geſchrieben iſt. Daß der Abſatz bloß dann gelten ſolle, wenn 
die Satzung überhaupt eine Anmeldung vorzuſchreiben be⸗ 
liebe, geht aus feiner Faſſung nicht hervor. Die Voraus⸗ 
ſetzungen des § 255 lauten vielmehr ausdrücklich für Abſ. 2: 
„wenn die Satzung eine Hinterlegung vorſchreibt“ und für 
den Abſ. 3: „wenn die Satzung eine Hinterlegung nicht vor⸗ 
ſchreibt“. Wenn die Anſicht Horrwitz' richtig wäre, fo 
hätte der Abſ. 3 bedingen müſſen: „wenn die Satzung eine 
Anmeldung vorſchreibt“. 

c) Weitere Vorausſetzungen für die Ausübung des Teil- 
nahmerechts darf der Geſellſchaftsvertrag nicht auſſtellen, 
wohl aber gemäß § 252 Abſ. 4 für die Form der Ausübung 
des Stimmrechts. 

d) Die unzuläſſige Entziehung des Stimmrechtes be⸗ 
wirkt Anfechtbarkeit der Beſchlüſſe der GV. Nach § 271 
Abſ. 3 kann jeder nicht erſchienene Aktionär, ſofern er zu der 
GV. unberechtigterweiſe nicht zugelaſſen worden iſt, die Be⸗ 
ſchlüſſe im Wege der Klage anfechten. Wenn nun die gänzliche 
Verſagung des Teilnahmerechtes zur Anfechtung berechtigt, 
ſo muß es auch die Verletzung von Ausſchnitten des Teil⸗ 
nahmerechtes tun, z. B. Beſchränkung oder Verhinderung der 
Teilnahme an der Debatte, insbeſondere Verſagung des 
Stimmrechtes. 

Die Prüfung der Legitimation zur Ausübung des Teil⸗ 
nahmerechtes und Stimmrechtes obliegt dem Vorſitzenden der 
GB., in letzter Inſtanz der GV. ſelber. Wenn die GV. nur 
aus einem Teilnehmer beſteht, ſo entſcheidet dieſer über ſeine 
eigene Legitimation. Der Protokollbeamte darf die Legi⸗ 
timation nur nachprüfen, wenn er begründeten Verdacht hat, 
daß die Erſchienenen nicht legitimiert ſeien; denn er darf un⸗ 
geſetzliche Akte nicht protokollieren. 

Dem Aufſichtsrat ſteht eine Befugnis zur Legitimations⸗ 
prüfung nicht zu. 

3. Beſchränkungen des Stimmrechtes. 

a) Modifikationen des Stimmrechtes ſind in der Hinſicht 
möglich, daß den Aktien der einen Gattung ein höheres 
Simmrecht beigelegt wird, als den Aktien der anderen Gat⸗ 
tung (ſog. Vorzugsaktien oder Prioritätsaktien). 

b) Die Satzung kann den Höchſtbetrag von Stimmen 
feftlegen, die der Aktionär, der mehrere Aktien vertritt, haben 
darf. Es muß zwar jeder Aktionär mindeſtens eine Stimme 
haben; es kann aber auch vorgeſchrieben fein, daß z. B. bis 
zu je 5 Aktien auch nur eine Stimme geben, oder daß bis zu 
50 Aktien zwar jede Aktie eine Stimme gewährt, darüber 
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hinaus aber je 10 Aktien eine Stimme. Umgekehrt kann auch 
eine Aktie mehrere Stimmen haben. Es kann aber nicht be⸗ 
ſtimmt werden, daß kein Aktionär mehr als eine gewiſſe An⸗ 
zahl Stimmen im eigenen und fremden Namen haben darf 
(wie es nach mehreren ausländiſchen Rechten der Fall iſt). 
Auch kann nicht beſtimmt werden, daß jeder Aktionär nur 
eine Stimme haben darf, ganz unabhängig davon, wie viele 
Aktien er beſitzt, denn damit wäre dem Erfordernis des 
§ 252, daß ein Höchſtbetrag beſtimmt werden darf, nicht ge⸗ 
nügt, weil eine Aktie keinen Höchſtbetrag darſtellt (ſo auch 
Staub gegen Horrwitzz. 

Umgehungen ſolcher Beſchränkungsvorſchriften durch Über⸗ 
tragung eines Teiles der Aktien auf andere ſind unzuläſſig. 
Sie machen die betreffende Abſtimmung aufechtbar. 

c) Solche Beſchränkungen können in der urſprüng⸗ 
lichen Satzung enthalten ſein; ſie können aber auch nach⸗ 
träglich eingeführt werden. Ein Sonderrecht der Aktio⸗ 
näre wird dadurch nicht verletzt, denn ein ſolches geht nur 
ſo weit, daß jeder Aktionär ein Recht auf Innehaltung der ge⸗ 
ſetzlichen Vorſchriften hat, nicht aber darauf, daß ſein Recht 
auch nicht innerhalb des Rahmens der geſetzlichen Vorſchriften 
geändert werde. 

4. Das Stimmrecht kann entzogen werden durch 
das Geſetz in 4 Fällen (8 252, 3): 

a) Wer durch die Beſchlußfaſſung entlaſtet werden ſoll, 
hat dabei kein Stimmrecht. Das Stimmverbot bezieht ſich 
nicht auf den Bilanzgenehmigungsbeſchluß. 

b) Wer durch die Beſchlußfaſſung von einer Verpflich⸗ 
tung gegenüber der Geſellſchaft befreit werden ſoll, hat eben⸗ 
falls kein Stimmrecht. 

Für beide Fälle gilt, daß der zu entlaſtende bzw. zu 
befreiende Aktionär nicht nur nicht als Legitimationsaktionär, 
ſondern auch nicht einmal offen für andere abſtimmen darf, ſo 
daß alle von ihm vertretenen Aktien kein Stimmrecht haben, 
auch da nicht, wo er als geſetzlicher Vertreter eines anderen 
aufzutreten berechtigt iſt. Dagegen dürfen die in Betracht 
kommenden ihm nicht gehörenden Aktien mitſtimmen, wenn 
für ſie ein anderer als Vertreter beſtimmt wird. Dies gilt 
nicht für die eigenen Aktien des zu Entlaſtenden oder zu 
Befreienden; er darf alſo keinen anderen zu ſeiner Vertretung 
bevollmächtigen, ihm auch nicht die Aktien zwecks Ausübung 
des Stimmrechtes übertragen. 

Soweit die Aktien dagegen einem anderen als dem am 
Abſtimmen Verhinderten gehören, mag es ſich auch um ein 
nahes verwandtſchaftliches oder wirtſchaftliches Verhältnis 
handeln, kann mit ihnen abgeſtimmt werden. Wenn z. B. eine 
GmbH. Aktionärin einer AktG. iſt, fo kann ein Geſchäftsführer 
mit den Aktien der GmbH. für die Entlaſtung des anderen 
Geſchäftsführers ſtimmen, der Aufſichtsrat in der AktG. ift. 
Es gilt ſogar entſprechendes für die OffH G. und die Kom⸗ 
manditgeſellſchaft, ſo daß der eine Geſellſchafter mit den 
Aktien der Off G. bzw. Kommandttgeſellſchaft für die Ent⸗ 
laſtung ſeines Mitgeſellſchafters ſtimmen darf, ſelbſt wenn 
dieſer wirtſchaftlich für die Off G. in dem Auffichtsrat der 
AktG. fein mag (RG. 64, 14 und ZW. 1926, 1327). Ahn⸗ 
lich können Verwandte des zu entlaſtenden Aktionärs, auch 
ſeine Ehefrau mitſtimmen, falls ſie ſelbſtändig Aktienbe⸗ 
ſitzer ſind. 

Das Recht der Teilnahme an der GV., insbeſondere an 
der Debatte und an Anträgen bleibt unberührt, dagegen 
hindert das Verbot des Mitſtimmens auch die Abgabe der 
Stimme bei einem Vertagungsantrag. Ein Aktionär, der zum 
Teil eigene Aktien, zum Teil ſolche vertritt, die einem zu 
entlaſtenden Aktionär gehören, darf allerdings wegen ſeiner 
eigenen Aktien mitſtimmen, wegen der übrigen nicht. 

c) Wenn es ſich um die Vornahme eines Rechtsgeſchäftes 
mit einem Aktionär als Dritten handelt, ſo darf dieſer nicht 
mitſtimmen. Es iſt nicht erforderlich, daß die GV. — was 
ſelten der Fall ſein wird — durch den Beſchluß ſelbſt das 
Rechtsgeſchäft vornimmt, ſondern es genügt, wenn ſie be⸗ 
ſchließt, daß das betreffende Geſchäft vorgenommen werden 
ſoll. Stellt der Beſchluß lediglich dem Vorſtand oder Auf⸗ 
ſichtsrat anheim, ermächtigt er ihn bloß, ein Geſchäft 
mit dem Betreffenden abzuſchließen, ſo liegt in dem Beſchluß 
noch nicht der Abſchluß eines Rechtsgeſchäftes. Der betreffende 
Aktionär kann daher ſolchenfalls mitſtimmen. 
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Ob das Rechtsgeſchäft einſeitig oder zweiſeitig iſt, iſt 
unerheblich. Es kann ſich z. B. um die Entlaſſung eines Vor⸗ 
ſtandsmitgliedes handeln, um den Widerruf ſeiner Beſtellung, 
um die Vereinbarung der Anſtellungsbedingungen. Wenn es 
ſich dagegen um eine Wahl handelt, ſo kann der Aktionär, 
deſſen Wahl in Frage kommt, mitſtimmen. Eine Wahl iſt 
kein Rechtsgeſchäft, ſondern eine geſellſchaftsrechtlich not⸗ 
wendige Betätigung der Mitgliedſchaft. Der zur Wahl ge⸗ 
ſtellte Aktionär kann ſogar dann ſich ſelber wählen, wenn 
er ſich einem Dritten gegenüber verpflichtet hatte, den bis⸗ 
her innegehabten Poſten niederzulegen, oder einen ſolchen 
nicht anzunehmen. Es könnte höchſtens die Frage entſtehen, 
ob die Abmachung mit dem Dritten nichtig oder gar ſtraf⸗ 
bar wäre. . 

d) Das Geſetz will bei Intereſſenkonflikten das Stimm⸗ 
recht des Betreffenden ausſchalten. Deshalb beſtimmt es 
ferner, daß der Aktionär kein Stimmrecht hat, wenn der Be⸗ 
ſchluß die Einleitung oder Erledigung eines Rechtsſtreits 
zwiſchen der Geſellſchaft und dem Aktionär betrifft. Unter 
Rechtsſtreit iſt auch ein durch Schiedsgericht zu entſcheidender 
Streit zu verſtehen. 

5. Die Ausübung des Stimmrechts. 

a) Für die Ausübung des Stimmrechts, namentlich die 
Bedingungen desſelben ſind die Feſtſetzungen des Geſell⸗ 
ſchaftsvertrages maßgebend ($ 252, 4). Das Stimmrecht kann 
perſönlich oder durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. 


Der Bevollmächtigte braucht nicht Aktionär zu ſein; doch kann 


die Satzung dies beſtimmen, vorausgeſetzt daß dadurch prak⸗ 
11 nicht die Ausübung des Stimmrechts unmöglich gemacht 
wird. 

Für die Vollmacht iſt ſchriftliche Form ausreichend und 
erforderlich. Telegraphiſche oder mündliche Form genügt 
nicht. Allgemeine Handlungsvollmacht oder der Nachweis 
der Prokura genügt. Durch nachträgliche Genehmigung wird 
der Mangel der ſchriftlichen Vollmacht nicht erſetzt; doch kann 
die GV. einen Bevollmächtigten zulaſſen, wenn nachträglich 
die vor dem GTage ausgeſtellte ſchriftliche Vollmacht bei⸗ 
gebracht wird (jo RG. 106, 260 = KW. 1924, 1143) da⸗ 
gegen neuerdings Staub Anm. 19 zu $ 252). 

Nur bei freiwilliger Vertretung iſt Vollmacht erforder⸗ 
lich, dagegen nicht bei geſetzlicher Vertretung (3. B. Vorſtands⸗ 
mitglieder für jur. Perſonen). Wohl aber muß der Vertreter 
ſeine Vertretungsmacht nachweiſen können. 

Die Vollmacht bleibt im Verwahr der Geſellſchaſt; ſie 
braucht dem notariellen Protokoll nicht beigefügt zu werden. 

b) Eine Vollmacht iſt nicht für den erforderlich, der nicht 
als Bevollmächtigter eines Aktionärs auftritt, ſondern in 
eigenem Namen ein fremdes Aktienrecht ausübt. Hier iſt die 
erfolgte Übertragung und Innehabung der Aktie bzw. bei 
Namensaktien die Umſchreibung im Aktienbuch ausreichend zur 
Legitimation des Abſtimmenden. 

Man kann, ohne das Eigentum an der Aktie zu über⸗ 
tragen, den Beſitz der Aktie zu dem Zwecke auf einen andern 
übertragen, daß dieſer im eigenen Namen (jedoch oft für 
Rechnung des Übertragenden) die Rechte aus der Aktie aus⸗ 
übe. Der andere hat zwar nicht das in der Aktie verbriefte 
Recht erworben, wohl aber die Legitimation zu deſſen Aus⸗ 
übung. Die Geſellſchaft kann keine weitere Legitimation als 
den Beſitz der Aktie fordern; ſie kann höchſtens den Gegen⸗ 
beweis dahin führen, daß der andere zur Ausübung der Ge⸗ 
ſellſchaftsrechte nach dem Willen der Parteien nicht berechtigt 
fein ſollte. Vorausſetzung iſt alſo, daß eine wirkliche Über⸗ 
tragung der Ausübung der Aktionärrechte ſtattgefunden hat. 
Der Legitimationserwerber wird mit Wirkung nach außen hin 
beſugt, die Rechte des Berechtigten auszuüben. Daher kann 
er nicht mehr Rechte ausüben, als der Berechtigte ſelbſt 
hatte. Wo alſo der wahre Aktionär nicht mitſtimmen darf, 
kann es auch der Legitimationsaktionär nicht. Im Zuwider⸗ 
handlungsfalle iſt der Beſchluß anfechtbar, und zwar auch 
dann, wenn der Legitimationsaktionär von der Abſicht des 
alten Aktionärs, ein Stimmverbot zu umgehen, nichts ge⸗ 
wußt hat. 

Der Legitimationsaktionär braucht übrigens nicht be⸗ 
griffsnotwendig im Intereſſe des wahren Aktionärs auf⸗ 
zutreten. Vielfach laſſen ſich Bankiers von ihren Kunden zu⸗ 
läſſigerweiſe eine beſondere Ermächtigung zur Ausübung des 
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Stimmrechts der bei ihnen ruhenden Aktien — natürlich im 
eigenen Intereſſe — erteilen. 

Dieſe von Planitz bekämpfte Einrichtung der Legiti⸗ 
mationsaktionäre iſt eine nach den geſetzlichen Vorſchriften und 
auch nach den Bedürfniſſen der Praxis durchaus zuläſſige In⸗ 
ſtitution. Sie wird auch im Schrifttum faſt allgemein aner⸗ 
kannt und vom RG. gebilligt (vgl. Staub, Anm. 16 zu 8222 
und 17ff. zu 8223). 

c) Die Form der Ausübung des Stimmrechts (ob durch 
Stimmzettel oder öffentlich durch Abſtimmung oder Zuruf) 
a der Geſellſchaftsvertrag, ergänzend der Vorſitzende 

er 5 

6. Beſchränkungen oder Entziehung der Aus⸗ 
übung des Stimmrechts. 

a) Der Stimmberechtigte darf in keiner Weiſe in feinem 
Entſchluß, inwieweit und wie er ſein Stimmrecht ausüben 
will, beſchränkt werden. Er darf ſtimmen, mit wieviel Aktien, 
wofür und wie er will. Mit einem Teil ſeiner Aktien darf er 
ſtimmen, mit dem andern nicht; mit einem Teil kann er 
anders ſtimmen wie mit einem andern Teil; dies ergibt ſich 
aus der rechtlichen Selbſtändigkeit jeder Aktie. Wäre es 
anders, könnte z. B. der Aktionär mit ſeinen Aktien nur ein⸗ 
heitlich ſtimmen, wie z. B. Staub (Anm. 3 zu 8 252) es will, 
ſo müßte man auch verlangen, daß bei Veräußerung eines 
Teiles der Aktien der Erwerber an die Abſtimmung des Ver⸗ 
äußerers in bezug auf deſſen reſtlichen Aktienbeſitz gebunden 
wäre (ſo auch Horrwitz S. 139). Selbſt Staub läßt zu, 
daß jemand mit ſeinen eigenen Aktien in einer beſtimmten 
Weiſe und mit den von ihm als Bevollmächtigtem ver⸗ 
tretenen Aktien anders ſtimme. Auch praktiſch kann eine ver⸗ 
ſchiedene Stimmabgabe desſelben Aktionärs von Bedeutung 
ſein, z. B. bei Wahlen, wo mehrere Kandidaten zur Wahl 
ſtehen. Im Geſetz findet die Anſicht Staubs keine Stütze. 
Wenn er ſich darauf beruft, daß das Stimmrecht nach den 
Aktienbeträgen ausgeübt wird, ſo beſagt das nichts gegen 
die oben vertretene Anſicht. Dieſer Satz bedeutet vielmehr 
nur, daß z. B. bei Aktien von verſchiedenem Nennwert die 
Aktienbeträge für die Bemeſſung des Stimmrechts von Be⸗ 
deutung ſind, daß z. B. 1200 ,-Aktien die doppelte Stimm⸗ 
berechtigung wie 600 -Aktien haben müſſen. Hält man 
hiergegen den erſten Satz des 8 252, daß jede Aktie das 
Stimmrecht gewähre, ſo bleibt nicht zweifelhaft, daß es ſich 
um ein ſelbſtändiges Stimmrecht einer jeden Aktie handelt, 
welches nicht dadurch gebunden werden kann, daß mehrere 
Aktien in einer Hand ſind. 

b) Eine vertragliche Bindung des Stimmrechts entweder 
gegen die Geſellſchaft oder gegenüber Dritten, aber ohne Ge⸗ 
währung beſonderer Vorteile, welch letztere gegen 8317 HGB. 
verſtoßen würde, iſt zuläſſig. So kann ſich z. B. der Über⸗ 
nehmer von Aktien verpflichten, während der Zeit der 
Bindung das Stimmrecht, falls übereinſtimmende Beſchlüſſe 
des Vorſtandes und Aufſichtsrates vorliegen, im Einklang mit 
dieſen auszuüben, andernfalls ſich aber der Abſtimmung zu 
enthalten (vgl. RG. 107, 67). 

Strafvorſchriften: 

Unbefugte oder vertragswidrige Anweſenheit bzw. Teil⸗ 


nahme an der GV. iſt nicht ſtrafbar, höchſtens als Haus⸗ 
friedensbruch. Dagegen iſt die Abſtimmung von Kautelen 
vierfacher Art umgeben. 

a) Wer ſich von einem Dritten beſondere Vorteile dafür 
gewähren oder verſprechen läßt, daß er bei einer Abſtimmung 
in der GV. in einem gewiſſen Sinne ſtimme oder an der 
Abſtimmung in der GV. überhaupt nicht teilnehme, wird mit 
Geldſtrafe bis zu 3000 Reichsmark oder mit Gefängnis bis 
zu einem Jahre beſtraft, ebenſo derjenige, der dieſe Vorteile 
gewährt oder verſpricht. Ob die übernommene Verpflichtung 
erfüllt wurde, iſt belanglos. 

Straflos bleibt die gegen Entgelt übernommene Ver⸗ 
pflichtung, in der GV. in gewiſſem Sinne zu ſprechen, oder 
die Verpflichtung, an der GV. und an der Abſtimmung teil⸗ 
zunehmen. 

Wird ein Entgelt überhaupt nicht verſprochen oder ge⸗ 
währt, ſo bleibt jede ſolche Tat ſtraflos. 

Dieſe Strafvorſchriften treffen nicht den Legitimations⸗ 
aktionär als ſolchen, ſelbſt wenn er für die Abſtimmung 
gewiſſe Vorteile erhält, denn hier wird nicht, wie in den 
Straffällen, der Aktionärwille gefälſcht, ſondern gerade der 
Aktionärwille ausgeführt, weil die in der Verſammlung Er⸗ 
ſchienenen das tun, was der hinter ihnen ſtehende wirkliche 
Aktionär will und in der Verſammlung ſelbſt getan hätte. 
Ahnliches gilt für den Bevollmächtigten. 

Doch dürfen weder der Bevollmächtigte, noch der Le⸗ 
gitimationsaktionär ſich von einem Dritten Vorteile ge⸗ 
währen oder verſprechen laſſen, weil dann die Strafvorſchrift 
auf ſie anwendbar wird. 

b) Wer die Aktien eines andern, zu deſſen Vertretung er 
nicht befugt iſt, ohne deſſen Einwilligung zur Ausübung des 
Stimmrechts in der GV. benutzt (z. B. der Bankier, der ohne 
Genehmigung ſeines Kunden deſſen Aktien als Legitimations⸗ 
aktionär vertritt), wird mit Geldſtrafe von 10 Reichsmark 
bis 30 Reichsmark für jede Aktie, jedoch nicht unter 1000 
Reichsmark beſtraft. 

Nachträgliche Zuſtimmung (Genehmigung) befreit nicht 
von Strafe. 

c) Die gleiche Strafe trifft denjenigen, welcher Aktien 
eines andern gegen Entgelt leiht und auf dieſe das Stimm⸗ 
recht ausübt, ſowie denjenigen, der durch Verleihen der 
Aktien hierzu wiſſentlich mitwirkt. 

d) Endlich iſt die Falſchausſtellung oder Verfälſchung 
von Hinterlegungsſcheinen, die zum Nachweis des Stimm⸗ 
rechts dienen ſollen, und der bewußte Gebrauch einer ſolchen 
Beſcheinigung zur Ausübung des Stimmrechts mit Gefäng⸗ 
nis bis zu einem Jahre und zugleich mit Geldſtrafe bis zu 
10000 Reichsmark bedroht. Dabei iſt die Zubilligung mil⸗ 
dernder Umſtände, aber auch die Aberkennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte zuläſſig. Vollendet iſt das Delikt auf ſeiten des 
Ausſtellers oder Fälſchers mit der Ausſtellung oder Fäl⸗ 
ſchung, auf ſeiten des Gebrauchenden erſt mit der daraufhin 
erfolgten Stimmabgabe. Die vorhergehenden Handlungen 
ſtellen lediglich einen Verſuch oder gar nur vorbereitende 
Handlungen dar und ſind nicht ſtrafbar. 


Das verfahren über die Eintragung der Nichtigkeit und Löſchung von Geſell⸗ 
ſchaften und Genoſſenſchaften wegen Unterlaſſung der Umſtellung nach der 
verordnung vom 2]. Mai 1920. 


Von Amtsgerichtsrat a. D. Theodor Cohn, Berlin. 


Die infolge der Währungszerrüttung aufgeſtellten Pa⸗ 
piermarkbilanzen boten ein falſches Bild von dem Status 
eines Unternehmens. Um eine neue, feſte, auf Wahrheit be⸗ 
ruhende Grundlage an Stelle jenes unrichtigen, ſchwankenden 
Fundaments der Papiermarkbilanzen für die Wirtſchaft zu 
ſchaffen, wurde durch die VO. über Goldbilanzen v. 
28. Dez. 1923 (VOG.) und die 2. Durch f VO. v. 28. März 
1924 (DO.) die Umſtellung der Papiermarkbilanzen der 
Aktiengeſellſchaften (Akt G.), der Kommanditgeſellſchaften auf 


Aktien N der Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung 
(Gmbh.) und eingetragenen Genoſſenſchaften (EG.) auf Gold⸗ 
mark⸗, jetzt Reichsmarkbilanzen geregelt ). Dieſe Umſtellung 
iſt aber bisher nicht von allen jenen Geſellſchaften und EG. 
bewirkt worden. Ein Zwang zur Umſtellung konnte auch bis⸗ 
her auf jene Geſellſchaften und EG. weder durch die DOG. 
noch durch die DO. ausgeübt werden, da in dieſen Verord⸗ 


1) Siehe auch den Aufſatz des Verfaſſers JW. 1924, 1067. 
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nungen eine Vorſchrift darüber nicht enthalten iſt, wann die 
die Umſtellung beſchließende Generalverſammlung (GV.) ſtatt⸗ 
zufinden hat, und demzufolge die Möglichkeit beſteht, die Um⸗ 
ſtellung auf unbeſtimmte Zeit hinauszuſchieben 1a). Ein ſolcher 
ungewiſſer Zuſtand liegt aber weder im volks⸗ noch im privat⸗ 
wirtſchaftlichen Intereſſe, das ſchleunigen Abſchluß der Um⸗ 
ſtellung verlangt. Die Beſeitigung dieſes ungewiſſen Zuſtandes 
bezweckt die auf Grund des § 20 VO. ergangene VO. über 
die Eintragung der Nichtigkeit und Löſchung von Geſellſchaf⸗ 
ten und Genoſſenſchaften wegen Unterlaſſung der Umſtellung 
v. 21. Mai 1926 (VO N.). Danach ſollten evtl. die bereits vor 
dem 1. Jan. 1924 gegründeten, in Betrieb geſetzten und Ver⸗ 
mögen beſitzenden Geſellſchaften und EG. als nichtig erklärt 
werden, wenn ſie bis zu einem beſtimmten Termin den Um⸗ 
ſtellungsbeſchluß nicht angemeldet haben. Ferner ſollen nach 
dieſer VON. die Geſellſchaften und EG. zur Löſchung ge⸗ 
bracht werden, die in der Inflationszeit gegründet und in das 
Handels⸗ bzw. Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen wurden, die 
aber infolge des durch die Inflation verlorenen Vermögens 
einen Geſchäftsbetrieb nicht mehr haben oder überhaupt nicht 
begonnen haben, bei denen alſo die Firma tatſächlich erloſchen 
und das Rechtsſubjekt nur noch dem Namen nach ohne mate⸗ 
rielle Grundlage im Handels⸗ bzw. Genoſſenſchaftsregiſter ein⸗ 
getragen iſt, die mithin jene Regiſter unnötig belaſten. 

Die auf Grund der VON. geregelten Verfahren ſind im 
einzelnen folgende: 

I. Nichtigkeitsverfahren von Geſellſchaften 
wegen nicht erfolgter Anmeldung des Umſtel⸗ 
lungsbeſchluſſes. 

1. Hat eine Akt G., K AG. oder GmbH. bis zum 
30. Sept. 1926 einen Beſchluß der GV. bzw. Ge⸗ 
ſellſchafterverſammlung über die Umſtellung 
nicht angemeldet, ſo hat ihr das Gericht eine angemeſ⸗ 
ſene Friſt unter Androhung der Eintragung der Nichtigkeit 
der Geſellſchaft zu beſtimmen 2). Die Friſtſetzung erfolgt zum 
Zwecke der Nachholung der Anmeldung?). Die diesbezügliche 
Verfügung wird dem geſetzlichen Vertreter der Geſellſchaft (Vor⸗ 
ſtand, Komplementar, Geſchäftsführer) zuzuſtellen ſein, da es 
ſich um eine Friſtſetzung handelt. Mit der Zuſtellung dieſer Ver⸗ 
fügung beginnt der Lauf der Friſt. Nach fruchtloſem Ablauf 
derſelben hat das Gericht dem geſetzlichen Vertreter eine weitere 
angemeſſene Friſt zur Geltendmachung eines Widerſpruchs 
gegen die beabſichtigte Eintragung der Nichtigkeit zu beſtim⸗ 
men “). Es iſt alfo eine doppelte Friſtſetzung notwendig, wenn 
die Eintragung der Nichtigkeit erfolgen ſolls). Die Setzung 
einer Friſt iſt auch hier zur Erhebung eines Widerſpruchs 
weſentlich. Sie bezweckt nämlich gleichfalls die Anmeldung 
des Umſtellungsbeſchluſſes herbeizuführen, ſolange die Nichtig⸗ 
keit nicht eingetragen iſt. In der Verfügung wird deshalb 
auch auf dieſe Möglichkeit ausdrücklich hinzuweiſen ſein ). 
Die Verfügung iſt gemäß § 16 Abſ. 2 FGG. der Geſell⸗ 
ſchaft bekanntzumachen. Das geſchieht aus dem vorgedachten 
Grunde gleichfalls durch Zuſtellung, mit der der Lauf der 
Friſt beginnt. 

Wird Widerſpruch, der an keine Form gebunden iſt, er⸗ 
hoben, ſo entſcheidet über ihn das Regiſtergericht. Hierzu iſt 
die Anberaumung eines Termins nicht erforderlich. Das Ge⸗ 
richt kann aber die Beteiligten zur Erörterung der Sache zu 
einem Termin laden?). Beim Ausbleiben der Vertreter der 


1a) Auch die Anmeldung des Umſtellungsbeſchluſſes zum Han⸗ 
delsregiſter kann, ſoweit die Hauptniederlaſſung in Frage kommt, 
durch Ordnungsſtrafen nicht erzwungen werden. 

2) 81 VON. 

3) Dies folgt aus SI Satz 2 VON., wonach die Nichtigkeit 
einzutragen iſt, wenn innerhalb der Friſt der Umſtellungs⸗ 
beſchluß nicht angemeldet wird. 

4) 81 Sat 2 VON; 8142 Abſ. 2 TEE. 

5) Dieſe erneute Friſtſetzung iſt wegen der Tragweite der 
drohenden Nichtigkeitserklärung als gerechtfertigt zu erachten. Die 
erneute Friſtſetzung zur Erhebung eines Widerſpruchs iſt auch dann 
notwendig, wenn etwa bereits gegenüber der erſten Feſtſetzung Wider⸗ 
ſpruch erhoben ift. Quaſſowski⸗Suſat, Goldmarkbilanz, 2. Auf- 
lage 816 Anm. III 2. 

6) Vgl. PrAllg Verf. v. 7. Nov. 1899, § 34. 

7) Vgl. 8134 FW. 
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Geſellſchaft kann die Entſcheidung nach Lage der Akten er⸗ 
folgen. Iſt der Widerſpruch verſpätet eingelegt, ſo ſind die 
etwa vorgebrachten Gründe wegen der großen Tragweite, die 
eine Löſchung von Amts wegen für das betroffene Unterneh⸗ 
men hat, und wegen des drohenden großen wirtſchaftlichen 
Schadens dennoch zu prüfen. 

Kommt das Gericht auf Grund der Prüfung zu der Über⸗ 
zeugung, daß ſeine Auffaſſung unrichtig iſt, oder iſt inzwiſchen 
die Anmeldung des Umſtellungsbeſchluſſes erfolgt, ſo hat das 
Gericht von der Eintragung der Nichtigkeit Abſtand zu neh⸗ 
mens). Erfolgt die Eintragung trotz der Heilung des Man⸗ 
gels infolge unterlaſſenen Widerſpruchs, ſo iſt gegen den Nich⸗ 
tigkeitsbeſchluß Beſchwerde zuläſſig s). Gibt das Gericht dem 
Widerſpruch ſtatt, ſo unterbleibt die angedrohte Eintragung 
der Nichtigkeit. Gegen den den Widerſpruch zurückweiſenden 
Beſchluß des AG. findet ſeitens der Geſellſchaft binnen zwei 
Wochen die ſofortige Beſchwerde ſtatt, über die das LG. als 
Beſchwerdeinſtanz entſcheidet, und zwar die Kammer für Han⸗ 
delsſachen, falls eine ſolche bei dem betreffenden LG. exi⸗ 
ſtiert 10). Wird der Widerſpruch von der Beſchwerdeinſtanz für 
begründet erachtet, ſo unterbleibt die Eintragung der Nichtig⸗ 
keit natürlich auch. 

Gegen die Entſch. des LG. als Beſchwerdeinſtanz findet 
die ſofortige weitere Beſchwerde ſtatt 11). Die letztere geht an 
das OLG. 12) (in Preußen an das KG. 18), in Bayern an das 
Obe G.). In Konfliksfällen iſt die Entſcheidung dem RG. zu 
überlaſſen 1%). 

Die Nichtigkeit darf erſt in das Handelsregiſter eingetra⸗ 
gen werden, wenn entweder ein Widerſpruch nicht erhoben 
oder dieſer rechtskräftig zurückgewieſen und der Umſtellungs⸗ 
beſchluß auch bis zur Rechtskraft des Nichtigkeitsbeſchluſſes 
noch nicht angemeldet iſt, und zwar ohne Rückſicht darauf, 
ob die Umſtellung beſchloſſen iſt oder nicht. Solange aber die 
Nichtigkeit nicht eingetragen iſt, kann die Anmeldung des 
Umſtellungsbeſchluſſes noch erfolgen. 

Die nach 8 1 VON. eingetragene Nichtigkeit iſt vom Re⸗ 
giſtergericht öffentlich bekanntzumachen 15). 

Die Eintragung der Nichtigkeit kann auch in erſter In⸗ 
ſtanz von dem dem Regiſtergericht übergeordneten LG. ver⸗ 
fügt werden 16). Es entſcheidet die Kammer für Handelsſachen, 
falls eine ſolche bei dem betreffenden LG. exiſtiert 2). Das 
LG., das hier als erſte Inſtanz entſcheidet, darf aber auch 
nicht ſofort die Eintragung der Nichtigkeit anordnen, ſondern 
hat zunächſt der Geſellſchaft eine angemeſſene Friſt unter An⸗ 
drohung der Eintragung der Nichtigkeit zu beſtimmen. Die 
Friſtſetzung erfolgt auch hier zum Zwecke der Nachholung 
der Anmeldung. Das nun folgende Verfahren iſt dasſelbe, 
wie das eben dargeſtellte beim AG. mit der Maßgabe, daß 
gegen den den Widerſpruch zurückweiſenden Beſchluß des LG. 
als erſten Inſtanz die ſofortige Beſchwerde s) an das OLG. 
(in Preußen an das KG., in Bayern an das Ob.) ſtatt⸗ 
findet, daß in Konfliktsfällen §S 28 Abſ. 2, 3 FGG. zur Ans» 
wendung kommt und die weitere Beſchwerde in dieſem Falle 
ausgeſchloſſen iſt 15). 

Iſt die Nichtigkeit der Geſellſchaft eingetragen, ſo finden 
gemäß § 311 HGB. bzw. $ 77 GmbHG. zum Zwecke der Ab» 
wickelung ihrer Rechtsverhältniſſe die für den Fall ihrer Auf⸗ 
löſung geltenden Vorſchriften über die Liquidation entſpre⸗ 
chende Anwendung, vorausgeſetzt, daß Vermögen vorhanden 
iſt. Die Geſellſchaft beſteht alſo trotz ihrer Nichtigkeit noch als 
Liquidationsgeſellſchaft fort und iſt rechts⸗ und parteifähig, 


8) Vgl. 8 18 Fc. 

6 820 FG. 

10) 8100 GG.; 8 30 Abſ. 1 Satz 2 JG. 
11) 829 Abſ. 2 Fchch. 

12) 8828 Abſ. 1, 199 Fc. 

18) Art. 7, 8 PrAusf®. z. GVG. 

14) 828 Abſ. 2, 3 F§cG. 

15) 810 HGB. 

16) § 143 Abſ. 1 FGG. 

17) 88 143 Abſ. 1, 30 Abſ. 1 Satz 2 FGO. 
18) Vgl. KG. in RJ A. 11, 193. 

10) 8143 FGG. 
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ſoweit es die Liquidationszwecke erfordern 20). Sie iſt durch 
100 Liquidatoren im rechtsgeſchäftlichen Verkehr handlungs⸗ 
fähig. 

Liquidatoren werden die bisherigen geſetzlichen Vertreter 
(Vorſtandsmitglieder, Komplementare, Geſchäftsführer), wenn 
nicht durch den Beſchluß der GV. bzw. der Geſellſchafterver⸗ 
ſammlungen oder durch den Geſellſchaftsvertrag andere Liqui⸗ 
datoren beſtellt find bzw. werden. Dieſe find als ſolche zum 
Handelsregiſter anzumelden. Sie haben die Firma nebſt 
Namensunterſchrift bzw. nur die Unterſchrift zur Aufbewah⸗ 
rung bei dem Gericht zu zeichnen 21). 

Das Gericht kann die Liquidatoren auf ihren Antrag von 
der Verpflichtung zur Bekanntmachung der Auflöſung und 
Aufforderung der Gläubiger zur Anmeldung ($ 297 HGB.) 
befreien, ſofern glaubhaft gemacht wird, daß die Koſten der 
Bekanntmachung durch das vorhandene Vermögen nach Ab⸗ 
zug der Verbindlichkeiten nicht gedeckt wurden 21a). 

Iſt die Liquidation der nichtig gewordenen Geſellſchaft 
beendigt, ſo haben die Liquidatoren das Erlöſchen der Geſell⸗ 
ſchaftsfirma zur Eintragung in das Handelsregiſter anzumel⸗ 
den 22). Die Anmeldung iſt durch Ordnungsſtrafe vom Re⸗ 
giſtergericht erzwingbar 2s). Das Erlöſchen der Firma iſt in 
das Handelsregiſter einzutragen und zu publizieren ?⸗). Erfor⸗ 
derlichenfalls erfolgt die Eintragung des Erlöſchens der Firma 
von Amts wegen 28). 

Von der erfolgten Löſchung hat das Gericht der Haupt⸗ 
niederlaſſung das Gericht einer jeden Zweigniederlaſſung 
zwecks Eintragung der Löſchung von Amts wegen zu benach⸗ 
richtigen. Dem Regiſterrichter der Zweigniederlaſſung ſteht 
die Einleitung des Löſchungsverfahrens nicht zu. Er kann den 
Regiſterrichter der Hauptniederlaſſung nur auf den Mangel 
aufmerkſam machen. 

Wie verhält es ſich nun aber, wenn die Anmeldung des 
Umſtellungsbeſchluſſes rechtzeitig erfolgt, der Beſchluß aber 
weſentliche Erforderniſſe, ſei es formeller oder materieller Art, 
nicht erfüllt, wenn z. B. in dem Beſchluß das Kapitalentwer⸗ 
tungslonto auf mehr als neun Zehntel des Eigenkapitals be⸗ 
meſſen wäre? Hier liegt die Verletzung einer zwingenden Vor⸗ 
ſchrift vor 28). Die Anmeldung eines ſolchen Beſchluſſes würde 
den geſetzlichen Erforderniſſen nicht genügen und kann demzu⸗ 
folge als Anmeldung eines Umſtellungsbeſchluſſes i. S. des 
Geſetzes nicht gelten. Die oben erwähnten angedrohten Rechts⸗ 
folgen würden mithin durch eine ſolche Anmeldung nicht be⸗ 
ſeitigt werden?“). Die Sachlage iſt in dieſem Falle gleich der, 
in der ein Umſtellungsbeſchluß nicht zur Anmeldung ge⸗ 
langt iſt. 

2. Iſt am 30. Sept. 1926 die Friſt für die Auf⸗ 
ſtellung der Reichsmarkeröffnungsbilanzes) noch 
nicht abgelaufen?s), fo iſt das zu 1 dargeſtellte Nichtig⸗ 
keitsverfahren erſt dann einzuleiten, wenn der Umſtellungs⸗ 
beſchluß innerhalb drei Monaten nach Ablauf der Friſt nicht 
angemeldet iſt 30). 

II. Löſchungsverfahren bei den in der In⸗ 
flationszeit gegründeten Geſellſchaften, die in- 
folge des durch die Inflation verlorenen Ver⸗ 
mögens einen Geſchäftsbetrieb nicht mehr haben 
oder überhaupt nicht begonnen haben. 

1. Ruht der Geſchäftsbetrieb einer Akt G., 
AKG. oder GmbH. ſeit dem 1. Jan. 1924 oder, 
wenn die Geſellſchaft erſt nach dieſem Zeitpunkt 
errichtet iſt, ſeit der Errichtung und iſt Vermögen 
der Geſellſchaft nicht vorhanden, ſo hat das Gericht 


20) RG. 59, 325. Auch der Konkurs kann über die Liqui⸗ 
dationsgeſellſchaft eröffnet werden. JW. 1904, 50. 

21) 88 295, 296 HGB.; 88 77 Abſ. 1, 67 Abf. 4, 63 Gm. 

21a) VO. über die Einſchr. öffentlicher Bek. v. 14. Febr. 1924. 

22) 8302 HGB.; § 13 Gib G.; 88 6, 29, 31 HGB. 

28) 8302 Abſ. 1, 14 HGB.; 878 GmbHG. 

24) 810 GB. 

25) 832 Abſ. 2 HGB.; 8 141 FG. 

26) § 6 VON. 

27) Quaſſowski⸗Suſat a. a. O. 8 16 Anm. II 1. 

26) 82 VO. 

25) Dies kann der Fall fein, wenn dieſe Friſt gemäß § 2 Abſ. 2 
Satz 2 POG., § 2 Abſ. 4 DO. durch das Gericht verlängert iſt. 

30) § 1 Abſ. 2 VON. 
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die Geſellſchaft ohne Rückſicht darauf, ob die Umſtellung be- 
ſchloſſen iſt oder nicht, von Amts wegen zu löſchen, wenn nicht 
bis zum 30. Sept. 1926 ein Beſchluß über die Umſtellung an⸗ 
gemeldet iſt s). Dies Löſchungsverfahren kann auf Anzeige 
und von Amts wegen eingeleitet werden. In beiden Fällen 
muß das Gericht aber wegen der großen Tragweite, die eine 
Löſchung von Amts wegen für das betroffene Unternehmen 
hat, und wegen des drohenden wirtſchaftlichen Schadens zu⸗ 
nächſt feſtſtellen, ob die Vorausſetzungen des § 2 Abſ. 1 Satz 1 
VON. vorliegen. Zu dieſem Zweck hat es vor Erlaß einer 
Verfügung gemäß § 12 FGG. von Amts wegen die zur Feſt⸗ 
ſtellung der angegebenen Vorausſetzungen erforderlichen Er⸗ 
mittelungen zu veranſtalten und die geeignet erſcheinenden 
Beweiſe aufzunehmen, wobei es in keiner Weiſe an die An⸗ 
zeige oder etwaigen Anträge von Beteiligten gebunden iſt und 
demzufolge etwaige Anträge ganz außer Betracht laſſen oder 
auch weiter gehen kann, als die Anträge es verlangen. Er iſt 
verpflichtet, über alle erheblichen Tatſachen und etwaigen 
Widerſprüche weitere Ermittelungen zu veranſtalten. Es kann 
auch den Beteiligten ſelbſt hören, ſich evtl. die Handelsbücher, 
Fakturen, Mietsverträge, Gewerbeſteuerquittungen vorlegen 
laſſen. Es kann auch Zeugen und Sachverſtändige vernehmen 
und Behörden, z. B. Polizei⸗ und Gemeindebehörden, um Aus⸗ 
kunft erſuchen. Die Organe des Handelsſtandes, insbeſondere 
die Induſtrie- und Handelskammern, find ſogar verpflichtet, 
die Gerichte hierbei zu unterſtützen, und berechtigt, Anträge auf 
Einleitung des Löſchungsverfahrens zu ſtellen ??). Die VON. 
ſchreibt ausdrücklich vor, daß vor der Löſchung die zuſtändige 
amtliche Berufsvertretung des Handelsſtandes zu hören iſt 89. 

Hat das Gericht auf Grund der ſtattgehabten Ermittelun⸗ 
gen die Überzeugung gewonnen, daß ein Grund zum amtlichen 
Einſchreiten vorliegt, ſo hat es zunächſt die Abſicht der Lö⸗ 
ſchung den geſetzlichen Vertretern der Geſellſchaft, ſoweit deren 
Perſon und Aufenthalt bekannt iſt, nach den für die le 
lung von Amts wegen geltenden Vorſchriften der ZPO. und 
außerdem durch Einrückung in den für die Bekanntmachungen 
des betreffenden Handelsregiſters beſtimmten Blättern be⸗ 
kanntzugeben. Die Bekanntmachung kann auch noch in weite⸗ 
ren Blättern angeordnet werden. In der Bekanntmachung iſt 
eine 01 zur Geltendmachung eines Widerſpruchs zu beſtim⸗ 
mens“). 

Sind die Perſonen der geſetzlichen Vertreter oder deren 
Aufenthalt nicht bekannt, ſo wird die Friſt nach Analogie von 
§ 16 Abſ. 2 FGG. mit § 206 ZPO. vom Ablauf eines Mo⸗ 
nats ſeit der letzten Einrückung zu berechnen ſein. 

Zur Erhebung des Widerſpruchs iſt jeder berechtigt, der 
an der Unterlaſſung der Löſchung ein berechtigtes Intereſſe 
hat; dahin gehören die geſetzlichen Vertreter der Geſellſchaft, 
jeder Aktionär bzw. Geſellſchafter und jeder Gläubiger der Ge⸗ 
ſellſchaft 5). Das Widerſpruchsverfahren iſt dasſelbe wie zu 
J 1 beim AG. 

Die Löſchung darf erſt im Handelsregiſter bewirkt wer⸗ 
den, wenn Widerſpruch nicht erhoben oder wenn die den 
Widerſpruch zurückweiſende Entſcheidung rechtskräftig gewor⸗ 
den 36). Solange die Löſchung nicht erfolgt iſt, kann die An⸗ 
meldung des Umſtellungsbeſchluſſes noch wirkſam erfolgen, ſo 
daß dann die Löſchung nicht ſtattfindet. 

Die eingetragene Löſchung iſt vom Regiſtergericht öffent⸗ 
lich bekanntzumachen 3°). 

Eine Liquidation findet im Falle der Löſchung nicht 
ſtatt, da auf Grund des § 2 VON. anzunehmen, daß kein 
Vermögen in dieſem Falle bei den Geſellſchaften vorhanden. 
Stellt ſich aber nach der Löſchung das Vorhandenſein von 
Vermögen heraus, das der Verteilung unterliegt, ſo findet die 
Liquidation ſtatt; die Liquidatoren ſind auf Antrag eines Be⸗ 
teiligten durch das Gericht zu ernennen 58). Ihre Eintragung 
in das Handelsregiſter erfolgt von Amts wegen. Die Li⸗ 
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quidatoren haben die Firma nebſt ihrer Namensunterſchrift, 
bzw. nur ihre Unterſchrift, zur Aufbewahrung bei dem Gericht 
zu zeichnen e). Über die Anmeldung des Erlöſchens der Ge⸗ 
ſellſchaftsfirma durch die Liquidatoren evtl. die Eintragung 
des Erlöſchens dieſer Firma von Amts wegen ſiehe unter I 1. 
Kann das Löſchungsverfahren nicht durchgeführt werden, weil 
der Widerſpruch für begründet erachtet worden, und erfolgt 
trotzdem die Anmeldung des Umſtellungsbeſchluſſes nicht, ſo 
hat das Gericht das zu 11 dargeſtellte Nichtigkeitsverfahren 
einzuleiten. 8 1 VON. 

2. Iſt am 30. Sept. 1926 die Friſt für die Auf⸗ 
ſtellung der Reichsmarkeröffnungsbilanz noch 


9) 8 296 Abſ. 3 und 4 GB.; 88 68 Abſ. 3, 67 Abf. 4 
Gmb. 


nicht abgelaufen, fo iſt das zu II1 dargeſtellte Löſchungs⸗ 
verfahren erſt einzuleiten, wenn ein Umſtellungsbeſchluß inner⸗ 
halb drei Monaten nach Ablauf der Friſt nicht angemel⸗ 
det iſt ze a). 

III. Nichtigkeit und Löſchung von Genoſſen⸗ 
ſchaften. Das zu und II dargeſtellte Nichtigkeits⸗ bzw. Lö⸗ 
ſchungsverfahren findet auf EG. mit dem Maßſtabe entſpre⸗ 
chende Anwendung, daß bei Genoſſenſchaften, die einem Revi⸗ 
ſionsverbande angeſchloſſen ſind, vor der Löſchung der Genoſ⸗ 
ſenſchaft nach Nr. II der betreffende Reviſionsverband an Stelle 
der Bin Berufsvertretung des Handelsſtandes zu hören 
iſt 0). 


29 a) 8 2 Abſ. 4 VON. 
40) §8 4 VON. 
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Ehrenberg: Handbuch des geſamten Handelsrechts. 5. Band, 
I. Abteilung, 1. Hälfte, 1. Lieferung. Viertes Kapitel: Ge⸗ 
ſchäfte der kaufmänniſchen Mittelsperſonen. Erſter 
Abſchnitt: Der Handlungsagent von Walter Schmidt⸗ 
Rimpler. Zweiter Abſchnitt: Der Handelsmakler von 
Ernſt Heymann !). Leipzig 1926. O. R. Reisland. Preis 


24 . 

Die früheren Bände des Ehrenberg ſchen Handbuchs habe ich 
in 22.1919, 397—400 eingehend beſprochen. Ich darf auf die Be⸗ 
trachtung des ganzen Werkes au dieſer Stelle verweiſen. Auch auf 
den Verſuch, die Charakterzüge der einzelnen Verfaſſer und ihrer Ar⸗ 
beiten hervorzuheben. Das jetzt vorliegende Buch iſt, wenn es auch 
als Teil eines Teiles ſich bezeichnet, doch wieder ein ſtattlicher Band 
von 476 Druckſeiten. Er reiht ſich würdig den Vorgängern an. Man 
wäre zuerſt geneigt, zu fragen, ob nicht gerade dieſe beiden Themen 
(Handelsagenten und Handelsmakler) mehr ein Stoff für Prak⸗ 
tiker, ſtatt für Profeſſoren waren. Hat man aber dieſe Arbeit ge⸗ 
leſen, ſo erkennt man, daß nur ein Gelehrter eine Arbeit dieſer Art 
ſchaffen kounte, freilich in jedem Falle einer, der das Leben mit kla⸗ 
rem Auge betrachtet und es, während er das Geſetz analyſiert, an 
ſich vorbeifluten ſieht. Es iſt kennzeichnend für beide Abſchnitte, 
daß in jedem eine Unterſuchung über die wirtſchaftliche Bedeutung des 
behandelten Rechtsinſtituts eingefügt iſt (S. 39 ff., 353 ff.). Beide Ver⸗ 
fafjer verfolgen die von ihnen dargeſtellte Hilfsperſon in die feinſten 
Veräſtelungen des Verkehrsrechts (S. 38, 217, 266 u. 367 ff.). Beide 
geben einen Überblick nicht nur über die geſchichtliche Entwicklung, 
ſondern auch über das Recht des Auslandes (S. 54 ff., 343 ff.). Dar 
durch weitet ſich der Blick über die heimiſchen Grenzen. Die im deut⸗ 
ſchen Geſetz geregelten Formen haben ihre Vorbilder oder Parallelen 
in fremden Gebieten. Der Blick der Bearbeiter dringt in die minu⸗ 
tiöſeſten Einzelheiten. Aber er kommt von einer hohen Warte. 

Ich habe beide Verfaſſer zuſammen beſprochen. Dazu führte nicht 
nur die Ahnlichkeit des Stoffes. Auch das aus ihrer Hand hervor⸗ 
gegangene Werk zeigt die gleiche Geſtalt. Die gleiche Anregung fließt 
aus beiden. Vom alten J. G. Seume wird erzählt, daß er zwei Damen 
eine Roſe überreichte mit den Worten: „Ich glaube Sie zu ehren, 
indem ich Ihnen beiden zuſammen eine Roſe gebe.“ 

Ru. Dr. Max Hachenburg, Mannheim. 


Handelsgeſetzbuch mit Nebengeſetzen mit Einſchluß der Be⸗ 
ſtimmungen über Wechſel⸗, Scheck- und ſonſtiges Wert⸗ 
papierrecht, Geld⸗, Bank⸗ und Börſenrecht nebſt Induſtrie⸗ 
belaſtung ſowie Verſicherungsrecht. Syſtematiſche Sammlung 
der handelsrechtlichen Geſetzgebung des Deutſchen Reiches. 
Textausgabe mit Verweifungen und Sachregiſter heraus⸗ 
gegeben unter Mitwirkung von Dr. Fritz Cahn Garnier, 
Syndikus und Beigeordneter der Stadt Mannheim, von 
Dr. Heinrich Hoeniger, Profeſſor der Rechte in Freiburg i. Br. 
Mannheim, Berlin, Leipzig 1927. Verlag J. Bensheimer. 
Sammlung deutſcher Geſetze Bd. 125. Preis geb. 15 . 


Ein Teil der trefflichen Geſetzesausgaben des Bensheimerſchen 
Verlages, nach den bewährten Grundſätzen bearbeitet, nach denen 
andere Geſetze — insbeſ. das BGB. — mit ihren Nebengeſetzen zu⸗ 
ſammengeſtellt wurden; Verweiſungen auf Abänderungen und Ergän⸗ 
zungen! Nebengeſetze in ſyſtematiſcher Anordnung! Sonderabſchnitte 
für Sondermaterien (Recht der Wertpapiere, Wechſel⸗, Scheckrecht, 


1) S. anch JW. 1926, 2052. 
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Geld⸗, Bank⸗, Börſen⸗, Verſicherungsrecht, von denen der ſechſte Titel: 
Zwiſchenſtaatliche Schiedsklauſel beſonders bemerkenswert iſt)! ein 
praktiſch gearbeitetes alphabetiſches Sahrefliter! Kurz alles, was für 
eine derartige Ausgabe verlangt werden kann und ihre Benutzung er⸗ 
leichtert. M. 


Handelskammern und Handelsregiſter in der Rechtſprechung 
ſeit dem Jahre 1800. Im Auftrage der Induſtrie⸗ und 
Handelskammer zu Berlin vormals bearbeitet von Dr. Otto 
Sobernheim. Zweite, völlig neubearbeitete Auflage von 
Dr. Walter Strauß, juriſtiſchem Hilfsarbeiter bei der 
Induſtrie⸗ und Handelskammer zu Berlin. Berlin 1926. 
Verlag Liebheit & Thieſen, Berlin. 

Mit der Herausgabe dieſer Zuſammenſtellung hat ſich die In⸗ 
duſtrie⸗ und Handelskammer zu Berlin ein außerordentliches Ver⸗ 
dienſt erworben. Niemand, der in der Praxis als Anwalt, Richter 
oder Induſtrieller mit dem Firmenrecht und den verwandten Materien 
des Warenzeichenrechts und Wettbewerbsrechts zu tun hat, aber auch 
niemand, der wiſſenſchaftlich daran arbeitet oder als Volkswirt den 
Gang der Rechtsentwicklung verfolgt, wird das reiche Material ent⸗ 
behren können, welches in dieſem Werk niedergelegt iſt, und zwar in 
muſtergültig klarer, ſyſtematiſch geordneter Anordnung. Die Bedeu⸗ 
tung des Werkes fordert, daß noch eingehender auf ſeinen Inhalt zu⸗ 
rückgekommen wird. Zunächſt möge dieſe kurze Anzeige genügen. 

M. 


B. Manaſſe: Die Praxis der Geſchäftsgründung. Berlin⸗ 
Wien 1926. Induſtrieverlag Spaeth & Linde. 163 S. 
Preis geb. 4,80 h. 

„Das Buch iſt keine juriſtiſche Arbeit, ſondern gibt Kenntniſſe 
und Erfahrungen wieder, die ſich der gebildete Laie zu eigen machen 
kann.“ Mit dieſen Worten der Einleitung kennzeichnet der Verf. 
ſelbſt ſein Buch in treffender Weiſe. Sein Schwerpunkt liegt in den 
Anſchauungen eines Wirtſchaftskenners. Je mehr die Bedeutung der 
Wirtſchaft für Rechtswiſſenſchaft und Rechtspflege erkannt wird, deſto 
willkommener werden ſolche Betrachtungen des erfahrenen Prak- 
tiker3 ſein. Manaſſe unterwirft alle Unternehmungsformen von 
der Einzelfirma bis zur Kommanditgeſellſchaft auf Aktien einer 
Prüfung. Er gibt dabei den Inhalt des Geſetzes. An dieſen ſchließt 
er ein Vertragsformular. Bei weitem wertvoller aber iſt die wirt⸗ 
ſchaftliche Erörterung, die den Mitteilungen über das Geſetz und 
dem Vertragsbeiſpiel vorangehen. Die Rechtsvorſchriften werden nur 
in ganz knapper Form wiedergegeben. Hier kann der Verf. ſchon 
aus dieſem Grunde nichts Neues bieten. Auch die Vertragsformulare 
finden ſich ſonſt in deren Sammlungen. Sie können auch nur als 
Beispiele dienen. Die Fülle des Lebens können jie nicht ausſchöpfen. 
Geſellſchaftsverträge find keine Konfektionsware. Sie müſſen jeweils 
nach Maß dem lebenden Körper angepaßt werden. So iſt in dem Formular 
für die OffHG. für den Todesfall die Fortſetzung der Geſellſchaft durch 
die Erben beſtimmt. Verbunden damit iſt ein auch bei beſtehender Ge⸗ 
ſellſchaft dem einen Geſellſchafter eingeräumtes Recht, das Geſchäft 
jederzeit zu übernehmen. Das iſt ein Spezialfall. Es entſpricht 
in der Regel der Auffaſſung der Parteien nicht. Wie denn gerade die 
Fälle der Beendigung der Geſellſchaft durch Kündigung oder Tod der 
beſonders ſorgſanten individuellen Behandlung bedürfen. Auch bei 
der GmbH. muß bei einer kleinen Zahl von Geſellſchaftern die An⸗ 
näherung an die intern gewollte OHG. im Geſellſchaftsvertrag je 
nach den beſonderen Umſtänden erfolgen. MWanaſſe ſelbſt iſt ſich 
deſſen auch wohl bewußt. „Die Vertragsſormung grundlegender Ab⸗ 
machungen darf, mit Ausnahme der einfa en Vorgänge, nicht ohne 
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Zuziehung des Rechtsanwaltes erfolgen.“ Damit gibt er ſelbſt den 
Fingerzeig, wie die Vertragsformulare zu benützen ſind. Sie dienen 
im Buche zur Illuſtrierung der wirtſchaftlichen Belehrung. Dieſe aber 
bietet jedem, dem Juriſten wie dem Kaufmanne, dem Praktiker 
wie dem Schriftſteller, eine Fülle von Anregungen. Die jtarren 
Rechtsregeln erhalten wieder Leben. Sie ſind der Ausfluß der wirt⸗ 
ſchaftlichen Bedürfniſſe des Lebens. Bei jeder der möglichen Geſell⸗ 
ſchaftsarten ſind die Beweggründe, die zur Wahl der einen oder 
anderen führen können, ſcharf herausgehoben. Dazu auch Mah⸗ 
nungen und Warnungen, die aus einer reichen Lebenserfahrung 
quillen. Sehr richtig iſt die Bemerkung über den Einfluß der Frauen 
zweier Sozien auf das Gedeihen oder das Zerſtören der Zuſammen⸗ 
arbeit. Leider weiß auch der Verf. kein Hilfsmittel gegen den unheil⸗ 
vollen Einfluß der Frauen. Auch die Beobachtung, daß bei der 
Gmbh. von zwei Geſellſchaftern mit je 50% Beteiligung bei ſpäteren 
Differenzen durch die Stimmengleichheit das Geſchäft gelähmt wird, 
Kann ich beſtätigen. Nur verſagt das angegebene Hilfsmittel, 20% 
durch einen Treuhänder übernehmen zu laſſen, der das Zünglein 
an der Wage bildet, in den meiſten Fällen. Man mag eine noch ſo 
hohe Meinung von dem im Verbande deutſcher Treuhand⸗ u. Revi⸗ 
ſionsgeſellſchaften e. V. oder dem Reichsbund Deutſcher Treuhand⸗ 
AktG. zuſammengeſchloſſenen Treuhandgeſellſchaften (S. 60) haben. 
Daß ſie bei einer Spaltung der Intereſſen der beiden gleichgeſtellten 
Geſellſchafter den Frieden herſtellen oder das Geſchäft durch ihren 
Schiedsſpruch vor einer Lahmlegung behüten können, iſt doch nicht 
wahrſcheinlich. In ſolchen Fällen muß man bedenken, daß die beiden 
Geſellſchafter mit gleicher Beteiligung ſich innerlich wie zwei Mit⸗ 
glieder der OHG. gegenüberſtehen. Auch dieſe verträgt ein Wider⸗ 
ſtreben der beiden Willensrichtungen auf die Dauer nicht. Der Ge⸗ 
ſellſchaftvertrag der GmbH. kann nur für die wichtigſten Fälle, Bi⸗ 
lanzerrichtung, Ernennung von Geſchäftsführern uſw. fürſorgende Maß⸗ 
nahmen treffen. Man ſieht aus dieſen wenigen Bemerkungen, wie 
gerade der Juriſt zum Nachdenken durch die wirtſchaftlichen Betrach⸗ 
tungen angeregt wird. Werden ſie ihm in einer ſtiliſtiſch ſo au⸗ 
ſprechenden Form geboten, fo nimmt er die Gabe doppelt dankbar an. 
RA. Dr. Max Hachenburg, Mannheim. 


Dr. jur. Helmut Möhring: Die Generalverſammlung der 
Aktiengeſellſchaft und die Oppoſition. Frankenſtein 
i. Schleſ. 1926. Verlag E. Philipps Buchhandlung Gmbh. 
Preis broſch. 8 , geb. 10 h. 


Das klar und verſtändig geſchriebene Buch will wie frühere Ar⸗ 
beiten des Verf. aus dem Gebiete des Aktienrechts nicht dem Juriſten, 
ſondern dem Kaufmann, dem Werksdirektor, dem Aufſichtsrats⸗ 
mitgliede, dem Aktionär dienen. Dieſen Zweck erreicht es im weſent⸗ 
lichen. Vollkommener würde es ihn erreichen, wenn es ſein im Vor⸗ 
wort angekündigtes Programm, ſich abſichtlich fern von der Erörte⸗ 
rung juriſtiſcher Streitfragen und Probleme zu halten, durchgeführt 
hätte. Der Verſuchung ſolcher Erörterung, welche für den als Leſer 
gedachten intereſſierten Laien wertlos iſt, ja verwirrend und gefährlich 
werden kann, iſt der Verf. mehrfach und ausgiebig unterlegen, fo bei 
Behandlung der Fragen, wann Nichtigkeit, wann bloße Anfechtbarkeit 
eines Generalverſammlungsbeſchluſſes vorliegt (S. 163 ff.), wem die 
Anfechtungsklage zuzuſtellen iſt (S. 177), was man unter Sonder⸗ 
rechten zu verſtehen hat (S. 43 ff.). Andererſeits werden vielfach Sätze 
aufgeſtellt, ohne daß dem Leſer gejagt wird, daß fie höchſt beſtrittene 
Theſen darſtellen, z. B. daß der Einzelaktionär die Einberufung der 
Generalverſammlung ſowie die Verhinderung der Ausführung un⸗ 
geſetzlicher Generalverſammlungsbeſchlüſſe im Prozeßwege erzwingen 
könne (S. 108/10), daß geſetzlich die Einberufung der Generalverſamm⸗ 
lung ſtets durch ſämtliche Vorſtandsmitglieder erfolgen müſſe (S. 126). 
Aufgefallen iſt mir u. a., daß auf S. 141 ausgeführt wird, daß eine 
Erklärung der Eröffnung der Generalverſammlung nicht notwendig ſei, 
S. 142 dagegen, daß die Feſtſtellung, daß die Generalverſammlung er⸗ 
öffnet wird, zu den Obliegenheiten des Vorſitzenden gehöre, ferner, daß 
der Verf. in der bekannten Hueck ſchen Abhandlung (Anfechtbarkeit 
und Nichtigkeit von Generalverſammlungsbeſchlüſſen) eine genaue For⸗ 
mulierung der Ergebniſſe vermißt, S. 167 aber die von Hueck unter 
drei Nummern ſcharf formulierten Ergebniſſe wiedergibt. Von der 
bei dem Charakter des Buches zu billigenden Enthaltſamkeit von 
Zitaten hätte dasſelbe da ſich freimachen müſſen, wo es eine Be⸗ 
griffsbeſtimmung, wie ©. 31 die der Generalverſammlung, fait wörtlich 
aus einem anderen Werke übernimmt. 

IR. Hugo vorrwitz, Berlin. 


Dr. Paul Gieſecke: Das Aktienſtimmrecht der Banken. 
Berlin 1926. Carl Heymann Verlag. 55 Seiten. Preis 3. . 


Es iſt zu bedauern, daß das Gebot der Sparſamkeit im Raume 
der IW. kein ſachliches Eingehen auf den Inhalt der Schrift geitattet. 
Vielleicht dient die kurze Anzeige noch mehr zu ihrer Verbreitung 
als eine eingehende kritiſche Wirdigung ihrer Ergebniſſe. Wer ſich 
für das Aktienrecht und die Frage der Reform intereſſiert, darf an 
Arbeiten wie der vorliegenden nicht vorbeigehen. Sie gibt für einen 


beſonders heiß umſtrittenen Punkt, das Stimmrecht der Banken aus 
den bei ihnen hinterlegten Aktien mittels Legitimationsübertragung, 
ein vollſtändiges Bild der wirtſchaftlichen und rechtlichen Lage. Dann 
ſchließt ſich der Überblick über die Geſetzgebung des Auslandes an. 
Auf dieſer Baſis erfolgt dann die „Kritik am Bankenſtimmrecht“. 
Die drei dabei in Frage kommenden Probleme werden ſcharf aus⸗ 
einandergehalten, das depotrechtliche, das techniſch⸗aktienrechtliche und 
das materiell⸗aktienrechtliche. Die Möglichkeit einer Reform des 
Bankenſlimmrechts „im Rahmen des geltenden Altienrechts“ er⸗ 
ſcheint im weſentlichen negativ. Nur für die techniſch⸗aktienrechtlichen 
Fragen, die Verhütung der Umgehung des Stimmverbotes, könnte 
das Vorbild Schwedens in Betracht kommen. Das iſt die Verſiche⸗ 
rung des Inhabers, der zu der Generalverſammlung Aktien auf 
eigenen Namen anmeldete, daß er wirklicher Eigentümer iſt und das 
Eigentum auch nicht mit der Verpflichtung der Rückgabe der Aktien 
zur Umgehung der Vorſchriften über das Stimmrecht erworben hat. 
Sie iſt auf Antrag einer Minderheit von 10% des in der General⸗ 
verſammlung vertretenen Kapitals ſchriftlich abzugeben. Aber würde 
hier nicht das Kind mit dem Bade ausgeſchüttet? Muß die Legiti⸗ 
mationsübertragung völlig verboten werden? 
RA. Dr. Max Hachenburg, Mannheim. 


Dr. Helmut Möhring: Aktienrechtliche Neichsgerichtsent⸗ 
ſcheidungen. Frankenſtein i. Schl. 1926. E. Philipps Buch⸗ 
handlung GmbH. 167 Seiten. Preis 8 h. 


Die Arbeit gibt Ausſchnitte aus Urteilen des NG. nach einem 
beſonderen Syſtem geordnet. Dieſes beginnt mit aktienrechtlichen 
Grundbegriffen und endet mit dem Untergang der Alktiengeſellſchaft. 
Der Verfaſſer wendet ſich mit dieſer Art an den Kaufmann. Die rein 
wiſſenſchaftliche Fachliteratur trage dem Bedürfnis des mit der Arbeit 
überlaſteten und juriſtiſch nicht geſchulten Werksdirektors und Auf⸗ 
ſichtsratsmitglieds nach Knappheit und leichter Verſtändlichkeit nicht 
genügend Rechnung. Das iſt wohl richtig. Daraus folgt aber nicht, 
daß Vorſtand und Aufſichtsrat einer Aktiengeſellſchaft mit den Aus⸗ 
zügen aus reichsgerichtlichen Erkenntniſſen viel anfangen können. 
Hierzu gehört noch weitmehr als zu einer Benutzung der Fachlite⸗ 
ratur eine juriſtiſche Unterlage. Denn ſonſt wird ein Dilettantismus 
geſchaffen, deſſen nachteilige Folgen die Aktiengeſellſchaften meiſt 
erſt, wenn es zu ſpät iſt, erkennen. 

RA. Dr. Max Hachenburg, Mannheim. 


Das Recht des Kaufmauusgehilfen. Als Handbuch heraus⸗ 
gegeben vom Deutſchnationalen Handlungsgehilfen⸗Verband. 
Hamburg 1926. Hanſeatiſche Verlagsanſtalt. XV, 351 S. 


Bloß mit den formalen Beſtimmungen des BGB. und des HGB. 
iſt dem Rechte des Kaufmannsgehilfen nicht mehr beizukommen. Be⸗ 
grenzt wird es vom Horizont des Wirtſchaftslebens. Zudem wird es 
in allen feinen Auswirkungen beeinflußt durch den ſozialen Einſchlag 
von Tarifverträgen. Betriebsvereinbarungen und Geſchäftsordnungen 
(Arbeits O.), nicht minder durch die Schutzvorſchriften des BetrRG. 
und des Schwerbeſchcß. gegen Entlaſſung. Aber auch die Praxis der 
Gerichte, beſonders die fachkundige gewerbe- und kaufmannsgerichtliche 
Rechtſprechung, hat eine Reihe neuzeitlicher Verhältniſſe rechtlich ge⸗ 
feſtigt, von denen der Wortlaut des Geſetzes kaum etwas andeutet; 
hingewieſen ſei z. B. auf die Schweigepflicht (Geſchäftsgeheimniſſe), 
die Schmiergelder, Geheimklauſeln und die ſchwarzen Liſten, auf die 
Werkswohnungen, das Problem der Penſionierung uſw. 

Dieſes kaufmänniſche Anſtellungsverhältnis in ſeiner heutigen 
Ausdehnung entbehrte bislang, wie im Vorwort bemerkt wird, einer 
gerade für den Kaufmannsgehilfen geeigneten Darſtellung. 
Daher hat der DHV. durch feinen Sozialpolitiſchen Ausſchuß dieſes 
umfaſſende Handbuch herſtellen laſſen; aufgenommen darin iſt in einem 
beſonderen Abſchnitt auch die Sozialverſicherung und ſoziale Fürſorge. 

Das Ganze iſt wie aus einem Guß. Darſtellung und Einteilung 
Können nicht überſichtlicher ſein; ein gewiſſes Verdienſt daran hat 
auch die treffliche Art und Ausſtattung des Druckes. Überall ſind die 
Begriffe klar vorangeſtellt und gemeinverſtändlich erläutert. Alle Ver⸗ 
hälkniſſe ſind ſyſtematiſch gründlich durchgearbeitet; an der Hand 
praktiſch gewordener Fälle iſt eine Fülle von Einzelheiten anſchaulich 
eingeflochten; was ſtreitig iſt, iſt gewiſſenhaft augegeben. Eine Kon⸗ 
trolle bietet der am Schluſſe auszugsweiſe mitgeteilte Wortlaut der 
geſetzlichen Beſtimmungen. In Ausſicht genommen iſt eine Ergän⸗ 
zung des Abſchnitts über den Rechtsweg, ſobald das Arbeitsgerichts⸗ 
geſetz in Kraft getreten ſein wird. 

Unbedingte Anerkennung verdient die rein ſachlich⸗wiſſeuſchaft⸗ 
liche Behandlung, nirgends eine Spur einſeitiger gewerkſchaftlicher 
Einſtellung oder polemiſcher Ausfälle. So kann das Buch mit guter 
Empfehlung jedem gleichviel wie gerichteten Kaufmannsgehilfen in die 
Hand gegeben werden, aber auch den Geſchäftsherren ſowie jedem Ju⸗ 
riſten, der mit dieſer Materie befaßt iſt. 

Reichsgerichtsrat a. D. Dr. Bewer, Leipzig, 
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Jacuſiel, Kurt: Das Recht der Agenten und Makler. 
Heft 2: Makler. 3. Aufl., bearbeitet von Kurt Jacuſiel 
und Dr. Alfred Jacuſiel. Berlin 1926. Hayns Erben. 
171 Seiten.“) 

Das für Kaufleute und Juriſten geſchriebene handliche Büchlein 
bedarf für beide Berufskreiſe Reiner Empfehlung mehr. Der Rechts⸗ 
entwickelung ſeit 1910 (2. Aufl.) iſt gewiſſenhaft Rechnung getragen, 
insbeſondere den Geſchäften der Grundſtücksmakler erhöhte Beachtung 
geſchenkt. Hierbei hätten freilich die unſeligen „Schwarzverträge“ ge⸗ 
nauere Erörterung verdient (unbefriedigend S. 89, 95). Es fehlte uns 
gerade noch, daß die Schwarzverkäufer der Inflationszeit ihrer 
ſkandalöſen Kaufsaufechtung auch noch die Rückforderung der Prov. 
folgen ließen! — Die Verkehrsſitte wird S. 15 zutreffend auch dann 
für beachtlich erklärt, wenn Erklärender fie nicht kennt (RG. JW. 
1926, 2078 gegen Vorinſtanz Hamburg). Hauptbeiſpiel: ein Platz⸗ 
oder Branchenbrauch, wonach Prov. nur und erſt bei Erfüllung des 
vermittelten Geſchäftes zu zahlen iſt (Reichel, Stammler⸗Feſtſchrift 
1926, 309 gegen Kaſſch. St. Gallen). — Die in des Ref. MProv. 
1913, 129 verfochtene „Verdienſtlichkeitstheorie“ wird S. 108 ab⸗ 
gelehnt mit dem Hinzufügen, „praltiſch führe fie zu keinem anderen 
Reſultate“. Die Verf. ſcheinen dieſe Theorie leider ebenſo mißverſtan⸗ 
den zu haben wie Gierke. Deun fie erklärt die Urſächlichkeit des 
Makler⸗Tuns nicht für entbehrlich, ſondern nur für unausreichend. 
Daher verneint ſie den Lohnanſpruch, wenn ein Tun des M. nicht 
zweckbedachterweiſe, ſondern nur zufällig den Abſchluß verurſacht 
hat. Beiſpiel: Der M. läßt die Verkaufspapiere des Auftraggebers 
verſehentlich im Bahnabteil liegen, wo ein Kaufluſtiger ſie ſpäter 
aufgreift. Prof. Dr. Hans Reichel, Hamburg. 


Scheckgeſetz v. 11. März 1908. Erläutert von Dr. jur. et phil. 
Hans Leſſing, Bankdirektor. 2. neubearb. Aufl. in Gemein⸗ 
ſchaft mit Dr. Reinhold Regensburger und Dr. W. Unver⸗ 
fehrt, Gerichtsaſſeſſoren. Berlin 1926. J. Schweitzer Verlag. 
Preis 16 . 

Nachdem nach jahrelangen Kämpfen im Frühjahr 1908 das 
Deutſche Scheckgeſetz erſchienen war, ergoß ſich noch im ſelben Jahr 
eine Flut von, meiſtens kleineren, Erläuterungsbüchern zu dieſem 
Geſetz auf den deutſchen Büchermarkt. Ein kleines Büchelchen er⸗ 
ſchien noch 1909. Dann verſiegte der Strom, ſoweit es ſich um 
Erläuterungsbücher handelt, vollſtändig. Nach langer Pauſe er⸗ 
ſchien dann im Herbſt 1924 mein kleineres Erläuterungsbuch, 
das, wenn ich auch bemüht war, nichts Wichtigeres unerörtert zu 
laſſen, doch, dem Wunſche des Verlags entſprechend, in erſter Reihe 
muß Kaufmanne zu dienen, ſich gewiſſe Beſchränkungen auferlegen 
mußte. 

Soeben hat Leſſing, deſſen erſte Auflage als eine beſonders 
tüchtige Leiſtung anzuerkennen war, ſeine 2. Aufl. unter Mitwir⸗ 
kung der obengenannten Mitarbeiter mit der Bezeichnung „neu⸗ 
bearbeitet“ herausgebracht. Dieſe Bezeichnung trifft in der Tat 
in allervollſtem Maße zu. Von 262 Seiten iſt der Inhalt auf 
534, der eigentliche Erläuterungsteil von 186 auf 291 Seiten ge⸗ 
ſtiegen. Das lebendige Leben iſt immer noch viel reichhaltiger als 
die theoretiſche Ausgeſtaltung. So hat denn auch der Schech⸗ 
verkehr in Deutſchland ſeit dem Inkrafttreten des Scheckgeſetzes 
eine reiche Zahl von Fällen gezeitigt, die ihren Niederſchlag in 
ober⸗ und oberſtgerichtlichen Entſcheidungen gefunden haben. Zu 
den dort erörterten, wie auch zu manchen ſonſtigen Fragen hat 
in zahlreichen Aufſätzen das Schrifttum ſich geäußert. Der ge⸗ 
ſamte, auf dieſe Weiſe geſchaffene Stoff findet ſich in dieſer 
neuen Leſſing ſchen Ausgabe auf das ſorgſamſte verarbeitet. 
Aber auch davon abgeſehen, wüßte ich keine, irgendwie wichtigere 
Frage zu nennen, die nicht behandelt worden iſt. Sehr zahlreich 
find Entſcheidungen von OLG. und, wie ich glaube feſtſtellen zu 
können, die einſchlägigen Entſcheidungen des RG. faſt vollſtandig, 
angezogen worden. Faſt überall nimmt der Verfaſſer ſelbſtändig 
Stellung zu den einzelnen Fragen, wobei durch möglichſt vollſtändige 
Angabe des Schrifttums an der betr. Stelle dem Leſer Gelegen⸗ 
heit zu eigener Nachprüfung geboten wird. Ein ſehr ausführliches 
Inhaltsverzeichnis, ſowie bei den einzelnen Paragraphen ein den 
Erläuterungen vorangeſtelltes Verzeichnis der einzelnen Erläute⸗ 
rungsabſchnitte erleichtert das Auffinden außerordentlich. Die 
Schreibweiſe iſt klar und verſtändlich, wenn auch der Deutſche 
Sprachverein hier und da Gelegenheit zu Beanſtandungen finden 
möchte. Sehr angenehm fällt die Art und Weiſe auf, wie von dem 
Verf. gegenüber den Vertretern anderer Meinung Stellung ge⸗ 
nommen wird. 

Abgeſehen von einem 200 Seiten füllenden Anhang (Allge⸗ 
meine Beſtimmungen über den Geſchäftsverkehr mit der Reichs⸗ 
bank; Beſtimmungen über die Abrechnungsſtellen ſowie für die Ber⸗ 
liner Scheckaustauſchſtelle; das geltende Wechſelſteuergeſetz; Poſt⸗ 
ſcheckgeſez und ⸗ordnung; Scheckgeſetzgebung des Auslands und 


2) Über Heft 1 vgl. JW. 1925, 1853. 
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Weltſcheckrecht. Beſtimmungen betr. Depot⸗ und Depoſitengeſchäfte) 
finden ſich, was die Veſchäftigung mit dem Stoff ſehr erleichtert, 
bei den dazu geeigneten Stellen der Erläuterung die in Be⸗ 
tracht kommenden ſonſtigen geſetzlichen Beſtimmungen vollſtän⸗ 
dig abgedruckt. Sehr erheblicher Raum iſt eingeräumt der Erör⸗ 
terung der 88 1 (weſentliche Erforderniſſe), 2 (Paſſive Scheckfähig⸗ 
keit), 3 (Guthaben), Anhang dazu: Scheckvertrag, 8 (Indoſſament), 
13 (Zahlung durch Bezogenen; Widerruf), 16 (Vorausſetzung der 
Ausübung des Regreßrechts), 23 (Falſche Schecks), 27 (Kraft⸗ 
loserklärung) mit vollſtändigem Abdruck der das Aufgebotsver⸗ 
fahren behandelnden Beſtimmungen der IPOD. Aber auch abge⸗ 
ſehen von dem in Anſpruch genommenen Raum ſind ſehr eingehend 
behandelt der vordatierte Scheck und der Verrechnungsſcheck. 

Auf allzu viele Einzelheiten einzugehen, verbietet der Raum, 
auch befinde ich mich nur an ganz wenigen Stellen nicht im Ein⸗ 
klang mit den gegebenen Erläuterungen. Nur einige wenige kurze 
Bemerkungen ſeien geſtattet. Wenn S. 175 behauptet wird, der 
Verrechnungsvermerk dürfe auch außerhalb des Textes ſtehen, ſo 
kann leicht, trotz einer vorhergegangenen Bemerkung, das Miß⸗ 
verſtändnis entſtehen, daß, entgegen dem angezogenen Urt. (RG. 
100, 34), es nicht erforderlich ſei, daß der Vermerk den Text über⸗ 
haupt berührt. S. 239 findet ſich bei der Beſprechung der dem 
Schuldner unmittelbar gegen den Scheckinhaber zuſtehenden Ein⸗ 
reden (5 18) der auffallende Satz: „Unerheblich iſt, ob der Er⸗ 
werber des Schecks beim Erwerb von dieſen Einwendungen Kennt⸗ 
nis hatte oder nicht“, wobei auf das Urt. (RG. 102, 328 1)) Bezug 
genommen wird. Einen derartigen Satz enthält aber das Urt. nicht, 
wie m. E. ebenſowenig ein ſolcher aus dem Urt. herauszuleſen 
iſt. S. 251 wird (ebenſo Bernſtein) die vom RG. in einem 
Urt. v. 12. Aug. 1925 JW. 1925 2603, übrigens auch RG. 
111, 280 2)) vertretene Auffaſſung bekämpft, daß ein Regreßſchuld⸗ 
ner trotz nachträglicher Verfalſchung des Schecks deſſen von ihm 
ſelbſt gegebenen Inhalt dann gegen ſich gelten laſſen müſſe, wenn 
der urſprüngliche Wortlaut noch lesbar iſt. Es hätte aber hier be⸗ 
merkt werden ſollen, daß das RG. die gleiche Auffaſſung bereits 
in zwei früheren Urt. v. 8. April 1903 (RG. 54, 389) und v. 
16. Febr. 1924 (JW. 1924, 115318) vertreten hat. In die⸗ 
ſent zweiten Urt. ſetzt ſich das RG. mit der ihm entgegenſtehen⸗ 
den, im Schrifttum herrſchenden Auffaſſung in eingehenden Aus⸗ 
führungen auseinander. 

An für eine ſpätere Auflage zu verbeſſernden Druckfehlern 
ſind mir folgende aufgefallen: S. 32: RG. 96, 90, aber S. 33 rich⸗ 
tig angegeben mit 190°). Auf S. 32 wird auf ein Urt. bei Warn⸗ 
Rſpr. 19, 414 verwieſen. Der ganze Band enthält aber weder 
Nummer noch Seite 414. Mir iſt es nicht gelungen, zu er⸗ 
mitteln, welches Urt. gemeint iſt. S. 120 findet ſich ein den Sinn 
entſtellender Druckfehler bei der Wiedergabe des Art. 74 WO. Am 
Schluſſe der 8. Zeile hinter dieſer Wiedergabe muß es ſtatt „Unter⸗ 
ſchrift“ heißen „Überſchrift“. S. 140, Zeile 5 muß ſtatt „Reichs⸗ 
mark“ geleſen werden „Reichsbank“. S. 86, Zeile 6 iſt das Wort 
„Scheckvertrag“ an Stelle von „Kaufvertrag“ in die Feder ge⸗ 
raten. 

Das Leſſing ſche Erläuterungswerk darf als eine hervor⸗ 
ragend gute Arbeit bezeichnet werden. Es iſt ſicher der gleichen 
beifälligen Aufnahme gewiß wie die 1. Aufl., die von ihm noch 
übertroffen wird. RG R. a. D. Simonſon, Leipzig. 


Polak, Dr. N. J., orb. Prof, der Niederländiſchen Handelshoch⸗ 
ſchule in Rotterdam, Grundzüge der Finanzierung mit 
Rückſicht auf die Kreditdauer. Betriebs- und finanzwirtſchaft⸗ 
liche Forſchungen. 2. Serie, Heft 25. 1926. Induſtrieverlag 
Spaeth & Linde. 169 S. Preis 6 h. 

Die Finanzierungsfrage iſt in der deutſchen Literatur bisher 
durchaus einfeitig behandelt worden. Soweit die formell kurzfriftigen 
Kredite in Frage kommen, wurde ſie in der Literatur über Bank⸗ 
weſen und Bankbetrieb abgehandelt. Soweit es ſich um langfriſtige 
Kredite oder Beteiligungen in Effektenform handelt, entſtand eine 
beſondere, ſpezielle Finanzierungsliteratpur wie bei Wolff⸗Bir⸗ 
kenbihl und Schmalenbach. Beide Arten von literariſcher 
Behandlung des Finanzierungsproblems zeigen dabei als beſonderes 
Merkmal die Verlegung des Schwerpunktes der Darlegung auf die 
Verfahrensſeite. Wie im Rahmen der gegebenen rechtlichen und wirt⸗ 
ſchaftlichen Tatſachen die Finanzierungsvorgänge ſich abſpielten, 
bildet ihren weſentlichſten Inhalt. Evtl. kommen noch die volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Auswirkungen und die für die Banken als Verwalter 
großer Teile des Volksvermögens ſich ergebenden bankpofitijchen 
Maßnahmen hinzu. Bei dieſer Darſtellungsart fehlt faſt ganz das 
Eingehen auf die Finanzierungsbedürfniſſe der Unternehmungen, die 
aus den Eigenarten des Betriebslebens erwachſen. 


1) JW. 1923, 835. 
2) JW. 1925, 2603. 
2) JW. 1919, 725. 
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Daß die Betriebe infolge ihrer verſchiedenen Konſtruktion, die 
ihrerſeits wiederum auf den ihnen geſtellten verſchiedenen volkswirk⸗ 
ſchaftlichen Aufgaben beruht, ganz verſchiedene Finanzierungsbedürf⸗ 
niſſe haben müſſen, liegt jedoch auf der Hand. Dieſen Bedürfniſſen 
einerſeits und der Möglichkeit ihrer Befriedigung auf Grund der 
verſchiedenartigen Sparvorgänge anderſeits nachgegangen zu ſein und 
damit ein in volks⸗ und betriebswirtſchaftlicher Hinſicht außerordent⸗ 
lich lehrreiches Bild vom Sparen und der Verwendung fowie evtl. 
Rückzahlung des Geſparten durch den Betrieb gegeben zu haben, iſt 
das hochzuwertende Verdienſt des Verfaſſers der vorliegenden Arbeit. 

Die Arbeit zerfällt, wenn auch innerlich nicht ſo gegliedert, in 
drei Teile. In dem erſten Teil (Kap. 1 u. 2) werden die volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Grundlagen gelegt. 

Nach einer Darlegung des Kapitalbegriffs, wobei der Verf. 
ſich zu der Scheidung in Kapital als abftrakten Geldſummenbegriff 
und Kapitalgüter bekennt leine Auffaſſung, die nicht, wie er meint, 
von der Volkswirtſchaft auf die Bilanzen übertragen ſein dürfte, ſon⸗ 
dern gerade umgekehrt), wird der Vorgang des Sparens behandelt. 
Der Verf. unterſcheidet hier zwiſchen dem ſtatiſchen und dynamiſchen 
Sparen, je nachdem die Gelder zum Einſchlagen von „Produktions⸗ 
umwegen“ geeignet ſind oder nicht. Bedeutſam iſt die hierbei hervor⸗ 
gehobene Beziehung zwiſchen der hinausgeſchobenen Bedürfnisbefrie⸗ 
digung und der Produktionsfriſt für die Güter, welche der ſpäteren 
Befriedigung der Bedürfniſſe dienen ſollen, ſowie die Kontinuität des 
Sparens, welch letztere bewirkt, daß die Geſamtſparſumme in der 
Wirtſchaft gleichbleiben kann, wenn auch alte Sparer zum Verzehr 
der Spargelder übergehen. Dadurch entſteht eine Gleichgewichtslage, 
die von großer Bedeutung für den Geſamtablauf wird. 

Zu der Unterſcheidung der Spararten tritt als Parallelgliede⸗ 
rung die der Kapitalarten, die Dritten überlaſſen werden. Der Verf. 
ſpricht hier von Vartablem und konſtautem Kapital. Konſtantes Ka⸗ 
pital iſt erſparte Verfügungsgewalt, die in der Form von langfriſti⸗ 
gem Kredit (bzw. Beteiligungen) übertragen worden iſt und die nie 
durch die Geſamtheit der Sparer verzehrt werden kann, was da⸗ 
gegen beim variablen Kapital möglich iſt. Dieſe Unterſcheidung gilt 
grundſätzlich nur für die Geſamtheit der Sparer, nicht für die einzel⸗ 
nen. Jedoch ergibt ſich aus deren Verhalten die Unterſcheidung zwi⸗ 
ſchen kurzem und langem Kredit. Die Grenze zieht der Verf. mit 
Rückſicht auf den Kreis der Jahreszeiten bei einem Jahr. Im wei⸗ 
teren entwirft der Verf. dann noch ein anſchauliches Bild vom Kapital⸗ 
und Güterumlauf, wobei eine Parallelität zwiſchen vorübergehender 
Erſparung und Verbrauchsvorrat, ſchwebenden Kapitalien und in 
Bearbeitung befindlichen Gütern, ſowie ſonſtigem Kapital und ſon⸗ 
ſtigen Gütern feſtſtellt. 

Der zweite Teil der Arbeit (Kap. 3—5) behandelt das Kapital 
in der Unternehmung und bildet das Kernſtück der Unterſuchung. Der 
Verf. unterſcheidet hier zwiſchen Kredit⸗ und Produktionsunterneh⸗ 
mungen und bei letzteren wieder zwiſchen Unternehmungen zur Ver⸗ 
richtung von Dienſtleiſtungen, ausbeutenden und einſammelnden, agrari⸗ 
ſchen, induſtriellen und Handelsunternehmungen. Bei jeder dieſer 
Unternehmungsarten wird unterſucht, welche Bedürfniſſe nach Kapi⸗ 
tal vorhanden ſind und welche Wege zur Befriedigung zur Verfügung 
ſtehen. Bedeutſam dabei iſt die Unterſcheidung zwiſchen ſolchen Unter⸗ 
nehmungen, deren Produktion einen abnehmenden und ſolchen, deren 
Produktion einen zunehmenden Mehrertrag liefern. Daraus ergibt 
ſich flotter oder langſamer Abſatz mit entſprechenden Wirkungen auf 
Vorratsbildung und Kapitalsbedarf. 

Es iſt nicht möglich, hier dem Verf. in ſeinen Ausführungen 
bei all den verſchiedenen Unternehmungsarten im einzelnen zu folgen. 
Hingewieſen ſei nur auf die Erſcheinung der inneren Finanzierung bei 
Produktionsunternehmungen mit großem, abſchreibungsbedürftigem 
Anlagekapital, infolge Mittelanſammlung aus der Abſchreibung 
(Reedereien), auf die gleichzeitige Finanzierung aufeinanderfolgender 
Produktionsprozeſſe in der Induſtrie mit ihrem Mehrbedarf an Ka⸗ 
pital und auf die Nivellierung der Kapitalbedürfniſſe, wie ſie durch 
geringere Vorratshaltung und geringere Kredite an die Kundſchaft bei 
vermehrtent Kapitalbedarf für Löhne u. dgl. bei anſteigender Produl⸗ 
tion entſtehen kann. 

Bei der Finanzierung der Handelsunternehmungen wird ins⸗ 
beſ. die verſchiedene Bedeutung der Warenarten, die als Unterlage 
dienen können, hervorgehoben und die Bedeutung der Bankıkredite 
für die Rohſtoffinanzierung dargetan. 

Der dritte Teil (Kap. 6 u. 7) behandelt die Unternehmung als 
Sparerin ſomie die Banken und die Liquidität der Wirkſchaft. 

Hier greift der Verf. wieder auf den erſten Teil mit ſeiner Dar⸗ 
ſtellung von Kapital⸗ und Güterumlauf zurück. Er gewinnt dabei 
einen beſonderen Einblick in das Liquiditätsproblem, weil er über die 
Form zum Weſen dieſer Erſcheinung vordringt. Die Feſtſtellung gipfelt 
in dem Satz, daß das konſtante Kapital abwechſelnd den Unterneh⸗ 
mungen verliehen wird, die durch die Ausfüllung der aufeinander⸗ 
folgenden Teile eines langwährenden Produktionsprozeſſes nachein⸗ 
ander Kapitalbedürfniſſe haben, während das variable Kapital den 
Beſitzer der Konſumtionsgüter, die der ſpäteren Bedürfnisbefriedi 
gung der Sparer dienen müſſen, vorgeſchoſſen wird. Da der Handel 
dieſen Vorrat vornehutlich beſitzt, fo ergibt ſich der tiefere Grund der 
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Bevorzugung der Kreditgewährung an ihn und damit auch des Liqui⸗ 
ditätsgeſetzes. Wenn das variable Kapital zurückgefordert wird, 
find die bevorſchußten Waren verkaufsreif. Es liegt alsdann in der 
Natur der Dinge, daß die Abdeckung dieſer Kredite im Grundſatz 
keine Schwierigkeiten bereitet. 

Die im vorſtehenden etwas ausgedehnte Inhaltsangabe war er⸗ 
forderlich, um die neuartigen Probleme, die der Verf. ſich geſtellt hat, 
klarzulegen, Auf die Ausführungen im einzelnen hritiſch einzugehen, 
iſt hier nicht der Ort. 

Im großen und ganzen betrachtet, handelt es ſich um eine 
Arbeit, die das betriebswirtſchaftliche Schrifttum außerordentlich be⸗ 
reichert und einen neuen, durchaus notwendigen Geſichtspunkt beim 
Finanzierungsproblem aufrollt. Zu wünſchen wäre geweſen, daß der 
Verf. die Arbeit noch etwas mehr hätte ausreifen laſſen und mehr mit 
Beiſpielen belegt hätte. Daß das erſtere nicht der Fall iſt, ſcheint mir 
durch die mangelnde Unterdispoſition erwieſen; aber vielleicht war es 
auch an der Zeit, die Diskuſſion über dieſe Frage zu eröffnen. 

Die Verwendung einiger von mir geprägter Kategorien, wie 
Erweiterungs⸗, Überbrückungs⸗ und Defizitkredit, Urſprungs⸗ und 
Nachtragsverpfändung hätte nach meinem Empfinden an manchen 
Stellen zum leichteren Verſtändnis beitragen können. Im übrigen iſt 
eine gute Beleſenheit in der angelſächſiſchen Literatur zu verzeichnen. 

Der deutſche Rezenſent muß mit einiger Betrübnis feſtſtellen, 
daß dieſes Buch nicht von einem deutſchen Betriebswirtſchaftler ge⸗ 
ſchrieben worden iſt. Dieſe Aufgabe wäre an ſich Prion zugefallen. 
Seine zu ausſchließliche Beſchäftigung mit der Kreditpolitik der 
Banken hat ihm hier wohl den Weg verſperrt. 

Prof. Dr. Ernſt Walb, Köln. 


Dr. Paul Gerſtner und Dr. Fritz Koppe: Bilanzerrichtung 
und Buchführung auf Grund der neuen Steuer⸗ und Auf⸗ 
wertungsgeſetze. Berlin 1926. Induſtrieverlag Späth & Linde. 


Preis geb. 5,40 . 

Das Buch bezweckt, dem Kaufmann „in unmittelbarem Zu⸗ 
ſammenhang mit den bei der Bilanzerrichtung und einzelnen Teilen 
der Buchführung zuſammenhängenden Fragen ſtets ſofort die ein⸗ 
ſchlägigen ſteuerrechtlichen Beſtimmungen, die Steuertechnik und die 
Steuerpraxis zu erläutern“. Darüber hinaus aber iſt es eine vor⸗ 
zügliche Einführung für angehende Juriſten — aber auch für andere! — 
in das Verſtändnis der Buchführung, der Bilanzen und der damit zu⸗ 
ſammenhängenden Steuerfragen, ſofern nur der Leſer wenigſtens mit 
den einfachſten Grundſätzen der Buchführung und des Bilanzweſens 
vertraut iſt. 

Die Verf. behandeln im erſten Teil die Grundſätze der kauf⸗ 
männiſchen Bilanzerrichtung im allgemeinen, die Bedeutung der Gold⸗ 
markeröffnungsbilanz für die Jahresbilanzen und die kaufmänniſchen 
und ſteuerlichen Bewertungsgrundſätze, im zweiten Teil die einzelnen 
Poſten der kaufmänniſchen Bilanzen, im dritten Teil die Gewimn⸗ 
und Verluſtrechnung, im vierten Teil die Bedeutung der Buchführung 
für die verſchiedenen Steuern. 

Das Buch geht mit Recht im Gegenſatz zu Lion davon aus, 
daß der Kaufmann nur eine Vilanz, nämlich feine handelsrechtliche 
Bilanz aufzuſtellen hat, und daß die ſogenannten Steuerbilanzen 
nur Aufſtellungen ſind, welche die zu ſteuerlichen Zwecken erforderten 
Abänderungen berückſichtigen (S. 16, 47). Ob die Unterſcheidung 
zwiſchen Bilanz und Bilanzkonto (S. 20, 22) und die Identifizierung 
von Bilanz und Inventur richtig ſind, ſoll hier dahingeſtellt bleiben. 
Verf. dieſes iſt anderer Anſicht. Für den praktiſchen Zweck des Buches 
ſind aber die Einwendungen ohne Belang. Beſonderen Beifall werden 
die Darlegungen über die Bilanz⸗Kontinuität (S. 40 ff.) und über 
die Bedeutung des gemeinen Werts für Bilanz und RAbgd. einer⸗ 
ſeits, für das RBewG. andererſeits finden (S. 25, 71), insbeſondere 
die ablehnende Kritik gegenüber dem RBewG. 

Daß auch einige Einwendungen zu erheben ſind, iſt bei der 
ſchwierigen Materie und der gebotenen kurzen Form der Darſtellung 
unvermeidlich. Der Vorſchlag, die einzelnen Bilanzpoſten in einer 
erſten Kolonne auszuweiſen und die Summe der zuſammengehörigen 
Poſten in einer zweiten Kolonne, erſcheint unpraktiſch, weil ſie den 
im Bilanzweſen üblichen Begriff des Anſatzes „vor dem Strich“ ver⸗ 
wiſcht. Auf S. 33 werden bezüglich der Kapitalkonten Körperſchaften 
und Perſonenvereinigungen gegenübergeſtellt; es fehlt die Erwäh⸗ 
nung des Einzelkaufmanns, der diesbezüglich der Perſonenvereini⸗ 
gung gleichſteht. Mit der Aufrechterhaltung der Anſicht, daß die zur 
Tilgung des Aufwertungsausgleichskontos aufgewandten Jahresbeträge 
ſteuerfrei ſeien (S. 57), wird man ſich nicht einverſtanden erklären 
können, da die Aufwertung bereits in der Steuereröffnungsbilanz 
voll berückſichtigt iſt. Die Behandlung der tranſitoriſchen Konten 
und der Antizipationskonten (S. 75 ff., 87 ff.) Kann theoretiſch nicht 
als richtig anerkannt werden; eine nähere Begründung dieſer Frage 
erſcheint im Rahmen der Kritik nicht möglich. Der Verf. kann nur 
auf die Darlegungen S. 141 und 145 bei Veit⸗Simon⸗ 
Beutner, Zwangzanl®. verweilen. Daß der Poſten für fehlende 
Akktieneinzahlung ein Korrekturpoſten jei, erſcheint unrichtig; er ſtellt 
ein richtiges Debitorenkonto dar, ſeitdem es im deutſchen Aktienrecht 
liberierte Aktien nicht mehr gibt. Der Behandlung der Amortiſation 
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von Aktien aus dem Reingewinn (S. 83) kaun ebeufalls nicht zu⸗ 
geſtimmt werden. Es wied auf den Artikel von Geiler, JW. 
1926, 671 verwieſen. Daß handelsrechtlich keinerlei Beſtimmungen 
der Bildung von Reſerven entgegenſtehen, iſt in dieſer Allgemeinheit 
für Kapitalgeſellſchaften nicht ganz richtig (vgl. Staub⸗ Pinner, 
Anm. 6 zu § 261 HGB.). Die Behauptung, daß kaufmänniſch jeder 
Verluſt als Unterbilanz angeſehen werde, erſcheint nicht zutreffend; 
von einer Unterbilanz kann man nur bei Geſellſchaften mit feſtem 
Grundkapital ſprechen; und fie bedeutet dann einen Verluſt an dieſem 
Kapital, der alſo aus Reſerven nicht gedeckt werden kann. Die Er⸗ 
wahnung der Abzugsfähigkeit der Grunderwerbsſteuer bei der Körper⸗ 
ſchaftsſteuer (S. 100) iſt mißverſtändlich; gemeint iſt der Abzug der 
fingierten Grunderwerbsſteuer des 8 10 GrundErwStG. gemäß 8 15 
Ziff. 1 KörpStG. und vor allem der jährlichen Rücklagen für dieſe 
Steuer. Der Satz auf S. 102, daß außerordentliche Verluſte ſteuer⸗ 
rechtlich nicht abzugsfähig ſind, kann ebenfalls zu Mißverſtändniſſen 
Anlaß geben; denn alle Verluſte im Rahmen des Geſchaftsbetriebes 
vermindern den Geſchäftsgewinn und ſind daher abzugsfähig; gemeint 
ſind offenbar die Vermögensverluſte als ſolche, die aber im Rahmen 
eines Geſchäftsbetriebes nicht in Frage kommen dürften. — Die vor⸗ 
ſtehenden Bemerkungen vermindern aber die eingangs erwähnte Be⸗ 
deutung des Buches in keiner Weiſe. 


RA. Dr. Veit Simon, Berlin. 


Dr. Harrt Zimmermann, Zürich: Buchführung, Bilanz, Ge⸗ 
winn⸗ und Verluſtrechnung ſowie Geſchäftsbericht im 
revidierten Obligationeurecht. Referat für die Verhand⸗ 
lungen des Schweizeriſchen Juriſtenvereins 1926. 

Das geſellſchaftliche Buchführungs⸗ und Bilanzrecht insbeſondere 
der Aktiengeſellſchaften bildet einen weſentlichen Teil des Geſellſchafts⸗ 
rechts und iſt mit ergriffen von der Bewegung, welche in faſt allen 
weſteuropäiſchen Ländern ſich der Ausgeſtaltung des Aktienrechts be⸗ 
mächtigt hat. Zur gleichen Zeit, während der deutſche Juriſtentag 
die Reform des Alttienrechts auf ſeine Tagesordnung fest, hat der 
Schweizeriſche Juriſtenverein ſpeziell dem Buchführungs⸗ und Bilanz⸗ 
recht ſeine Aufmerkſamkeit zugewendet. Es liegt das Referat von 
Dr. Harry Zimmermann vor und zugleich ein Korreferat des 
Profeſſors an der Univerſität Freiburg, Dr. Alfred Siegwart. 
Während der Korreferent mehr von allgemeinen juriſtiſchen Geſichts⸗ 
punkten ausgeht, ſchöpft der Referent Dr. Harry Zimmermann, 
welcher durch ſeine früheren Schriften auf gleichem Gebiete (u. a. Die 
Jahresbilanz der Aktliengeſellſchaft nach deutſchem und ſchweizeriſchem 
Recht, Zürich 1912, Einiges über die Kreditgewährung der Handels⸗ 
banken, Zürich 1923, Über das Leſen von Bilanzen, Zürich 1919, 
uſw.) rühmlich legitimiert iſt, aus langjähriger praktiſcher Bankerfah⸗ 
rung. Er ſchickt ſeinem Referat folgende beherzigenswerten Satze 
voran: 

„Das Buchführungs⸗ und Bilanzweſen iſt eines jener Gebiete, 
auf welchen der Geſetzgeber, geſtützt auf Erfahrungen mit ausländi⸗ 
ſchen Kodifikationen, ganz beſonders darauf Bedacht nehmen muß, 
nicht Normen zu erlaſſen, welche bei logiſch abſtrakter Betrachtung 
einer Kritik ſtandhalten, den praktiſchen Bedürfniſſen aber nicht oder 
nicht hinreichend Rechnung tragen, mit dieſen vielmehr in Wider⸗ 
ſpruch ſtehen. In der vorliegenden Arbeit mußten daher mehr, als es 
ſonſt bei juriſtiſchen Darſtellungen üblich iſt, die praktiſchen Gepflogen⸗ 
heiten eingehend geſchildert werden, um das „wirkliche“ das ‚lebende 
Recht“ in den Umriſſen vor Augen zu führen und dabei zu ſcheiden, 
was der Berückſichtigung in der zukünftigen Geſetzgebung wert er⸗ 
ſcheint und was nicht. Die Notwendigkeit hierzu ergab ſich um ſo 
mehr, als manche buch⸗ und bilanztechniſche Begriffe nicht nur in 
der Praxis ſehr weit und oft wenig klar ſind, ſondern auch deswegen, 
weil die beſonders auf dem deutſchſprachlichen Gebiete im Übermaß 
vorhandene Literatur ſtatt zu einer Klärung, zu einer oft bedenklichen 
Verwirrung bei der Löſung der Probleme geführt hat.“ 

Die Arbeit hält durchaus, was ſich der Verfaſſer mit dieſen 
Zeilen vornimmt. Es liegt einer der ſeltenen erfreulichen Fälle vor, 
in denen ein Bankjuriſt aus feiner Reſerve heraustritt und wirklich 
aus ſeiner Erfahrung heraus zum Thema ſich äußert. Von beſonderem 
Intereſſe für den Streit um die Reform des Aktienrechts iſt das Be⸗ 
kenntnis des Verfaſſers, und zwar in übereinſtimmung mit ſeinem Kor⸗ 
referenten, Profeſſor Dr. Siegwart, zu einer möglichſt freiheit⸗ 
lichen Ausgeſtaltung des Geſellſchaftsrechts. Er fordert Ablehnung 
aller Tendenzen einer Geſetzgebung, welche man im franzöſiſchen 
Recht jo treffend „paternalisme financier“ nennt, alſo Ablehnung 
von Reglementierungen, welche gegen Mißbräuche gerichtet, aber 
gleichzeitig ordentliche Unternehmungen zu treffen und damit ihre 
geſunde Entwicklung zu hemmen geeignet ſind. Dieſes Ergebnis 
ſtimmt überraſchend überein mit den Prinzipien, zu denen das groß⸗ 
britanniſche Company Law Amendment Committee (Report S. 4) 
gelangt iſt, welches ebenfalls Einſchränkungen als unerwünſcht be⸗ 
zeichnet, die mit Rückſicht auf etwaige Mißbräuche die freie Entfaltung 
einer ehrſamen geſellſchaftlichen Tätigkeit beeinträchtigen könnten. 
Sowenig dieſe Beſprechung beſtimmt oder geeignet iſt, in dem Streit 
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liber die Reform des Aktienrechts Stellung zu nehmen, ſo iſt doch 
jedenfalls eine ſolche Übereinſtimmung auf ſachverſtändiger engliſcher 
und ſchweizeriſcher Seite zum mindeſten bemerkenswert. Beim Stu⸗ 
dium der Arbeit von Dr. Zimmermann wird der deutſche Juriſt 
auch mit einer gewiſſen Beruhigung davon Kenntnis nehmen, daß das 
deutſche Aktienrecht und die reichsgerichtliche Rechtſprechung zum 
Aktienrecht innere Werte aufweiſen, welche von neutraler ſachverſtän⸗ 
diger Seite gewürdigt werden. Dieſe Beſinnung auf die Vorzüge des 
beſtehenden deutſchen Aktienrechts ſtimmt wiederum überein mit den 
Ergebniſſen, zu welchen Lehmann in ſeiner ausgezeichneten für den 
deutſchen Juriſtentag gefertigten rechtsvergleichenden Studie über eng⸗ 
liſch⸗amerikaniſches und deutſches Aktienrecht gelangt iſt. Ebenſo wie 
Lehmann iſt auch Zimmermann ein Feind radikaler Maß⸗ 
nahmen und neigt zu einer ſorgſamen Abgrenzung zwiſchen Miß⸗ 
bräuchen der Praxis, hervorgetreten vor allem in der Nachkriegszeit, 
und zwiſchen grundlegenden Mängeln des Geſetzes, welche als Urſache 
von Mißbräuchen zu kennzeichnen ſind. 

Die Theſen, welche Zimmermann als Grundſtock ſeines Re⸗ 
ferats aufſtellt, ſind die folgenden: 

1. Die Bilanz und die laufende Buchführung des Einzelkauf⸗ 
manns hat ſich nicht nur auf fein Geſchäfts⸗, ſondern auch auf ſein 
Privatvermögen zu erſtrecken. Ausnahmen von dieſem Prinzip 
S. 27 aff. des Referats. Eventuell: Das Privatvermögen iſt nur in 
der Bilanz, nicht aber in der laufenden Buchführung zu berückjichtigen. 

2. Geſetzliche Beſtimmungen über die Verbuchung und Bilanzierung 
bloßer Haftungsverhältniſſe (jog. ſtummer Verpflichtungen) erübrigen 
ſich. Die allgemeinen Grundſätze über die Verpflichtung zur ordnungs⸗ 
mäßigen Buchführung und Bilanzierung, ſowie die unter Ziff. 6 ſpe⸗ 
ziell für das Aktien⸗ und Genoſſenſchaftsrecht zu erwähnenden Nor⸗ 
men über den Geſchäftsbericht ſind genügend. 

3. Für die Bilanz des Einzelkaufmanns, der Kollektiv⸗ und 
Kommanditgeſellſchaft iſt hinſichtlich der Bewertung lediglich das Prin⸗ 
zip geſetzlich feſtzulegen, daß fie nach allgemein anerkannten kaufe 
männiſchen Grundſätzen zu erfolgen hat, während die aktienrecht⸗ 
lichen Bewertungsbeſtimmungen auch auf die Genoſſenſchaft und die 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung anwendbar zu erklären ſind. 

4. Die ſtillen Reſerven ſind durch den Geſetzgeber grundſätzlich 
zu begünſtigen, und es iſt insbeſondere auch der Verwaltung der 
Aktiengeſellſchaft und Genoſſenſchaft geſetzlich die Befugnis einzurau⸗ 
men, der Generalverſammlung (Delegiertenverſammlung) Bilanzen mit 
hinter der nach Geſetz zuläſſigen Bewertung der Aktiven bleibenden 
Anſätzen, ſowie anderen in guten Treuen vorgeſchlagenen ſtillen Re⸗ 
ſerven zu unterbreiten, jedoch nur ſoweit es die Sicherſtellung des 
Unternehmens als angezeigt erſcheinen läßt. Dieſe Befugnis iſt der 
Verwaltung jedoch nicht zur bloßen Stabiliſierung der Dividende ein⸗ 
zuräumen. 

5. Die ſämtlichen Beſtimmungen des Reviſionsentwurfes über 
die ſog. Liquidationsbilanz ſind als überflüſſig zu ſtreichen. 

6. Das zukünftige Recht hat für die Aktiengeſellſchaft und die 
Genoſſenſchaft nicht nur das Obligatorium der Vorlage einer Bilanz 
ſowie einer Gewinn⸗ und Verluſtrechnung an die Aktionäre bzw. Ge⸗ 
noſſenſchafter, ſondern auch dasjenige der Vorlage eines ſchriftlichen 
Geſchäftsberichts vorzuſehen. Im Geſchäftsbericht ſind die Verhält⸗ 
niſſe des Unternehmens, ſoweit es nicht ſchon in der Bilanz und in 
der Gewinn⸗ und Verluſtrechnung geſchehen iſt, nach den Grundſätzen 
einer pflichtgemäßen und getreuen Rechnungsablegung darzuſtellen. 

7. Art. 713 Abſ. 2 u. 3 und Art. 854 Abſ. 2 u. 3 des Reviſions⸗ 
entwurfs ſind zu ſtreichen, da über die Frage, ob und welche Aus⸗ 
künfte die einzelnen Aktionäre über die in der Bilanz, der Gewinn⸗ 
und Verluſtrechnung, ſowie im Geſchäftsbericht enthaltenen Angaben 
hinaus ſollen begehren dürfen, ausſchließlich die Generalverſammlung 
(Delegiertenverſammlung) zu entſcheiden hat, in der Meinung, daß 
dieſe Entſcheidung nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen nicht in will⸗ 
Kürlicher oder gegen die guten Sitten verſtoßender Weiſe erfolgen darf. 

8. Ein geſetzlicher Zwang zur Veröffentlichung der Bilanz und 
der Gewinn⸗ und Verluſtrechnung der Aktiengeſellſchaft und der Ge⸗ 
noſſenſchaft iſt abzulehnen. 

Ein jeder, welcher ſich mit Bilanzfragen praktiſch befaßt, weiß, 
daß der Schwerpunkt der Entſcheidung nicht in der Diskuſſion liegt, 
welche ſich in einer Generalverſammlung erhebt, ſondern daß nach den 
Methoden der Finanzierung nicht nur die Entſcheidung als ſolche be⸗ 
reits vor der Generalverſammlung und außerhalb der Generalver⸗ 
ſammlung häufig fällt. Vor allem aber — und das wird in der Er⸗ 
örterung meiſt zu wenig beachtet — werden die Unterlagen und Er⸗ 
kenntnisquellen für eine Stellungnahme über das Jahresergebnis 
einer Geſellſchaft faſt nie in der Generalverſammlung gewonnen, ſon⸗ 
dern ſie liegen außerhalb der Generalverſammlung. Hier legt nun 
Zimmermann ein verſtärktes Gewicht auf den Geſchaftsbericht. 
Er ſchließt ſich hierbei der ganz richtigen Meinung Alfred Wie⸗ 
lands an, daß der Zwang zur Abgabe eines Geſchaſtsberichts nicht 
ausreicht, ſondern daß der Bericht eine bloße Formalitat bleibt, wenn 
nach dem Geſetz gar kein Anhaltspunkt beſteht, was darin ſtehen ſoll. 
Wir müſſen ehrlich bekennen, daß bei der deutſchen Aktiengeſellſchaft 
der Geſchäftsbericht materiell Neues ſelten dem Aktionär zu ſagen 
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hat. Zimmermann geht davon aus, daß Bilanz und Gewinn⸗ 
und Verlustrechnung, jo’ wie fie nun einmal bei einer Aktiiengeſell⸗ 
ſchaft publiziert zu werden pflegen, nur eine unvollkommene Orien⸗ 
tierung über die Situation des Unternehmens zu bieten vermögen. An⸗ 
dererſeits betont Zimmermann, daß über die Interna des Unter⸗ 
nehmens nur inſoweit Aufſchluß gewährt werden kann, als eine an⸗ 
gemeſſene Wahrung der „Geheimnisſphäre“ vorgeſehen iſt, welche nun 
einmal mit der Leitung jedes Unternehmens verbunden iſt und in 
die jedenfalls nicht derjenige einen Einblick zu erhalten berechtigt ſein 
kann, welcher zufällig gerade am Tage der Generalverſammlung zu 
irgendwelchem Zwecke eine Aktie zur Hinterlegung gebracht hat. Auch 
hier wieder die Übereinſtimmung zwiſchen Zimmermanns und 
Lehmanns Hinweis auf den kranſitoriſchen Charakter des Nach⸗ 
kriegsaktionärs (Lehmann, Verhandl. des 34. deutſchen Juriſten⸗ 
tages S. 314; Zimmermann S. 155 a), deſſen Type Rathenau 
ſchon vordem klar erkannt hatte. Da es bei der geſetzlichen Umſchrei⸗ 
bung des wünſchenswerten Inhalts eines Geſchäftsberichts auf jedes 
Wort ankommt, ſo gebe ich am beſten die entſcheidenden Sätze von 
Zimmermann (S. 157 a) im Wortlaut wieder: 


„Es empfiehlt ſich, den rechtlichen Zweck des Geſchäftsberichtes 
in der zukünftigen Geſetzgebung zu umſchreiben. Im Hinblick auf die 
Vielgeſtaltigkeit der Verhältniſſe im Aktien⸗ und Genoſſenſchaftsweſen 
kommt ſelbſtverſtändlich nur eine ganz allgemein gehaltene Formu⸗ 
lierung in Frage. Art. 712 Abſ. 1 und Art. 153 Abſ. 1 könnten z. B. 
wie folgt gefaßt werden: ‚Späteſtens zehn Tage vor der ordentlichen 
Generalverſammlung ſind die Bilanz, die Gewinn- und Verluſtrech⸗ 
nung, der Geſchäftsbericht, in welchem die Verhältniſſe des Unterneh⸗ 
mens, ſoweit es nach den Grundſätzen einer pflichtgemäßen und ge⸗ 
treuen Rechenſchaftsablegung noch (oder: darüber hinaus) erforderlich 
it, zur Darlegung gelangen müſſen, ſamt dem Reviſionsbericht zur 
Einſicht der Aktionäre am Sitze der Verwaltung und bei den Filialen 
aufzulegen.“ 

Damit würde die Aufſchlußpflicht der Verwaltung gegenüber den 
Aktionären in umfaſſender Weiſe geregelt und eine „lokale“ und da⸗ 
mit zu enge Behandlung dieſer Frage, wie bis anhin lediglich unter 
dem Geſichtspunkte der Bilanzierung und günſtigſtenfalls noch der 
Aufſtellung der Gewinn⸗ und Verluſtrechnung vermieden. Da ſich, ab⸗ 
geſehen von der Spezialgeſetzgebung beſtimmte Regeln darüber, wie⸗ 
weit die Bilanz und die Gewinn⸗ und Verluſtrechnung zu gliedern, 
zu ſpezifizieren ſind, unmöglich aufſtellen laſſen und auch das Vor⸗ 
handenſein einer Handelsſitte in dieſer Beziehung nicht feſtſtellbar iſt, 
am eheſten wohl noch im Bankweſen, dieſe Frage daher der Entſchei⸗ 
dung im einzelnen Fall überlaſſen bleiben muß, ſo iſt die vorgeſchla⸗ 
gene Regelung auch geeignet, eine pflichtgemäße Offenlegung der Ver⸗ 
hältniſſe des Unternehmens in demjenigen Fall herbeizuführen, wo die 
Bilanz und die Gewinn⸗ und Verluſtrechnung zu ſummariſch, zu kon⸗ 
denſiert find, vielleicht ſogar bloße Waſchzettel darſtellen. In der⸗ 
artigen Fällen wirkt die allgemeine ſubſidiäre Feſtſetzung der Auf⸗ 
ſchlußpflicht durch Vorſchriften über den Geſchäftsbericht bei aller ver⸗ 
nünftiger Wahrung der Geheimſphäre des Unternehmens als eine Art 
Sicherheitsventil.“ 

Die Studie von Zimmermann Kann mit Fug und Recht eine 
internationale Bedeutung beanſpruchen, und an ihr wird niemand, 
welcher ſich mit der Bewegung des europäiſchen Aktienrechts beſchäf⸗ 
tigt, vorübergehen dürfen. 

RA. Dr. Herbert Schachian, Berlin. 


Heinrich Gillmann: Loſeblattbuchhaltung. Maſchinelle und 
handschriftliche Verfahren nach Geſetz und Rechtſprechung. 
Berlin 1926. Carl Heymanns Verlag. 56 Seiten. Preis 2 . 


Als um die Jahrhundertwende ſog. Loſeblattbücher in 
Deutſchland auftauchten, erhob ſich bei den Vertretern der Handels⸗ 
wiſſenſchaft eine lebhafte Debatte über ihre betriebswirtſchaftliche 
Zweckmäßigkeit und ihre Zuläſſigkeit vom Standpunkte des Rechts 
aus; die Praxis ſchenkte dieſer Neuerung zunächſt aber wenig Be⸗ 
achtung. Wie anders heute! Das (leimgebundene) Buch in der Buch⸗ 
haltung wird bzw. iſt bereits von dem gleichen Geiſte neuzeitlicher 
Entwicklung der Bürotechnik verdrängt, wie einige Jahrzehnte zuvor 
das Kopierbuch in der Briefablage. Das Loſeblattbuch in der Buch⸗ 
haltung iſt eine Entwicklungsnotwendigkeit, die wir verſtehen, wenn 
wir uns die Jortſchritte auf dem Gebiete der Buchhaltungstechnik 
im letzten Jahrzehnt vor Augen führen. 

Wie zuerſt in den Vereinigten Staaten von Amerika die Ra⸗ 
tionaliſierung der Arbeit im Produktionsprozeſſe durchgeführt wurde, 
ſo auch die Rationaliſierung der Büroarbeit. In Deutſchland zwang 
die Not der Zeit, Neuorganiſationen zu ſchaffen und arbeit⸗ 
ſparende Methoden einzuführen. Mit Einzug der Maſchine 
in die Kontore begann eine neue Ara in der Buchhaltung. Bei der 
Walzenmaſchine, die — bis auf ein einziges Syſtem — allgemein bei 
der Verbuchung Anwendung findet, iſt die Beibehaltung gebundener 
Bücher unmöglich; ſo iſt man heute in größeren Betrieben, die ma⸗ 
ſchinell verbuchen, allgemein zur Verwendung laſer Kontenkarten 
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übergegangen, die mechaniſch in ſog. Dauerbüchern zuſammengehalten 
und nach Art eines Buches aufbewahrt werden. 

Gillmann behandelt im 1. Teil ſeiner intereſſanten Abhand⸗ 
lung „die handelsrechtliche Buchführungspflicht und die Loſeblatt⸗ 
buchhaltung“, im 2. Teil „die Beweiskraft der Loſeblattbücher“; 
im 3. Teil ſpricht er über „Loſeblattbuchhaltung und Steuerrecht“. 
Im Schlußkapitel wird dargelegt, welche Stellung die Handelskam⸗ 
mern zur Loſeblattbuchhaltung einnehmen. 

Die Schrift, die in erſter Linie wohl dazu beſtimmt iſt, dem 
Geſchäftsmann in einer für ihn wichtigen Frage Berater zu ſein, 
wird auch Juriſten, die ſich erfreulicherweiſe mehr und mehr mit 
betriebswirtſchaftlichen Fragen beſchäftigen, manch wertvolle An⸗ 
regung geben. Die Darſtellung iſt klar, und der Verf. hat es gut 
verſtanden, das Weſentliche von dem Unweſentlichen zu trennen. 


Prof. Dr. Georg Obſt, Breslau. 


Hoffmann, Franz: Die Gewerbeordnung. 25. Aufl. Berlin 
1925. Carl Heymanns Verlag. XX u. 789 S. Preis 
geb. 8 4. 

Dochow, Dr. Franz: Gewerbeordnung für das Deutſche 
Reich. Berlin 1926. Induſtrieverlag Spaeth & Linde. 
2. Aufl. 276 S. Preis geb. 6 .#. 


Die vorliegende Taſchenausgabe der Gewerbeordnung von H offr 
mann bietet dieſes grundlegende Geſetz mit ſorgfältigen, aus der 
ganzen Fülle des Materials mit größtem Geſchick ausgewählten An⸗ 
merkungen, die ſich zwar meiſt eng an die Rechtſprechung anſchließen, 
aber doch in ihrem Aufbau und in ihrer Gliederung ſelbſtändige 
Geiſtesarbeit darſtellen. Auch die mit abgedruckte preuß. Ausführungs⸗ 
anweiſung v. 1. Mai 1904 iſt, wo erforderlich, mit wegweiſenden An⸗ 
merkungen verſehen. Das ganze Werk verrät überall die meiſterliche 
Hand eines im beſten Sinne ſachverſtändigen Praktikers. 

Das zweite Werk, das von Dochow, nennt ſich Textausgabe 
mit Anmerkungen. Dieſe letzteren ſind aber doch auf ein äußerſt be⸗ 
ſcheidenes Maß eingeſchränkt und ſcheinen mir ſelbſt für die erſte 
Orientierung in der Praxis nicht ausreichend. Es ſind vielleicht mehr 
als hundert Paragraphen ohne jede Erläuterung geblieben. Der An⸗ 
hang bringt einige Nebengeſetze, nicht aber die ſo wichtigen Aus⸗ 


führungsbeſtimmungen. 
Prof. Dr. Fritz Stier⸗Somlo, Köln. 


Die reichsrechtlichen Beſtimmungen betreffend den Handel 
mit Drogen und Giften. Erläutert von Juſtizrat Hugo 
Sonnenfeld, Rechtsanwalt u. Notar. 3. veränderte Auflage. 
Berlin, Leipzig 1926. Verlag Walter de Gruyter & Co. 
Preis geb. 12 . 


Dieſes Buch iſt der einzige brauchbare (und zwar hervorragend 
brauchbare Kommentar zur kaiſerlichen Verordnung über den Ver⸗ 
kehr mit Arzneimitteln und der zu ihrer Auslegung mit zu berück⸗ 
ſichtigenden Vorſchriften über die Abgabe ſtark wirkender Arznei⸗ 
mittel in den Apotheken, der Vorſchriften über den Handel mit Giften 
und der einſchlägigen Beſtimmungen des Strafgeſetzbuches und der 
Gewerbeordnung. Eine Fülle von Gerichtsentſcheidungen, insbeſondere 
der Oberlandesgerichte und des Reichsgerichts hat der Verf. heran⸗ 
gezogen, daneben aber auch die techniſche Literatur in einer für einen 
Nichtpharmazeuten erſtaunlich eingehenden und verſtändnisvollen 
Weiſe berückſichtigt. Mit allen Streitfragen ſetzt ſich Sonnen 
feld ſorgfältig und ſcharfſinnig auseinander, dabei häufig einen 
eigenen und ſelbſtändigen Standpunkt vertretend. 

Eine Vergleichung mit der zweiten Auflage führt zu der inter⸗ 
eſſanten Feſtſtellung, daß ſich verſchiedene deutſche Os G., gegen die 
Sonnenfeld in den früheren Auflagen polemiſiert hat, nunmehr 
ſeiner Rechtsanſicht angeſchloſſen haben. Um ein beſonderes markantes 
Beiſpiel herauszugreifen, jo hatte die Rechtſprechung in früheren Jah⸗ 
ren auf dem Standpunkt geſtanden, daß Desinfektionsmittel nur dann 
frei verkäuflich ſeien, wenn ſie äußerlich anzuwenden ſind. Schon die 
zweite Auflage vertrat den Standpunkt, daß die Beſchränkung auf 
äußerliche Anwendung im Geſetz nicht enthalten iſt, und daß deshalb 
auch Mittel zur innerlichen Desinfektion von dem Apothekermonopol 
freigeſtellt ſind. — Die Rechtſprechung, insbeſondere das Kammer⸗ 
gericht hat ſich nun Sonnenfelds Auffaſſung angeſchloſſen. Dieſer 
verkannte aber nicht, daß hier unter Umſtänden Gefahren entſtehen 
Rönnen, wenn zum Zwecke der Beſeitigung von Bakterien und 
Bazillen im Körper dieſem ernſte Arzeneimittel inkorporiert werden 
dürfen, nur deshalb, weil ſie Desinfektionsmittel ſind. Die neueſte 
Auflage bringt eine befriedigende Löſung, die ſich auf Ausführungen 
des Profeſſor Thoms ſtützt. Es werden von den Desinfektions⸗ 
mitteln die chemo⸗therapeutiſchen Mittel unterſchieden. Letztere kenn⸗ 
zeichnen ſich dadurch, daß ſie im Reagenzglas gar keine oder nur 
ſchwache Desinfektionswirkung auf Krankheitserreger betätigen, wäh⸗ 
rend ſie im tieriſchen Körper von vernichtendem Einſluß auf Krank⸗ 
heitserreger ſind, wie dies z. B. bei Salvarſan der Fall iſt. 
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Durch dieſe Unterſcheidung, die in der Rechtſprechung noch gar 
nicht bekannt, in der pharmazeutiſchen Wiſſenſchaft neu iſt, wenngleich 
ſie letzten Endes, wie Thoms anführt, bereits auf Ehrlich zurüdı- 
führt, wird vor einer Überfpannung des Begriffes der innerlichen 
Desinfektion geſchützt und hiernach der Geſetzgebung erſpart, ſich mit 
dieſer Sonderfrage neu zu beſchäftigen (vgl. S. 91 ff.). Um ein wei⸗ 
teres Beiſpiel zu nennen, ſo iſt das Kammergericht auch Sonnen⸗ 
felds Meinung über den Seifenbegriff beigetreten (ogl. S. 103). 

In Auslegung des 83 des Geſetzes betreffend Verwendung ge⸗ 
ſundheitsſchädlicher Farben bei der Herſtellung von Nahrungsmitteln, 
Genußmitteln und Gebrauchsgegenſtänden v. 15. Juli 1887 hat ſich 
das Kammergericht dem Standpunkte Sonnenfelds, daß das 
Farbengeſetz der Heilkunde keine Schranken ziehen will und deshalb 
auf ſolche Heil⸗ und kosmetiſchen Mittel keine Anwendung findet, 
gleichgültig, ob ſie inneren oder äußeren Leiden Heilung bringen, 
ob ſie rezepturpflichtig ſind oder dem Apothekenmonopol unterſtehen 
oder nach der kaiſerlichen Verordnung frei verkauft werden dürfen, 
nicht angeſchloſſen. Ich halte es aber bei Vergleichung der beiden 
Begründungen nicht für unwahrſcheinlich, daß ſich auch hier die 
Sonnenfeld ſche Anſicht durchſetzen wird (vgl. S. 88, 89). 

In einer für die Praxis nicht unwichtigen Frage legt der Verf. 
überzeugend ſeine Auffaſſung dar, daß Gifte auch außerhalb der 
Apotheken zu Heilzwecken abgegeben werden dürfen, ſofern ſie nicht 
dem Verzeichnis B der Raijerlichen Verordnung eingereiht ſind und 
ſofern der Abgebende Giftkonzeſſion beſitzt und die Vorſchriften über 
die Abgabeform beachtet. In dieſer Richtung ſtehen noch die meiſten, 
aber nicht mehr alle Oberlandesgerichte ſeiner Auffaſſung entgegen. 

Während die zweite Auflage nur 308 Seiten gezählt hatte, zählt 
die dritte Auflage 435 Seiten, ohne daß neue Geſetze in die Sammlung 
hineingenommen ſind. Dieſe Erweiterung und Bereicherung des Buches 
geht nicht nur auf umfangreiche Benutzung der Rechtſprechung, ſon⸗ 
dern ebenſo der pharmazeutiſchen Literatur zurück. So iſt die juriſtiſche 
Betrachtungsweiſe Sonnenfelds ſtets von der pharmazeutiſchen 
Anſchauung getragen, was dem praktifchen Werte dieſes in ſeiner 
Art einzigen und unentbehrlichen Buches ſehr zuſtatten kommt. 

KR. Dr. Sontag, Berlin. 


Handbuch des Landesproduktenhandels 1926. Mit Unter⸗ 
ſtützung der Organiſation und unter Mitarbeit maßgebender 
Fachleute, der Börſen und Vereinigungen herausgegeben. 
Redaktionsleitung: Rechtsanwalt Willy Braubach, Syn⸗ 
dikus Dr. Max Morgenroth. Herausgeber und Verlag: Der 
Landesproduktenhandel Verlagsgeſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung. Berlin⸗ Charlottenburg. 


Daß zu den Kulturgütern, deren Beſtand durch die welterſchüt⸗ 
ternden politiſchen und wirtſchaftlichen Begebenheiten, die wir er⸗ 
lebt, einer Kriſe zugetrieben ſind, die Rechtsordnung gehört, weiß 
jeder, der mit ihrer praktiſchen Betätigung in Berührung kommt: in 
erſter Linie der Juriſt wie der Kaufmann. Die überhaſteten Verſuche 
auf den Gebieten, wo die Not des Augenblicks ſich am ſtärkſten be⸗ 
merkbar machte, durch ſtaatliche und autonome Rechtsſchöpfung Ab⸗ 
hilfe zu ſchaffen, haben die Maſſe der Beſtimmungen ſo vermehrt, daß 
eine Überficht nicht mehr möglich erſcheint. Selbſt die Begründung 
des Geſetzentwurfs über die Sammlung des Reichsrechts ſieht ſich zu 
dem Bekenntnis genötigt: „Selbſt für den Kenner des Rechts iſt es 
heute vielfach ſchwierig, außerhalb eines von ihm ſtändig bearbeiteten 
Sondergebiets die geltenden Rechtsnormen feſtzuſtellen, für den dem 
Rechtsleben Fernſtehenden iſt es faſt unmöglich.“ Mit Dank zu be⸗ 
grüßen iſt daher jede Zuſammenfaſſung der für ein wichtiges Wirt⸗ 
ſchaftsgebiet maßgebenden Vorſchriften. Der für die Urproduktion wie 
für die Volksernährung gleich wichtige Getreide⸗ und Futtermittel⸗ 
handel hat durch die Zusammenarbeit ſeiner Berufsorganiſationen und 
freien Verbände, ſeiner Börſen und hervorragender in der Praxis 
ſtehender Berufsgenoſſen und juriſtiſchen Berater in dem vorliegenden 
Handbuch ein muſtergültiges Sammelwerk geſchaffen. Wer die zahl⸗ 
reichen kodifizierten Geſchaftsbedingungen, Börſen⸗ und Schieds⸗ 
gerichtsordnungen, Schlußſcheinformulare und Vereinsſatzungen auch 
nur flüchtig überblickt, kann ſich ein Bild davon machen, wie der 
deutſchen mittelalterlichen Zunftautonomie entſprechend im modernen 
Geſchäftsverkehr eine Fülle von rechtsverbindlichen Normen durch die 
beteiligten Berufskreiſe vermöge ihrer ſozialen Machtmittel, der 
Marktbeherrſchung und der ſchiedsgerichtlichen Judikatur, geſchaffen 
und durchgeſetzt wird. 

Der nationalen iſt neuerdings die internationale Entwicklung 
an die Seite getreten. Nicht nur die durch den Weltkrieg zerriſſenen 
vertragsmäßigen Grundlagen des Wirtſchaftsverkehrs von Land zu 
Land bedürfen der Neuregelung, die Schaffung neuer Staatsgebilde, 
die durch die Erſchütterung des Staatsgedankens hervorgetretenen 
Ideen einer auf breiterer geographiſcher Grundlage ſich aufbauenden 
Wirtſchaftsordnung haben die teils beſtandenen, teils neubegründeten 
Organiſationen veranlaßt, eine Reihe international⸗rechtlicher Fragen 


in Angriff zu nehmen: den Völkerbund, die International Law Asso- 
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ciation, die internationale Handelskammer u. a. Auch hier beſteht 
die Gefahr der Zerſplitterung und des unnützen Aufwandes von 
wiſſenſchaftlicher Betätigung. Was in erſter Linie nötig, iſt eine 
Sammlung des in typiſchen Verträgen vorhandenen, meiſt nur den 
beteiligten Kreiſen bekannten Materials. Auch hier iſt der Handel 
mit landwirtſchaftlichen Produkten voraufgegangen. Es ſei nur an 
die deutſch⸗niederl. Verträge (Handb. S. 1385 f.) erinnert. Man 
braucht nur an die lückenhaften Kenntniſſe und Anſchauungen einiger 
ſich in den Vordergrund drängenden binnenländiſchen Kongreßgrößen 
zu denken, wie ſie gelegentlich der Verhandlungen über die cif- und 
kob-Geſchäfte zutage treten, um die Zugänglichmachung des in Ver⸗ 
trägen vorliegenden Materials als unumgängliche Vorarbeit zu er⸗ 
kennen. Auch hier ift das neue Handbuch eine dankenswerte Quelle. 

Die Anordnung iſt praktiſch, teils lokal nach den Markt⸗ und 
Börſenſitzen geordnet, teils damit zuſammenhängend nach Handels⸗ 
artikeln. Dem Wortlaut der Abmachungen geht eine kurze gut 
orientierende Sachdarſtellung über die jeweilige Materie voraus. Un⸗ 
ſchön ſind nur die in den Text eingeſtreuten Firmenannoncen, deren 
Aufnahme zur Herabſetzung des Anſchaffungspreiſes immerhin bei⸗ 
tragen mag. 

Dem Rechtsbefliſſenen kann das Handbuch als wichtiges Nach⸗ 
ſchlagebuch und Hilfswerk ebenſo empfohlen werden wie dem prak⸗ 
tiſchen Geſchäftsmann. Namentlich wird der in Prozeſſen des dar⸗ 
geſtellten Geſchäftszweigs tätig werdende Rechtsanwalt es mit Nutzen 
zur eingehenden Information über Spezialgebiete heranziehen. 

Geh. IR. Dr. Heinrich Dove, Berlin. 


Dr. Wenzel Goldbaum, Rechtsanwalt u. Notar in Berlin: 
Kartellrecht und Kartellgericht. 2. Aufl. (Stilkes Rechts⸗ 
bibliothek Nr. 23). Berlin 1926. Verlag Georg Stilke. 
Preis 7,50 . 

Die 2. Aufl. des Kommentars ſtellt eine völlige Neubearbei⸗ 
tung dar. Das handliche Büchlein umfaßt nicht weniger als 
250 Seiten und enthält neben dem Hauptteil, der die Kart VO. 
erläutert, noch kurze Anmerkungen zur VO. über das Verfahren 
vor dem KG. und zu der VO. über das RWG. v. 21. Mai 1920, 
welche die Grundlage für den Kartellprozeß bildet; endlich 
(S. 227 ff.) eine dankenswerte Überſicht über die Kartellrechtliche 
Rechtſprechung des RG., des R§H., und des KG. unter ſtichwort⸗ 
artiger Hervorhebung des Kernpunkts. 

In die Erläuterungen zu den einzelnen Beſtimmungen ſind 
ſuſtematiſche Betrachtungen hineingearbeitet, ſo zu 81 (ES. 24 ff.) 
über die Stellung der KartVO. im Rechtsſyſtem, insbeſ. über das 
Verhältnis des materiellen Kartellrechts zu 88 126, 134, 138, 823, 
826 BGB.; ferner zum UnlWG., welches Goldbaum in einem 
Kurz danach erſchienenen Kommentar ( tilkes Rechtsbibliothek 
Nr. 46) gleichfalls bearbeitet hat. In den Anm. zu 81 wird ferner 
der Begriff der wirtſchaftlichen Machtſtellung, des Kartellvertrags 
und feiner Teile (organiſatoriſcher und verpflichtender) erläutert. 
Schrifttum wie Rechtſprechung ſind ſorgfältig berückſichtigt, allent- 
halben findet ſich eine ſelbſtändige Stellungnahme. 

Mit Recht widmet G. den Fragen des bartellrechtlichen 
Organiſationszwanges beſondere Aufmerkſamkeit; ſie ſtehen an 
praktiſcher Bedeutung voran. Dies gilt ſowohl im Hinblick auf 
SI KartVo. (Genehmigungszwang für Sperren), wie für die Maß⸗ 
nahmen der Kartellbehörde auf Grund der 884 und 10 KartVO. 
Das RWM. hat von den ihm in die Hand gegebenen Waffen, von 
wenigen Fällen der Anklageerhebung abgeſehen (Goldmarkklauſel⸗ 
prozeß!), in der Weiſe Gebrauch gemacht, daß es im Wege der Ver⸗ 
handlung mit den Beteiligten eine Abſchwächung organiſations⸗ 
rechtlicher Maßnahmen herbeiführt, die vom Standpunkt des Ge⸗ 
meinwohls aus als zu ſcharf erſcheinen. Ein künftiger Komm. der 
Kart O. wird als Grundlage für das Verſtändnis dieſer Fragen, 
bei denen alles im Fluß iſt, insbeſ. die organiſationsrechtlichen 
Zuſammenhänge und die typiſchen Geſamtverträge wiſchen erzeu⸗ 
gender und verarbeitender Induſtrie, zwiſchen Industrie und Han. 
del uſw. darſtellen müſſen. Neuerdings ſteht insbeſ. das Revers⸗ 
ſyſtem in mannigfachen Spielarten (mit und ohne Treurabakt⸗ 
Klauſel) unter Feſtſetzung von Mindeſtpreiſen mit ausgedehnter 
Verbandsſchiedsgerichtsbarkeit im Vordergrunde. Zu 89 Kart O. 
vertritt nun G. grundſätzlich einen eigenartigen Standpunkt. Er 
ſucht ausführlich darzulegen, daß 89 nur für den inneren Organi⸗ 
ſationszwang (gegenüber den Kartellmitgliedern), nicht aber für den 
äußeren Organiſationszwang (gegenüber Außenſeitern und Ab⸗ 
nehmern) gilt. Dies widerſpricht nicht nur der im Schrifttum (mit 
einer einzigen Ausnahme, vgl. Giehler, KartRundſch. 1924 
S. 9ff.) vorherrſchenden Anſicht, ſondern auch der ſtändigen Praxis 
des KG. und der Kartellbehörde. Mir ſcheint die eingehende, er⸗ 
neute Behandlung dieſer Kontroverſe wenig nutzbringend, die Be⸗ 
weisführung aber auch nach keiner Richtung haltbar. 

Beſonders eingehend find zu 8 9 Einzelfragen erörtert, wie 
(S. 139 ff.) die des Beitrittszwangs; G. verfügt gerade hier über 
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reiche Erfahrungen aus ſeiner Kenntnis des Bühnenorganiſations⸗ 
weſens. Die Frage, inwieweit in der Verweigerung der Aufnahme 
in ein Kartell eine Sperre liegt und welche Grundſätze für die 
Prüfung der Zuläſſigkeit der Sperre anzuwenden ſind, iſt in der 
Rechtſprechung noch durchaus ungeklärt. G. ſucht allgemeine Vor⸗ 
ausſetzungen aufzuſtellen: Das Kartell, das die Beitrittsſperre 
verhängt, muß zur Aufnahme des Ausgeſperrten bereit und ein⸗ 
gerichtet ſein, es muß alſo gleichartige Unternehmer und Mitglieder 
haben oder mit einem gleichartigen Verband im Gegenſeitigkeits⸗ 
verhältnis ſtehen. Die Ziele des Kartells müſſen ſchutzwürdig 
und billigenswert ſein. Die Firma, welche die Aufnahme nachſucht, 
muß kartellfähig ſein. Das Kart®. befolgt neuerdings in einer 
zu dieſem Fragenkomplex gehörigen recht wichtigen Einzelfrage eine 
nicht billigenswerte Praxis: Im Kohlengroßhandel und anderwärts 
wird die Aufnahme neuer Kartellmitglieder davon abhängig ge⸗ 
macht, daß die betreffende Firma branchekundig iſt, und weiterhin, 
daß ihr Geſchäftsgebaren das eines anſtändigen Kaufmanns iſt. 
Nun hatten in zwei Fällen Firmen, die den Offenbarungseid 
geleiſtet hatten und gegen die wohl auch ſonſt vom Standpunkt 
kaufmännifcher Ehre Bedenken beſtanden, die Aufnahme in den 
Großhandelsverband nachgeſucht; ſie war ihnen verweigert worden. 
In beiden Fällen verſagt das KartG. hierzu die nach 89 erfor- 
derliche Einwilligung (Entſch. v. 8. Aug. 1925, Samml. Nr. 61 
und v. 22. April 1926, Samml. Nr. 78). In der zweiten Entſch. 
findet ſich eine ſehr weitgehende Begründung. Es heißt dort: 
„Nach der Auffaſſung des Gerichts liegt eine unbillige Einſchrän⸗ 
kung der wirtſchaftlichen Bewegungsfreiheit ſchon dann vor, wenn 
eine Firma durch Sperrmaßnahmen in ihrer wirtſchaftlichen Be⸗ 
tätigung mehr eingeſchränkt wird, als es nach dem gewöhnlichen 
Verlauf der Dinge der Fall wäre und wenn nicht triftige Gründe 
eine derartige Einschränkung rechtfertigen“. Das Kart®. ift nun 
der Anſicht, daß die vom Großhandelsverband geltend gemachte 
Tatſache der Überfüllung des Kohlenhandels kein ſolcher Grund iſt. 
Es ſpricht grundſätzlich aus, daß „eine Regelung der Wirtſchaft 
in dieſer Hinſicht durch die Verhängung von Sperren nicht zuläſſig 
iſt, weil das, die gegenwärtige Wirtſchaftsordnung beherrſchende und 
durch Art. 151 RV. ſowie SL Gewd. geſeßlich gewährleiſtete 
Recht der Gewerbefreiheit durch Mittel des Organiſationszwanges 
nicht beſeitigt werden darf“. Auch der weiter vorgetragene Grund, 
daß die betreffende Firma den Offenbarungseid geleiſtet hat und 
wegen anderer Vorkommniſſe unzuverläſſig ſei, erſcheint dem 
KartG. nicht ner die Verhängung einer Sperre zu rechtfer⸗ 
tigen. Dem Kart. ift aber offenbar bei dieſem Ergebnis nicht 
recht wohl, denn es zeigt in den weiteren Gründen einen Ausweg. 
Es meint, die Verhängung der Sperre bedeute keineswegs, daß die 
durch Kartellvertrag gebundenen Großhändler nunmehr gezwun⸗ 
gen ſeien, die betreffende Firma zu beliefern; es ſtehe jeder Groß⸗ 
handelsfirma frei, ſich darüber ſchlüſſig zu machen, ob ſie die Lie⸗ 
ferung der Kohle verweigern wolle, weil fie die Beſtellerin für 
unzuverläſſig oder kreditunwürdig halte. Damit iſt die Frage des 
Kontrahierungszwanges geſtreift. M. E. iſt die Aufſtellung ſo weit⸗ 
reichender Gründſätze nicht glücklich; allerdings darf nicht durch Kar⸗ 
tellzwang eine neue, nicht ſtaatliche, Konzeſſionspflicht eingeführt 
werden. ee herrſcht Gewerbefreiheit. Dagegen iſt nicht 
einzuſehen, warum Kartelle nicht die Aufnahme neuer Mitglieder 
von deren Kartellfähigkeit abhängig machen ſollen. In einer 
früheren Entſch., in der es ſich darum handelte, ob in einem Groß⸗ 
handelskartell auch ſolche Firmen aufgenommen werden mußten, 
die neben dem Großhandel in mehr oder minder erheblichem Um⸗ 
fang auch Kleinhandel betreiben (Entſch. v. 24. Juli 1925, Samml. 
Nr. 59), hat das Kart. dem Großhandelsverband die Ein⸗ 
willigung zur Sperre erteilt. In zahlreichen Kartellverträgen iſt 
Vorausſetzung für die Aufnahme des „Novizen“, daß er einen 
Minimalumſaß nachweiſt; aber auch eine gewiſſe Branchenkenntnis 
und perſönliche Eigenſchaften der Inhaber gehören zur „Kartell⸗ 
fähigkeit“. 

Alles in allem wird der Komm. der Praxis gute Dienſte 
leiſten. Ru. Dr. Heinrich Friedländer, Berlin. 


Zentralblatt für Handelsrecht vereinigt mit Zeitſchrift für 
Geſellſchaftsweſen. (36. Ig.) Herausgegeben von Dr. Fr. 
Goldſchmit, Rechtsanwalt in München, und Dr. Fritz Koppe, 
Rechtsanwalt in Berlin. Induſtrie⸗Verlag Spaeth & Linde. 

Seit dem Beginn des Jahres erſcheint in Monatsheften die 
vorſtehend bezeichnete Zeitſchrift. Die Vereinigung mit der be⸗ 
reits fünfunddreißig Jahre alten Zeitſchrift für Geſellſchaftsweſen tritt 
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äußerlich nicht in die Erſcheinung. Dagegen findet ſich eine andere 
äußerliche Neuerung vor. Die Mitteilung der laufenden Rechtſprechung 
iſt in der Form der Kartothekbehandlung beſtimmter Wiedergabe er⸗ 
folgt. Auf durchlöchertem Kartenmaterial ſind die Entſcheidungen 
unter Hinweis auf die grundlegend behandelte Geſetzesſtelle am Ein⸗ 
gang in Form der Hervorhebung des weſentlichen Entſcheidungs⸗ 
inhalts als „Rechtſpruch“ und kurzem Auszug aus den weſentlichen 
Entſcheidungsgründen mitgeteilt. Dabei finden ſich meiſt auch lite⸗ 
rariſche Verweiſungen. Der Schreiber dieſer Zeilen hat archivariſch 
tätige Beamte einer Handelsvertretung über die Verwendbarkeit dieſer 
Einrichtung zu Rate gezogen und ein im weſentlichen günſtiges Urteil 
gehört. Auch unſer wiſſenſchaftlicher Betrieb kann angeſichts der 
Überproduktion der Rationaliſierung nicht entbehren. Freilich wird 
die Mechaniſierung zu einem die wahrhaft wiſſenſchaftliche Behand⸗ 
lung beeinträchtigenden Moment: man wird alſo auch hier mehr me⸗ 
chaniſch arbeitender Hilfskräfte bedürfen. Wo dieſe aber zur Verfügung 
ſtehen — bei öffentlichen Bibliotheken, Großbetrieben des Wirtſchafts⸗ 
lebens, größeren Anwaltbüros —, kann die Einführung eines ſolchen 
„laufenden Bandes“ der Amerikaniſierung unſeres juriſtiſchen Weiter⸗ 
verarbeitungsprozeſſes praktiſch verwertbaren Vorſchub leiſten. 

Der Überſicht über die Rechtſprechung gehen wiſſenſchaftliche 
Aufſätze vorher, zu denen eine Reihe bekannter Autoren ihre Mit⸗ 
wirkung zugeſagt haben und gewähren. Das Charakteriſtiſche daran 
iſt die Behandlung der im Handelsrecht und verwandten Materien 
ſich ſchnell abwechſelnden Tagesfragen in kurzer und doch wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Form. Natürlich kann dadurch die eingehendere Behand⸗ 
lung wie in der „Zeitſchrift für Handelsrecht“ nicht erſetzt werden. 
Das iſt aber offenbar auch nicht die Abſicht. Eine ſchnelle Orien⸗ 
tierung über die grundlegenden Rechtsfragen der ſchnell auftauchen⸗ 
den Zweifel und Bedenken in Geſetzesauslegung und anwendung, 
Rechtſprechung und Geſetzeskritik iſt für die Praxis ſehr wertvoll. 

Das neue Unternehmen iſt deshalb zu begrüßen. 

Geh. IR. Dr. Hein rich Dove, Berlin. 


Abhandlungen zum Schweizeriſchen Recht. Neue Folge. Be⸗ 
gründet von Prof. Dr. Max Gmür, herausgeg. von Dr. Theo 
Guhl, Prof. der Rechte a. d. Univerſität Bern. (20. Heft) Die 
Erhöhung des Grundkapitals mit Ausgabe von Gratis- 
aklien nach ſchweizeriſchem Obligationenrecht. Von 
Dr. Hans Büchler, Fürſprecher in Bern. Bern 1926. 
Verlag Stämpfli. Preis 5 . 

Der Verf. unterſucht in dem 1. Kap. Begriff und Weſen der 
Gratisaktie nach ſchweiz. Recht unter eingehender Berückſich⸗ 
tigung des deutſchen Rechts. Er kommt hierbei zu dem Ergebnis, 
daß, gleichviel welche Form der Ausgabe von Gratisaktien ge⸗ 
wählt werde, „das zur Grundhapitalerhöhung beſtimmte Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen an die Aktionäre ausgeſchüttet werden muß, damit 
dieſen die Möglichkeit gegeben iſt, die Verpflichtung zur Ein⸗ 
zuhlung der Einlage auf den von ihnen zu übernehmenden Aktien 
im Wege der Verrechnung mit der Forderung auf den an ſie aus⸗ 
geſchütteten Barbetrag materiell zu tilgen“ (S. 81). In einem 
2. Kap. unterſucht der Verf., welche Bilanzpoſten zur Ausſchüttung 
zwecks Schaffung von Gratisaktien verwandt werden dürfen, und 
zwar prüft er insbeſ. die Verwendung vom Gewinn des laufenden 
Geſchäftsjahres, vom Reſervefonds, vom Gewinnvortrag und von 
ſtillen Reſerven. In einem 3. Kap. wird alsdann der Emiſſions⸗ 
beſchluß und ſeine Durchführung dargeſtellt, wobei als weſentliche 
malen zur Schaffung von Gratisaktien folgende bezeichnet 
werden: 

1. der Beſchluß zur Verwendung von Vermögen als Rein⸗ 

gewinn, 

2. der Dividendenfeſtſetzungsbeſchluß, 

3. der Grundhkapitalerhöhungsbeſchluß, 

4. der Beſchluß, betreffend Einräumung eines Bezugsrechts 

an die Aktionäre und ſeine Modalitäten. 

Es iſt bedauerlich, daß der Verf. die Eutſch. des RFH. 11, 
157ff. nicht berückſichtigt hat. In dieſer hätte er eine eingehende 
Widerlegung ſeiner Theorie gefunden. Es kann jedenfalls nach 
deutſchem Recht nicht zweifelhaft fein, daß die Ausgabe von Gratis⸗ 
aktien, wenn fie in die Form der fog. echten Gratisaktie ge⸗ 
kleidet iſt, materiell nicht die Ausſchüttung einer Dividende be⸗ 
deutet. Infolgedeſſen greifen für derartige Transaktionen auch nicht 
diejenigen Beſchränkungen Platz, die für die Ausſchüttung von 
Dividenden gelten; insbeſ. kann die Ausgabe von Gratisaktien nicht 
lediglich durch die ordentliche Generalverſammlung, ſondern auch 
durch eine außerordentliche Generalverſammlung beſchloſſen werden. 

Ru. Dr. Jul. Lehmann, Frankfurt a. M. 


2892 


Aus der Praris der Einmann-Geſellſchaft. 


Die Einmann⸗Geſellſchaft (EinmG.) ift im deutſchen Recht ſeit 
jeher überwiegend für zuläſſig erklärt. Ihre allgemeine Verbreitung, 
insbeſ. als Grundſtücks⸗ und Konzerngeſellſchaft, iſt jüngeren Datums. 
Heute ift die EinmG. eine typiſche Organiſationsform. Es iſt bezeich⸗ 
nend, daß die neueſte geſellſchaftsrechtliche Kodifikation, das feit Jan. 
1926 in Kraft befindliche Lichtenſteinſche Zivilgeſetzbuch, das auch 
ſonſt eine Reihe moderner Rechtsgedanken enthält, die EinmG. aus⸗ 
führlich geſetzgeberiſch regelt. 

Bei uns folgt jetzt dem Steuerrecht, in dem die EinmG. ſchon 
feit den kommunalen Umſ StVO. eine Rolle ſpielt (vgl. jetzt § 3 Gr⸗ 
ErwStG. und die WertZuwStVO.), allmählich das Zivilrecht in der 
Erkenntnis der Notwendigkeit einer Sonderbehandlung. Im folgenden 
ſollen einige ältere und neuere Entſcheidungen erörtert werden, die 
einen einheitlichen Fragenkomplex betreffen, nämlich die Gleichſtel⸗ 
lung des Verkaufs ſämtlicher Aktien (Geſchäftsanteile, Kuxe) mit dem 
Verkauf der Subſtanz (vgl. im übrigen über die EinmG. Fried⸗ 
länder, 3. f. H. 1926, 25 ff., wo insbeſ. die konzernrechtlichen Fra⸗ 
gen erörtert ſind; Hachenburg⸗Schmidt, GmbHG. 5. Aufl. 8 13 
Anm. 1). Die erſte Frage ift die, ob der Verkauf der ſamtlichen Aktien 
uſw. dem Verkauf des Unternehmens gleichſteht. Das kaufmänniſche 
Unternehmen als ſolches kann Gegenſtand des Rechtsverkehrs ſein 
(vgl. Iſay, Recht am Unternehmen; Staub, Vorbem. vor $ 373 
HGB. Anm. 3a). Das Unternehmen kann veräußert und verpachtet 
werden. Wird nun nicht das Unternehmen ſelbſt, ſondern die ſämt⸗ 
lichen Aktien veräußert, ſo fragt es ſich, ob die Beſtimmungen des 
Kaufrechts über Gewährleiſtung für Mängel, Verjährungsfriſten uſw. 
anwendbar find. In RG. 86, 146 ff. wird hier noch eine rein formelle 
Auffaſſung vertreten. Es war Anfechtung wegen Irrtums erklärt und 
Gewährleiſtungsanſprüche wegen Rechts⸗ und Sachmängel geltend ge⸗ 
macht. Das RG. gibt zu, „daß es dem Käufer offenbar nicht darum 
zu tun war, Anteilsrechte an einer GmbH. zu erwerben, daß er viel⸗ 
mehr dadurch die Verfügung über die Bohrgerechtigkeiten erlangen 
wollte, die das Vermögen der Geſellſchaft bildeten“. Das NG. meint 
aber: „Dies war aber nur der wirtſchaftliche Zweck, den er mit dem 
Geſchäft verfolgte, nicht der Gegenſtand der Leiſtung, die er ſich ver⸗ 
ſprechen ließ. Der Verkäufer verpflichtete ſich durch den Verkauf 
nicht, dem Käufer das Bohrrecht zu verſchaffen, konnte dies auch gar 
nicht, da die Geſellſchaft nach wie vor Inhaber des Bohrrechts bleibt; 
er verpflichtete ſich nur, dem Käufer die ſämtlichen Geſchäftsanteile 
der Geſellſchaft zu verſchaffen. Es handelt ſich alſo um einen Verkauf 
von Rechten, aus dem ſich keine Haftung nach 8 459, ſondern allein 
eine ſolche nach § 437 BGB. ergibt. Da der rechtliche Beſtand der 
verkauften Geſchäftsanteile einwandfrei blieb, war eine Haftung des 
Verkäufers aus dem Vertrage nicht begründet.“ 

Dem gegenüber RG. 98, 289. Auch hier waren die ſämtlichen 
Geſchäftsanteile eines Fabrikationsunternehmens abgetreten. Daneben 
waren Beſtimmungen getroffen, wonach die übernahme der Anteile 
„und damit die Übernahme des Geſchäftsbetriebes mit Wirkung von 
einem beſtimmten Stichtage erfolge“. Es ſchloſſen ſich Beſtimmungen 
über die Beſtände des Geſchäfts, über übernahme von Schulden, über 
ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft und Haftung des Verkäufers an. Das 
NG. ſtimmt der Auslegung dieſes Vertrages durch die Berufungs⸗ 
inſtanz, wonach Kaufgegenſtand nicht nur die einzelnen Geſchäftsanteile 
der Gmbh ., ſondern auch das ihr gehörige Geſchäftsunternehmen ſamt 
Inventar und Warenlager war, zu, glaubt aber, ſich mit dieſer Entſch. 
nicht in Widerſpruch zu RG. 86, 147 — JW. 1915, 443 zu ſetzen, 
da im vorliegenden Falle — „was rechtlich durchaus möglich iſt“ — 
neben den Geſchäftsanteilen auch noch das Geſchäftsvermögen zum 
„beſonderen“ Gegenſtand des Kaufes gemacht worden ſei. Man fragt 
ſich, ob nicht auch im erſten Fall der Wille der Parteien, der durch 
Auslegung zu ermitteln war, auf das gleiche Ziel ging. Die dritte 
Entſcheidung (RG. 100, 201 ff.) enthält die Beſtätigung dieſer Grund⸗ 
ſätze, nur folgert das RG. hier aus dem Tatbeſtand les hatten die 
mehreren Inhaber der ſämtlichen Geſchäftsanteile dieſe nacheinander 
in kurzer Folge abgetreten), daß hier eine Übertragung des Unter⸗ 
nehmens ſelbſt nicht beabſichtigt war. Auch in dieſem Falle ſcheint 
mir der Tatbeſtand nicht zutreffend gewürdigt. 

Zu dieſen Entſch. iſt noch zu bemerken: Regelmäßig wird nicht 
nur eine Vereinbarung hinſichtlich der Geſchäftsanteile, ſondern auch 
eine ſolche hinſichtlich des Unternehmens ſelbſt getroffen. Das Unter⸗ 
nehmen wird auf Grund einer Bilanz nach einem beſtimmten Stich⸗ 
tag übernommen. Es werden Garantien hinſichtlich Debitoren und 
Kreditoren eingegangen; einzelne Teile bleiben dem Veräußerer vor⸗ 
behalten, bei Grundſtücken findet eine Hypothekenregelung ſtatt. 
Miet⸗ und Pachtverträge, oft auch Dienſtverträge, werden im Ver⸗ 
trage behandelt. Aber auch wenn es an einer ſolchen ausdrücklichen 
Abmachung fehlt, iſt doch der Wille der Parteien im Zweifel dahin aus⸗ 
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zulegen, daß eine Veräußerung des Unternehmens ſelbſt gemeint iſt, 
daher können die Grundſätze des Kaufrechts Anwendung finden. 

In der Aufwertungspraxis tauchen bei den zahlreichen Grund⸗ 
ſtücksgeſellſchaften, die Einm&. find, mannigfache Fragen auf. Die 
erſte it die, ob eine Aufwertung des Schuldverhältniſſes nach 8 10 
Ziff. 5 AufwGh. möglich iſt, obgleich nicht das Grundſtück, ſondern die 
Geſchäftsanteile verkauft find. Mit Recht iſt dies vom BayObsG. in 
der Entſch. v. 8. Juli 1926 (JW. 1926, 2377) bejaht. 

Nach § 20 AufwG. findet die Wiedereintragung gelöſchter Hypo⸗ 
theken ſtatt, ſoweit nicht die Vorſchriften über den öffentlichen Glau⸗ 
ben des Grundbuchs entgegenſtehen. Wenn alſo im Rückwirkungszeit⸗ 
raum ein Eigentumswechſel ſtattgefunden hat, ſo kann der neue Eigen⸗ 
tümer der Eintragung widerſprechen. Bei Grundſtücksgeſellſchaften 
hat nun vielfach zwar kein Eigentumswechſel, wohl aber ein Wechſel 
hinſichtlich der Anteile ſtattgefunden. Hier kann ſich m. E. der Er⸗ 
werber der Anteile auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs nicht 
berufen (ebenſo Kretzſchmar in den Aufmertungsauskünften der 
„Frankfurter Zeitung“). 

Eine weitere Frage entſteht, ob Kaufverträge behördlicher Ge⸗ 
nehmigung bedürfen. Nach 8 1822 Ziff. 3 BGB. bedarf der Vor⸗ 
mund der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts zu einem Ver⸗ 
trage, der auf den entgeltlichen Erwerb oder die Veräußerung eines 
Erwerbsgeſchäfts gerichtet iſt. Nach dem Zweck dieſer Vorſchrift iſt 
auch der Erwerb oder die Veräußerung der ſamtlichen Geſchäftsanteile 
genehmigungspflicht (ſo auch KG. IW. 1925, 600). 

Das gleiche hat für die BRV. v. 15. März 1918 betr. Ge⸗ 
nehmigungspflicht bei Veräußerung von Grundſtücken das RG. — 
JW. 1926, 1664 (Anm. von Hagelberg) angenommen. Überblickt 
man dieſe Praxis, ſo bringt ſie eine gewiſſe Klärung und kann für 
ähnliche Fälle als Anhalt dienen. 

RA. Dr. Heinrich Friedländer, Berlin. 


Die Haftpflicht des aukſichtsratsühunlichen Organs in 
der Gmb, 


Die GmbH. braucht von Geſetzes wegen keinen Aufſichtsrat zu 
haben. Ihre Organe ſind dann Geſellſchafterverſammlung und Ge⸗ 
ſchäftsführer. Bei größeren Geſellſchaften ſprechen aber viele Gründe 
für die Beſtellung eines Aufſichtsrates. Deshalb hat auch das öſter⸗ 
reichiſche Geſetz von einer beſtimmten Größe der GmbH. an den Auf⸗ 
ſichtsrat vorgeſchrieben. 

Auf den Namen kommt es dabei nicht an. Das Organ braucht 
nicht Aufſichtsrat zu heißen. Es kann Ausſchuß, Beirat, Verwal⸗ 
tungsrat oder anders genannt werden. Immer aber iſt die Feſtſtellung 
wichtig, ob es ſich wirklich um ein Aufſichtsorgan handelt, denn das 
Geſetz kennt außer dem Aufſichtsrat auch ein ſogenanntes dem Auf⸗ 
ſichtsrat ähnliches Organ (8 82 Ziff. 3 GmbHG.). Das „ähnliche Or⸗ 
gan“ kann neben dem Aufſichtsrat oder an ſeiner Stelle ſtehen. Es 
iſt aber kein Aufſichtsrat im wahren Sinne. Das entſcheidende Merk⸗ 
mal für den Aufſichtsrat im eigentlichen Sinne iſt, wie Staub⸗ 
Hachenburg mit Recht ausführt, daß er ein aus mindeſtens zwei 
Perſonen beſtehendes Organ der Geſellſchaft iſt, dem die Aufſicht über 
die geſchäftsführende Tätigkeit der Geſellſchaftsleitung obliegt. 

Treffen bei einem Organ dieſe Merkmale nicht zu, ſo iſt es ein 
„ähnliches Organ“, aber auch nur dann, wenn eben ſeine Funktionen 
zwar keine Aufſichtsratsfunktionen find, aber doch ähnliche Funk⸗ 
tionen. Das „ähnliche Organ“ führt in der Praxis verſchiedene 
Namen, meiſt Obmann der Geſellſchafter, Geſellſchaftsdelegierter oder 
Vorſitzender der Geſellſchafter. Seine Funktionen ſind in der Regel 
im Geſellſchaftsvertrag näher umſchrieben. Man trifft das „ähnliche 
Organ“ häufig bei ſolchen Geſellſchaften, die für die Beſtellung eines 
Aufſichtsrates nicht groß genug ſind, aber doch gewiſſe weitere Or⸗ 
gane nicht entbehren können. 

Welches ſind die Rechtsverhältniſſe des „ähnlichen Organs“? 

Der Geſellſchaftsvertrag iſt in erſter Linie maßgebend. Enthält 
er keine oder nur eine unvollſtändige Abgrenzung der Funktionen, ſo 
ergeben ſich vielleicht aus der Gründungsgeſchichte der betreffenden 
Gmbß. Einzelheiten für Rechte und Pflichten. Andernfalls müſſen die 
Aufgaben des „ähnlichen Organs“ aus der Praxis entnommen werden. 

Wie verhält es ſich mit der Anwendung der geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen für den Aufſichtsrat der Akt®. auf das „ähnliche Organ“ 
(88 243248 HGB.) 2 Wie liegt insbeſondere die Haftpflichtfrage 
(§ 249 HGB.) 7 

Man wird wohl jo argumentieren müſſen: Der 852 GmbHG. 
ſchreibt die entſprechende Anwendung der Beſtimmungen des HGB. 
ausdrücklich nur für den Aufſichtsrat im eigentlichen Sinne vor. 
Eine ausdehnende Auslegung dieſer Beſtimmung auf das „ähnliche 
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Organ“ iſt grundſätzlich nicht möglich. So haftet das „ähnliche Organ“ 
auch grundſätzlich nicht. Zwar können Fälle denkbar ſein — immer 
vorausgeſetzt, daß es ſich in der Tat um ein „ähnliches Organ“ und 
keinen Aufſichtsrat im eigentlichen Sinne handelt —, wo man viel⸗ 
leicht im Wege der Analogie zur Bejahung der Haftung kommen 
könnte, wenn z. B. das „ähnliche Organ“ entſprechend $ 246 HGB. 
ausdrücklich die Verpflichtung zur eingehenden Überwachung der Ge⸗ 
ſchäftsführung auferlegt erhalten hat, aber auch dann könnte die Haft⸗ 
barmachung nur unter ganz beſonderen Umſtänden in Frage kommen. 
In normalen Fällen — ſehr oft beſteht das „ähnliche Organ“ in 
einer einzelnen Perſon — kann keine Haftpflicht beſtehen. An eine 
einzelne Perſon kann man auch von Geſellſchafterſeite aus nicht die⸗ 
ſelben Anſprüche ſtellen wie an ein Aufſichtsratskollegium. Das „ähn⸗ 
liche Organ“ hat auch in der Praxis faſt immer eine mehr informa⸗ 
toriſche, beratende Stellung der Geſchäftsführung gegenüber, allerdings 
meiſt mit Vetorecht gegen deren Maßnahmen. Es wäre unberechtigt, 
dem „ähnlichen Organ“ dieſelbe Haftung aufzuerlegen wie einem Auf⸗ 
ſichtsrat. 

Dem Aufſichtsrat im eigentlichen Sinne kann die Haftung wegen 
Verſehens ($ 276 Abſ. 2 BGB.) durch die Satzung nicht erlaſſen wer» 
den (fo wohl Staub⸗ Hachenburg, GmbHG., 8 52 Anm. 50, $ 43 
Anm. 2). Beim „ähnlichen Organ“ muß dies, falls etwa der Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag Haftpflicht vorſieht, möglich ſein, das ergibt ſich aus 
der Stellung des „ähnlichen Organs“ der GmbH. gegenüber. 


Dr. Gauß, Darmſtadt. 


Vertreterverſammlung des Genoſſenſchaftsgeſetzes. 


Durch die Nov. z. Gen®. v. 1. Juli 1922, RGGBl. 1,567, und 
den von ihr geſchaffenen 8 43 a Gen®. ift ein neues Rechtsgebilde in 
das Genoſſenſchaftsweſen eingeführt worden, die „Vertreterverſamm⸗ 
lung“. 

Dieſe iſt beſtimmt, bei Genoſſenſchaften mit einer großen Mit⸗ 
gliederzahl an Stelle der Generalverſammlung zu treten. Ihre Ein⸗ 
führung ſollte die Schwierigkeiten beſeitigen, die ſich aus der Teil⸗ 
nahme einer allzu großen Anzahl von Mitgliedern an der General⸗ 
verſammlung vielfach ergaben (Raummangel, Schwierigkeit der Lei⸗ 
tung und Beratung u. dgl.). Schon die Nov. v. 1. Juli 1922 hat einen 
Zwang zur Bildung der Vertreterverſammlung eingeführt. 8 43 a 
Gen®. in der damaligen Faſſung machte die Bildung einer ſolchen 
obligatoriſch, ſobald die Anzahl der Genoſſen die Zahl 10000 über⸗ 
ſtieg. Das Gef. v. 19. Jan. 1926, RGBl. I, 91, ging noch einen 
Schritt weiter. Es machte die Einführung der Vertreterverſammlung 
ſchon für den Fall obligatoriſch, daß die Zahl der Ger 3000 
überſtieg; während bisher das Überſchreiten dieſer Grenze nur ein 
Recht zur Einführung der Vertreterverſammlung gegeben hatte, be⸗ 
ginnt dieſes Recht jetzt ſchon, wenn bei einer Genoſſenſchaft die Zahl 
von 1500 Genoſſen überſchritten iſt. 


Der Freiſtaat Danzig, welcher die neueren Novellen zum GenG. 
v. 1. Juli 1922 und 12. Mai 1923 im weſentlichen übernommen hat, 
iſt ſo vorſichtig geweſen, die Vertreterverſammlung nicht obligatoriſch 
zu machen. 

Welche Schwierigkeiten ſich bei der Handhabung dieſes neuen 
Rechtsgebildes in der Praxis ergeben, müſſen die nächſten Jahre 
lehren. Die Aufgabe dieſes Aufſatzes fol es nur fein, auf einige der 
Zweifelsfragen hinzuweiſen, die ſich ſchon jetzt herausgeſtellt haben. 
8 43 a GenG. beſtimmt in feinem Abſ. 2: 


„Das Statut. trifft die näheren Beſtimmungen über die 
Zahl der Vertreter, die Vorausſetzungen der Wählbarkeit, die 
Durchführung der Wahl ſowie den Nachweis und die Dauer 
der Vertretungsbefügnis.“ 


Was die letzten beiden Punkte, nämlich den Nachweis und die 
Dauer der Vertretungsbefugnis, betrifft, ſo hält es nicht ſchwer, 
die bezüglichen Satzungsbeſtimmungen zu formulieren. Ich verweiſe 
hier auf die bezüglichen Beſtimmungen in den 88 25 f und 25 f, der 
„Statutenänderungen zur Einführung der Vertreterverſammlung“ auf 
S. 379 der 9. Aufl. des rühmlich bekannten Werkes „Vorſchuß⸗ und 
Kreditvereine als Volksbanken“ von Schul ze⸗Delitzſch, neu be⸗ 
arbeitet von Dr. Crüger und Reinhold Letſchert. Zweifel 
und Streitfragen ergeben ſich dagegen leicht, wenn man nach den 
Grenzen fragt, welche der Autonomie des Statuts bei der Feſtſetzung 
der Zahl der Vertreter, bei der Ausgeſtaltung des paſſiven Wahl⸗ 
rechts und bei der Beſtimmung des Wahlſyſtems gezogen ſind, und 
wenn man ſich nach den Pflichten der Vertreter erkundigt, über welche 
in dem Geſetze überhaupt nichts geſagt iſt. Es ſei hier bemerkt, daß 
der Kommentar von Crüger⸗Crecelius zum GenG. 10. Aufl. 
in ſeinen Ergänzungen auf S. 757 und 758 eine Reihe von Zwei⸗ 
felsfragen über die erwähnten Punkte beantwortet. Eingehender 
möchte ich mich nur mit einem der Probleme aus dem oben hervor⸗ 
gehobenen Fragenkomplex befaſſen, weil hier bereits mehr als ein 


bloßer Zweifel, nämlich eine Streitfrage, vorliegl. Es handelt ſich 
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darum, ob, wie ich in den Bl. f. Gen. 1926, 114 ausgeführt habe, 
Vorſtands⸗ und Aufſichtsratsmitglieder ſchon in dieſer ihrer Eigen⸗ 
ſchaft als gewiſſermaßen geborene Mitglieder der Vertreterverſamm⸗ 
lung anzuſehen ſind. Der bereits erwähnte große Kommentar von 
Crüger⸗Crecelius erklärt in Anm. 16 zu § 43 a eine Be 
ſtimmung für zuläſſig, wonach Mitglieder des Aufſichtsrats nicht als 
Vertreter zur Vertreterverſammlung gewählt werden können. Er 
wirft die Frage auf, ob nicht mit Rückſicht darauf, daß die Ver⸗ 
treterverſammlung aus Vertretern der Genoſſenſchaft beſtehen muß, 
Aufſichtsrats⸗ und Vorſtands mitglieder kraft Geſetzes des paſſiven 
Wahlrechts beraubt find. Von dieſer Anſicht ift der Herausgeber des 
Kommentars Crüger ſpäter aber abgegangen, denn in dem be⸗ 
reits erwähnten, ſpäter als der Kommentar herausgegebenen Buche 
„Vorſchuß⸗ und Kreditvereine als Volksbanken“ lautet der 8 25 b 
auf S. 573: 
„Die Vertreterverſammlung (Generalverſammlung) be⸗ 
ſteht aus den gewählten Vertretern ſowie den Mitgliedern 
des Vorſtandes und Auſſichtsrats.“ 


Ferner iſt auch in den bereits genannten Ergänzungen zum Kam⸗ 
mentar auf S. 757 auf meinen erwähnten Aufſatz verwieſen. Eine 
Mittelmeinung findet ſich in dem neu erſchienenen Erläuterungs⸗ 
buche des OLGR. im RJuſtMin. Nagel. Dieſer meint, weder die 
im Kommentar von Crüger⸗Crecelius vertretene Anſicht noch 
die meinige hätten einen Anhalt im Geſetz. Mitglieder des Vorſtands 
und Aufſichtsrats könnten zwar zu Vertretern gewählt werden, 
hätten aber nur dann in der Vertreterverſammlung Stimmrecht (S. 80 
des Nagel ſchen Kommentars). 


Nagel hat inſofern zweifelsohne recht, als aus dem § 43a 
Gen. nichts für meine Anſicht zu entnehmen iſt. Ich folgere das 
Stimmrecht von Vorſtands- und Aufſichtsratsmitgliedern aber auch 
nicht aus $ 43 a, ſondern aus der Stellung, die das Gen®. dieſen Ge⸗ 
noſſenſchaftsorganen gegenüber der Generalverſammlung, an deren 
Stelle die Vertreterverſammlung zu treten beſtimmt iſt, einräumt. 
In der Generalverſammlung hat jeder Genoſſe eine Stimme (8 43 
Abſ. 2 Gen.). Die Mitglieder des Vorſtands und Aufſichtsrats müſ⸗ 
fen Genoſſen ſein (89 Abſ. 2 Satz 1 GenG.). Daraus ergibt ſich, 
daß Vorſtand und Aufſichtsrat in der Generalverſammlung mitſtim⸗ 
men dürfen, obwohl ſie ſchon kraft ihrer Stellung als Organe der 
Genoſſenſchaft einen überwiegenden Einfluß auf den Gang der Ge⸗ 
ſchäfte zu haben pflegen. Das Geſetz will eben einen ſo weitgehenden 
Einfluß dieſer Genoſſen. Ein geſetzgeberiſcher Grund, weshalb in 
der Vertreterverſammlung Vorſtands⸗ und Aufſichtsrats mitglieder 
ein Stimmrecht nicht haben ſollen, iſt dagegen meiner Anſicht nach 
nicht vorhanden. Nun können freilich in der Vertreterverſammlung 
grundſätzlich nicht alle Genoſſen, ſondern nur die gewählten Vertreter 
ſtimmen. M. E. muß aber für diejenigen Genoſſen, welche zugleich 
Mitglieder des Vorſtands oder des Aufſichtsrats find, eine Ausnahme 
gemacht werden. Ihre Anweſenheit in der Generalverſammlung, alſo 
auch in der Vertreterverſammlung, wird vom Geſetz vorausgeſetzt. 
Nach 5 63 Abſ. 2 Satz 2 Genc. hat der Aufjichtsrat ſich in der Gene⸗ 
ralverſammlung über das Ergebnis der Reviſion zu erklären, wäh⸗ 
rend der Vorſtand den Bericht über die Reviſion ſchon bei der Be⸗ 
rufung der Generalverſammlung als Gegenſtand der Beſchlußfaſſung 
anzukündigen hat. Hier könnte man vielleicht noch einwenden, daß 
die Reviſion ja nicht alle Jahre ſtattfinden müſſe, ſo daß die An⸗ 
weſenheit von Vorſtand und Aufſichtsrat nicht in jeder Generalver⸗ 
ſammlung erforderlich ſei. Dazu iſt zu bemerken, daß die Generalver⸗ 
ſammlung alljährlich Beſchluß über die Genehmigung der Bilanz zu 
faſſen hat (8 48). Die Bilanz wird vom Vorſtand aufgeſtellt (8 33) 
und vom Aufſichtsrat geprüft (8 38 Gen.); es erſcheint unzweifel⸗ 
haft, daß die Mitglieder dieſer Organe das Recht haben müſſen, wie 
in der Generalverſammlung auch in der Vertreterverſammlung auf 
die Genehmigung der Bilanz hinzuwirken. Ausſchlaggebend dafür, 
daß man Vorſtands⸗ und Aufſichtsratsmitgliedern ein Stimmrecht 
in der Vertreterverſammlung einräumen muß, ſcheint mir aber der 
851 GenG. zu fein. 


Im Abſ. 2 dieſes Paragraphen wird dem Vorſtande und unter 
Umſtänden auch den einzelnen Vorſtands⸗ und Aufſichtsratsmitglie⸗ 
dern der Genoſſenſchaft ein Anfechtungsrecht gegenüber den Be⸗ 
ſchlüſſen der Generalverſammlung, alſo auch ein ſolches gegenüber 
Beſchlüſſen der Vertreterverſammlung gewährt. Der Weg der Klage 
iſt aber ein umſtändlicher und zeitraubender Weg. Es liegt auf der 
Hand, daß es für die Vorſtands⸗ und Aufſichtsratsmitglieder ein⸗ 
ſacher und natürlicher iſt, einen ſolchen Beſchluß durch Mitwirkung 
bei der Abſtimmung zu vereiteln, wie ſie es in der Generalverſamm⸗ 
lung unter Umſtänden konnten. Soll wirklich der Vorſtand und Auf⸗ 
ſichtsrat erſt zur Klage genötigt ſein, obwohl die Stimmen der Mik⸗ 
glieder dieſer Organe vielleicht genügt hätten, um für die Ablehnung 
eines geſetzwidrigen Beſchluſſes den Ausſchlag zu geben? Ich möchte 
das nicht annehmen. Die Mitglieder des Vorſtands und Aufſichtsrats 
ſind für den Beſtand der Genoſſenſchaft derartig wichtige Perſonen, 
daß es mir unerträglich erſcheint, ihnen das Stimmrecht in derjenigen 
Verſammlung zu entziehen, in welcher die endgültigen, für das Leben 
und den Beſtand der Genoſſenſchaft entſcheidenden Beſchlüſſe ge⸗ 
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faßt werden. Das Nichtvorhandenſein einer Beſtimmung über die 
Stellung von Vorſtands⸗ und Aufſichtsratsmitgliedern in der Ver⸗ 
treterverſammlung nötigt nicht zu der Annahme, ſie hatten kein 
Stimmrecht, weil ihnen ein ſolches im § 43a nicht ausdrücklich zuge⸗ 
ſprochen iſt. Dieſe Auffaſſung geht meiner Anſicht nach zu Unrecht 
davon aus, daß der Geſetzgeber die hier aufgeworfene Streitfrage 
in den Kreis ſeiner Erwägungen gezogen und i. S. der Nagel ſchen 
Auffaſſung entſchieden hätte. Der Geſetzgeber hat m. E. aber keines⸗ 
wegs die Anwendbarkeit ſämtlicher für die Generalverſammlung ge⸗ 
gebenen Vorſchriften auf die Vertreterverſammlung genau durch⸗ 
geprüft. So ergibt beiſpielsweiſe die Betrachtung des 8 51 Genc. den 


Zweifel, ob auch die Beſchlüſſe der Vertreterverſammlung von den⸗ 
jenigen Genoſſen, die nicht vertreten ſind, oder nur von den Ver⸗ 
tretern angefochten werden können. Ich habe bereits in den Bl. f. 
Gen W. 599 die Entſcheidung dieſer Frage für recht zweifelhaft und 
einen Eingriff des Geſetzgebers für wünſchenswert erklärt. 

Ehe es aber wieder zu einem geſetzgeberiſchen Eingriff kommt, 
dürfte noch geraume Zeit vergehen. i 

Ich halte es daher für angezeigt, daß die ſoeben erörterten 
Fragen in den Spalten dieſer Zeitſchrift auch von anderer Seite be⸗ 
leuchtet werden. Vielleicht wird dann bald durch obergerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung Klarheit geſchaffen. KR. Citron, Berlin. 


Kechtſprechung. 
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A. Gerichte. 
Reichsgericht. 


a) Zivilſachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 

* Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — f Anmerkung.] 

I. Handelsrecht. 

1. Handesgeſellſchaften. 

* 1. 88 105 A b ſ. 2, 142, 155 H G B.; 88 734, 738 ff. 
BGB. Werden bei einer Vermögensübernahme 
durch einen Geſellſchafter nicht mit übernommene 
Vermögensſtücke nachträglich veräußert, ſo iſt der 
Erlös als Gewinn, nicht als Subſtanz anzuſehen. 
Die Beteiligung des früheren Geſellſchafters 
an dieſem Erlös wird nicht gemäß 8155 9 G B. nach 
dem Verhältnis der Kapitalanleihe beſtimmt, ſon⸗ 
dern gemäß 88 105, 142 H G B.; 88734, 738 ff. BG B. 
nach dem Verhältnis der Anteile am Gewinn. Be⸗ 
gründung eines einzelnen Anſpruchs mit mehre⸗ 
ren Gründen und Erhöhung des auf einen dieſer 
Gründe abe Betrages iſt nicht elektive oder 

alternative Klageerweiterung. J.) 


Durch Vertrag v. 24. Mai 1919 hat der Bekl. den Kl. 
mit Wirkung v. 1. Juli 1919 als Teilhaber in fein Bau⸗ und 
Holzbearbeitungsgeſchäft unter gleichzeitiger Umwandlung der 
bisherigen Einzelfirma in eine offene Handelsgeſellſchaft auf⸗ 
genommen. Bekl. brachte das vorhandene Geſchäftsvermö⸗ 
gen ein. Der Kl. war zu Einlagen nicht verpflichtet, aber 
berechtigt. Jeder Geſellſchafter hatte Alleinvertretungsmacht. 
Gewinn und Verluſt trafen Kl. zu einem, Bekl. zu zwei Drittel. 
Nach Beginn der Geſellſchaft hat der Bekl. i. J. 1919 im Ein⸗ 
verſtändnis des Kl. und zum Teil mit Mitteln der Geſellſchaft, 


Zu 1. Dem Urteile iſt im Ergebnis ſowie in der Begründung 
bis auf eine Stelle zuzuſtimmen. Dieſe iſt zwar nicht für das Ergebnis 
der Entſcheidung, wohl aber ſonſt von erheblicher Bedeutung. 

I. Die Meinung, daß der Kl. als perſönlich haftender Geſell⸗ 
ſchafter bloß am Gewinn, nicht auch an der Subſtanz des Geſell⸗ 
ſchaftsvermögens beteiligt ſei, iſt unmöglich. Die Meinung iſt — wie 
das RG. dartut — rechtlich unvereinbar mit den Grundſätzen der ge⸗ 
ſamten Hand. Sie iſt ferner unvereinbar mit den Anſchauungen der 
Betriebs⸗(Privat⸗ Wirtſchaftslehre. Dieſe kennt keine Subſtanz des 
Geſchäftsver mögens, d. h. etwas, was den Kern und das Weſen des 
Vermögens darſtellte. Die Lehre von der Betriebswirtſchaft kennt nur 
die Begriffe des Bruttovermögens (Geſamtheit der Aktiven) und 
des Reinvermögens (Bruttovermögen abzügl. Kreditoren oder Fremd⸗ 
vermögen). Iſt das Unternehmen ein Geſellſchaftsunternehmen, ſo iſt 
die juriſtiſche Form (Off., Akt., Genoſſenſch.) für die Begriffe 
des Brutto» und des Reinvermögens ohne Bedeutung. Das Geſamt⸗ 
reinvermögen wird durch den Betrieb fortwährend in täglicher, ja 
ſtündlicher Veränderung gehalten. Die Zunahme des Geſamtrein⸗ 
vermögens heißt Gewinn, die Abnahme Verluſt. Wenn man eine 
Veränderung des Geſamtreinvermögens feſtſtellen will, geſchieht es in 
der Weiſe, daß man den Stand des Reinvermögens zu zwei ver⸗ 
ſchiedenen Zeitpunkten miteinander vergleicht. 

II. Dieſer Exkurs in das Gebiet der Betriebswirtſchaft erſcheint 


Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. S. 


aber auf eigenen Namen zwei Güter gekauft und aufgelaſſen 
erhalten. Dementſprechend iſt auch er als Eigentümer im 
Grundbuch eingetragen worden. In der Folge gerieten die 
Parteien in Streit darüber, ob Bekl. die Güter für ſich ſelbſt 
oder nur als Treuhänder für die Geſellſchaft erworben habe. 
Schließlich einigten ſie ſich im November 1921 dahin, daß die 
Güter dem Bekl. um die noch einzuholenden Taxwerte verblei⸗ 
ben ſollten. Dieſe Schätzungen lagen Ende Juli 1922, vor. Mit 
Schreiben v. 2. Dez. 1922 ließ der Bekl. durch ſeinen Rechts⸗ 
beiſtand den Kl. benachrichtigen, daß er die Güter zu den 
Schätzungswerten abzüglich der Hypothekenſumme übernehme 
und die Gutſchrift für die Geſellſchaft veranlaſſen werde, und 
zwar Wert 2. Dez. 1922. Der Kl. widerſprach einer „über⸗ 
nahme“ der Güter durch den Bekl. auf dieſer Grundlage, da 
ſie ſo nur ſofort nach Eingang der Schätzungen möglich ge⸗ 
weſen wäre. Inzwiſchen ſchied der Kl. aus der Geſellſchaft aus, 
wobei vereinbart wurde, daß das Geſchäft ſamt Firma und 
allen ſonſtigen Aktiven und Paſſiven auf den Bekl. überging 
und daß die vom Kl. gegen den Bekl. geltend gemachten An⸗ 
ſprüche betreffend die Rittergüter von dem Vergleich nicht be⸗ 
rührt würden. Der Kl. iſt in einem Vorprozeß mit dem An⸗ 
ſpruch auf Feſtſtellung, daß die Güter noch ungeteiltes Ver⸗ 
mögen ſeien, rechtskräftig abgewieſen worden. Auf Grund 
dieſes Urteils iſt gegen ihn unter dem 22. Mai 1924 ein 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß über 4215,10 Goldmark erwirkt und 
auf dieſer Unterlage am 21. Juni 1924 bei ihm gepfändet. 
Zuvor ſchon hatte er eine ihm angeblich zuſtehende Gegenfor⸗ 
derung in Höhe von 20000 Goldmark zur Aufrechnung ver⸗ 
ſtellt. Er verfolgt im vorliegenden Prozeß den Anſpruch auf 
Zahlung eines Entgeltes für die Übernahme der Güter durch 
den Bekl. auf neuer Grundlage und hat die Anträge geſtellt: 
„1. die Zwangsvollſtreckung aus dem Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß 
v. 22. Mai 1924 für unzuläſſig zu erklären, 2. den Bekl. zu 
verurteilen, an ihn 15 784,90 Goldmark nebſt Zinſen zu be⸗ 
zahlen. Er macht zur Begründung geltend, der wirkliche Wert 
der beiden Güter betrage, wenn auch nur die ſchon vorliegen⸗ 
den Taxwerte in Goldmark umgerechnet würden, 200 000 Gold⸗ 
mark, der Wert der von den Taxen nicht umfaßten, aus Mit⸗ 


notwendig mit Rückſicht auf den Hauptſtreitpunkt, nämlich, wie der 
anläßlich der Auseinanderſetzung ſich ergebende Gewinn zwiſchen den 
Parteien zu verteilen war. Dem RG. iſt durchaus zuzuſtimmen, wenn 
es den 8 155 HGB. für unanwendbar erklärt und auf Grund von 
88 105 Abſ. 2, 142 Abſ. 3 HGB. die Beſtimmungen über die Aus⸗ 
einanderſetzung der Geſellſchafter des bürgerl. Rechts heranzieht. 
Die Tatſache, die hier m. E. beſondere Beachtung verdient, iſt 
die, daß nach mehr als einem Viertel jahrhundert ſeit Inkrafttreten 
des HGB. neuer Faſſung in einem Prozeſſe vor der höchſten In⸗ 
ftanz eine merkliche Unſicherheit in der Erkenntnis davon, welches 
der’ Verteilungsſchlüſſel anläßlich der Liquidationsſchlußbilanz i. ©. 
von 88 154, 155 HGB. ift, zutage tritt. Einmal nämlich wollte ſich 
der Bekl., hauptſächlich oder auch ausſchließlich, auf den zit 8 155 
HGB. ſtützen, indem er folgenden Standpunkt einnahm: Die Ver⸗ 
teilung des anläßlich der Auseinanderfegung bzw. im Stadium der 
Liquidation ſich ergebenden Reinvermögensüberſchuſſes habe nicht 
nach dem Maßſtab der Verteilung des (Betriebs⸗) Gewinnes, ſondern 
nach dem der Kapital⸗(Subſtanz⸗) Beteiligung zu erfolgen; da der 
Kl. keine Kapitalbeteiligung beſeſſen habe, könne er auch nichts vom 
Liquidationsgewinn beanſpruchen. — Sodann erklärt das RG. dieſe 
Meinung für richtig im Falle der Liquidation. Es ſagt: Der 
Standpunkt des Kl., den von ihm behaupteten Verteilungsſchlüſſel 
aus den geſetzlichen Beſtimmungen herleiten zu können, wäre richtig, 
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teln der Geſellſchaft errichteten Herrenhäuſer belaufe ſich auf 
mindeſtens 300000 Goldmark; von dieſen Beträgen verlange 
er je ein Drittel als ſeinen Anteil; im Koſtenintereſſe mache er 
aber zunächſt mit der Klage hiervon je nur 10000 Goldmark, 
zuſammen alſo 20000 Goldmark, geltend. Das LG. hat die 
Klage abgewieſen. Das BG. hat der Klage ſtattgegeben. In 
der Berufungsinſtanz hatte der Kl. zur weiteren Unterſtützung 
des Klagantrags den bisher nur zum Betrag von 10 000 Gold⸗ 
mark geltend gemachten „Anſpruch“ für die Überlaſſung der 
Grundſtücke um 10000 Goldmark erhöht. Das RG. hat 
aufgehoben, weil der auf die Hypotheken fallende Abzug nicht 
richtig berechnet ſei, iſt im übrigen aber den Ausführungen des 
BG. beigetreten. Es wird ausgeführt: Der Kl. ſtützt ſeine Kl. 
auf die Behauptung, daß von dem Vermögen der durch den 
Vergleich v. 10. Okt. 1923 ohne Liquidation aufgelöſten offe⸗ 
nen Handelsgeſellſchaft noch ein Reſt, beſtehend in Geldan⸗ 
ſprüchen der Geſellſchaft gegen den Bekl. aus Überlaſſung der 
Güter und Erſtellung der Herrenhäuſer, unverteilt ſei, daß er 
deshalb gegen den Bekl. eine anteilsmäßige Forderung habe. 
Sachlich handelt es ſich alſo um einen Anſpruch aus Teilung 
bisher nicht auseinandergeſetzten Geſellſchaftsvermögens, das 
lediglich noch aus Geldforderungen der Geſellſchaft gegen den 
Bekl. beſteht. Unterſtellt man eine ſolche Forderung, ſo iſt Kl. 
auch ohne weiteres befugt, kraft ſeines Anteilsrechts von dem 
Bekl. Zahlung zu verlangen bzw. gegen ihn aufzurechnen. Die 
Klage iſt deshalb inſoweit an und für ſich ſchlüſſig, insbeſ. die 
Sachberechtigung des Kl. vorhanden. Die Reviſion macht zwar 
geltend, daß Kl., wie auch das BG. annehme, als früherer 
Geſellſchafter nur am Gewinn, nicht auch an der Subſtanz der 
Geſellſchaft beteiligt geweſen ſei, daß demzufolge die Vergütung 


wenn eine Liquidation ſtattgefunden hätte und der 8 155 HGB. an⸗ 
zuwenden wäre. — Das dürfte jedoch ein Irrtum ſein. Auf Grund 
von 8 155 HGB. gelangt man zu keinem anderen Verteilungsmaß⸗ 
ſtab, wie auf Grund von 88 105 Abſ. 2, 142 Abſ. 3 HGB. i. Verb. 
mit 88 734, 738 BGB., die das RG. im vorliegenden Falle zutref⸗ 
fend anwendet. 

Der Irrtum dürfte zu einem Teile aus der Eigentümlichkeit des 
Falles zu erklären fein, inſofern nämlich, als der Kl. mit dem Bekl. 
während der Inflation ein Geſellſchaftsverhältnis, auf Grund deſſen 
der Kl. keinerlei Einlage zu leiſten hatte, eingegangen war und dieſes 
Vertragsverhältnis nach Fortſchritt der Inflation im Einverſtändnis 
mit dem Bekl. wieder aufgehoben hatte. Daß die während der In⸗ 
flationszeit aufgeſtellten Erfolgsermittelungsbilanzen und die Ver⸗ 
teilung des Ergebniſſes auf die Kapitalkonten der Parteien zu un⸗ 


haltbaren Ergebniſſen führten, dürften die Parteien wahrſcheinlich, 


zumindeſtens bei Auflöſung des Geſellſchaftsverhältniſſes, inne ge⸗ 
worden ſein. Sie haben damals offenbar davon Abſtand genommen, 
auf die Kapitalkonten der früheren infolge der Inflation unzutref⸗ 
fenden Erfolgsbilanzen zurückzugreifen, und haben ſich kurzerhand 
dahin geeinigt: der Bekl. ſollte das Unternehmen, wie es ſtand, 
zurückerhalten und der Anſpruch der Geſellſchaft gegen den Bekl. auf 
Erſtattung des hypothekenfreien, noch durch Schätzung zu ermittelnden 
Wertes der beiden Rittergüter ſollte als Gewinn behandelt werden. 
Der Umſtand, daß zur Zeit der Auflöſung der Geſellſch. deren da- 
maliges Reinvermögen, der ſoeben genannte Anſpruch der Geſellſch. 
an den Bekl., ſich in keine Beziehung zu dem früher vorhandenen 
Reinvermögen ſetzen ließ, erſchwerte jedenfalls die Einſicht davon, 
was als Maßſtab für die Verteilung des geſellſchaftlichen Reinver⸗ 
mögens zu gelten hatte. 

Allerdings iſt der andere — und zwar der hauptſächlichſte — 
Teil des vorbezeichneten Irrtums nach meinem Dafürhalten auf die 
völlig unzulänglichen Beſtimmungen in den 88 154, 155 968. zu⸗ 
rückzuführen. Die auf der Novelle von 1900 beruhenden Vorſchriften, 
daß eine Liquidationseröffnungs⸗ und Schlußbilanz aufzuſtellen find, 
beſagen nichts, auch die Begründung beſagt nichts darüber, nach wel⸗ 
chen Grundſätzen die Aktiven der Liquidationseröffnungsbilanz zu be⸗ 
werten ſind, noch auch darüber, wie das Ergebnis der ſeit der letzten 
Jahres⸗ bis zur Liquidationseröffnungsbilanz eingetretenen Verände⸗ 
rungen des Reinvermögens auf die Kapitalkonten der Geſellſchafter 
zu verteilen ift. Nur nebenbei, nämlich in der Begründung des jetzigen 
$155 Abſ. 2 Satz 1 betr. die vorläufige Verteilung der während der 
Liquidation entbehrlichen Gelder, findet ſich die Bemerkung, daß der 
Verluſt der Liquidationsperiode nach Köpfen zu verteilen ſei. Mit 
anderen Worten, der Geſetzgeber betrachtet es als ſelbſtverſtändlich, 
daß das Ergebnis der während der Liquidationsperiode ſtattgefun⸗ 
denen Anderungen des Reinvermögens in gleicher Weiſe wie vor der 
Auflöſung der Geſellſch., während des Betriebes des Geſellſchafts⸗ 
unternehmens, zu behandeln iſt. 

Die herrſchende Meinung geht davon aus, daß die Liquidations⸗ 
eröffnungsbilanz nicht als regelrechte Jahresabſchlußbilanz, ſondern 
auf Grund einer ſelbſtändigen Schätzung der einzelnen Vermögens⸗ 


für die überlaſſung der Grundſtücke als einzig übriggebliebe⸗ 
nes Aktivum der Geſellſchaft dem allein an der Subſtanz be⸗ 
teiligten Bekl. zukomme; die Auffaſſung, daß dieſes Vermö⸗ 
gensſtück zwiſchen den Parteien zu verteilen ſei, erſcheine völlig 
unbegründet und ſtehe mit der eigenen Annahme des BG. 
in offenbarem Widerſpruch. Die Anſicht jedoch, daß Kl. als 
früherer Geſellſchafter nur am Gewinn, nicht auch an der Sub⸗ 
ſtanz der Geſellſchaft Teil hatte, iſt überhaupt rechtsirrtüm⸗ 
lich. Kl. war während Beſtehens der offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft Mitberechtigter zur geſamten Hand, hinſichtlich des Ge⸗ 
ſellſchaftsvermögens überhaupt, wie auch einzelner Stücke des⸗ 
ſelben; er iſt auch nach Auflöſung der Geſellſchaft in An⸗ 
ſehung ſolcher Vermögensſtücke derſelben geblieben, bezüg⸗ 
lich deren ſich die Parteien bisher nicht auseinanderge⸗ 
ſetzt haben. Eben letzteres behauptet aber der Kl. bei 
den im Streit befindlichen Poſten. Daß übrigens die Par⸗ 
teien ſelbſt ſchon bei Abſchluß des Geſellſchaftsvertrags den 
nunmehr von der Reviſion eingenommenen Standpunkt nicht 
geteilt haben, ergibt ſich zunächſt aus dem Geſellſchaftsvertrag. 
Nach dieſem hatte der Kl. in völliger Gleichberechtigung mit 
dem Bekl. darüber mitzuentſcheiden, welche Gegenſtände durch 
die offene Handelsgeſellſchaft aus dem Vermögen der bisheri⸗ 
gen Einzelfirma des Bekl. übernommen werden ſollten und 
welcher Wert hierfür dem Bekl. gutzubringen war. Damit war 
dem Kl. weitgehender Einfluß auf die Höhe des Einbringungs⸗ 
guthabens des Bekl. eingeräumt. Sodann iſt im Fall der Auf⸗ 
löſung der Geſellſchaft nach Umfluß der zehnjährigen Vertrags⸗ 
dauer vorgeſehen, daß Kl. nicht nur ſein alsdann vorhandenes 
Guthaben, ſondern „als Abfindung für ſeine Geſellſchaftsrechte 
weitere 100000 %“ in bar erhalten ſollte. Daraus folgt, daß 


objekte nach ihrem eventuellen Verkaufswerte aufzuſtellen ſei. — 
Das letztere ſteht offenbar auch im Einklang mit der Auffaſſung 
des Geſetzgebers. Nur dürfte deſſen Auffaſſung — und das iſt der 
entſcheidende Punkt — von einer ganz anderen Idee wie die herr⸗ 
ſchende Meinung ausgehen. Nach meinen Ausf. in Ehrenbergs 
Hob. 2 1, 503 f. haben die Verf. der Novelle v. 1900 im Grunde 
keine andere Auffaſſung von der regelrechten (Jahresabſchluß⸗) Bir 
lanz des Einzelkaufmannes und der OHG. wie die Verf. des 
Art. 31 ADHGB. beſeſſen, nämlich die, daß die Aktiven zum wah⸗ 
ren, zum objektiven Werte einzuſetzen wären. Das Weſen der Jahres⸗ 
abſchlußbilanz als einer Erfolgsrechnung auf Grund der Selbſt⸗ 
Rojten, die unter gewiſſen wirtſchaftlichen Geſichtspunkten modifiziert 
werden, war ihnen unbekannt. Von dieſem Standpunkt aus lag 
allerdings für die Geſetzesautoren keine Veranlaſſung vor, beſondere 
Vorſchriften über die Bewertung der Aktiven in der Liquidations⸗ 
eröffnungsbilanz zu geben. 

Die Vorſtellung, daß es im Grunde nur eine Art von Bilanzen 
gibt, dürfte weiter als Urſache dafür anzuſehen ſein, daß der Geſetz⸗ 
geber ſich keine Gedanken darüber gemacht hat, welche Verteilungs⸗ 
ſchlüſſel für diejenigen Reinvermögensveränderungen zu gelten haben, 
die einmal von der letzten Jahres⸗ bis zur Liquidationseröffnungs⸗ 
und die ferner von da bis zur Liquidationsſchlußbilanz eintreten. Für 
die Geſetzesautoren gab es nur einen Verteilungsſchlüſſel, denfeni⸗ 
gen, der während des Betriebes des Geſellſchaftsunternehmens gilt. 
Wer hingegen Betriebs⸗ und Vermögensbilanz zu unterſcheiden weiß, 
wird zunächſt im Zweifel ſein, ob hier wie dort derſelbe Verteilungs⸗ 
ſchlüſſel maßgebend iſt. Dieſe Zweifel werden durch das Geſetz nicht 
klargeftellt. Dann iſt bei deſſen Anwendung, allgemein betrachtet, die 
Annahme ſehr wohl begreiflich: der bei dem Übergang von einer Be⸗ 
triebsbilanz für den 31. Dez. zu einer Liquidationseröffnungsbilanz 
für den 1. Jan. infolge der ſelbſtändigen Schätzungen ſich ergebende 
Reinvermögensunterſchied ſei in der Liquidationseröffnungsbilanz 
nach demſelben Verhältnis auf die Kapitalkonten, wie diefe in der 
Abſchlußbilanz für den 31. Dez. zueinander ſtanden, zu verteilen. 
Analog ſei weiter der von Beginn bis zum Ende der Liquidation ſich 
ergebende Unterſchied des Reinvermögens zu verteilen. 

Es gibt eine hiermit verwandte, während der letzten Jahre öfter 
erörterte Frage, nämlich die: Nach welchem Maßſtab iſt bei Auf⸗ 
ſtellung der Goldmarkeröffnungsbilanz, die ja rückwärtsgewendet die 
Inflationsperiode abſchließt, die durch die Inflation verurſachte Ein⸗ 
buße an Reinvermögen auf die Geſellſchafter zu verteilen, nach dem 
Maßſtab des gewöhnlichen (Betriebs⸗) Verluſtes oder nach dem Maß⸗ 
ſtab einer mit dem Betriebe nicht zuſammenhängenden Kapitalein⸗ 
buße, d. h. ſo, daß der Inflationsverluſt auf die Geſellſchafter nach 
demjenigen Verhältnis, in dem die Kapitalkonten in der letzten 
Jahres⸗(Abſchluß⸗ Bilanz vor der Inflation (alfo meiſt der 31. Dez. 
1918) zueinander ſtanden, umzulegen? Die Entſcheidung halte ich 
für recht ſchwer. 

Aber auch für die Liquidationsbilanzen liegt der Maßſtab für 
die Verteilung des Reinvermögensunterſchiedes, insbeſ. des Unter⸗ 
ſchiedes zwiſchen einer Jahresabſchlußbilanz für den 31. Dez. und 
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nicht nur nach außen, ſondern auch nach innen ein echtes Ge⸗ 
ſellſchaftsverhältnis begründet werden wollte und begründet 
worden iſt. Wären ferner die Parteien bei Abſchluß des Ver⸗ 
gleichs v. 10. Okt. 1923 der jetzt von der Reviſion vertretenen 
Meinung geweſen, ſo hätte die Klauſel des Vergleichs, daß die 
Anſprüche wegen der Rittergüter von demſelben ausgenommen 
ſein ſollten, überhaupt keinen Sinn gehabt. Die Reviſion rügt 
weiter, daß das BG. zu Unrecht die fraglichen Poſten als 
Gewinn behandle und dementſprechend (1:2) verteile; ſie 
macht geltend, daß Gewinnverteilungsgrundſätze ſchon des⸗ 
halb nicht Platz greifen könnten, weil ſelbſt ber „Subſtanz“⸗ 
beteiligung des Kl. nur Verteilung nach dem Verhältnis der 
beiderſeitigen Kapitalanteile in Frage kommen könne. Nach 
dem zwiſchen den Parteien abgeſchloſſenen Vergleich ſind aber 
die ſämtlichen Geſellſchaftsverbindlichkeiten (durch Übernahme 
ſeitens des Bekl.) bereinigt und die Anſprüche der Geſellſchafter 
an das Geſellſchaftsvermögen im allgemeinen abgegolten. Die 
nach ſolcher Schuldenbereinigung und Anſpruchsausgleichung 
noch unverteilt gebliebenen Vermögensſtücke der Geſellſchaft 
können hinſichtlich der Verteilung nicht anders behandelt wer⸗ 
den, als etwa der Ertrag von Abwicklungsgeſchäften oder die 
Eingänge aus erfolgreich durchgeführten Aktivprozeſſen über 
Geſellſchaftsforderungen; gerade um ſolche Forderungen geht 
im vorliegenden Fall vorab der Streit. Solche Vermögens⸗ 
ſtücke ſind aber gegenüber der ſonſt abgeſchloſſenen „Vertei⸗ 
lungsbilanz“ nichts anderes als Überſchuß oder Gewinn. Über 
deſſen Verteilung konnten die Parteien ſich einigen; iſt eine 
ſolche Einigung nicht zuſtande gekommen, ſo hat es bei den ge⸗ 
ſetzlichen Vorſchriften ſein Bewenden. Der Kl. behauptet nun, 
und hat ſich zum Beweis für dieſe Behauptung auf das Zeug⸗ 


einer Liquidationseröffnungsbilanz für den folgenden 1. Jan., keines⸗ 
wegs offen zutage. Es bedarf hier Erwägungen wirtſchaftlicher Art, 
vor allem der, daß die ſog. ſtillen Reſerven der Jahresabſchlußbilanz 
zwar vorhandene, aber zahlenmäßig unſichtbar gehaltene Teile des 
Reinvermögens darſtellen, und daß ſie in der Liquidationseröffnungs⸗ 
bilanz nur ſichtbar werden, und daß aus dieſem Grunde als Ver⸗ 
teilungsſchlüſſel der zwiſchen beiden Bilanzen beſtehenden Reinver⸗ 
mögensdifferenz kein anderer Verteilungsſchlüſſel wie für die Jahres⸗ 
abſchlußbilanz zu gelten hat. Um weiter zu einem richtigen Vertei⸗ 
lungsſchlüſſel der Reinvermögensdifferenz zwiſchen Liquidationseröff⸗ 
nungs⸗ und Schlußbilanz zu gelangen, dürfte namentlich zu bedenken 
ſein, daß, wie bereits im Stadium der Errichtung des Geſellſchafts⸗ 
unternehmens die Vorbereitungsgeſchäfte ſo nach Beginn der Liqui⸗ 
dation, d. h. nach begonnener wirtſchaftlicher Auflöſung des Unter⸗ 
nehmens, die Abwicklungsgeſchäfte als Handelsgeſchäfte anzuſehen 
ſind und daß deshalb das Reinvermögensergebnis hier wie dort ein⸗ 
heitlich nach demjenigen Verteilungsſchlüſſel zu behandeln ift, der für 
das Reinvermögensergebnis des im vollen Betriebe befindlichen Unter⸗ 
nehmens gilt. — Alſo ſo liegen die Dinge keinesfalls, daß der Ge⸗ 
ſetzgeber mit Stillſchweigen über dieſe wichtigen Punkte hinweggehen 
durfte. Und die Selbſtverſtändlichkeit, mit der er es tut, iſt eben nur ein 
Beweis dafür, daß er auf bilanziellem Gebiete nicht Beſcheid wußte. 

Seine Unkenntnis tritt auch noch in anderer Weiſe in die Er⸗ 
ſcheinung. In der Begründung der 88 154, 155 968. heißt es: 
„Dieſe beiden Bilanzen (d. ſ. die Liquidationseröffnungs⸗ und die 
Schlußbilanz) ſind für die Auseinanderſetzung unentbehrlich.“ Das 
iſt nur für die Liquidationsſchlußbilanz richtig, und zwar derart rich⸗ 
tig, daß dieſe Bilanz auch vor 1900 am Ende der Liguidation all⸗ 
gemein aufgeſtellt wurde, daß alſo die neue Vorſchrift etwas Selbſt⸗ 
verſtändliches zum Geſetz erhob. Die Vorſchrift über Aufſtellung der 
Eröffnungsbilanz hingegen iſt recht wohl entbehrlich. Ja, die Er⸗ 
öffnungsbilanz, wenigſtens die korrekte, als Vermögensermittelungs⸗ 
bilanz aufgeſtellte, wird beſſer zu unterbleiben haben. Sie war vor 
1900 nicht gebräuchlich, und ſie führt, wenn ſie auf Grund einer ſelb⸗ 
ſtändigen Schätzung der einzelnen Vermögensobjekte errichtet wird, 
in manchen Beziehungen zu einer falſchen Verteilung des Reinver⸗ 
mögens anläßlich der Aufſtellung der Liqnidationsſchlußbilanz. 

Es iſt das Verdienſt Flechtheims, dies im Komm. von 
Düringer⸗ Hachenburg zu 88 154, 155 HGB. nachgewieſen zu 
haben. Flechtheim erkennt an, daß die Liquidationseröffnungs⸗ 
bilanz ihrem Weſen nach eine Vermögens⸗ und keine Erfolgsermitte⸗ 
lungsbilanz ſei, und damit implicite, daß die Aktiven auf der 
Grundlage ſelbſtändiger Schätzung zu bewerten ſeien. Aber im Gegen⸗ 
ſatz zur herrſchenden Meinung lehnt Flechtheim ab, die Kapital⸗ 
konten „richtigzuſtellen“, d. h. das bei Aufſtellung einer ſolchen Er⸗ 
öffnungsbilanz im Vergleich mit der letzten Jahresabſchlußbilanz er⸗ 
mittelte Plus oder Minus an Reinvermögen auf die Kapitalkonten 
der Geſellſchafter zu verteilen. Er will dieſes Plus oder Minus viel⸗ 
mehr vortragen und auf der am Ende der Liquidationsperiode auf⸗ 
zuſtellenden Gewinn⸗ und Verluſtrechnung mit den Reinvermögens⸗ 
ergebniſſen der Zwiſchenzeit verſchmelzen. Flechtheim führt gegen 
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nis des Vergleichsrichters berufen, es ſeien die Parteien bei 
dem Vergleich davon ausgegangen, daß etwaige damals nicht 
verteilte „Mehrwerte“ als einziger noch unausgeſchütteter 
Gewinn der Geſellſchaft zu behandeln und demgemäß im Ver⸗ 
hältnis von 1 zu 2 zu verteilen ſeien. Der Bekl. beſtreitet dies. 
Er hat ſich aber für ſeine Behauptung, daß ein etwaiger 
„Nachgewinn“ nach dem Verhältnis der beiderſeitigen Kapital⸗ 
anteile zu verteilen ſei, nicht etwa auf eine dahingehende Ver⸗ 
einbarung der Parteien berufen können, ſondern glaubt dieſen 
Verteilungsſchlüſſel aus den geſetzlichen Beſtimmungen her⸗ 
leiten zu können. Letzteres wäre nach $155 HGB. allerdings 
— unbeſchadet übrigens einer anderweitigen vom Kl. auch be⸗ 
haupteten Vereinbarung — richtig, wenn eine Liquidation 
ſtattgefunden hätte. Dies war aber eben nicht der Fall. Denn 
an Stelle der Liquidation iſt hier die übernahme des Geſchäfts 
mit Aktiven und Paſſiven ſamt Firma durch den Bekl. unter 
gleichzeitiger Auseinanderſetzung mit dem ausſcheidenden Kl. 
über das Geſellſchaftsvermögen und Abgeltung von deſſen An⸗ 
ſprüchen hierwegen getreten. In einem Fall dieſer Art beſtim⸗ 
nien ſich aber die Rechte des ausſcheidenden Geſellſchafters 
nicht nach Liquidationsgrundſätzen, ſondern gemäß $ 105 
Abſ. 2 HGB. in entſprechender Anwendung des 8 142 daſelbſt 
nach den Vorſchriften über die Geſellſchaft, insbeſ. den 88 734, 
738 ff. BGB. Nach 8 734 BGB. gebührt aber den Geſellſchaf⸗ 
tern ein etwaiger Überſchuß über die Verbindlichkeiten und 
Einlagen nach dem Verhältnis ihrer Anteile am Gewinn. Nicht 
anders iſt es bei dem Gewinn aus etwaigen Abwicklungsge⸗ 
ſchäften. Der Reviſionsangriff gegen die Verteilungsgrundlage 
und den Verteilungsſchlüſſel des BG. iſt demnach nicht be⸗ 
gründet. Soweit das BG. ſodann grundſätzlich eine Aufwer⸗ 


die herrſchende Meinung zutreffend aus: die Verteilung des Rein⸗ 
vermögensergebniſſes einer Liquidationseröffnungsbilanz, die auf einer 
ſelbſtändigen Schätzung der Aktiven beruhe, auf die Kapitalkonten 
würde, wenn die Schätzungen mit dem künftigen Ergebniſſe der Ver⸗ 
wertung der einzelnen Objekte nicht übereinſtimmten, anläßlich der 
Aufſtellung der Liquidationsabſchlußbilanz zu einer unrichtigen Be⸗ 
rechnung der Kapitaldividende des 8 121 HGB. führen; auch würde 
weiterhin am Schluſſe der Liquidation eine falſche Verteilung des 
Reinvermögens ſtattfinden, wenn bei Beginn der Liquidation die 
einzelnen Objekte zu hoch oder zu niedrig geſchätzt waren und nach 
dem Geſellſchaftsvertrage der Verteilungsſchlüſſel für Gewinn und 
Verluſt nicht derſelbe wäre. 

In dieſem Zuſammenhange dürfte auch die Bemerkung einer 
Prozeßpartei, Sächſ. Arch. 1906, 565, gehören. Sie ſprach ſich über 
eine nach dem Grundſatz ſelbſtändiger Schätzungen aufgeſtellte Liqui⸗ 
dationseröffnungsbilanz dahin aus: Wenn die (ſpätere) Veräußerung 
von Vermögensbeſtandteilen der Geſellſchaft zu einem beſſeren oder 
ſchlechteren Ergebnis führte, als nach der Einſtellung der Vermögens⸗ 
werte in der Vermögensbilanz zu erwarten ſei, ſei dies nicht als Ge⸗ 
winn oder Verluſt, ſondern als die Folge einer falſchen Schätzung der 
Liquidatoren anzuſehen. Dieſe Bemerkung trifft den Kern des Feh⸗ 
lers der herrſchenden Meinung. Es iſt ein völlig zweckloſes Verfahren, 
um nicht ein ſchärferes Wort zu gebrauchen, zunachſt auf die Gefahr 
von Fehlern hin bei Errichtung der Liquidationseröffnungsbilanz 
Schätzungen vorzunehmen und dann dieſe Fehler durch die tatſächliche 
Verſilberung richtigzuſtellen. Dazu kommt, daß, wenn einmal das 
fehlerhafte Plus oder Minus an Reinvermögen auf die Kapitalkonten 
der Eröffnungsbilanz übergegangen iſt, dies, wie Flechtheim 
zeigt, teilweiſe ſolche Fehler für die Verteilung des Reinvermögens in 
der Schlußbilanz nach ſich zieht, die überhaupt nicht wieder zu be⸗ 
ſeitigen ſind. 

Anlangend den Standpunkt von Flechtheim, will er mit 
dem Vortragen des Reinvermögensreſultates bei Aufſtellung der 
Liquidationseröffnungsbilanz die von ihm gerügten Fehler vermeiden, 
die ſich ergeben, wenn man das Reinvermögensergebnis auf die Ka⸗ 
pitalkonten überträgt. Gewiß iſt es nur zu billigen, wenn Flecht⸗ 
heim die unhaltbaren Folgen, die ſich aus der vom Geſetz ver⸗ 
langten Liquidationseröffnungsbilanz, ſofern man ſie als Ver⸗ 
mögensermittlungsbilanz aufſtellt, für die Verteilung des Ergebniſſes 
der Liquidation in der Schlußbilanz ergeben, zu vermeiden ſucht. 
Gleichwohl iſt einzuwenden: Einmal iſt das Vortragen des Reinver⸗ 
mögensergebniſſes der Liquidationseröffnungsbilanz nach den Regeln 
der Buchführung nur möglich, wenn das betreffende Geſellſchaftsunter⸗ 
nehmen die doppelte, alſo nicht, wenn es die einfache Buchführung 
hat. Weiter geht Flechtheim, um zu einer richtigen Verteilung 
des Reinvermögensergebniſſes der Liquidation in der Schlußbilanz 
zu gelangen, für deren Kapitalkonten eben nicht von der Liquida⸗ 
tionseröffnungs⸗, ſondern von der letzten dieſer vorhergehenden 
Jahresabſchlußbilanz aus. Dann ſoll man ſich aber bei der Anwen⸗ 
dung des ungenügend durchdachten Geſetzes auch nicht ſcheuen, die 
letzte Konſequenz zu ziehen und zu ſagen: es iſt erwieſen, daß als 
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tungspflicht des Bekl. hinſichtlich des tarmäßigen Übernahme⸗ 
preiſes für die Güter bejaht, iſt ein Reviſionsangriff nicht 
erhoben. Wie das BG. auf Grund und in Auslegung des zwi⸗ 
ſchen den Parteien im Nov. 1923 getroffenen Abkommens 
rechtlich einwandfrei feſtſtellt, ſind die Parteien damals davon 
ausgegangen, daß die Gegenleiſtung des Bekl. für die un⸗ 
beſtrittene Belaſſung der Güter deren Wert entſprechen ſollte. 
Zwiſchen dem Zeitpunkt der Erſtattung der Taxen und dem 
Dez. 1922 war aber gerade der kataſtrophale Markzerfall ein⸗ 
getreten, ſo daß die Papiermarkziffern der Schätzungen ent⸗ 
fernt nicht mehr dem Güterwert gerecht wurden. Wenn bei 
dieſer Sachlage die Aufwertungspflicht des Bekl. bejaht wor⸗ 
den iſt, ſo beſtehen hiergegen rechtliche Bedenken nicht. Ein Re⸗ 
viſionsangriff iſt ferner nicht erhoben gegen die Errechnung des 
Goldmarkbetrags über Dollarkurs. Durch die Anwendung die⸗ 
ſes Umrechnungsmaßſtabes iſt der Bekl. auch nicht beſchwert. 
Die Reviſion hat endlich noch eine Prozeßrüge erhoben. Sie 
macht geltend, die Benützung der urſprünglich nur als Ver⸗ 
gütungsanſpruch für die Herrenhäuſer eingeklagten zweiten 
10000 GM. zur alternativen oder eventuellen Erhöhung der 
als Vergütungsanteil für die Grundſtückswerte als ſolche ein⸗ 
geklagten erſten 10000 GM. ſtelle eine unzuläffige elektive oder 
bedingte Klage bzw. Klageerweiterung dar, da es ſich um zwei 
ſelbſtändig nebeneinander und nicht im Alternativ- oder Even⸗ 
tualverhältnis zueinander ſtehende Anſprüche handele; es ſei 
unzuläſſig, einen Anſpruch, der mit einem anderen nichts zu 
tun habe, dem Gericht zur bedingten und erſt recht nicht zur 
elektiven Aburteilung zu unterbreiten. Die Reviſionsrüge iſt 
jedoch nicht begründet. Eine Mehrheit von Anſprüchen i. S. 
des § 260 3PO. liegt nur dann vor, wenn mehrere Klagan⸗ 
träge geſtellt werden, ſei es, daß ſie auf verſchiedenen Klag⸗ 
gründen beruhen oder aus demſelben Klaggrund hergeleitet 
werden. Dies trifft im vorliegenden Fall inſofern zu, als die 
Vollſtreckungsgegenklage mit einer Leiſtungsklage verbunden 
iſt. Gegen dieſe Verbindung beſtehen hier keine Bedenken, ſind 
auch keine vorgebracht. Im übrigen geht die Klage auf Aus⸗ 
kehr eines angeblich noch rechtlichen Auseinanderſetzungsgut⸗ 
habens, in welchem die „Einzelanſprüche“ nur Rechnungs⸗ 
poſten bilden; ſo geſehen iſt die Erweiterung oder Erhöhung 
des einen oder anderen dieſer Poſten unbedenklich zuläſſig. Um 
eine elektive oder alternative Klagerhebung bzw. Klagerweite⸗ 
rung, die allerdings nicht zuzulaſſen wäre, handelt es ſich 
dabei nicht. 

(U. v. 11. Juni 1926, 521/25 II. — Berlin.) [Ku.] 


2. § 142 Abſ 1 HG B.; 8276 BG B. Das Recht 
des Geſellſchafters auf Überlaffung des Ge- 
ſchäfts kann durch Vertrag ausgeſchloſſen 
werden.] 


Zwiſchen den Parteien war ein Geſellſchaftsvertrag ge⸗ 
ſchloſſen und dabei vereinbart ($ 12), daß bei der Ausein⸗ 
anderſetzung der Bekl. das Recht habe, das ganze Gefell- 
ſchaftsvermögen gegen Auszahlung der vollen Einlage und 
des etwa erwachſenen Gewinns des anderen Teils zu über⸗ 
nehmen und alsdann das Geſchäft unter der bisherigen Firma 
fortzuſetzen. Der Kl. verlangte dann aber den richterlichen 
Ausſpruch, daß er berechtigt ſei, das bisher der Geſellſchaft 
gehörige Geſchäft ohne Liquidation mit Aktiven und Paſſiven 
zu übernehmen, weil der Bekl. die ihm nach dem Geſell⸗ 


Liquidationseröffnungsbilanz der OHG. nicht eine Vermögens-, 
ſondern nur eine Erfolgsermittlungsbilanz dienen kann, und zwar 
ſo, daß ſie zunächſt für den Schlußtag des Betriebes, mag dieſer mit 
dem Stichtag der Jahresabſchlußbilanz zuſammenfallen oder nicht, 
errichtet und ſodann für den folgenden Tag, den Tag der Auflöſung 
der Geſellſchaft, als Liquidationseröffnungsbilanz verwendet wird. 
Das Geſetz, dus über die Art, wie Liquidationsbilanzen aufzuſtellen 
ſind, keine ausdrückliche Beſtimmung trifft, dürfte dem nicht ent⸗ 
gegenſtehen. Der ſoeben angegebene dürfte jedenfalls der einfachſte 
Weg ſein, um einerſeits der an ſich überflüſſigen Anforderung des 
Geſetzes, eine Liquidationseröffnungsbilanz anzufertigen, zu genügen 
und andererſeits eine Liquidationseröffnungsbilanz zu erhalten, die 
immerhin in der Praxis brauchbar iſt. Sie iſt hier auch ſchon 
vielfach üblich (Pinner, 8 154 Anm. 2). 

Wirklich brauchbar, ja notwendig, iſt die Vermögensermitte⸗ 
lungsbilanz allein anläßlich der Ausemanderſetzung der übrigen Ge- 
ſellſchafter mit einem aus der Geſellſchaft ausgeſchiedenen Geſell⸗ 
ſchafter bzw. mit deſſen Erben ſowie im Falle der Übernahme des 
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ſchaftsvertrag obliegenden Verpflichtungen vielfach ſchwer ver⸗ 
letzt habe. In Frage ſteht, ob die Anwendbarkeit der Vor⸗ 
ſchrift des 8 142 Abſ. 1 HGB., auf die der Kl. das Über⸗ 
nahmeverlangen ſtützt, durch den Geſellſchaftsvertrag (hier den 
§ 12) ausgeſchloſſen werden kann. Ein Grund, warum dies 
nicht möglich ſein ſollte, iſt nicht erſichtlich. Da die Be⸗ 
teiligten nach der Beendigung des Geſellſchaftsverhältniſſes 
ihre Beziehungen zum gemeinſchaftlichen Vermögen beliebig 
und abweichend von den geſetzlichen Regeln ordnen können, 
muß ihnen auch geſtattet ſein, ſchon im voraus Verein⸗ 
barungen zu treffen, die einen Verzicht auf die Geltend⸗ 
machung der Beſtimmung des § 142 Abſ. 1 enthalten, und 
das iſt um ſo mehr anzunehmen, als das Geſetz (vgl. RG. 
105, 376 2)) im Falle des § 142 Abſ. 1 keinen feſten Anſpruch, 
ſondern nur eine Anwartſchaft auf die Überlaſſung des Ge⸗ 
ſchäfts gewährt, indem es die Entſcheidung der Frage, ob 
dem Übernahmebegehren ſtattzugeben ſei, in das pflichtmäßige 
Ermeſſen des Richters ſtellt. Freilich kann, was hier er⸗ 
heblich iſt, dieſe Vertragsfreiheit nur innerhalb der durch 
allgemeine Rechtsgrundſätze gezogenen Grenzen wirkſam wer⸗ 
den. Insbeſondere kann es den Geſellſchaftern nicht freiſtehen, 
die Befugnis zur Geltendmachung des geſetzlichen Übernahme⸗ 
rechts wahllos für alle Fälle auszuſchließen. Wenn 8 276 
Abſ. 2 BGB. beſtimmt, daß die Haftung wegen Vorſatzes dem 
Schuldner nicht im voraus erlaſſen werden kann, ſo hat 
dieſer Gedanke auch hier zur Geltung zu kommen. Das be⸗ 
deutet aber für den vorliegenden Fall, wo dem Beklagten 
ſchwere vorſätzliche Verfehlungen zur Laſt gelegt ſind, daß die 
Klage nicht, wie geſchehen, lediglich deshalb abgewieſen werden 
könnte, weil nach dem Geſellſchaftsvertrage dem Bekl. ein 
uneingeſchränktes Übernahmerecht zuſtehe. Denn dieſes un⸗ 
eingeſchränkte Recht des Bekl. würde vorausſetzen, daß der 
Kl. ſich des Rechtes aus § 142 Abſ. 1 ohne jede Einſchränkung 
begeben hat. 
(U. v. 25. März 1924; 306/23 II. — Naumburg.) 


*3. 8145 HGB.; 88 262, 315, 709 BGB. Die Li⸗ 
quidation der OffHG. als Kündigungsfolge kann 
durch Geſell Vertr. ausgeſchloſſen werden. Eine 
von mehreren anderen vertraglichen Kündi⸗ 
gungsfolgen kann durch den Kündigenden ver⸗ 
langt werden, wenn ſie nach Anſicht des Ge— 
richts der Billigkeit entſpricht. 8262 BGB. fin⸗ 
det keine Anwendung; ebenſowenig entſcheiden 
die Geſellſchafter durch Majorität.]}) 

Die Parteien find die Geſellſchafter der OHG. „A. M.“ 
in R. Maßgebend für ihr Verhältnis iſt der notarielle Geſell⸗ 
ſchaftsvertrag v. 21. Mai 1910. Die Kl. haben gemäß 8 1 
die Geſellſchaft zum 15. Juli 1925 gekündigt. Nach 8 11 des 
Vertrages haben die Geſellſchafter ſich verpflichtet, niemals 
eine Liquidation der Firma herbeizuführen oder eintreten zu 
laſſen, vielmehr ſollen ſie, falls ſie ſich über die Auseinander⸗ 
ſetzung nicht auf andere Weiſe einigen, nur berechtigt ſein, zu 
verlangen, daß das Geſchäft mit Aktiven und Paſſiven, ein⸗ 
ſchließlich der Firma, unter ihren Teilhabern und Rechts⸗ 
nachfolgern verſteigert oder die Firma in eine andere Geſell⸗ 
ſchaftsform umgewandelt, oder daß das Geſchäft als Ganzes 
mit Aktiven und Paſſiven an dritte Perſonen verkauft werde. 
Die Kl. verlangen die Auseinanderſetzung in der Weiſe, daß 


Geſellſchaftsunternehmens von einem der bisherigen Mitgeſellſchafter, 
der den oder die bisherigen Mitgeſellſchafter auszahlt. Hier erweiſen 
ſich die ſelbſtändigen Schätzungen der Vermagensobjekte in der Tat 
als unentbehrlich. Aber dieſe Fälle haben mit den 88 154, 155 HGB. 


nichts zu tun. 
IR. Dr. Rudolf Fiſcher, Leipzig. 
1) JW. 1923, 604. 


Zu 3. Das NO. ſtellt in der Entſch. folgende für die Praxis 
wichtige Grundſätze auf, die im weſentlichen der bisherigen Recht⸗ 
ſprechung entſprechen: 

‚ 1. Der im Vertrag vereinbarte Ausſchluß der Liguida⸗ 
tion der an ſich bei der OHG. gem. 8 145 HGB. zuläffig iſt, 
kann nicht als eine der guten Sitte widerſprechende 
Erſchwerung des Kündigungsrechtes (vgl. hierüber RG. 
JW. 1926, 1960) angeſehen werden. 

2. Eine Vereinbarung, daß die Off G. in eine andere Geſell⸗ 
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das Geſchäft mit Aktiven und Paſſiven einſchließlich der Firma 
unter den Geſellſchaftern verfteigert werde und haben mit der 
im Auguſt 1925 erhobenen Klage beantragt, den Bekl. zu ver⸗ 
urteilen, den Notar Dr. H. in R. demgemäß mit der Verſteige⸗ 
rung des Geſchäfts unter den Geſellſchaftern zu beauftragen. 
Alle Inſtanzen haben verurteilt. Das BG. hat den Einwand 
des Bekl., daß der § 11 des Vertrags nichtig ſei, weil durch ihn 
das Kündigungsrecht der Geſellſchafter in unzuläſſiger Weiſe 
beſchränkt werde, feine Beſtimmungen in ſich widerſpruchsvoll 
ſeien und der nötigen Beſtimmtheit entbehrten, mit einer 
Begründung zurückgewieſen, der im weſentlichen beizutreten 
iſt. Unzuläſſig iſt nur eine ſolche Beſchränkung des Kündi⸗ 
gungsrechts, welche ſeine Ausübung derart erſchwert, daß ſie 
nicht mehr von der freien Entſchließung des Berechtigten ab⸗ 
hängt. Eine ſolche Erſchwerung der Kündigung iſt in dem 
für offene Handelsgeſellſchaften in $ 145 HGB. ausdrücklich 
zugelaſſenen Ausſchluß der Liquidation und in der Verein⸗ 
barung anderer Formen der Auseinanderſetzung im Falle der 
Auflöſung der Geſellſchaft nicht zu erblicken. Gegenüber dem 
Beſtreben des Bekl., den § 11 des Geſellſchaftsvertrags des⸗ 
halb als widerſpruchsvoll zu bezeichnen, weil geſagt werde, 
es ſollten die Geſellſchafter, falls ſie ſich über eine Ausein⸗ 
anderſetzung nicht auf andere Weiſe einigen, berechtigt ſein, 
außer der Verſteigerung unter den Geſellſchaftern auch die 
Umwandlung der Geſellſchaft in eine andere Geſellſchaftsform 
oder den Verkauf an einen Dritten zu verlangen, obwohl auch 
dieſe beiden Möglichkeiten ebenfalls eine Einigung der Par⸗ 
teien vorausſetzten, iſt auf die rechtlich haltbare Auslegung 
des BG. hinzuweiſen. Danach hat jener Vorbehalt einer 
anderweiten Einigung nur die Bedeutung, daß auch weitere 
Möglichkeiten einer anderweiten Auseinanderſetzung nicht aus⸗ 
geſchloſſen ſein ſollten, was ja allerdings ſelbſtverſtändlich 
war. Nicht beigetreten werden kann der Eventualerwägung 
des angefochtenen Urteils inſoweit, als ausgeführt wird, daß 
die Umwandlung des Geſchäfts in eine andere Geſellſchafts⸗ 
form nicht unbedingt eine Einigung unter den Geſellſchaftern 
verlange, ſondern notfalls die Zuſtimmung eines ſich unbe⸗ 
rechtigt weigernden Geſellſchafters durch Richterſpruch erzwun⸗ 
gen werden könne. Das würde dann der Fall ſein, wenn die 
Beſtimmungen des Geſellſchaftsvertrages den nötigen Anhalt 
gewährten, um die fehlende Einigung der Parteien richterlich 
zu ergänzen. Daran aber fehlt es in dem Vertrage. Er läßt 
nicht einmal erkennen, welche der verſchiedenen möglichen Ge⸗ 
ſellſchaftsformen für die neue Geſellſchaft in Betracht kom⸗ 
men ſollte. Das aber müßte mindeſtens feſtſtehen, wenn durch 
Richterſpruch eine Ergänzung erfolgen ſollte (RG. 106, 174 
bis 177) 1). Dagegen fehlt für den Abſchluß eines Verkaufs 
über das Geſchäft an einen Dritten, dem Vertrage nicht die 
nötige Beſtimmtheit oder doch Beſtimmbarkeit; der Wert des 
Geſchäfts läßt ſich durch eine ſachverſtändige Schätzung auf 
Grund einer aufzuſtellenden Bilanz ermitteln und danach die 
Angemeſſenheit des von dem Dritten zu fordernden Preiſes 
beſtimmen. Das BG. vertritt die Auffaſſung, daß weder den 
Kl. als den die Geſellſchaft Kündigenden, noch dem Bekl. ein 
Wahlrecht unter den verſchiedenen, nach dem Vertrage ge⸗ 
gebenen Möglichkeiten zuſtehe, und lehnt insbeſ. eine ent⸗ 
ſprechende Anwendung des § 262 BGB. ab; es nimmt an, 
daß nach dem Vertrage der Geſamtheit der Geſellſchafter 
die Entſcheidung hierüber zuſtehe, und daß dieſe Entſcheidung 
entſprechend der Vorſchrift des § 10 des Geſellſchaftsvertrages 
durch die Mehrheit der Geſellſchafter nach Köpfen zu treffen 
ſei. Dem angefochtenen Urteile iſt darin zuzuſtimmen, daß 
eine entſprechende Anwendung des $ 262 BGB. auf das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen den Parteien nicht ſtattfinden kann. Denn es 
läßt ſich nicht ſagen, daß die verſchiedenen vertraglichen Mög⸗ 
lichkeiten der Auseinanderſetzung mehrere „Leiſtungen“ ſind, 
die wahlweiſe die Geſellſchafter untereinander ſchulden. Ge⸗ 


ſchaftsform umgewandelt werden fol, gilt nur, wenn die Bedingungen 
des Geſellſchaftsvertrages ein derartiges Maß von Beſtimmtheit 
enthalten, daß die fehlende Einigung der Parteien richterlich ergänzt 
werden kann (vgl. hierüber die bei Staub⸗Pinner, Anm. 33 zu 
8182 angef. RGeEntſch.). Gegen dieſen Grundſatz wird in der Praxis 
oft gefehlt: Häufig findet ſich in Geſellſchaftsverträgen die Beſtim⸗ 
mung, daß unter gewiſſen Umſtänden die Umwandlung in eine Akt⸗ 


2) JW. 1924, 170. 
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ſchuldet wird immer nur die eine Leiſtung, die Auseinander⸗ 
ſetzung, zu der die Geſellſchafter mitwirken müſſen. Aber der 
Heranziehung des § 10 des Geſellſchaftsvertrages zur Ent⸗ 
ſcheidung darüber, wem das Wahlrecht zwiſchen den ver⸗ 
ſchiedenen im Vertrage vorgeſehenen Möglichkeiten der Aus⸗ 
einanderſetzung zuſteht, begegnet rechtlichen Bedenken. Dieſer 
§ 10 trifft nur eine Regelung für den Fall von Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten zwiſchen den Geſellſchaftern über geſchäft⸗ 
liche Fragen und läßt inſoweit die Mehrheit nach Köpfen 
entſcheiden. Er bezieht ſich alſo ſeinem Inhalte nach nur auf 
Fragen der Geſchäftsführung und kann nicht ohne wei⸗ 
teres auf Beſchlüſſe ausgedehnt werden, welche die Grund⸗ 
lagen der Geſellſchaft ſelbſt betreffen, wozu auch die Art der 
Auseinanderſetzung zu rechnen iſt. Ein allgemeiner Grundſatz, 
wonach bei Perſonengeſamtheiten in der Regel der Wille der 
Mehrheit entſcheidet, wie das BG. meint, gilt weder für die 
Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts (8 709 BGB.) noch für die 
Off. (5 119 HGB.). Vielmehr iſt die Regel, daß bei den 
von den Geſellſchaftern zu faſſenden Beſchlüſſen die Zuſtim⸗ 
mung aller zur Mitwirkung berufenen Geſellſchafter zu er⸗ 
fordern iſt, und nur, ſoweit der Geſellſchaftsvertrag die Ent⸗ 
ſcheidung nach der Mehrheit der Stimmen vorſieht, darf da⸗ 
von abgewichen werden. Hier bietet, wie ſchon hervorgehoben, 
der Geſellſchaftsvertrag keine genügende Grundlage, daß auch 
außerhalb des Rahmens der Geſchäftsführung für Fragen der 
Auflöſung der Geſellſchaft, insbeſ. der Art der Auseinander⸗ 
ſetzung, die Mehrheit der Geſellſchafter entſcheiden ſollte. 
Trotzdem iſt im Ergebnis dem BG. darin beizutreten, daß 
die Beſtimmung der Kl. über die Art der Auseinanderſetzung 
maßgebend iſt. Wenn der § 11 des Vertrages für die Aus⸗ 
einanderſetzung beim Fehlen einer anderweiten Einigung unter 
Ausſchluß der Liquidation den Geſellſchaftern mehrere Mög⸗ 
lichkeiten an die Hand gibt — daß eine dieſer Möglichkeiten 
wegen ihrer Unbeſtimmtheit ausſcheidet, iſt eben bereits dar⸗ 
gelegt —, ſo kann das nur in dem Sinne verſtanden werden, 
daß derjenige, welcher gekündigt habe und die Auseinander⸗ 
ſetzung betreibt, auch die Beſtimmung zu treffen hat, auf 
welche Weiſe innerhalb der vertragsmäßigen Möglichkeiten die 
Auseinanderſetzung ſtattfinden ſoll. Daß die Vorſchriften der 
88 262 ff. BGB. für den vorliegenden Fall nicht paſſen, 
wurde bereits hervorgehoben. In derartigen Fällen greift 
vielmehr ergänzend die Vorſchrift des § 315 BGB. ein. Die 
Mitwirkung jedes Geſellſchafters zur Auseinanderſetzung iſt 
i. S. dieſer Vorſchrift eine Leiſtung (§S 241 BGB.), deren 
näherer Inhalt (die Art der Auseinanderſetzung) noch un⸗ 
beſtimmt war, aber auf Grundlage des Vertrags be⸗ 
ſtimmt werden mußte. Indem die Kl. unter den ver⸗ 
traglichen Möglichkeiten die Verſteigerung unter den Geſell⸗ 
ſchaftern wählten, haben ſie Leiſtung beſtimmt. Da die Be⸗ 
ſtimmung im Zweifel nach billigem Ermeſſen zu treffen iſt, 
jo iſt fie für den anderen Teil nach § 315 Abſ. 3 BOB. nur 
dann verbindlich, wenn ſie der Billigkeit entſpricht. Anderen⸗ 
falls müßte das Gericht die Beſtimmung durch Urteil treffen, 
hier alſo darauf hinwirken, daß die Kl. ihren Klagantrag ent⸗ 
ſprechend änderten, und dann den Bekl. zur Einwilligung in 
den Verkauf an einen Dritten verurteilen. Ohne Grund be⸗ 
ſtreitet aber der Bekl. die Billigkeit der von den Kl. ge⸗ 
troffenen Entſcheidung und ſucht darzulegen, daß das ganze 
Vorgehen der Kl. einen Verſtoß gegen die guten Sitten ent⸗ 
halte. Daß der Weg der Verſteigerung des Geſchäfts unter 
den bisherigen Geſellſchaftern gewählt wurde, lag nach den 
gegebenen Verhältniſſen beſonders nahe. (Wird ausgeführt.) 
Dieſe Erwägungen ergeben auch, daß den Kl. bei dem Ver⸗ 
langen der Verſteigerung des Geſchäfts unter den Geſell⸗ 
ſchaftern kein Verſtoß gegen die guten Sitten zur Laſt fällt. 
Daß die Kündigung und das Betreiben der Auseinander⸗ 
ſetzung überhaupt unter den heutigen ungünſtigen Verhält⸗ 


Ges., GmbH. oder eine andere Geſellſchaftsform vorgeſehen iſt, ohne 
daß die weſentlichen Beſtimmungen, wie die Umwandlung vor ſich 
gehen ſoll und die geſetzlichen Erforderniſſe der neuen Geſellſchaft 
näher beſtimmt ſind. Dies macht die Beſtimmung und unter Um⸗ 
ftänden den ganzen Vertrag nichtig. 

3. Iſt im Vertrage beſtimmt, daß die Mehrheit der Stimmen 
in Geſchäftsführungsfragen entſcheidet, ſo bezieht ſich dies im Zweifel 
nicht auf Fragen, die die Grundlagen der Geſellſchaft ſelbſt betreffen. 
Regel iſt — was ja auch 8 119 Abſ. 1 HGB. ausdrücklich beſtimmt —, 
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niſſen kein ſittenwidriges Verhalten darſtellt, hat das BG. 
ohne Rechtsirrtum angenommen. Bei den erheblichen ver⸗ 
tragsmäßigen Beſchränkungen hinſichtlich der Kündigung und 
bei den vorhandenen Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen den 
Geſellſchaftern über die Geſchäftsführung hatten die Kl. das 
größte Intereſſe daran, die ihnen gewährte Möglichkeit, das 
Geſellſchaftsverhältnis aufzulöſen, jetzt zu benutzen, ſelbſt wenn 
eine ſolche Auflöſung unter den gegebenen Verhältniſſen für 
den Bekl. ungünſtig wirkte. Sie machen lediglich in zuläſſiger 
Weiſe von ihren vertragsmäßigen Rechten Gebrauch. Daß der 
Zweck ihres Vorgehens nur darauf gerichtet war, dem Bekl. 
eine geeignete Geltendmachung ſeiner geſellſchaftlichen Rechte 
unmöglich zu machen und ihm Schaden zuzufügen, hat der 
Bekl. nicht behaupten können. Damit ſcheidet die Anwendung 
des 8 226 BGB. aus. 


(U. v. 15. Okt. 1926; 119/26 II. — Düſſeldorf.) [Ku.] 


* 4. 88 231, 247, 253, 254, 260, 268, 272 H G B.; 8 57 
ZPO. Bei der Klage des Aufſichtsrats gegen 
die AktG. auf Erteilung der Entlaſtung wird die 
AktG. durch den Vorſtand vertreten, wenn die 
Generalverſammlung oder der ½j des Grund- 
kapitals vertretende Teil der Aktionäre nicht 
die Beſtellung eines beſonderen Vertreters be⸗ 
antragt haben. Die Entlaſtung bezieht ſich nicht 
auf die mit dem betroffenen Geſchäftsjahr nicht 
zuſammenhängenden Vorgänge in der entſchei⸗ 
denden Generalverſammlung ſelbſt.] 

Die Kl. ſind neben andern Perſonen Mitglieder des Auf⸗ 
ſichtsrats der Bekl. Die beklagte AktG. hat den anderen Mit⸗ 
gliedern des Aufſichtsrats Entlaſtung erteilt, hinſichtlich der 
Kl. aber die Beſchlußfaſſung über die Entlaſtung auf unbe⸗ 
ſtimmte Zeit vertagt. Die Kl. begehren mit der Klage gegen 
die durch ihren Vorſtand vertretenen Bekl. deren Verurteilung, 
ihnen als Mitgliedern des Aufſichtsrats für das Geſchäfts⸗ 
jahr v. 1. Jan. bis 31. Dez. 1923 Entlaſtung zu erteilen. Die 
Bekl. iſt in allen Inſtanzen verurteilt. Mit Recht gehen LG. 
und BG. unter Berufung auf RG. 89, 3961) davon aus, daß 
Vorſtand und Aufſichtsrat einen klagbaren Anſpruch auf Ent⸗ 
laſtung gegen die AktG. haben, wenn die Generalverſammlung 
ohne Grund die Erteilung der Entlaſtung verweigert oder die 
Beſchlußfaſſung darüber auf unbeſtimmte Zeit vertagt, und 
daß von dem allgemeinen Grundſatz der gerichtlichen Vertre⸗ 
tung der AktG. durch ihren Vorſtand hier auch deshalb keine 
Ausnahme zu machen ſei, weil eine Handlung in Frage 
komme, die nicht der Vorſtand, ſondern ein anderes Organ der 
Geſellſchaft, die Generalverſammlung, vorzunehmen habe; auch 
die Abhängigkeit des Vorſtandes vom Aufſichtsrat gemäß 815 
der Satzung der Bekl. könne einen Ausſchluß von der geſetzli⸗ 
chen Vertretung nicht herbeiführen. Die Vorſchriften des 
HGB., insbeſ. des 8231 HGB., bieten keinen Anhalt dafür, 
daß die allgemeine Befugnis des Vorſtandes zur gerichtlichen 
Vertretung der AktG. für Klagen auf Entlaſtung von Auf⸗ 
ſichtsratsmitgliedern beſchränkt iſt. Der Umſtand, daß die Be⸗ 
ſchlußfaſſung über die Erteilung der Entlaſtung nach 8 260 
Abſ. 1 BGB. Sache der Generalverſammlung iſt, hindert nicht, 
daß die gerichtliche Vertretung der Aft®. gegenüber der Klage 
auf Entlaſtung, die nicht gegen das Organ der Geſellſchaft, 
die Generalverſammlung, ſondern nur gegen die AktG. ſelbſt 
gerichtet werden kann, dem Vorſtande verbleibt. Daß der Vor⸗ 
ſtand die AktG. nicht vertreten kann in einem Rechtsſtreite, in 
dem er ſelbſt Partei iſt, wird im Geſetze als ſelbſtverſtändlich 
vorausgeſetzt und für ſolche Fälle in 88 247, 272 HGB. die 
Vertretung der Geſellſchaft durch den Aufſichtsrat vorgeſehen; 
ergänzend greift die Vorſchrift des 857 Abſ. 1 ZPO. ein. 
Aus dem Geſetze aber läßt ſich nicht entnehmen, daß der Vor⸗ 
ſtand in den Fällen eines möglichen bloßen Intereſſenwider⸗ 


daß bei der OHG. jeder Beſchluß der Zuſtimmung aller zur Mit» 
wirkung bei der Beſchlußfaſſung berufenen Geſellſchafter bedarf. Die 
Satzung kann Ausnahmen zulaſſen (8 119 Abſ. 2); ſoweit dies aber 
nicht geſchieht, gilt der Grundſatz der Einftimmigkeit. 

IR. Albert Pinner, Berlin. 
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ſtreits ohne weiteres von der Befugnis zur geſetzlichen Ver⸗ 
tretung einer AktG. im Prozeſſe ausgeſchloſſen ſein ſoll. Das 
Geſetz hat eine allgemeine Ausnahme für derartige Fälle nicht 
gemacht, ſondern nur für die beſonderen Fälle des 8268 
HGB., darunter auch im Falle der Geltendmachung von An⸗ 
ſprüchen der Geſellſchaft aus der Geſchäftsführung des Auf⸗ 
ſichtsrats, die Möglichkeit der Wahl beſonderer Vertreter zur 
Führung des Rechtsſtreites durch die Generalverſammlung ge 
ſchaffen. Der § 268 HGB. muß in dem Sinne verſtanden wer⸗ 
den, daß die Generalverſammlung die Befugnis zur Beſtellung 
beſonderer Vertreter auch dann hat, wenn die Geſellſchaft, weil 
die Generalverſammlung wegen angeblicher Regreßanſprüche 
gegen Mitglieder der Verwaltung deren Entlaſtung verweigert 
hat, auf Entlaſtung verklagt wird. Denn im Ergebnis handelt 
es ſich in beiden Prozeſſen um dasſelbe, nämlich um die Frage, 
ob Anſprüche der Geſellſchaft auf Schadenserſatz aus der Ge⸗ 
ſchäftsführung der Organe erwachſen ſind. Und auch bei Klagen 
auf Entlaſtung ſeitens Mitgliedern der Verwaltung kann 
zur Sicherung einer unabhängigen Prozeßführung für die 
Geſellſchaft die Vertretung durch beſondere Vertreter geboten 
fein. Deshalb hat der Vorſtand bei Klagen von Aufſichtsrats⸗ 
mitgliedern auf Erteilung der Entlaſtung zu prüfen, ob er 
ſelbſt nach der gegebenen Sachlage zur unabhängigen Vertre⸗ 
tung der Geſellſchaft geeignet iſt, und muß gegebenenfalls ge⸗ 
mäß 8 253 HGB. eine Generalverſammlung berufen, um dieſer 
Gelegenheit zur Wahl eines beſonderen Vertreters zu geben; 
andernfalls macht er ſich ſchadenserſatzpflichtig, wenn infolge 
ſolcher Unterlaſſung die Rechte der Geſellſchaft nicht genügend 
wahrgenommen werden. Ebenſo können Aktionäre, deren An⸗ 
teile zuſammen den zwanzigſten Teil des Grundkapitals er⸗ 
reichen, die Berufung einer Generalverſammlung zu dem ge 
dachten Zwecke auf dem in 8 254 HGB. angegebenen Wege er⸗ 
reichen. Wenn aber, wie im vorliegenden Falle, derartige 
Schritte nicht unternommen werden und die Beſtellung beſon⸗ 
derer Vertreter unterbleibt, ſo behält es bei der allgemeinen 
Befugnis des Vorſtandes zur gerichtlichen Vertretung der 
AktG. fein Bewenden. Im übrigen hat das BG. mit Recht 
darauf hingewieſen, daß die Vorſchrift des § 15 der Satzung, 
wonach der Vorſtand die ihm vom Aufſichtsrat erteilten Wei⸗ 
ſungen zu befolgen hat, ſelbſtverſtändlich keine Anwendung 
findet, wenn es ſich um einen Rechtsſtreit mit der Mehrheit 
des Auffichtsrats über deſſen Entlaſtung handelt. Tatſächlich 
wird nach den eigenen Angaben der Bekl. der Rechtsſtreit 
von ihr auf Grund derjenigen Anweiſungen geführt, welche 
ihr die Aktionärgruppe erteilt hat, die in der ordentlichen 
Generalverſammlung die Entlaſtung der Kl. verweigert hat. 
Daher können Bedenken wegen einer nicht ſachgemäßen Pro⸗ 
zeßführung durch den Vorſtand hier nicht auftauchen. Sach⸗ 
lich iſt dem OLG. darin beizutreten, daß für die von den Kl. 


begehrte Entlaſtung nur ſolche Handlungen der Aufjichtsrais- 


mitglieder in Frage kommen, welche ſich auf ihre Geſchäfts⸗ 
führung während des Jahres 1923 beziehen oder doch mit ihr 
in unmittelbarem wirtſchaftlichem Zuſammenhang ſtehen. 
Allerdings iſt eine Entlaſtungserteilung nicht nur in Verbin⸗ 
dung mit der Beſchlußfaſſung über die Genehmigung der 
Jahresbilanz und der Gewinn- und Verluſtrechnung möglich, 
ſondern kann auch für einzelne Geſchäfte in Frage kommen 
(RG. 106, 258/262) 2). Aber diejenige Entlaſtung des Vor⸗ 
ſtandes und Aufſichtsrats, über welche die ordentliche General⸗ 
verſammlung im Anſchluß an die Rechenſchaftslegung dieſer 
Geſellſchaftsorgane durch Vorlegung der Jahresbilanz, der 
Gewinn⸗ und Verluſtrechnung und des Geſchäftsberichts zu 
beſchließen hat, bezieht ſich auf die Geſchäftsführung während 
desjenigen Geſchäftsjahres, für welche die in 8 260 Abſ. 2 
HGB. vorgeſchriebenen Vorlagen zu machen ſind. Darüber 
kann auch in dem gegebenen Falle nach den Darlegungen des 
BG. kein Zweifel beſtehen, und die Kl. verlangen ja auch aus⸗ 
drücklich eine Entlaſtung nur für die Geſchäftsführung inner⸗ 
halb dieſes Zeitraums. Daß dazu auch die Tätigkeit des Vor⸗ 
ſtandes und Aufſichtsrats bei den der Generalverſammlung 
gemäß § 260 Abſ. 2 HGB. zu machenden Vorlagen und eine 
etwaige mündliche Auskunftserteilung in der Verſammlung zu 
rechnen iſt, hat das angefochtene Urteil mit Recht angenommen. 
Im übrigen aber bieten die geſetzlichen Vorſchriften keinen An⸗ 
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halt für eine weitere Bedeutung der Entlaſtungserklärung in 
der ordentlichen Generalverſammlung für alle Handlungen 
der Geſellſchaftsorgane innerhalb des von Generalverſamm⸗ 
lung zu Generalverſammlung zu rechnenden Amtsjahres, wo⸗ 
bei es dahingeſtellt bleiben kann, ob für Aufſichtsratsmitglie⸗ 
der durch § 343 Abſ. 3 HGB. überhaupt ein beſonderes vom 
Geſchäftsjahr verſchiedenes Amtsjahr geſchaffen iſt und nicht 
vielmehr nur die zuläſſige Höch ſtdauer der Amtszeit be⸗ 
ſtimmt wird. Die ohne Zuſammenhang mit der Geſchäftsfüh⸗ 
rung im abgelaufenen Geſchäftsjahr vorgenommenen geſchäft⸗ 
lichen Maßnahmen oder ſonſtigen Handlungen der Geſell⸗ 
ſchaftsorgane kommen für die Entlaſtung durch die ordentliche 
Generalverſammlung nicht mehr in Betracht; das gilt auch 
für angebliche Pflichtwidrigkeiten der betreffenden Geſellſchafts⸗ 
organe, die fie durch Abſtimmung oder bei Gelegevheit von 
Abſtimmungen in der ordentlichen Generalverſammlung be⸗ 
gangen haben ſollen. Deshalb kann die Bekl. die Entlaſtung 
der Kl. nicht deshalb verweigern, weil ſie nach Ablauf des be⸗ 
treffenden Geſchäftsjahrs, insbeſ. durch Abſtimmung in der 
ordentlichen Generalverſammlung ſelbſt, pflichtwidrige Hand⸗ 
lungen vorgenommen haben, die mit ihrer Geſchäftsführung 
im verfloſſenen Geſchäftsjahr keinen wirtſchaftlichen Zuſam⸗ 
menhang haben. Auch für den Verſtoß, den das Aufſichtsrats⸗ 
mitglied dadurch begangen haben ſoll, daß er mit ſeinen 
138 Stammaktien in der Generalverſammlung mitgeſtimmt 
hat, obwohl er ſeine Aktien nicht entſprechend den Vorſchriften 
der Satzung bei einer der öffentlich bekanntgemachten Stellen 
hinterlegt und bei der Geſellſchaft nicht angemeldet haben ſoll, 
kommt die gleiche Erwägung in Betracht; dieſe Handlung ſtand 
mit der Geſchäftsführung des Jahres 1923 in keinem Zu⸗ 
ſammenhang. Es brauchte deshalb nicht entſchieden zu werden, 
ob inſoweit überhaupt eine Pflichtverletzung des Aufſichtsrats 
in Frage kommt, und ſchon aus dieſem Grunde dieſes Ver⸗ 
halten für die Verweigerung der Entlaſtung ausſcheiden muß. 
Hiernach ift es rechtlich nicht zu beanſtanden, wenn das OSG 
für die Beurteilung der Frage, ob die Bekl. die Entlaſtung 
der Kl. als Aufſichtsratsmitglieder verweigern darf, nur die 
beiden Fälle berückſichtigt, in denen es ſich um Vorfälle aus 
dem Geſchäftsjahr 1923 handelt. 

(U. v. 15. Okt. 1926, 584/25 II. — Naumburg.) (Ku. 


** 5. 88 258, 259 Abt. 3, 277, 280 HG B. Das dem 
Protokoll der Generalverſammlung (GV.) einer 
AktG. beizufügende Teilnehmer verzeichnis muß 
genau der Vorſchrift des § 258 HG B. entſprechen 
und darf nicht durch ein anders abgefaßtes Ver⸗ 
zeichnis erſetzt werden. Ein dieſe Vorſchrift 
nicht erfüllendes Protokoll iſt ungültig und der 
GWV Beſchl. unheilbar nichtig. Der Notar, der 
dieſe Ungültigkeit herbeigeführt hat, hat für 
feine Tätigkeit keinen Gebührenanſpruch.!] 

Der rechtskräftige Beſchluß des Landgerichtspräſidenten 
beſtimmt endgültig lediglich die Höhe der Gebühren des Kl. 
(8 25 Abſ. 2 GebOfN. v. 28. Okt. 1922). Die Frage der 
Jahlungspflicht der Bekl. bleibt von ihm unberührt. Der 
Streit der Parteien hierüber iſt im Prozeßwege zum Austrag 
zu bringen. Unſtreitig iſt, daß der Kl. dem Protokoll über die 
Vorgänge in der GV. nicht die gemäß $ 258 HGB. auf⸗ 
geſtellte und zur Einſicht ausgelegte Anweſenheitsliſte, die 
nach ſeiner Behauptung durch Anderungen ſchwer lesbar ge⸗ 
worden war, ſondern ein Teilnehmerverzeichnis beigefügt hat, 
welches er über der auf einem unbeſchriebenen Bogen ge⸗ 
leiſteten Namensunterſchrift des Vorſitzenden der Verſamm⸗ 
lung hat niederſchreiben laſſen. Das BG. nimmt mit Recht 
an, daß dieſes Verfahren dem 8 259 Abſ. 3 HGB., welcher 
klar und unzweideutig die Beifügung des nach 8 258 auf⸗ 
geſtellten Verzeichniſſes der Teilnehmer vorſchreibt, zuwider⸗ 
läuft, und daß dieſer Verſtoß das Protokoll und die dort be⸗ 
urkundeten Beſchlüſſe ungültig macht. Zwar darf an die 
Formerforderniſſe des § 259 kein ſtrengerer Maßſtab an⸗ 
gelegt werden, als ſich aus dem vom Geſetzgeber damit ver⸗ 
folgten Zweck ergibt (RG. 105, 374). Gerade die Berückſich⸗ 
tigung des Zweckes führt aber in einem Falle der vorliegenden 
Art dazu, einen die Nichtigkeit der Verſammlungsbeſchlüſſe be⸗ 
dingenden Mangel anzunehmen. Das Teilnehmerverzeichnis 


hat nach $ 258 die Namen und den Wohnort der erſchienenen 
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Juriſliſche Wochenſchrift 
Alltionäre oder Vertreter von Aktionären (vgl. 8 252 Abi. 2) 
und den Betrag der von jedem vertretenen Aktien anzugeben. 
Seine Nichtigkeit ſoll dadurch nach Möglichkeit gewährleiſtet 
werden, daß es vor der erſten Abſtimmung zur Einſicht aus⸗ 
zulegen und von dem Vorſitzenden der Verſammlung zu unter⸗ 
zeichnen iſt. Der vorgeſchriebene Inhalt des Verzeichniſſes 
kann bei einer ſpäteren Nachprüfung der Wirkſamkeit von Be⸗ 
ſchlüſſen der Verſammlung Wichtigkeit erlangen, ſo z. B. in 
Fällen, wo der Geſellſchaftsvertrag die Anweſenheit einer be⸗ 
ſtimmten Anzahl von Aktionären für die Beſchlußfähigkeit der 
GV. fordert ſowie auch für die Feſtſtellung, ob ein Beſchluß 
mit der nach dem Geſetz oder der Satzung erforderlichen 
Stimmenmehrheit zuſtande gekommen, insbeſondere ob die 
Mehrheit den etwa ſatzungsmäßig vorgeſchriebenen Bruchteil 
des bei der Beſchlußfaſſung vertretenen Grundkapitals erreicht 
hat. Hier können die Angaben des Verzeichniſſes neben der 
Feſtſtellung des Protokolls über die Art und das Ergebnis 
der Beſchlußfaſſung erhebliche Bedeutung gewinnen. Die Rück⸗ 
ſichten hierauf ſind es offenſichtlich geweſen, welche den Geſetz⸗ 
geber bewogen haben, die Beifügung des Teilnehmerverzeich⸗ 
niſſes zu dem Protokoll anzuordnen. Dieſer Zweck würde 
aber vereitelt oder ſeine Verwirklichung würde mindeſtens 
ſtark beeinträchtigt werden, wenn es dem als Urkundsperſon 
tätigen Richter oder Notar freiſtünde, an Stelle der in der 
Verſammlung ausgelegt geweſenen Anweſenheitsliſte, jet es 
auch nur um der beſſeren Überſichtlichkeit oder Leſerlichkeit 
willen, eine andere Liſte dem Protokoll anzuſchließen, welche 
nicht den erſchienenen Aktionären oder den Vertretern ſolcher 
zugänglich geweſen, auch vom Vorſitzenden nicht geprüft wor⸗ 
den iſt und deshalb nicht die Bürgſchaft der Richtigkeit und 
Vollſtändigkeit in dem Maße an ſich trägt, wie die urſprüng⸗ 
lich errichtete. Die Rechtsſicherheit, welche dadurch geſchaffen 
werden ſollte, daß der Urkundsperſon die Beifügung gerade 
dieſer Liſte zur Pflicht gemacht wurde, würde durch die Zu⸗ 
laſſung eines ſolchen Verfahrens in Frage geſtellt werden. 
Auch wenn daher das vom Kl. dem Protokoll beigegebene Ver⸗ 
zeichnis mit dem urſprünglich aufgeſtellten übereinſtimmen 
ſollte, ſo würde der Verſtoß gegen die Formvorſchrift des 
§ 259 Abj 3 nicht für unerheblich gelten können. Es muß des⸗ 
halb angenommen werden, daß die Abweichung des Kl. von 
der Vorſchrift die Ungültigkeit der in der Verſammlung ge⸗ 
faßten Beſchlüſſe ebenſo zur Folge hat, wie ein Verſtoß gegen 
die die Feſtſtellung der Beſchlüſſe zum öffentlichen Glauben 
bezweckenden Vorſchriften in 8 259 Abſ. 1 und 2 (RE. 75, 
242 1)). Der Abſ. 3 iſt auch nicht etwa eine Zwangsvorſchriſt, 
die nur die Intereſſen der Aktionäre berührt; fie ſoll viel⸗ 
mehr auch zum Schutze des Publikums und zur Sicherung der 
Gläubiger der AktG. dienen. Es erhellt dies aus 8 259 Abſ. 5, 
wonach eine öffentlich beglaubigte Abſchrift des Protokolls un⸗ 
verzüglich nach der GV. vom Vorſtand zum Handelsregiſter 
einzureichen iſt. Dieſe Pflicht umfaßt auch das als Protokoll⸗ 
anlage in Betracht kommende Teilnehmerverzeichnis, welches 
mit der Übergabe an das Regiſtergericht ein zum Handels⸗ 
regiſter eingereichtes Schriftſtück i. S. von 8 I HGB. wird und 
infolgedeſſen von jedermann eingeſehen werden kann. Das 
Teilnehmerverzeichnis ſoll alſo auch Nichtaktionären eine 
Unterlage für die Nachprüfung der Gültigkeit von Beſchlüſſen 
der GV. innerhalb der durch ſeinen Inhalt gegebenen Gren⸗ 
zen darbieten. Eine Verletzung des Abſ. 3 iſt daher nicht auf 
dem Wege der Anfechtungsklage (§ 271) geltend zu machen, 
ſo daß die durch den Verſtoß hervorgerufene Ungültigkeit der 
Verſammlungsbeſchlüſſe nicht durch das Unterbleiben recht⸗ 
zeitiger Klagerhebung behoben werden kann, ſondern unheil⸗ 
bar iſt. Verfehlt erſcheint deshalb auch der Einwand der Rev., 
daß die GV., welche hier eine Univerſalverſammlung 
geweſen ſei, dem Verfahren des Kl. zugeſtimmt habe. Auch 
die Geſamtheit der Aktionäre war bei der dargelegten Zweck⸗ 
beſtimmung des § 259 Abſ. 3 nicht in der Lage, auf die Ein⸗ 
haltung der Formvorſchrift zu verzichten. Da ſonach ſchon der 
bisher erörterte Mangel die beurkundende Tätigkeit des Kl. 
erfolglos macht, ſo bedarf es keiner Prüfung der Frage, ob 
nicht auch der Umſtand, daß der Kl. anſcheinend erſt nach der 
Vollziehung des Protokolls das Teilnehmerverzeichnis dieſem 
angeſchloſſen hat, als ein die Nichtigkeit der Beſchlüſſe er⸗ 
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gebender Fehler anzuſehen iſt. Ein Recht auf Gebühren für 
dieſe ſeine Tätigkeit iſt ſomit dem Kl. überhaupt nicht er⸗ 
wachſen oder ſein Anſpruch hierauf wird mindeſtens durch die 
in der Rechtsverteidigung der Bekl. zu erblickende allgemeine 
Argliſteinrede entkräftet. Der Kl. iſt bei den Dienſten, die er 
der Bekl. durch die Aufnahme des Protokolls, die Herſtellung 
des Entwurfs für die Anmeldung und die Beglaubigung der 
Unterſchriften der anmeldenden Perſonen (88 277, 280, 12 
Abſ. 1 HGB., RG. 93, 70 2)) geleiftet hat, durchweg als Notar 
und demnach als Beamter tätig geworden. Für den ihm zur 
Laſt fallenden Verſtoß iſt er deshalb der Bekl. unter den Vor⸗ 
ausſetzungen des § 839 Abſ. 1 BGB. haftbar. Dieſe find 
ſämtlich gegeben. Zu den dem Kl. obliegenden Amtspflichten 
gehörte es, daß er durch die Befolgung der Formvorſchriften 
des § 259 für das Zuſtandekommen gültiger Beſchlüſſe Sorge 
trug. Der Abſ. 3 läßt über das Formerfordernis, welches er 
aufſtellt, keinen Zweifel. Nur die Rechtsfolgen, welche 
ſich an einen Verſtoß gegen die Vorſchrift knüpfen, ſind nicht 
ohne weiteres erkennbar. Es war daher eine fahrläſſige 
Verletzung der Amtspflichten, wenn der Kl. an Stelle des nach 
8 258 errichteten Teilnehmerverzeichniſſes ein anderes dem 
Protokoll beifügte. Daß die Bekl. nicht auf anderem Wege Er⸗ 
ſatz zu erlangen vermag, und daß insbeſ. kein anderer Erſatz⸗ 
pflichtiger in Frage kommt, erhellt aus der Sachlage. Die Be⸗ 
klagte iſt daher gegenüber dem Kl. in Höhe der Koſtenſchuld, 
die ihr etwa durch deſſen Amtstätigkeit erwachſen iſt, erſatz⸗ 
berechtigt. Mindeſtens hieran muß die Gebührenforderung des 
Kl. nach dem Grundſatze „dolo petit, qui petit, quod statim 
redditurus est“ ſcheitern. 

(U. v. 2. Juli 1926; 358/25 III. — Berlin.) (Sch.] 


6. 8283 Abſ. 2, 3 HGB.; Art. 28 EG HG B. vom 
10. Mai 1897. Das Recht der Gründer auf Bezug 
der Hälfte aller neu emittierten Aktien wird 
durch Generalverſammlungsbeſchluß nicht be⸗ 
ſeitigt, iſt auch durch die Aktiengeſetzgebung vom 
18. Juli 1884 und v. 10. Mai 1897 nicht aufgehoben 
worden.] 7) 

Das in Rede ſtehende Gründervorrecht iſt ein Gläubiger⸗ 
recht gegenüber der Geſellſchaft, das durch einen General⸗ 
verſammlungsbeſchluß allein nicht aufgehoben oder in ſeinem 
Beſtande geändert werden konnte. Das Vorrecht der bei der 
Abſtimmung nicht anweſenden Mitgründer wurde daher durch 
jenen Beſchluß nicht berührt. Wenn nun der Kl. ſeinerſeits 
bei der Abſtimmung dem Beſchluſſe zuſtimmte, ſo kann es 
zwar keinem Zweifel unterliegen, daß er dieſe Erklärung in 
ſeiner Eigenſchaft als Aktionär wie als Gründer gegen ſich 
gelten laſſen mußte (RG. JW. 1893, 488 14). Vorliegend 
handelt es ſich aber um die ganz andere Frage, ob der Erb⸗ 
laſſer durch ſeine Zuſtimmung zu dem Beſchluſſe der General⸗ 
verſammlung zugleich auch ſein Einverſtändnis dazu erteilen 
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Zu 6. Im Ergebnis iſt dem Urteile, das mit der früheren 
Rechtſprechung des RG. übereinſtimmt, durchaus beizupflichten. Aller⸗ 
dings laſſen ſich gegen die Auslegung, die das RG. dem Begriff 
der Sondervorteile in Art. 209 b Abſ. 1 ADB. 8 186 Abſ. 1 
HGB. gibt, grundſätzliche Bedenken geltend machen. 

1. Die Rechtſprechung des NG. befindet ſich in betreff der den 
Gründern eingeräumten Bezugsrechte, die es hier und ebenſo in RG. 
108, 29 JW. 1924, 1148 als Gläubigerrechte bezeichnet, nicht mit 
feiner ſonſtigen Auslegung des § 186 Abſ. 1 HGB. im Einklang. 
Denn anderweit vertritt das RG. die Meinung: die den Gründern 
eingeräumten Rechte müßten mitgliedſchaftlicher Natur fein (28. 1907, 
345 ſowie bei Holdheim 1904, 165). 

2. Steht die Frage zur Entſcheidung, welchen rechtlichen Cha⸗ 
rakter die Sondervorteile in 8 186 Abf. 1 beſitzen, nämlich ob den⸗ 
jenigen von Dritt⸗ (Gläubiger⸗) Rechten oder von Mitgliedſchafts⸗ 
rechten, jo iſt zu jagen, daß dieſer Unterſchied nach Tendenz und In⸗ 
halt des 8 186 ohne Bedeutung iſt. Der 8 186 Abf. 1 bezieht ſich auf 
Rechte von beiderlei Art. — In der zuerſt erwähnten Entſch. nimmt 
das RG. für feine Auslegung der Sondervorteile in $ 186 Abſ. 1 
auf Behrend, Lehrbuch 1 S. 744 ſowie Lehmann⸗Ring zu 
8186 Nr. 2 Bezug. Demgegenüber iſt auf die Entſtehungsgeſchichte 
und ben geſetzgeberiſchen Zweck des 8186 hinzuweiſen. Die in der 
Entſtehung befindliche AktG. fol vor Schaden bewahrt werden, gleich⸗ 
viel ob der Schaden aus Abmachungen droht, die die Gründer als 
Aktionäre oder als Dritte mit der Geſellſchaft treffen. Der jetzige 
9 186 nimmt feinen Urſprung aus Art. 209 b der Aktiennovelle von 
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wollte, daß die Aufhebung ſeines Gründervorrechts auch in 
dem Falle gelten ſolle, daß die übrigen Gründer nur deshalb, 
weil ſie bei der Beſchlußfaſſung nicht mit anweſend noch ver⸗ 
treten waren, ihr Gläubigerrecht behielten. Mit Recht weiſt 
das BG. darauf hin, daß der Kl. ſolchenfalls ſeine Intereſſen 
erheblich und ohne jeden Grund geſchädigt haben würde. 
Wenn das angefochtene Urteil daher zu der Auslegung ge⸗ 
langt, daß die Zuſtimmungserklärung des Kl. nur dahin zu 
verſtehen ſei, daß er für ſeine Perſon auf ſein Gründer⸗ 
vorrecht nur für den — hier nicht einmal behaupteten — 
Fall der Zuſtimmung der Mitgründer habe verzichten wollen, 
ſo iſt dieſe Auslegung naheliegend, jedenfalls möglich und 
wird auch dem allgemeinen Grundſatze gerecht, daß die Auf⸗ 
gabe von Rechten durch Verzicht nur anzunehmen iſt, wenn 
alle Umſtände zwingend auf eine dahingehende Willens⸗ 
richtung hinweiſen. Es fragt ſich, ob das Gründervorrecht des 
Kl., wenn nicht durch Verzicht, ſo doch durch die Geſetzgebung 
der Jahre 1884 und 1897 beſeitigt worden iſt. In dieſer Be⸗ 
ziehung erbittet die Reviſion zunächſt eine Nachprüfung der 
Frage, ob die durch die Aktiennovelle v. 18. Juli 1884 als 
Art. 215 Abſ. 4 (= 8 283 Abſ. 2 HGB.) neu geſchaffene 
Vorſchrift, wonach Zuſicherungen von Sonderbezugsrechten 
bei Vermeidung der Unwirkſamkeit nicht vor dem Erhöhungs⸗ 
beſchluß geſchehen dürfen, rückwirkende Kraft habe oder ihre 
Grenze an wohlerworbenen Rechten finde. Das RG. hat die 
Frage in ſtändiger Rechtſprechung (neuerdings RG. 108, 29 
31) im letzten Sinne entſchieden. Die dagegen gerichteten 
Angriffe bieten keine neuen Geſichtspunkte, die den Senat ver⸗ 
anlaſſen könnten, von dieſer feſten Rechtſprechung abzuweichen. 
Lediglich die Berufung auf Art. 28 EchHGB. v. 10. Mai 
1897, der ausdrücklich nur der Vorſchrift des 8 283 Abſ. 1 
HGB. die rückwirkende Kraft abſpricht, verdient noch eine be⸗ 
ſondere Zurückweiſung. Die Tatſache, daß das Einführungs⸗ 
geſetz über die Frage der gleichen Wirkung hinſichtlich des 
hier allein intereſſierenden Abſ. 2 des 8 283 ſchweigt, recht⸗ 
fertigt nicht den Schluß, daß hier ſolche Wirkung nach dem 
Willen des Geſetzgebers anzunehmen ſei. Das ergibt klar 
die Entſtehungsgeſchichte des Art. 28 zit. In der Kommiſſion 
(Hahn, Materialien, S. 655) war zu Art. 28 in ſeiner 
heutigen Faſſung folgender Antrag geſtellt worden. „Die 
Vorſchrift des 8 275 Abſ. 2 HGB. (jetzt § 283 Abſ. 2) über 
die Zuſicherung von Rechten auf den Bezug neu auszugeben⸗ 
der Aktien findet auch auf eine vor dem Inkrafttreten des 
Geſetzes v. 18. Juli 1884 erteilte Zuſicherung Anwendung.“ 
Gegen dieſen Antrag wurde regierungsſeitig eingewendet, ſchon 
die Novelle von 1884 habe ſich auf den Standpunkt geſtellt, 
daß die fragliche neu eingeführte Vorſchrift ältere wohl⸗ 
erworbene Rechte unberührt laſſe. Darin ſei ihr die Recht⸗ 
ſprechung des höchſten Gerichtshofs gefolgt, an der durch einen 
geſetzgeberiſchen Eingriff zu rütteln bedenklich ſei. Der An⸗ 
trag wurde daraufhin abgelehnt, und es verblieb bei der 


1870. Damals traf man zunächſt Vorkehrungen gegen die Ge⸗ 
fahren der Sachgründung und man beſchränkte die Schutzvorſchriften 
nicht auf die Beſtimmung über Sacheinlagen, alſo auf Abmachungen, 
wonach der Aktionär zur Erfüllung ſeiner Einlage⸗, einer mitglied⸗ 
ſchaftlichen Verbindlichkeit, Sachwerte zu leiſten har, ſondern mau 
erſtreckte die Schutzvorſchriften auch auf ſolche Abmachungen, wonach 
die Geſellſchaft von einem Aktionär oder Nichtaktionär Sachwerte auf 
Grund von individualrechtlichem Geſchäft, namentlich von Kauf, er⸗ 
wirbt. Ferner wurden bereits damals Schutzvorſchriften gegen die 
Schädigung durch Ausbedingung von beſonderen Vorteilen zugunſten 
einzelner Aktionäre und ſchließlich anläßlich der Novelle von 1884, 
wo der Art. 209 b diejenige Faſſung, die er heute noch als 8 186 
aufweiſt, erhielt, noch ſolche gegen die Schädigung durch Berechnung 
eines hohen Gründungsaufwandes aufgenommen. Unter Berückſichti⸗ 
gung der Tendenz, die der Geſetzgeber mit dem ganzen $ 186 verfolgt, 
erſcheint es nicht zutreffend, wenn man deſſen Abſ. 1 nur auf Sonder⸗ 
vorteile, die dem Aktionär als ſolchem gewährt werden, bezieht; auch 
die mehr allgemeine Ausdrucksweiſe des Geſetzes: „Sondervorteile“, nicht 
„Sonderrechte“, gibt keineswegs Veranlaſſung zu einer ſolchen Auslegung. 

3. Offenbar hat ſich das Reichsgericht von der Abſicht, die 
Sondervorteile des Art. 209 b unangreifbar gegenüber Mehr⸗ 
heitsbeſchlüſſen zu geſtalten, leiten laſſen und iſt infolgedeſſen von 
ſeiner ſonſtigen Auffaſſung der Sondervorteile als mitgliedſchaftlicher 
Rechte abgewichen (zu vgl. auch die Bemerkung von Heilbrunn 
in JW. 1924, 1148). Das Motiv iſt durchaus verſtändlich. Ferner 
iſt anzuerkennen, daß das RG. feine Abſicht nicht leicht verwirklichen 
konnte. Dies wäre allerdings bei denjenigen Sondervorteilen, die 
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Vorſchrift des Art. 28 in feiner heutigen Geſtalt. Daraus er- 
gibt ich, daß der Wille des Geſetzgebers dahin ging, für 
die jetzt erſt, bei der Neuregelung des Jahres 1897, ein⸗ 
geführte Vorſchrift des 8 283 A bſ. 1 HGB. durch eine aus⸗ 
drückliche Beſtimmung im Einführungsgeſetz klarzustellen, daß 
ihr gegenüber wohlerworbene ältere Rechte zu wahren ſeien 
(Hahn a. a. O. S. 443), daß man aber hinſichtlich der ſchon 
im Jahre 1884 eingeführten, jetzt in den zweiten Abſatz des 
8 283 HGB. mit hinübergenommenen Regelung eine beſon⸗ 
dere Vorſchrift, daß auch dieſer Beſtimmung keine rückwir⸗ 
kende Kraft auf vor dem Jahre 1884 erworbene Rechte bei⸗ 
zumeſſen ſei, angeſichts des durch die ſtändige Rechtſprechung 
des RG. feſtgelegten Rechtszuſtandes für überflüſſig erachtete. 
Der ſchon an ſich nicht unbedenkliche Schluß aus dem Gegen⸗ 
teil wird daher von der Bekl. aus Art. 28 EG HGB. zu Un⸗ 
recht gezogen. Die Reviſion bittet ferner um Nachprüfung 
der Frage, ob die gleichfalls durch das Geſetz v. 18. Juli 
1884 neu geſchaffene Vorſchrift des A bſ. 2 des Art. 215 
(= 8 278 Abſ. 3 des jetzigen HGB.), wonach bei Kapitals⸗ 
erhöhungen in dem darüber ergehenden Beſchluß der General⸗ 
verſammlung der Mindeſtbetrag der neuen Aktien feſtzuſetzen 
iſt, ihre Schranke an wohlerworbenen Gründerrechten findet 
oder ob dieſe Rechte zwar fortbeſtehen, aber kraft der auf 
öffentlich⸗ rechtlicher Grundlage beruhenden Entſchließungs⸗ 
freiheit der Generalverſammlung nur im Rahmen der jedes⸗ 
maligen Beſtimmungen des Kapitalserhöhungsbeſchluſſes. 
Auch dieſe Frage iſt vom RG. bereits mehrfach geprüft und 
in ſtändiger Rechtſprechung im erſten Sinne entſchieden wor⸗ 
den (RG. 28, 79, 80 und dort am Schluß aufgeführte Er⸗ 
kenntniſſe; ferner ZW. 1879, 24151; 1901, 484°). Der Senat 
ſieht keinen Anlaß, im vorliegenden Fall anders zu ent⸗ 
ſcheiden. Verfehlt iſt der Angriff der Reviſion, der Währungs⸗ 
verfall, die zweimalige Umſtürzung der Währungsgrundlage 
hätten das ſtreitige Gründerrecht vernichtet, weil die Ge⸗ 
ſchäftsgrundlage, auf der ſie beruhen, weggefallen ſei. Es 
handelt ſich, wie ſchon weiter oben ausgeführt, um ein Gläu⸗ 
bigerrecht der Gründer gegen die Geſellſchaft. Warum der 
Übergang von der Goldwährung zur reinen Papierwährung 
und von da zur heutigen Reichsmarkwährung das Glaubiger⸗ 
recht vernichtet haben ſollte, iſt nicht einzuſehen. Die bloße 
Verſchlechterung der allgemeinen Wirtſchaftslage kann die An⸗ 
nahme der Reviſion ſicherlich nicht ſtützen. Ob es anders läge, 
wenn die Erfüllung des Gläubigerrechts nach den konkreten 
Umſtänden des gerade hier vorliegenden Falls der Geſell⸗ 
ſchaft nicht zugemutet werden könnte, bedarf keiner Ent⸗ 
ſcheidung, weil es dafür nach den Feſtſtellungen des an⸗ 
gefochtenen Urteils an jeder Grundlage fehlt. Die Frage der 
Aufwertung erledigt ſich durch die Nichtausführung des Er⸗ 
höhungsbeſchluſſes v. 3. Mai 1923 und durch die in der 
Reviſionsinſtanz von dem Vertreter der Bekl. abgegebene Er⸗ 
klärung, daß inzwiſchen die Umſtellung des Kapitals der Be⸗ 
klagten nach der VO. über Goldbilanzen v. 28. Dez. 1923 er⸗ 
folgt ſei. Ob hierbei eine Herabſetzung des Kapitals i. S. 
des 8 288 HGB. ſtattgefunden hat und daher bei einer ſpä⸗ 
teren Erhöhung eine Anwendung der in der Entſcheidung 
RG. 47, 24 ausgeſprochenen Grundſätze in Frage käme, hat 
im vorliegenden Fall außer Betracht zu bleiben. Denn hier 
handelt es ſich nur darum, ob das Gründervorrecht der 
Satzung von 1871 als ſolches heute noch fortbeſteht. Mit der 
Bejahung dieſer Frage iſt aber noch keineswegs geſagt, daß 


aus der Zeit nach 1900 ſtammen, unſchwer möglich geweſen. Denn 
gleichviel, ob man das Kriterium der Sonderrechte bloß in ihrer Un⸗ 
entziehbarkeit oder in einem Plus gegenüber den normalen (durch⸗ 
ſchnittlichen) Mitgliedſchaftsrechten erblickt, jedenfalls ſind unter 
Sonderrechten i. S. von 835 BGB. Rechte von mitgliedſchaftlicher 
Natur, die nur mit Zuſtimmung des Inhabers aufgehoben werden 
dürfen, zu verſtehen. Anders iſt die Rechts⸗ oder zumindeſtens die 
Geſetzeslage in betreff der aus der Zeit vor 1900 ſtammenden Sonder⸗ 
vorteile des Art. 209 b ADHGB. Denn gemäß den damals gültigen 
partikularen Geſetzen (preuß. ALR. II, 6 868, 69; 8 54 ſächſ. BGB.) 
verſtand man unter Rechten, die einem Korporationsmitgliede nicht 
per majora entzogen werden durften, im Grunde nur Glaubiger⸗, 
nicht aber auch mitgliedſchaftliche Rechte (zu vgl. meine Darſtellung 
des Aktienrechts in Ehrenbergs Handb. 3, I, 338). So dürfte es ge⸗ 
kommen fein, daß ſich das RG. dafür entſchieden hat, den Gründer⸗ 
bezugsrechten die Eigenſchaft von Glaubigerrechten zuzuerkennen. 
IR. Dr. Fiſcher, Leipzig. 
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dieſes Recht bei einer demnächſtigen Erhöhung des Kapitals 
auch dann geltend gemacht werden dürfte, wenn damit der 
frühere Betrag noch nicht wieder erreicht wird, und daß es 
nicht überhaupt Fälle geben kann, in denen die Ausgabe neuer 
Aktien ohne Beteiligung der Gründer erfolgen darf (RG. 
108, 31). 

(U. v. 3. Nov. 1925; 56/25 II. — Berlin.) [Ku.] 


7. 88 4, 5, 7 GBV O.; 88 4, 8, 14, 60 D V. II v. 
28. Mai 1924; 88 17, 29, 46, GmbHG. Die Um⸗ 
ſtellung des Stammkapitals einer Gmb H. iſt nur 
wirkſam, wenn ſie auf Grund einer die Aktiven 
nicht über, die Paſſiven nicht unter dem wirk⸗ 
lichen Betrag enthaltenden, in der die Umſtel⸗ 
lung beſchließenden Geſellſchaftsverſ. vorge⸗ 
legten Eröffnungsbilanz erfolgt. Das Verbot 
der Teilung von Geſchäftsanteilen (§ 46 Nr. 4 
§ 17 Abſ. 6 GmbHG.) if durch die GBV. nicht 
beſeitigt.] f) 

Der Bekl. und der Kaufmann H. waren Geſellſchafter 
einer GmbH. in Frankfurt a. M. mit einem Stammkapital 
von 1 Billion Mark; die Stammeinlage des Bekl. betrug 
990 Milliarden, die Hs. 10 Milliarden Mark; alleiniger Ge⸗ 
ſchäftsführer war der Bekl. Später übertrug der Bekl. ſeinen 
Geſchäftsanteil von 990 Milliarden Mark, ohne Gegenleiſtung, 
auf H., der nunmehr Inhaber beider vorhandenen Geſchäftsan⸗ 
teile war und an Stelle des Bekl. zum alleinigen Geſchäfts⸗ 
führer beſtellt wurde. Am 8. Jan. 1924 vereinbarte der Kl. 
mit dem Bekl. und H., daß der Kl. ein Drittel der Geſchäfts⸗ 
anteile an der GmbH. erhalten, dafür an den Bekl. 
15000 Goldmark zahlen und alleiniger Geſchäftsführer wer⸗ 
den ſollte. Im Febr. 1924 wurden drei Erklärungen notariell 
beurkundet. H. erklärte: daß er als alleiniger Inhaber ſämt⸗ 
licher Anteile der GmbH. eine Geſellſchafterverſammlung ab⸗ 
halte, indem er auf die Förmlichkeiten der Berufung ver⸗ 
zichte. Er beſchließe, da nach der vorliegenden Vermögensauf⸗ 
ſtellung das Vermögen der Radio⸗Apparate⸗Vertriebs⸗Geſell⸗ 
ſchaft mit beſchränkter Haftung 45000 Goldmark (...) be 
trage, daß das Stammkapital der vorgenannten Geſellſchaft 
fortan 45000 Goldmark (. . .) betragen ſolle. Weiter 
werde beſchloſſen: das Stammkapital wird eingeteilt in 
450 Stammanteile à 100 Goldmark. Demgemäß laute 8 4 des 
Geſellſchaftsvertrages nunmehr: „Das Stammkapital der Ge⸗ 
ſellſchaft beträgt 45000 — fünfundvierzigtaufend — Goldmark 
und iſt eingeteilt in 450 Stammanteile & 100 Goldmark.“ 
. . . Der 87 des Geſellſchaftsvertrages ... wird wie folgt ge⸗ 
ändert: „Die Stammanteile ſind veräußerlich und vererblich. 
Eine Veräußerung der Geſchäftsanteile iſt geſtattet, jedoch 
haben zunächſt die anderen Mitgeſellſchafter ein Vorkaufsrecht. 
Dieſes Vorkaufsrecht muß ſpäteſtens innerhalb zwei Wochen 
ausgeübt werden, nachdem der veräußernde Teil von der be⸗ 
abſichtigten Veräußerung dem andern Geſellſchafter Mitteilung 
gemacht hat. ..“ Zweitens erklärte H.: er beſchließe, indem 
er gleichzeitig ſein Amt als Geſchäftsführer der genannten Ge⸗ 
ſellſchaft niederlege, daß zum Geſchäftsführer der Geſellſchaft 
der Kl. beſtellt werde. Und erklärte zunächſt H., daß er 150 An⸗ 
teile der GmbH., insgeſamt 15000 Goldmark (. . .), an den 
. . . „(Kl.)“ abtrete, und erklärte ſodann der Kl., daß er die 
vorſtehende Abtretung der Anteile annehme. Schließlich er⸗ 
klärten beide, ſie verſicherten, „daß kein anderes Entgelt oder 


Zu 7. Die in der Entſch. aufgeſtellten Grundſätze ſind nach der 
einen wie der anderen Richtung hin bedenklich. Das RG. nimmt den 
Standpunkt ein, daß ein Umſtellungsbeſchluß, der auf einer das Rein⸗ 
vermögen zu hoch bewertenden Bilanz beruhe, nichtig ſei. Die Be⸗ 
gründung, daß eine ſolche Bilanz die Gläubiger der Geſellſchaft ge⸗ 
fährde und damit das öffentliche Intereſſe verletze, iſt gewiß ſpärlich. 
Die Bewertung von Aktiven und Paſſiven iſt, ſoweit nicht beſon⸗ 
dere Bilanzvorſchriften beſtehen, regelmäßig Schätzungsſache. Wieſo 
die Überbewertung alte Gläubiger gefährden ſoll, iſt nicht klar, und die 
Annahme, neue Kreditgeber könnten bei einer Gmbh. die letzte Bi⸗ 
lanz, die immer nur Eintagsbedeutung hat, für voll nehmen, ſetzt 
reichliche Naivität voraus. Gerade auf das angef. Urt. in RG. 73, 
30 ff. hätte die Entſch. ſich lieber nicht berufen ſollen (vgl. be. den 
Schluß S. 36). Das Schätzungsrecht der Generalverſammlung einer 
AktGej. iſt denn auch wenigſtens für zu niedrige Abſchreibungen 
in RG. 72, 33 = JW. 1919, 733 anerkannt. Das öffentliche Intereſſe 
wird weit ſchwerer betroffen, wenn ein Umſtellungsbeſchluß wegen 
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Leiſtung, als die vorgenannte, für die Abtretung der Anteile 
gewährt oder bedungen worden,“ und daß die Geſellſchaft die 
Koſten der Abtretung trage. Der Kl. wurde ſodann als Ge⸗ 
ſchäftsführer der GmbH. tätig und kam dabei zu der Über⸗ 
zeugung, daß das Vermögen der Geſellſchaft erheblich weniger 
als 45 000 Mark betrage und daß der Preis für die ihm ab⸗ 
getretenen Anteile mit 15000 Goldmark viel zu hoch be⸗ 
meſſen worden ſei. Es fanden zwiſchen ihm, H. und dem Bekl. 
Auseinanderſetzungen ſtatt, und am 6. März 1924 gaben er 
und Herold zum Protokolle des Notars folgende Erklärungen 
ab: 1. H., daß bei Eingehung dieſes Vertrages die Erſchienenen 
davon ausgegangen ſeien, daß das Geſchäftsvermögen der 
GmbH. 45000 Goldmark betrug. Bei Überprüfung der dieſer 
Feſtſtellung zugrunde gelegten Vermögensaufſtellung habe ſich 
ergeben, daß das Geſchäftsvermögen tatſächlich nicht mehr als 
25 000 Goldmark betragen hat. Zum Ausgleich der vom Kl. 
geleiſteten Mehrzahlung trete er weitere 75 Anteile an den 
Kl. zu 2 ab. 2. Der Kl.: daß er die Abtretung der vorſtehenden 
Anteile annehme. Der Kl. zahlte dann den Betrag von 
15000 Goldmark an den Bekl. Jetzt verlangt er Zurückzahlung. 
Das LG. wies die Klage, das OLG. die Berufung zurück. 
Das RG. hat aufgehoben. Wie das OLG. ohne Geſetzesver⸗ 
letzung feſtgeſtellt hat, war H., als er zur Abgabe der notariell 
beurkundeten Erklärungen vom 11. Febr. 1924 ſchritt, der 
rechtmäßige alleinige Inhaber der beiden einzigen, 990 und 
10 Milliarden Mark betragenden Geſchäftsanteile der GmbH., 
welche Geſellſchaft er und der Bekl. in den letzten 5 Wochen des 
Jahres 1923 mit einem Stammkapital von 1 Billion Mark 
gegründet hatten. H. war daher auch für ſich allein berechtigt, 
am 11. Febr. 1924 behufs Umſtellung des Stammkapitals 
gemäß 885, 7 der VO. über Goldbilanzen (G BVO.) vom 
28. Dez. 1923 — RGBl. Teil 1 S. 1253 — eine Geſell⸗ 
ſchafterverſammlung abzuhalten und, wenn ſich aus der zu 
dieſem Zweck aufgemachten und von ihm genehmigten „Er⸗ 
öffnungsbilanz“ ein Reinvermögen von 45 000 Goldmark er⸗ 
gab, die „Ermäßigung“ des Stammkapitals auf 45 000 Gold⸗ 
mark zu beſchließen. Einen dahingehenden Beſchluß hat er 
ausweislich des notariellen Protokolles Nr. 54/24 gefaßt. Der 
Beſchluß konnte aber erſt durch Eintragung in das Handels— 
regiſter wirkſam werden, und die Eintragung konnte, auch 
nachdem die Vorſchrift des 858 GmbHG. durch 8 22 Abſ. 1 
der Zweiten VO. zur Durchführung der Verordnung über 
Goldbilanzen v. 28. März 1924 (DV. II) — RGBl. Teil J 
S. 385 — aufgehoben worden war, nicht erfolgen, ſofern der 
Beſchluß gegen zwingende Vorſchriften dieſer DurchfVO. ver⸗ 
ſtieß (53,00, 14 daſ.). Das BG. meint nun zwar, daß ein 
ſolcher Verſtoß nicht vorliege, und daß infolgedeſſen der Kl., 
der ſeit dem 11. Febr. 1924 zum alleinigen Geſchäftsführer 
der Geſellſchaft beſtellt geweſen ſei und dem deshalb allein die 
Anmeldung des Beichluffes zum Handelsregiſter obgelegen 
habe (8 78 GmbH.), aus dem Unterbleiben der Eintragung 
keinerlei Anſprüche gegen H. oder gegen den Bekl. herleiten 
könne. Dabei geht jedoch das BG. von der irrigen Auffaſſung 
aus, daß es für die Gültigkeit des Umſtellungsbeſchluſſes nicht 
darauf ankomme, ob die ihm zugrunde gelegte Bilanz die 
Vermögenslage der Geſellſchaft, den Vorſchriften der 88 4 G B⸗ 
O., 4 DV. II, 42 GmbH., 40 HGB. entſprechend, richtig 
zur Darſtellung gebracht habe, daß es vielmehr Sache des Kl. 
als des alleinigen Geſchäftsführers geweſen ſei, behufs An⸗ 
meldung des Beſchluſſes zum Handelsregiſter eine der wirk⸗ 
lichen Vermögenslage der Geſellſchaft entſprechende Bilanz auf⸗ 
zumachen und einzureichen. Der 88 DV. II ſchreibt unzwei⸗ 


allzu optimiſtiſcher Beurteilung der Vermögenslage einfach nichtig 
ſein ſollte und wenn etwa gar dieſe Nichtigkeit bei einer vormaligen 
Einmanngeſellſchaft ſchon durch die Erklärung des Geſellſchafters, eine 
Nachprüfung habe die Überbewertung des Vermögens ergeben, dar⸗ 
getan werden könnte. Daß eine Gmb. mit dem kleinen Eigenkapital 
von 45000 RM. dieſes Kapital im Febr. 1924 wirklich gehabt und 
doch im Sept. 1924 zuſammengebrochen ſein kann, bedarf keiner Aus⸗ 
führung. — Die Entſch. gibt aber ferner zu ſtarkem Zweifel in⸗ 
ſowejt Anlaß, als ſie annimmt, der alleinige Geſellſchafter einer mit 
zwei Geſchäftsanteilen von 990 und 10 Milliarden % beſtehenden 
Gmbh. habe nicht dahin umſtellen dürfen, daß das auf 45000 Gm. 
ermäßigte Stammkapital in 450 Geſchäftsanteile zu je 100 GM. 
zerlegt werde. Es iſt ſchon recht fraglich, ob die grundſätzliche Ab⸗ 
lehnung der Teilung von Geſchäftsauteilen im 817 GmbHG. auch 
für das in den Goldbilanzverordnungen ſelbſtändig geregelte Um⸗ 
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deutig vor, daß ſpäteſtens bei der Anmeldung des Beſchluſſes 
über die Umſtellung die von der Geſellſchaftsver⸗ 
ſammlung genehmigte Eröffnungsbilanz zum Handels- 
regiſter einzureichen iſt, und es bedarf keiner Ausführung, daß 
eine Umſtellung, die nur durch „Ermäßigung“ des Betrages 
des Stammkapitals auf den Betrag des aus der Eröffnungs- 
bilanz ſich ergebenden Reinvermögens erfolgen ſoll (85 Abſ. 2 
Satz La. E., 87 GBVO.), eine Eröffnungsbilanz vorausſetzt, 
in welche die Aktiva nicht über ihrem wirklichen Werte und die 
Paſſiva nicht unter ihrem Betrage eingeſtellt worden ſind. 
Denn eine Bilanz, die infolge zu hoher Bewertung der Aktiva 
oder zu niedrigen Anſatzes der Paſſiva den Betrag des Rein⸗ 
vermögens höher erſcheinen läßt, als er in Wirklichkeit iſt, 
gefährdet die Gläubiger der Geſellſchaft und verletzt damit das 
öffentliche Intereſſe. Sie iſt deshalb nicht nur ſelbſt nichtig, 
ſondern ſie zieht auch mit Notwendigkeit die Nichtigkeit der 
auf Grund ihrer beſchloſſenen Umſtellung des Stammkapitals 
auf den zu hohen Betrag nach ſich (vgl. NS. 73, 33 ff., Brod⸗ 
mann zu 829 GmbHG. Anm. 4, Rambke⸗Keichel, Die 
GoldbilanzVO. S. 96f., Roſendorff, Die Goldmarkbilanz, 
S. 101, Byk., Komm. zur VO. über Goldbilanzen, 2. Aufl. 
S. 59 Anm. 22 S. 372 Anm. 1). In der notariellen Ver⸗ 
handlung vom 6. März 1924 (Nr. 78,24) hat aber H. ſelbſt 
erklärt, „bei Überprüfung‘ der feinem Umſtellungsbeſchluſſe v. 
11. Febr. 1924 „zugrunde gelegten Vermögensaufſtellung habe 
ſich ergeben, daß das Geſchäftsvermögen tatſächlich nicht mehr 
als 25000 Goldmark betragen habe,“ und wenn auch das BGG. 
die Richtigkeit dieſer (ſeiner Anſicht nach vergleichsweiſe ab⸗ 
gegebenen) Erklärung nur als erwieſen „unterſtellt“ hat, ſo 
hat es doch im ferneren Verlaufe ſeiner Ausführungen unzwei⸗ 
deutig feſtgeſtellt, daß das wirklich vorhanden geweſene Rein⸗ 
vermögen der Geſellſchaft erheblich hinter dem Betrage von 
45 000 Goldmark zurückgeblieben ſei. Dieſe Feſtſtellung war 
um ſo mehr gerechtfertigt, als nach der nicht beſtrittenen Be⸗ 
hauptung des Kl. ſchon am 3. Dez. 1924 von dem damaligen 
Geſchäftsführer der GmbH. die Eröffnung des Konkursver⸗ 
fahrens über deren Vermögen mit der Begründung beantragt 
worden iſt, daß die Geſellſchaft ſeit drei Monaten ihre Zah⸗ 
lungen eingeſtellt habe und überſchuldet ſei, und als das Kon⸗ 
kursgericht die Eröffnung des Verfahrens wegen mangelnder 
Maſſe abgelehnt hat. Der Beſchluß der Geſellſchafterverſamm⸗ 
lung v. 11. Febr. 1924 (Nr. 54/24) verſtößt außerdem inſo⸗ 
fern gegen zwingende, weder durch die GBVO., noch durch die 
DV. II aufgehobene Geſetzesvorſchriften, als an die Stelle der 
in der Hand 9.3 vereinigten Geſchäftsanteile von 990 und 
10 Milliarden Mark nunmehr 450 Geſchäftsanteile zu je 
100 Goldmark treten ſollen. Es kann dahingeſtellt bleiben, 
ob nicht H. — die Umſtellung des Stammkapitals auf 
45 000 Goldmark einmal als zuläſſig angenommen — feine 
beiden Geſchäftsanteile auf 44550 und 450 Goldmark hätte 
umſtellen muſſen, oder ob er etwa befugt geweſen wäre, ſie 
zu einem einzigen Geſchäftsanteil von 45000 Mark zu⸗ 
ſammenzulegen (vgl. Abraham, JW. 1925, 218f.; Fürn⸗ 
rohr, daj. 1644 Anm. zu 2; Pinner, daſ. 1666 f. Anm. 
zu 2; Byk, daf. 2618 ff. Anm. zu 1 und Komm. z. GBO. 
2. Aufl. S. 249 f. Anm. 7, S. 326 Anm. 5). Denn jedenfalls 
war die Zerlegung des Stammkapitals von 45000 Goldmark 
in 450 veräußerliche und vererbliche Geſchäftsanteile zu je 
100 Goldmark nach den zwingenden Vorſchriften des 817 
GmbchG. ebenſo unzuläſſig wie die an demſelben Tage und 
die am 6. März 1924 — im Sinne des Geſetzes gleichzeitig — 
erklärte Abtretung von 150 und 75 Anteilen zu je 100 Gold⸗ 


ſtellungsverfahren Geltung beanſpruchen kann. Wird aber im An⸗ 
ſchluß an die überwiegend vertretene Auffaſung (ogl. u. a. Bay Obs. 
u. OLG. Dresden in Id G. 3, 243 u. 248; anders KG. daſ. 251 und 
gegen dieſes Byk in JW. 1925, 2618) die Verſchmelzung mehrerer 
Geſchäftsanteile aus Aulaß der Goldmarkumſtellung bei Einver⸗ 
ſtändnis aller Geſellſchafter für zuläſſig erachtet und folgerichtig auch 
dem einzigen Geſellſchafter das Recht zu ſolcher Verſchmelzung zuge⸗ 
ſtanden, ſo iſt noch weniger ein vernünftiger Grund erſichtlich, dem 
einzigen Geſellſchafter eine Teilung des Geſchäftsanteils zu verſagen, 
wie ſie das Geſetz für den Fall der Vererbung und das Schrift⸗ 
tum (Staub⸗ Hachenburg, GmbHG.5 8 17 Anm. 4 auch für 
den Fall der Realteilung anderer Gemeinſchaften als der Erbenge⸗ 
meiuſchaft zuläßt. Allein ſelbſt wenn ſolche Teilungsbefuguis an 
fi) zu verneinen wäre, erſchiene es rein formaliſtiſch, troß der ge 
ſetzlichen Zulafſung der Teilung für den Veräußerungsfall (517 
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mark an den Kl. Aus der Beſtimmung des 8 46 Nr. 4 
GmbHG. läßt fi) die Zuläſſigkeit einer beliebigen Teilung 
von Geſchäftsanteilen und einer Abtretung von Teilgeſchäfts⸗ 
anteilen gegen das Verbot des 817 GmbHG. nicht folgern. 
Entfällt aber hiernach unter allen Umſtänden der Grund, aus 
welchem das BG. die auf ungerechtfertigte Bereicherung ger 
ſtützte Klage abgewieſen hat, ſo iſt dem — in Anſehung der 
Zinſen ermäßigten — Antrage des Kl. ohne weiteres ſtattzu⸗ 
geben. Denn das BG. hat zu Beginn ſeiner Urteilsbegrün⸗ 
dung ausdrücklich feſtgeſtellt, daß der Bekl. in betreff des Be⸗ 
reicherungsanſpruchs paſſiv legimitiert ſei, und dieſe Feſt⸗ 
ſtellung iſt rechtlich nicht zu beanſtanden, da es nach der 
ganzen Sachlage nicht zweifelhaft erſcheint, daß inhaltlich der 
zwiſchen dem Kl. und H. abgeſchloſſenen — nichtigen — Ver⸗ 
träge der Bekl. unmittelbar das Recht erwerben ſollte, die 
als Preis für den Gegenſtand der Verträge bildenden 225 Ge⸗ 
ſchäftsanteile vereinbarten 12 500 Goldmark von dem Kl. zu 
fordern (vgl. S328 BGB.), und da der Bekl. dieſe 12 500 Gold⸗ 
mark von dem Kl. gezahlt erhalten hat (vgl. JW. 1915, 652“, 
RGRͤomm. zu § 812 BGB. Anm. 4 5. Aufl. S. 1043). 
(U. v. 2. Juli 1926; 45/26 II. — Frankfurt.) [Ku.] 


8. 88 45, 46 GmbH G.; SS 119 ff., 397, 812 BG B. 
Die Rückforderung zuviel erhobener Tantieme 
von dem Geſchäftsführer einer GmbH., trotz er⸗ 
teilter Entlaſtung iſt ohne Anfechtung des Ent⸗ 
laſtungsbeſchluſſes nur in beſonderen Fällen 
zuläſſig.] 1) 

Das BG. nimmt als zum mindeſten möglich an, daß der 
Kl. in den Geſchäftsjahren 1916/17 bis 1921/22 mehr Tan⸗ 
tieme, als ihm zukam, ſich errechnet und erhoben hat. Nach 
der Darſtellung der Bekl. handelt es ſich um eine Zuviel⸗ 
erhebung inſofern, als der Kl. feine 15 % Tantieme auch 
bezogen hat 1. aus den von der GmbH. bezahlten Kriegs⸗ 
ſteuerbeträgen, 2. aus den von ihr unter dem Titel „Grati⸗ 
fikationen“ verausgabten Beträgen und 3. aus der Tantieme 
des B. J. in Höhe von 3 0%, ſpäter 6 % des Reingewinns. 
Das BG. hat den Erſatzanſpruch der Bekl. abgewieſen, weil 
die Bilanzen, in denen die Tantiemen des Kl. nacjgeiviejen 
ſeien, jedesmal Gegenſtand der Beſchlußfaſſung durch die Ge⸗ 
ſellſchaftsverſammlungen geweſen ſeien, in denen man die 
Bilanzen genehmigt und dem Kl. Entlaſtung erteilt habe. Die 
Berechnung der Tantiemen ſei aus allen Bilanzen und Ge⸗ 
winn⸗ und Verluſtrechnungen erkennbar geweſen, irreführende 
Angaben des Kl. lägen nicht vor. Waren die Tantieme⸗ 
anſprüche des Kl. nicht bloß ihrer Höhe, ſondern auch ihrer 
Berechnung nach für die Geſellſchafter aus den ihnen vor⸗ 
gelegten Bilanzen und Gewinn⸗ und Verluſtrechnungen er⸗ 
kennbar, ſo umfaßten die verſchiedenen Entlaſtungserklärungen 
auch die einzelnen Tantiemeanſätze, und es fragt ſich, ob die 
Bekl. nach dieſen Entlaſtungserklärungen noch in der Lage iſt, 
wegen der angeblichen Zuvielerhebung an Tantieme unter dem 
ſchon in den Vorinſtanzen angedeuteten rechtlichen Geſichts⸗ 
punkt der ungerechtfertigten Bereicherung Anſprüche gegen den 
Kl. geltend zu machen. Die Reviſion hält dies für möglich 
und wirft dem BG. vor, daß es zu Unrecht unterlaſſen habe, 
den Gegenanſpruch der Bekl. unter dem ſoeben erwähnten 
Geſichtspunkt zu prüfen. Die Rüge iſt nicht begründet. Aller⸗ 
dings kann nach § 812 Abſ. 2 BGB. auch eine durch Vertrag 


Abſ. 6 GmbHG.) die Veräußerung um deswillen für unwirkſam zu 
erklären, weil der einzige Geſellſchafter von ſeinem zu 45 000 GM. 
verſchmolzenen Geſchäftsanteile nicht einen Teil von 22 500 GM., 
ſondern 225 Teile von je 100 GM. abgegeben hat. 

Vizepräſ. a. D. V. Ring, Berlin. 


Zu 8. Die Rechtsnatur des Entlaſtungsbeſchluſſes als eines 
negativen Anerkennungsvertrages i. S. des 8 397 BGB. ſteht außer 
Zweifel. Ebenſo daß feine Anfechtung aus den 88 119 ff. BGB. 
möglich iſt. Zweifelhaft bleibt, ob und wieweit dieſe Anfechtung 
notwendig iſt, um die Wirkung des Beſchl. rückgängig zu 
machen. Grundſätzlich ſtimmt das RG. der von Hachenburg 
(GmbH6. 5. Aufl. Anm. 27 zu 8 46) vertretenen Auffaſſung zu, 
daß auf das negative Schuldanerkenntnis der Entlaſtung die Be⸗ 
ſtimmungen des 8 812 Abſ. 2 BGB. Anwendung finden. Prak⸗ 
tiſch läßt es dem 8812 wenig Raum. 

Zweck des Entlaſtungsbeſchluſſes ſei nicht die Feſtſtellung der 
wirklichen Rechtslage. Er ſei vielmehr die Schaffung möglichſt 


erfolgte Anerkennung des Beſtehens oder des Nichtbeſtehens 
eines Schuldverhältniſſes Gegenſtand der Rückforderung aus 
dem Grunde der ungerechtfertigten Bereicherung ſein. Bei der 
Frage, ob eine vertragliche Anerkennung des Nichtbeſtehens 
eines Schuldverhältniſſes (vgl. 8 397 Abſ. 2 BGB.) — und 
darum handelt es ſich gerade bei der Entlaſtungserteilung an 
einen Geſchäftsführer — vom Glaubiger kondiziert werden 
kann, kommt es aber weſentlich auf den Sinn und Zweck des 
Anerkenntniſſes, hier alſo der Entlaſtung an. Dieſer Sinn 
und Zweck beſteht bei der Entlaſtung eines Geſchäftsführers, 
Vorſtandes oder ſonſtigen Rechenſchaftspflichtigen erfahrungs⸗ 
gemäß nicht in der Feſtſtellung der wirklichen Rechtslage. 
Wäre dies der Fall, ſo hätte die Entlaſtung zur Voraus⸗ 
ſetzung, daß die Schuld, von welcher der Geſchäftsführer uſw. 
entlaſtet werden ſollte, auch in Wirklichkeit nicht beſteht, und 
wenn ſie ſich dann doch als beſtehend herausſtellte, läge un⸗ 
gerechtfertigte Bereicherung auf ſeiten des Entlaſtungsemp⸗ 
fängers vor. Es liegt auf der Hand, daß mit einer derartigen 
Regelung den Bedürfniſſen des täglichen Lebens und insbeſ. 
des Geſchäftslebens, in dem die Entlaſtung von Rechenſchafts⸗ 
pflichtigen eine erhebliche Rolle ſpielt, in keiner Weiſe gedient 
wäre. Der Zweck der Entlaſtung kann vielmehr in einem 
Falle wie dem vorliegenden nur ſein, für die Zukunft mög⸗ 
lichſt klare Verhältniſſe zu ſchaffen in der Richtung, daß aus 
dem bisherigen Verhalten des Rechenſchaftspflichtigen, ſoweit 
es für den oder die anderen Beteiligten überſehbar iſt, keine 
Anſprüche mehr gegen ihn ſollen abgeleitet werden können. 
Durch eine ſolche Anerkennung des Nichtbeſtehens eines Schuld⸗ 
verhältniſſes ſoll alſo über die Feſtſtellung der wirklichen 
Rechtslage hinaus der jetzt beſtehende Zuſtand auch für den 
Fall, daß die wahre Rechtslage eine andere ſein ſollte, ab⸗ 
ſchließend feſtgelegt werden. Dann kann aber, auch wenn das 
von den Parteien angenommene Nichtbeſtehen einer Schuld 
den tatſächlichen Verhältniſſen nicht entſpricht, von einer un⸗ 
gerechtfertigten Bereicherung des Entlaſteten nicht die Rede 
ſein; denn die Veränderung der Rechtslage iſt auf Grund des 
auch hierauf gerichteten Vertragswillens der Parteien einge⸗ 
treten. Vgl. hierzu RG.: JW. 1910, 1002s Warn. 1910 
Nr. 437; RGRKomm., 5. Aufl., 8 812 Anm. 11; RG.: Recht 
1911 Nr. 318, 1912 Nr. 2035. Daß auch ein Vertrag wie der 
hier erörterte der Anfechtung wegen Irrtums unterliegt, be⸗ 
darf keiner Ausführung. Tatſächlich haben denn auch die Be⸗ 
klagten die Bilanzgenehmigungen wegen argliſtiger Täuſchung 
anzufechten verſucht; das BG. hat aber die Anfechtung wegen 
Fehlens einer ſolchen Täuſchung für unbegründet erklärt, und 
die Rev. iſt auf dieſen Punkt nicht zurückgekommen. Mit dem 
Ausgeführten ſoll nicht geſagt ſein, daß eine Zurückforderung 
der Entlaſtungserklärung aus dem Geſichtspunkte der unge⸗ 
rechtfertigten Bereicherung immer und in allen nur denkbaren 
Fällen ausgeſchloſſen ſei. Denkbar iſt ſie z. B. dann, wenn 
und ſoweit es ſich nach der Entlaſtung um die Geltendmachung 
eines Anſpruchs handelt, deſſen Grundlagen aus den vorge⸗ 
legten und genehmigten Aufſtellungen (hier Bilanzen) nicht 
unmittelbar erkennbar waren, der vielmehr mit dieſem Ur⸗ 
kundeninhalt nur in mittelbarem, loſerem Zuſammenhang 
ſteht. Dieſe Ausnahme trifft aber im gegenwärtigen Falle 
nicht zu, da die Tantiemeanſprüche und ⸗bezüge des Kl. ſo⸗ 
wohl der Höhe als auch der Berechnungsart nach aus den 
jeweils vorgelegten Bilanzen nebſt Anlagen ohne weiteres 


klarer Rechtsverhältniſſe für die Zukunft, der Ausſchluß von An⸗ 
ſprüchen gegen den Geſchäftsführer auch über die wirkliche Rechts⸗ 
lage hinaus. Damit wird bedauerlicherweiſe erneut Unklarheit 
über die Bedeutung des Entlaſtungsbeſchluſſes ſelbſt hervorgerufen. 
Sie war ſchon bisher nicht unbeſtritten. Ein Teil des Schrifttums 
(Staub in der 1. Auflage des GmbHG, Makower u. Ring im 
HGB., Pinner im Altienrecht) vertritt die Auffaſſung, Gegen⸗ 
ſtand des Entlaſtungsbeſchluſſes ſei alles, was ſich aus der vorge⸗ 
legten Bilanz und aus den auf Grund der Auskunftspflicht des 
Geſchäftsführers vorzulegenden Unterlagen erkennen laſſe. Das RG. 
lehnte die in dieſer Auffaſſung enthaltene Kontrollpflicht der Ge⸗ 
ſchäftsführer ab. Es ſchränkte die Entlaſtung auf das der Bilanz 
und der Gewinn⸗ und Verluſtrechnung ſelbſt Erkennbare ein. 
(Ebenſo Hachenburg, GmbHG. 5. Aufl. Anm. 27 zu 8 46.) Jetzt 
gibt es dem Beſchl. nach anderer Richtung eine Erweiterung ſeiner 
Wirkung, deren Begrenzung kaum erkennbar iſt: ſoweit für den 
Beteiligten überſehbar, ſoll durch den Beſchl. auch auf tat⸗ 
ſächlich beſtehende Rechte verzichtet werden. Inſoweit ſoll der Beſchl. 
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zu erſehen waren. Nur mit der hieraus ſich ergebenden Ein⸗ 
ſchränkung kann der Anſicht von Staub⸗ Hachenburg, 
GmbHG. 4. Aufl. § 46 Anm. 27 und § 45 Anm. 14 bei⸗ 
getreten werden, daß die GmbH. ihr negatives Schuld⸗ 
anerkenntnis ohne Anfechtung der Entlaſtungserklärung wegen 
Irrtums widerrufen und gemäß § 812 BGB. Herausgabe⸗ 
anfprüche gegen den Geſchäftsführer erheben könne. Demzu⸗ 
folge iſt nach der Entlaſtung, die dem Kl. jeweils erteilt wurde, 
für einen Anſpruch der Bekl. aus ungerechtſertigter Bereiche⸗ 
rung kein Raum mehr. 

(U. v. 21. Sept. 1926; 46/26 II. — Köln.) [Ku.] 


2. Agenten. 


*. 885 HG B. iſt anwendbar, wenn der Agent, 
der nur vorbehaltlich fpäterer Genehmigung ſei⸗ 
nes Geſchäftsherrn abſchließen darf, gleichwohl 
ohne ſolchen Vorbehalt abſchließt .f) 

. hat als Einkäufer des Bekl. mit dem Kl. feſt ab⸗ 
geſchloſſen, obwohl er grundſätzlich nur unter Vorbehalt der 
Genehmigung des Bekl. verkaufen durfte. Er hat dann dem 
Bekl. den Wortlaut des über den Abſchluß errichteten Ver⸗ 
trages, der von einem Vorbehalt der Genehmigung nichts 
enthält, ſondern einen feſten Kauf klar erkennen läßt, mit⸗ 
geteilt. Trotzdem hat der Bekl. dem Kl. nicht erklärt, daß er 
das Geſchäft ablehne, auch nicht, nachdem er die Übernahme- 
nachricht und Rechnung über die erſten 5 Wagen erhalten 
hatte. Ein ſolcher Fall wird durch den vom OLG. angewen⸗ 
deten 885 HGB. unmittelbar nicht getroffen. Denn dieſe 
Beſtimmung bezieht ſich nur auf den Handlungsagenten, der 
nur mit der Vermittlung von Geſchäften betraut iſt, nicht auch 
auf den, der im Namen des Geſchäftsherrn abſchließen darf, 
wenn auch nur, wie H., unter dem Vorbehalt von deſſen Ge⸗ 
nehmigung. Es wird zwar im Schrifttum die Anſicht ver⸗ 
treten, i. S. des 885 gelte als Vermittlungsagent jeder 
Agent, der nicht Vollmacht zum feſten Abſchluß namens des 
Geſchäftsherrn habe (ſo Staub, HGB. 12. und 13. Aufl. 
8 85 Anm. 1). Aber das iſt mit dem Sprachgebrauch des Ge⸗ 
ſetzes nicht vereinbar. Auch beſteht zwiſchen dem Agenten, 
der nur zur Geſchäftsvermittlung Vollmacht hat, und dem, 
der auch abſchließen darf, aber nur unter Vorbehalt der Ge⸗ 
nehmigung des Geſchäftsherrn, ein rechtlicher Unterſchied in⸗ 
ſofern, als das von dem Agenten vermittelte Geſchäft mit dem 
Abſchluß durch den Geſchäftsherrn ohne Rückwirkung, dagegen 
das von dem Agenten mit Vorbehalt der Genehmigung ab⸗ 
geſchloſſene Geſchäft gemäß 8 184 BGB. mit der Genehmi- 
gung rückwirkend auf den Zeitpunkt der Vornahme Rechts⸗ 
wirkſamkeit erlangt. Gleichwohl liegt die von der Reviſion 
gerügte Verletzung des 8 85 HGB. nicht vor. Denn das Be⸗ 
dürfnis nach Schutz des Dritten, mit dem der Agent unter 
berſchreitung feiner Vollmacht feſt abgeſchloſſen hat, das die 


Ronſtitutiv wirken. SImfoiveit iſt dann naturgemäß die einfache 
Kondikkion ausgeſchloſſen. Der Rechtsgrund für die Bereicherung 
liegt dann im Entlaſtungsbeſchluß ſelbſt. Die Kondiktion ſoll nur noch 
ſo weit möglich ſein, als die Grundlagen des Veſchl. nicht in der 
Bilanz ſelbſt enthalten waren, ſondern mit ihr nur in loſerem Zu⸗ 
ſammenhang ſtanden. 
Das NÖ. begründet feine Stellungnahme mit den Bedürfniſſen 
des täglichen Lebens und insbeſ. des Wirtſchaftslebens. Es ſcheint 
ſehr zweifelhaft, ob dieſem damit in Wahrheit gedient iſt. Die 
Auffaſſung des NÖ. erleichtert die Stellung des Geſchäftsführers, 
ſie erſchwert die der Geſellſchafter. Eine Anfechtungsmöglichkeit 
wird in vielen Fällen nicht oder nicht mehr beſtehen. Soll dann der 
Entlaſtungsbeſchluß ſtets ein für allemal die früheren Rechte ver⸗ 
nichtet haben? Soll auch kein Beweis möglich ſein, daß ein Verzicht 
auf beſtehende Rechte nicht beabſichtigt war? Wird der Wille 
der abſtimmenden Geſellſchafter ganzlich bedeutungslos? Das Urteil 
des RG. läßt dieſe Fragen offen. Daß fie jetzt entſtehen, ſcheint 
ein Beweis dafür, daß der eingeſchlagene Weg gerade dem Wirt⸗ 
ſchaftsbedürfnis nach Klarheit nicht entſpricht. 
RA. Dr. Fritz Bing, Mannheim. 

Zu 9. Obwohl das RG. zutreffend den Unterſchied hervorhebt 
zwiſchen dem bloßen Vermittlungsagenten und einem Abſchlußagenten, 
der nur vorbehaltlich der Genehmigung des Geſchäftsherrn abſchließen 
darf, befürwortet es mit Recht die analoge Anwendung des vom Ver⸗ 
mittlungsagenten handelnden 8 85 HGB. Dieſer Paragraph will den 
Dritten ſchützen, mit dem ein Vermittlungsagent im Namen des Ge⸗ 


Rechtſprechung 
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Grundlage dieſer Beſtimmung bildet, rechtfertigt ihre ent⸗ 
ſprechende Anwendung auf den feſtgeſtellten Sachverhalt. 
(U. v. 24. April 1926; 340/25 J. — Düſſeldorf.) (Ka. 


3. Handelskauf. 

10. 8 378 H GB. ſetzt eine ordnungsmäßige 
Unterſuchung der Ware voraus.] f) 

Nach den Feſtſtellungen des BG. iſt die von der Bekl. 
gelieferte Ware kein Handelsgut mittlerer Art und Güte ge⸗ 
weſen, ſondern eine Ware anderer Art, als bedungen war. 
Der Anſpruch des Kl. auf Rückerſtattung des Kaufpreiſes 
ſcheitert nach der Anſicht des BG. daran, daß Kl. die Fehler⸗ 
haftigkeit der Ware nicht unverzüglich gerügt hat (8 377 
HGB.). Er habe die ordnungsmäßige Mängelanzeige, fo 
führt das Urteil aus, nur im Ausnahmefall des 8 378 HGB. 
unterlaſſen dürfen, der aber nicht vorliege. Zwar ſei eine 
andere als die bedungene Ware geliefert worden; es laſſe 
ſich aber nicht ſagen, daß die Abweichungen fo offenſichtlich 
geweſen ſeien, daß die Bekl. die Genehmigung des Kl. als 
ausgeſchloſſen habe betrachten müſſen. Denn die Bekl. habe 
der Überzeugung ſein dürfen und nehme auch jetzt noch den 
Standpunkt ein, daß vertragsmäßige Handelsware mittlerer 
Art und Güte geliefert ſei. Aber ſelbſt wenn ſie die — ob⸗ 
jektiv vorhandene — erhebliche Abweichung der gelieferten 
von der beſtellten Ware gekannt habe, habe ſie nach einzelnen 
ihr günſtigen Gutachten glauben können, Kl. werde die Ware 
als Erfüllung annehmen. Der ihm hiernach obliegenden un⸗ 
verzüglichen Rügepflicht ſei vom Kl. nicht genügt worden. Er 
habe mit der Unterſuchung, die er als Nichtfachmann alsbald 
habe vornehmen laſſen müſſen, beim Cereſin 7 Tage und bei 
den Carnaubarückſtänden noch erheblich länger gewartet, der 
Bekl. das Unterſuchungsergebnis bezüglich dieſer auch erſt nach 
5 Tagen mitgeteilt. Der BR. ſtellt hiernach die Entſcheidung 
der Frage, ob die gelieferten Waren offenſichtlich von der 
Beſtellung ſo erheblich abwichen, daß die Bekl. die Genehmi⸗ 
gung durch Kl. als ausgeſchloſſen betrachten mußte, völlig in 
das ſubjektive Ermeſſen der Bekl. Das iſt rechtsirrig. Auf 
die perſönliche Vorſtellung und Auffaſſung des Verkäufers, 
darauf alſo, ob er die Ware als beſtellungsgemäß anſah und 
von ſeinem ſubjektiven Standpunkt aus auf die Genehmigung 
des Käufers rechnete, kommt es nicht an. Dieſem kann es 
nicht zum Nachteil gereichen, wenn der Verkäufer bei ſeiner 
Beurteilung der Sachlage von falſchen Vorausſetzungen aus⸗ 
ging. Entſcheidend iſt vielmehr das objektiv vorhandene 
Maß der Abweichung; ſie muß nach der allgemein geltenden 
Verkehrsanſchauung derart ſein, daß die Unbrauchbarkeit der 
Lieferung als Vertragserfüllung offenbar iſt, wobei die Um⸗ 
ſtände des Einzelfalls, insbeſondere der Verwendungszweck 
Berückſichtigung zu finden haben. Dieſe Auffaſſung wird von 
der Rechtſprechung wie von der Rechtswiſſenſchaft allgemein 
vertreten (RG. 84, 3561); 93, 442) und die Kommentare zum 


ſchäftsherrn kontrahiert hat. Weil der Dritte den Umfang der 
Agentenbefugniſſe nicht kontrollieren kann, ſoll das Geſchäft als vom 
Geſchäftsherrn genehmigt gelten, wenn dieſer nicht unverzüglich nach 
erlangter Kenntnis vom Geſchaftsabſchluß das Geſchäft dem Dritten 
gegenüber ablehnt. Das gleiche Schutzbedürfnis liegt aber vor, wenn 
ein Dritter mit einem Abſchlußagenten kontrahiert, von dem er nicht 
weiß, daß ſeine Abſchlußvollmacht nur eine beſchränkte iſt. Das 
Geſetz hätte auch dieſen Fall in den Wortlaut des $ 85 einbezogen, 
wenn es mit dem Vorkommen von Abſchlußagenten gerechnet hätte, 
die nur vorbehaltlich der Genehmigung des Geſchäftsherrn abſchließen 
dürfen. Prof. Dr. Titze, Berlin. 


Zu 10. Die Entſcheidungsgründe enthalten keine neuen Geſichts⸗ 
punkte. Sie wiederholen den zutreffenden Satz der herrſchenden Lehre, 
daß es für die am Ende von 8 378 HGB. vorgeſehene Ausnahme nicht 
darauf ankomme, ob der Verkäufer von feinem jubjektiven Stand⸗ 
punkt aus mit der Genehmigung der Ware durch den Käufer rechnen 
oder nicht rechnen durfte, ſondern lediglich darauf, ob nach der ob⸗ 
jektiven Anſchauung des Verkehrs wegen der erheblichen Abweichung 
der gelieferten von der vertragsmäßigen Ware die Möglichkeit eines 
Einverſtändniſſes des Käufers für den Verkäufer außer Betracht 
bleiben mußte. Und ſie weiſen ferner darauf hin, daß nach der vom 
RG. mit Recht feſtgehaltenen Praxis der Käufer ſich auf die Aus⸗ 
nahme des 8378 Halbſatz 2 nur nach erfüllter Unterſuchungspflicht 
berufen kann. Prof. Dr. Titze, Berlin. 


1) JW. 1914, 675. 2) JW. 1918, 506. 


2906 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


HGB., fo Staub⸗Könige 3 zu $ 378). Gleichwohl iſt die 
Entſcheidung, daß der Ausnahmefall des $ 378 Halbſatz 2 
HGB. nicht vorliege, im Ergebnis richtig. Die Beſtimmung 
ſoll, wie RG. 99, 38/39 ausführt, nicht dazu dienen, einem 
nachläſſigen Käufer, der ſich über die Unterſuchungs⸗ und An⸗ 
zeigepflicht hinwegſetzt, Vorteile zu verſchaffen, ſondern nur 
zur Anwendung kommen, wenn der Käufer, die ordnungs⸗ 
mäßige Unterſuchung vorausgeſetzt, nach Lage der Ver⸗ 
hältniſſe von der Anzeige abſehen darf. Im Streitfall hatte 
das Unterbleiben der rechtzeitigen Anzeige ſeinen Grund darin, 
daß Kl. es verabſäumt hat, die erforderliche Unterſuchung der 
Ware ordnungsgemäß, d. h. ſo bald als möglich vorzunehmen. 
Alsdann kann fie ſich auf die Ausnahmevorſchrift des 8 378 
Halbſatz 2 HGB. überhaupt nicht berufen. 

(U. v. 1. März 1926; 521/25 IV. — Kiel.) [Ka.] 


11. 5373 H G B.; 88 133, 326 BGB. Rücktritt 
vom Vertrage in Verbindung mit Androhung 
von Schadenserſatz hat im geſchäftlichen Verkehr 
nicht die geſetzestechniſche Bedeutung des 8 326 
BGB. Der Selbſthilfeverkauf iſt dann nur ein 
Element der Schadensberechnung.]J f) 

Die Kl. hat an die Bekl. durch Schreiben v. 27. Mai 1924 
folgende Erklärung abgeben laſſen: „Da Sie die Erfüllung 
des Vertrages und die Zahlung ausdrücklich erneut abgelehnt 
haben, ſo trete ich hiermit von dem mit Ihnen geſchloſſenen 
Vertrage zurück und werde gemäß $ 373 HGB. den Selbſt⸗ 
hilfeverkauf in Hamburg für Ihre Rechnung vornehmen und 
den ſich hierbei ergebenden Schaden von Ihnen im Wege der 
Klage verlangen.“ Sie hat darauf die Ware durch einen be⸗ 
eidigten Auktionator nach vorheriger Androhung und Ter⸗ 
minsbenachrichtigung öffentlich verſteigern laſſen. Mit der am 
1. Aug. 1924 eingereichten Klage verlangt ſie Zahlung des 
Unterſchiedes zwiſchen dem Vertragspreis und dem Verſteige⸗ 
rungserlös. Das LG. hat den Anſpruch dem Grunde nach für 
berechtigt erklärt. Das BG. hat die Klage abgewieſen. Das 
RG. hat aufgehoben. Das BG. legt das Schreiben der Kl. 
v. 27. Mai 1924 dahin aus, daß dieſe dumit zum Ausdruck 
gebracht habe, ſie wolle mit Rückſicht auf die beſtimmte Er⸗ 
füllungsverweigerung des Bekl. ohne Friſtſetzung die Rechte 


Zu 11. Zwei für die tägliche Praxis wichtige Gedanken 
werden durch das vorſtehende Urteil in die Erinnerung zurückgerufen. 

1. Um den im Urteile an zweiter Stelle behandelten Gedanken 
vorwegzunehmen, ſo gilt: 

Der nicht ſäumige Verkäufer hat volle Freiheit, wie er ſeinen 
nach § 326 BGB. geltend gemachten Schaden berechnen will, ob 
er die verkaufte Ware behalten und bei der Schadensaufmachung 
anrechnen, oder ob er ſie freihändig verkaufen oder nach vor⸗ 
heriger Ankündigung öffentlich verſteigern will. Im letzten Falle 
aber iſt der Verkauf nur ein Element des nach § 287 ZPO. zu er⸗ 
mittelnden Schadens des Verkäufers. Auch kann der Käufer nach 
§ 254 BGB. geltend machen, der Verkäufer habe ihn bei der Ver⸗ 
ſteigerung ſchuldhaft geſchädigt, nicht aber kann der Verkäufer im 
Falle des § 326 BGB. wie in dem des 8373 HGB. vom Käufer 
ſchlechthin Zahlung des nach Abzug des Reinerlöſes etwa verbleiben⸗ 
den Kaufpreisreſtes fordern, ſo wie er ihm nach 8 373 entgegenge⸗ 
ſetzten Falles den Mehrerlös herausgeben müßte. 

2. Der Verkäufer erklärte dem ſäumigen Käufer: 

„Da Sie die Erfüllung des Vertrages und die Zahlung aus⸗ 
drücklich erneut abgelehnt haben, ſo trete ich hiermit von dem mit 
Ihnen geſchloſſenen Vertrage zurück und werde gemäß 8 373 HGB. 
den Selbſthilfeverkauf in Hamburg für Ihre Rechnung vornehmen 
und den ſich hierbei ergebenden Schaden von Ihnen im Wege der 
Klage verlangen.“ 

Entgegen dem Berufungsrichter legt das RG. dieſe Erklärung 
im Sinnne des Verlangens von Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
nach 8 326 BGB. aus. 

„Nach den Erfahrungen des täglichen Lebens (iſt) der Ausdruck 
Rücktritt vom Vertrage in ſeiner geſetzestechniſchen Bedeutung dem 
Geſchäftsverkehre nicht geläufig, (er) iſt vielmehr in Verbindung mit 
einer Forderung auf Schadenserſatz, wenn nicht im einzelnen Falle 
beſondere Umſtände ein anderes erkennen laſſen, regelmäßig dahin 
zu verſtehen, daß der nicht ſäumige Teil die etwa doch noch trotz 
vergeblich erfolgter Friſtbeſtimmung oder trotz der erklärten Er⸗ 
füllungsweigerung des anderen Teiles erfolgende Leiſtung ablehnen 
und den ihm durch die Nichterfüllung des Vertrages erwachſenden 
Schaden liquidieren wolle.“ - 

Mit diefer Auffaſſung ſchließt ſich das Urteil bewährter Über⸗ 
lieferung an. Der vertragskreue Teil, der dem ſäumigen die Geltend⸗ 


aus § 326 BGB. ausüben. Das BG. erwägt: wenn die Er⸗ 
klärung weiter dahin zu verſtehen ſei, daß die Kl. ſowohl vom 
Vertrage zurücktreten wie auch Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung fordern wolle, ſo müſſe ſie als widerſpruchsvoll un⸗ 
berückſichtigt bleiben. Sie ſei indeſſen dahin auszulegen, daß 
die Kl. das Recht des Rücktritts vom Vertrage, und nur 
dieſes, geltend machen wolle, wobei ſie von der rechtsirrigen 
Anſicht ausgegangen ſein möge, daß ſie alsdann wegen des 
Annahmeverzuges des Bekl. immer noch das Recht zum 
Selbſthilfeverkauf gemäß § 373 HGB. ausüben dürfe. Jeder 
Zweifel über die Auslegung der Erklärung müſſe ſchwinden 
gegenüber dem Vortrag in der Klagſchrift, die Kl. ſei vom 
Vertrage zurückgetreten und ſei zum Selbſthilfeverkauf ge⸗ 
ſchritten, Bekl. müſſe die Differenz erſetzen. Dieſe Auslegung 
wird von der Reviſion mit Recht wegen Verletzung des § 133 
BGB. angefochten. Der Bekl. hatte feſtgeſtelltermaßen un⸗ 
zweideutig und beſtimmt erklärt, die ihm angedienten Doku⸗ 
mente nicht aufnehmen und den Kaufpreis nicht bezahlen zu 
wollen. Daraus ergab ſich für die Kl. das Recht, entweder 
wegen Annahme⸗, alſo Gläubigerverzuges des Bekl. gemäß 
8 373 HGB. vorzugehen und alsdann unter Gutbringung des 
Reinerlöſes den etwa verbleibenden Kaufpreisreſt vom ſäumi⸗ 
gen Käufer einzufordern, alſo Erfüllung zu verlangen, oder 
aber wegen Abnahme⸗ und Zahlungs-, alſo Schuldnerverzuges 
des Bekl. ohne Friſtbeſtimmung das Wahlrecht des § 326 
BGB. auszuüben. Daß vorliegend die klagende Verkäuferin 
ſich i. S. der zweiten Alternative entſchieden hat, hat das BG. 
bedenkenfrei feſtgeſtellt. Anlangend die weitere Frage, welches 
der beiden Rechte des § 326 Abſ. 1 BGB. die Kl. habe gel⸗ 
tend machen wollen, ſo iſt die in der Klagſchrift nur mit ande⸗ 
ren Worten wiederholte Erklärung der Kl. in dem mehr⸗ 
erwähnten Schreiben ihres Anwalts, ſie trete vom Vertrage 
zurück, werde den Selbſthilfeverkauf vornehmen und die „Dif⸗ 
ferenz“, den „ſich hierbei ergebenden Schaden“ erſetzt ver⸗ 
langen, dem bloßen Wortlaut nach zweifellos unklar und 
mehrdeutig. Bei der durch §S 133 BGB. vorgeſchriebenen Er⸗ 
forſchung des wirklichen Willens des Erklärenden iſt aber zu 
berückſichtigen, daß nach den Erfahrungen des täglichen Lebens 
der Ausdruck „Rücktritt vom Vertrage“ in ſeiner geſetzes⸗ 
techniſchen Bedeutung dem Geſchäftsverkehre nicht geläufig 


machung feiner Rechte i. S. des § 326 BGB. androht, will dies in 
weiteſtem Umfang und daher unter Einbeziehung eines etwaigen 
Schadenserſatzanſpruches wegen Nichterfültung. 

a) Ebenſo wie in dem vorſtehenden Urteile zuerſt II 427%06 vom 
12. April 1907, Recht 1907, 634 1295: 

„Die Erklärung, vom Vertrage zurückzutreten und Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung zu fordern, iſt in der Regel dahin zu ver⸗ 
ſtehen, daß der Erklärende noch Erſatz ſeines Schadens begehre, alſo 
nicht von dem Vertrage zurücktrete, ſo als ob derſelbe nicht ge⸗ 
ſchloſſen worden wäre.“ 

b) Ebenſo ferner I 428/06 v. 1. Mai 1907, JW. 1907, 3863: 

„Die E. klärung des vertragstreuen Kontrahenten, er trete vom 
Vertrage zurück und verlange Schadenserſatz (ift) regelmäßig im 
Sinne der erſten Alternative des 8326 Abſ. 1 Satz 2 zu verſtehen. 
Er will nicht ſo vom Vertrage zurücktreten, als ob derſelbe gar nicht 
geſchloſſen wäre, ſondern er will den Schaden erſetzt verlangen, den 
er dadurch erleidet, daß der abgeſchloſſene Vertrag nicht zur Er⸗ 
füllung gelangt.“ 

c) Aber II 621/10 v. 23. Juni 1911, JW. 1911, 750 5: 1 

„Es iſt richtig, daß das RG. (vgl. JW. 1907, 386) ſich dahin 
ausgeſprochen hat, die Erklärung des vertragstreuen Teiles: er trete 
vom Vertrage zurück und verlange Schadenserſatz, werde regelmäßig 
im Sinne der erſten Alternative des 8 326 Abſ. 1 S. 2 BGB. zu 
verſtehen ſein, alſo als das Verlangen auf Erſatz des Schadens, der 
dadurch erlitten iſt, daß der abgeſchloſſene Vertrag — fo wie ver⸗ 
einbart iſt — nicht zur Erfüllung gelangt. 

Das NG. hat damit aber, da es ſich weſentlich um die tat⸗ 
ſächliche Feſtſtellung handelt, wie eine abgegebene Willenserklärung 
gemeint und zu verſtehen geweſen ſei, naturgemäß nicht einen 
Rechtsſatz aufgeſtellt, ſondern nur ausgeſprochen, was bei derarti⸗ 
gen Erklärungen nach den Erfahrungen des täglichen Lebens in 
der Regel als Wille des Erklärenden anzunehmen ſein würde. Das 
enthebt den Inſtanzrichter nicht des Rechts und der Pflicht, in 
jedem einzelnen Falle zu prüfen, wie die Erklärung aufzufaſſen ſei“. 

In dieſem Falle iſt Rücktritt angenommen worden. 

d) Im Sinne des Schadenserſatzverlangens iſt die Erklärung 
wieder gedeutet 1657/23 v. 22. Nov. 1924, JW. 1925, 946 17. 

e) Siehe auch II 531/21 v. 9. Mai 1922, Recht 1923, 731, 
wonach die Androhung, bei Nichteinhaltung der Nachfriſt vom Ver⸗ 
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iſt, daß er vielmehr in Verbindung mit einer Forderung auf 
Schadenserſatz, wenn nicht im einzelnen Fall beſondere Um⸗ 
ſtände ein anderes erkennen laſſen, regelmäßig dahin zu ver⸗ 
ſtehen iſt, daß der nichtſäumige Teil die etwa doch noch trotz 
vergeblich erfolgter Friſtbeſtimmung bzw. trotz der erklärten 
Erfüllungsverweigerung des anderen Teils, erfolgende Lei⸗ 
ſtung ablehnen und den ihm durch die Nichterfüllung des Ver⸗ 
trages erwachſenden Schaden liquidieren wolle (RG. II 427/06 
v. 12. April 1907; ZW. 1907, 386; 1911, 751; RGRKomm. 
Anm. 3 zu 8 326, ©. 436; Staub⸗Könige, Anm. 35 und 
44 zum Anh. zu $ 374, ©. 695 und 750). Das hat vor⸗ 
liegend das BG. verkannt und damit gegen $ 133 BOB. ge⸗ 
fehlt. Geht man aber von dieſem Geſichtspunkte aus, ſo konn⸗ 
ten die hier feſtgeſtellten Erklärungen der Kl. nach dem Zu⸗ 
ſammenhange gar keinen anderen als den angegebenen Sinn 
haben und mußten ſo verſtanden werden. Wenn die Kl. für 
die Berechnung ihres Schadens den Weg des Selbſthilfe⸗ 
verkaufs beſchritten hat, ſo konnte damit hier, wo es ſich um 
die Geltendmachung der Rechte nicht aus Gläubiger⸗, ſondern 
aus Schuldnerverzug des Käufers handelt, nur gemeint ſein, 
daß die Kl. die leicht verderbliche Ware unter der äußeren 
Form des § 373 HGB. zu verkaufen beabſichtige. Das war 
ihr unbenommen. Denn da der nichtſäumige Verkäufer volle 
Freiheit hat, wie er feinen nach 8 326 BGB. geltend ge⸗ 
machten Schaden berechnen will, ſo ſteht es bei ihm, ob er 
etwa die verkaufte Ware behalten und bei der Schadensauf⸗ 
machung anrechnen, ob er ſie freihändig oder, wie hier, nach 
vorheriger Ankündigung im Wege öffentlicher Verſteigerung 
verkaufen laſſen will. Nur hat ſolchenfalls der unter dieſen 
Formen bewirkte Verkauf nicht, wie im Fall des 8 373 HGB., 
die Bedeutung, daß der Verkäufer nunmehr vom Käufer 
ſchlechthin Zahlung des nach Abzug des Reinerlöſes etwa ver⸗ 
bleibenden Kaufpreisreſtes fordern kann, ſo wie er ihm ent⸗ 
gegengeſetztenfalls den Mehrerlös herausgeben müßte, ſon⸗ 
dern ſolcher Verkauf bildet nur ein Element des nach 8 287 
SPD. zu ermittelnden Schadens des Verkäufers, auch bleibt 
dem Käufer gemäß § 254 BGB. der Einwand, daß der Ver⸗ 
käufer bei der Verſteigerung den Käufer ſchuldhaft ge— 
ſchädigt habe. 

(U. v. 15. Juni 1926; 457/25 II. — Berlin.) (Ku.] 


II. Wechſel⸗ und Scheckrecht. 


12. Art. 4 Nr. 7 WO; SS 22, 54 Abſ. 2 BG B.; 
815 Gef. üb. priv. Verſüntern. Die für einen 
nicht rechtsfähigen Verein eine Wechſelunter⸗ 
ſchrift Leiſtenden haften geſamtſchuldneriſch, 
wenn die Bezeichnung des Vereins ihn als mög⸗ 
liches Rechtsſubjekt erſcheinen läßt, ſo, wenn 
der Verein ein Verſicherungsverein iſt.] 7) 

Das BG. geht davon aus, daß der auf den nicht rechts⸗ 
fähigen „Schweineverficherungsverein in B.“ gezogene, von 
den beiden Bekl. als deſſen Vorſtandsmitgliedern, im Namen 
des Vereins, akzeptierte Wechſel gültig ſei, weil dem Form⸗ 
erfordernis des Art. 4 Nr. 7 WO., wonach zu den weſentlichen 


trage zurückzutreten, je nach der beſonderen Geſtaltung der Umſtände 
auch dahin ausgelegt werden könne, daß nur die Ablehnung der 
Gegenleiſtung in Ausſicht geſtellt, die endgültige Ausübung des durch 
8 326 gewährten Wahlrechts aber vorbehalten bleiben ſolle. 

RA. Dr. Plum, Köln. 


Zu 12. Es iſt ein Mangel der WO., daß fie für die wechſel⸗ 
mäßige Verpflichtungserklärung, wie für die Angabe des Bechſel⸗ 
nehmers und für die Bezeichnung der Proteſtparteien Namen oder 
Firma fordert (Art. 49. 7, 12, 213, 811, 96 3.5). Sie hat da⸗ 
durch einen heftigen Streit darüber entfacht, was als Name oder 
Firma in ihrem Sinn aufzufaſſen ſei Es iſt in der Rechtſprechung 
für die formellen Erforderniſſe der Begriff des Namens und ber 
Firma auf Bezeichnungen eingeengt worden, für welche die recht⸗ 
liche Zuläſſigkeit als denkbare Möglichkeit feſtzuſtellen iſt. 
Demgegenüber iſt anzuführen, daß Name und Firma auch vom 
Standpunkt rein tatſächlicher Führung aus gewür.igt mer» 
den können, und daß die Einengung auf die rechtliche Zuläſſigkeit 
demzufolge unnötig und geradezu als ein Verkehrshemmnis außer 
Betracht zu laſſen iſt. Die in Haag beſchloſſene Einheitliche WO. iſt 
in denſelben Fehler wie die Deutſche WO. verfallen (Art. 1% 9, 13 1 
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Erforderniſſen eines gezogenen Wechſels der Name der Per⸗ 
ſon oder die Firma gehört, die die Zahlung leiſten ſoll, ge⸗ 
nügt ſei, weil als Bezogener eine Perſon angegeben ſei, die 
wechſelſähig ſein könne. Ein Verein unter der Bezeichnung 
„Schweineverſicherungsverein“ könne aber rechtsfähig und in⸗ 
folgedeſſen wechſelfähig ſein, auch dann, wenn der Bezeich⸗ 
nung ſeines Namens ein Zuſatz, aus dem die Erlangung der 
Rechtsfähigkeit, ſei es durch Eintragung, ſei es durch Ver⸗ 
leihung ſich ergebe, nicht beigefügt ſei. Da der Schweine⸗ 
verſicherungsverein aber nicht rechtsfähig und infolgedeſſen 
gemäß 81 WO. auch nicht wechſelfähig ſei, fo ſei die geſamt⸗ 
ſchuldneriſche Haftung der Bekl. aus ihrem Akzept aus 8 54 
Satz 2 BGB. gegeben. Die Rev. iſt nicht begründet. Es iſt 
im Schrifttum (vgl. Staub⸗Stranz, Kommentar z. WO. 
11. Aufl. Art. 4a 42; Rehbein⸗ Mansfeld 1908 Art. 4 
34) und in der Rſpr. des RG. (RG. 63, 380; 77, 191; 85, 
196; 100, 169; JW. 1926, 18156) anerkannt, daß dem Er⸗ 
fordernis des Art. 4 Nr. 7 genügt iſt, wenn der Bezeichnung 
des Bezogenen überhaupt als Name einer wechſelfähigen, 
phyſiſchen oder juriſtiſchen Perſon (vgl. Rehbein⸗Mans⸗ 
feld Art. 4a 6 und 34) oder als Firma eines Rechtsſubjekts 
i. S. SS 17ff. HGB. gedacht werden kann. Etwas anderes 
beſagt auch RG. 112, 124 nicht, denn ſie läßt die Bezeichnung 
„Konſumverein C. P. Görz“ weder als Firmenname noch als 
Name einer Perſon, insbeſ. nicht als Name der einzelnen Ver⸗ 
einsmitglieder gelten. Hier handelt es ſich indeſſen nicht, wie 
dort, um die Verquickung eines Vereinsnamens mit dem 
bürgerlichen Namen einer phyſiſchen Perſon, aus der nicht 
erſichtlich war, ob es ſich um eine phyſiſche Perſon oder um 
eine ſelbſtändige Vermögensmaſſe handeln und der Name 
C. P. Görz etwa nur den Vorſtand des Vereins bezeichnen 
ſollte, ſondern die Bezeichnung des Bezogenen weiſt eindeutig 
auf einen Verein, und zwar auf einen Verſicherungsverein 
hin. Damit ſcheidet die Möglichkeit, daß es ſich um einen ein⸗ 
getragenen Verein handeln könne, allerdings aus. Denn da 
der Zweck eines Verſicherungsvereins auf einen wirtſchaft⸗ 
lichen Geſchäftsbetrieb gerichtet iſt, ſo erlangt ein ſolcher Ver⸗ 
ein in Ermangelung beſonderer reichsgeſetzlicher Vorſchriften 
Rechtsfähigkeit nicht durch die Eintragung, ſondern durch Ver⸗ 
leihung ($ 22 BGB.). Eine beſondere reichsgeſetzliche Vor⸗ 
ſchrift beſteht indeſſen für die Verſicherungsvereine auf Gegen⸗ 
ſeitigkeit im 8 15 RGeſ. üb. d. priv. VerſUntern. v. 12. Mai 
1901, wonach ein ſolcher Verein durch die von der Aufſichts⸗ 
behörde erteilte Erlaubnis zum Geſchäftsbetrieb „als Ver⸗ 
ſicherungsverein auf Gegenſeitigkeit“ die Rechtsfähigkeit er⸗ 
langt. Diejenigen Vereine jedoch, welche zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens dieſes Geſetzes (1. Jan. 1902) ſchon als rechtsfähige 
beſtanden haben, ſei es, daß ſie die Rechtsfähigkeit durch 
ſtaatliche Verleihung (8 22 BGB.) erlangt haben, ſei es, daß 
fie wie nach Preuß ALR. und nach gemeinem Recht erwerbs⸗ 
und rechtsfähig waren, unterliegen zwar dem Abſchnitt III 
des angezogenen Geſetzes, werden aber im Hinblick auf die 
Frage ihrer Rechtsfähigkeit nach altem Recht beurteilt 
(Könige, Gef. üb. d. priv. VerſUntern. 1910 § 15 a3, 101, 
2 1 d. E. 103 al und 3). Es iſt deshalb möglich, daß die Be⸗ 
zeichnung „Schweineverſicherungsverein“ der Name eines Ver⸗ 


Einheitl. WO.), wenngleich fie unter den formellen Erforderniſſen 
des Wechſels die Firma als kaufmänniſchen Namen nicht noch be⸗ 
ſonders neben dem Namen aufführt. Es ſollte das Erfordernis er⸗ 
kennbarer Bezeichnung genügen; das würde überaus zahlreiche 
Streitfragen abſchneiden. 

Die Rechtſpr. des RG. wollte den Namen eines zugeſtändlich 
nicht rechtsfähigen Vereins als eine den Erforderniſſen des Wechſels 
genügende Namens⸗ oder Firmenbezeichnung nicht gelten laſſen, auch 
nicht als eine ſolche der Vereinsmitglieder (RG. 112, 114), und zwar 
grundſätzlich, und nicht, wie die neuere Entſcheidung ausführt, 
weil im Sonderfall der Vereinsname mit dem Namen einer phyſiſchen 
Perſon verquickt geweſen ſei. Hiervon ſieht die neuere Entſcheidung 
inſofern zu Recht ab, als ſie auch einem nicht rechtsfähigen Verein, 
deſſen Rechtsfähigkeit vorſtellbar iſt, die Namens führung i. ©. 
der WO. zugeſteht und infolgedeſſen formellrehtlic das Erfor⸗ 
dernis des Namens in Anſehung der Wechſeladreſſe für erfüllt er⸗ 
achtet, ſofern der Wechſel auf einen namentlich bezeichneten Ber» 
ein gezogen iſt. 

Die Folgerung, die in materieller Hinſicht vom RG. aus 
der Annahme des Wechſelzuges durch die Vorſtandsmitglieder des 
nicht rechtsfähigen Vereins dahin gezogen wird, daß hierdurch die 
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eins fein konnte, der die Rechtsfähigkeit beſaß, zumal im ge 
ſchäftlichen Leben die Rechtsfähigkeit eines Vereins kraft Ver⸗ 
leihung ſich in dem geführten Namen nicht immer auszu⸗ 
drücken pflegt. Fehlt es deshalb dem Wechſel nicht an einem 
weſentlichen Erfordernis, ſo iſt auch die Verurteilung der bei⸗ 
den Bekl. aus $ 54 Satz 2 BGB., Art. 81 WO. rechtlich nicht 
zu beanſtanden. Zwar kann es ſich, da die Zeit der Ent⸗ 
fiehung des Vereins nicht feſtgeſtellt iſt, um einen vor In⸗ 
krafttreten des BGB. entſtandenen Verein handeln, allein es 
iſt im Einklang mit der im Schrifttum überwiegend ver⸗ 
tretenen Anſicht (Gierke, Der nicht rechtsfähige Verein 
S. 51; Habicht § 13 S. 128; Könige, Geſ. üb. d. priv. 
VerſUntern. § 103 a3 u. a.) und RG. 77, 430 anzunehmen, 
daß § 54 Satz 2 BGB. auch auf ſolche nicht rechtsfähigen 
Vereine anzuwenden iſt, die vor Inkrafttreten des BGB. 
entſtanden ſind. Nach 854 Satz 2 BGB. haftet aber aus 
einem Rechtsgeſchäft, das im Namen eines nicht rechts⸗ 
fähigen Vereins einem Dritten gegenüber vorgenommen wird, 
der Handelnde perſönlich und eine Mehrzahl Handelnder ge⸗ 
ſamtſchuldneriſch. Der Zweck dieſer ſingulären Rechtsvorſchrift 
beſteht darin, die Vereinsgläubiger gegen die Gefahren der 
mangelnden Rechtsfähigkeit eines Vereins zu ſchützen (RG. 77, 
431; 106, 73). Sie regelt nicht die Haftung der Vorſtands⸗ 
mitglieder als ſolcher, ſie beſtimmt vielmehr ganz allgemein, 
daß jeder der im Namen eines nicht rechtsfähigen Vereins 
durch Vornahme eines Rechtsgeſchäfts einem Dritten gegen⸗ 
über handelt, daraus perſönlich haftet, gleichviel ob er über⸗ 
haupt Mitglied des Vereins iſt, und ob er zu deſſen Vertre⸗ 
tung berechtigt iſt oder nicht. Es iſt daher ohne Bedeutung, 
ob der Parteiwille auf eine perſönliche Verpflichtung des Han⸗ 
delnden gerichtet war, oder ob er in dieſe Haftung eingewilligt 
hat, denn die Haftung beruht nicht auf Parteiwillen, ſondern 
auf dem Geſetz. Die Bekl. berufen ſich daher auch vergebens 
darauf, daß ihnen der Mangel der Rechtsfähigkeit ihres Ver⸗ 
eins nicht bekannt geweſen ſei, denn ihre Haftung tritt nach 
Maßgabe des 8 54 Satz 2 BGB. ſchon dann ein, wenn der 
Verein objektiv nicht rechtsfähig war. Über den Rechtsgrund 
dieſer Haftung gehen im Schrifttum die Meinungen ausein⸗ 
ander. Es iſt die Anſicht vertreten worden, daß die perſön⸗ 
liche Verpflichtung des im Namen des Vereins Handelnden 
nur der Verſtärkung der Schuld des Vereins diene und daher 
von deren Exiſtenz und ihrem Umfange abhänge, ſie ſei alſo 
nicht Selbſtzweck, ſondern akzeſſoriſch und bürgſchaftsähnlich 
(Nußbaum, SächſArch. 10, 339). Dem kann nicht beige⸗ 
treten werden. Aus dem Geſetz ergeben ſich Anhaltspunkte für 
dieſe Meinung nicht, und der geſetzgeberiſche Gedanke würde 


unterzeichnenden Vorſtandsmitglieder ſo haftbar werden, als ob ſie 
als unmittelbare Selbſtbeteiligte den Wechſel unterſchrieben hätten, 
ergibt ſich ohne weiteres aus dem Wortlaut des § 54 BGB. 

Die Vorſchrift gehört inhaltlich zum Schuldrecht und greift 
folchergeftalt über die Regelung des Vereinsrechts hinaus. In⸗ 
folgedeſſen läßt das Urteil fie zutreffend für Handlungen nach In⸗ 
krafttreten des BGB. auch auf Vereine wirken, welche vor dem In⸗ 
Rıaittreien des BGB. entſtauden ſind. Das entſpricht der herrſchenden 
Rechtslehre wie der bisherigen Rechtſprechung (RG. 77, 429). Die 
Vorſtandsmitglieder haften demzufolge auf Grundlage des Geſetzes 
und ohne Rückſicht auf einen Verpflichtungswillen wechſelmäßig, 
wenn ſie für den nicht rechtsfähigen Verein einen Wechſel gezeichnet 
haben. Nicht von Belang iſt die etwaige Kenntnis der Gegenpartei, 
daß dem Verein Rechtsfähigkeit mangelt, wie auf der andern Seite 
die irrige Aunahme der Vertreter, daß dem Verein die Rechtsfähig⸗ 
keit zuſtehe. Das Geſetz knüpft die Folge der Haftung auf ſeiten des 
Vorſtaudes eines nicht rechtsfähigen Vereins einzig und allein an 
den rein objektiven Tatbeſtand der mangelnden Rechtsfähigkeit 
des Vereins. 

Die vom Urteil ausgeſprochene Erſtreckung der Haftung aus 
dem Akzept auch auf die Nebenkoſten, insbeſ. die Proteſtkoſten, wie 
dies für die Regreßſchuldner beſtimmt iſt (Art. 50 f. WO.), ergibt 
ſich ohne weiteres aus Art. 81 WO., wonach auch der Akzeptant des 
notleidenden Wechſels auf alles haftet, was der Wechſelinhaber wegen 
Nichterfüllung der Wechſelverbindlichkeit zu fordern hat. 

Es würde eine Lücke der Beſprechung bedeuten, wenn nicht 
gegenüber der gegenteiligen Auffaſſung des Naß. (RG. 112, 114) zu⸗ 
ſätlich bemerkt würde, daß bei Wechſelzeichnung ſeitens des Vor⸗ 
ſtandes eines nicht rechtsfähigen Vereins außer den Vereinsvertretern 
die Vereinsmitglieder wie ſonſt (RG. 63, 65; 74, 371; 90, 176) im 
Rahmen des für den Vereinsvorſtand beſtehenden Auftrages, alſo in 
erſter Linie nach Maßgabe der Satzung haften 188 54, 713 BGB.). 
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nicht verwirklicht, wenn die Haftung grundſätzlich abhängig zu 
machen ſein würde von der Haftbarkeit des Vereins oder ſei⸗ 
ner Mitglieder (Oertmann, BGB., Allg. T., 3. Aufl. 
§ 54 S. 185, 186). Es braucht daher hier nicht unterſucht zu 
werden, ob aus der Akzeptzeichnung der beiden Bekl. eine Ver⸗ 
bindlichkeit des von ihnen vertretenen Vereins oder ſeiner 
Mitglieder erwachſen iſt. Die Bekl. haften vielmehr kraft Ge⸗ 
ſetzes „aus dem Rechtsgeſchäft“, daß ſie namens des Vereins 
vorgenommen haben unmittelbar auf Erfüllung, gleich als ob 
fie das Geſchäft für ſich ſelber abgeſchloſſen hätten (vgl. 
Staudinger 9. Aufl. S. 268 Nr. 4 a, i; Oertmann 
a. a. O.; Lindemann, Der nicht rechtsfähige Verein S. 76). 
Dieſes Rechtsgeſchäft iſt hier die unterſchriftliche Vollziehung 
des Akzeptvermerks „Schweineverſicherungsverein“, der ſich 
mit dem Namen des Bezogenen („Schweineverſicherungsverein 
in B.“) deckt. Dieſe Haftung aus einem Rechtsgeſchäft nach 
854 Satz 2 BGB. entfällt nur dann, wenn durch Verein⸗ 
barung des Vertreters mit dem Gegenkontrahenten die nicht 
zwingende Beſtimmung des § 54 Satz 2 BGB. ausgeſchloſſen 
werden ſollte. Ob überhaupt und welche Bedeutung einem 
ſolchen Einwand für die Wechſelanſprüche der Kl. beizumeſſen 
wäre, und ob und unter welchen Vorausſetzungen er ihr ent⸗ 
gegengehalten werden könnte, braucht nicht unterſucht zu wer⸗ 
den, denn das BG. hat mit rechtsirrtumsfreier Begründung 
einen Haftungsausſchluß hier verneint. Die Bekl. haften da⸗ 
her als Zeichner der Akzepterklärung geſamtſchuldneriſch und 
wechſelmäßig der Kl. als der legitimierten Wechſelinhaberin 
auf Zahlung der Wechſelſumme nebſt Zinſen, und da die Kl. 
den Wechſel im Regreßwege eingelöſt hat, auch der entſtan⸗ 
denen Nebenunkoſten (Art. 81 WO, Staub⸗Stranz, 
Kommentar zur WO. 11. Aufl. Art. 12 3 a. E.). Mit Recht 
hat das LG. dazu auch die Proteſtkoſten gerechnet, obwohl es 
zur Erhaltung des Wechſelrechts gegen den Akzeptanten nach 
Art. 44 WO. eines Proteſtes nicht bedurfte (vgl. Staub» 
Stranz, Art. 50 4 14, 15, 16). 

(U. v. 22. Juli 1926; 67/26 II. — Hamm.) [Ku.] 


13. Art. 21 ff. W O.; 88 774, 412, 401 BGB. Die 
Wechſelverpflichtung des Akzeptanten erliſcht 
nicht, wenn ein Bürge (nicht Wechſelbürge) die 
der Wechſelhingabe zugrunde liegende Verbind⸗ 
lichkeit erfüllt.] 7) 5 

Die Kl. iſt Remittentin eines von der Bekl. angenom⸗ 
menen und von G. S. ausgeſtellten, am 15. Dez. 1924 fälligen 
Wechſels v. 14. Nov. 1924 über 3000 Reichsmark. Der 
Wechſel iſt nach erfolgloſer Vorlegung zur Zahlung an die 


Auch dieſe Haftung iſt eine wechſelmäßige. Der Vereinsname iſt 
in Vereinsangelegenheiten der Name der geſellſchaftlich zuſammen⸗ 
geſchloſſenen Vereinsmitglieder. 

Im Zweifel wird man nach der Verkehrsanſchauung davon 
auszugehen haben, daß die Vereinsmitglieder wie der Vorſtand deſſen 
Auftrag dahin aufgefaßt haben, die Vereinsmitglieder nur im Um⸗ 
fange des Vereinsvermögens bzw. mit ihren ſatzungsmäßigen Beis 
trägen zu verpflichten, ſo daß auch der Dritte im Zweifel hiermit 
zu rechnen hat. Die Auffaſſung des RG. ſchwankt dieshinſichtlich. 
(Für dieſe vermutungsweiſe Beſchränkung RG. 74, 374 = JW. 1907, 
13616; 1910, 2282 Recht 1916, 2054; gegen die Vermutung RG. 
90, 177.) IR. Dr. Wilhelm Bernſtein, Berlin. 


Zu 13. 1. a) Nur diejenige Zahlung erledigt den Wechſel als 
ſolchen, die bei Fälligkeit vom Endſchuldner oder für ihn, alſo bei 
der Tratte vom Bezogenen oder für dieſen gegen Aushändigung des 
Wechſels geleiſtet iſt. Jede andere Zahlung läßt den Wechſel als 
ſolchen beſtehen. 

b) Die Zahlung von feiten eines Regreßſchuldners tilgt nach 
der vermutungsweiſen Abſicht des Zahlers grundſätzlich nur deſſen 
Garantieſchuld. Die Vormänner des zahlenden Regreßſchuldners ſowie 
der Alzeptant erlangen keinen Zahlungseinwand, es ſei denn, daß 
Kläger argliſtige Alſichten verfolgt, inſonderheit die Abſicht, den 
Wechſelbetrag doppelt für ſich einzuziehen. Beweispflichtig hierfür iſt 
der Schuldner (RG. i. JW. 1920, 555 u. Anm.). 

Auch der Einwand nunmehr mangelnder Gläubigerſchaft wäre 
nicht begründet. Durch die Zahlung geht der Wechſelanſpruch nicht 
ohne weiteres auf den Zahlenden über. Der Zahlungsempfänger iſt 
zwar zur Herausgabe des Wechſels an den zahlenden Regreßſchuldner 
dieſem gegenüber verpflichtet. Dieſe Verpflichtung kann jedoch von 
dem in Anſpruch genommenen Bezogenen dem Glaubiger deshalb nicht 
entgegengehalten werden, weil dies ein Einwand aus dem rein pen 
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Kl., die ihn weitergegeben hatte, zurückgekommen. Sie hat 
im Wechſelprozeſſe Klage erhoben, iſt dann aber zum ordent- 
lichen Verfahren übergegangen. Die Bekl. hat eingewandt, 
daß ſie den Wechſel dem Ausſteller S. als Gefälligkeitsakzept 
gegeben habe, um ihm die Zahlung ſeiner Schuld bei der 
Kl. zu ermöglichen; S. habe dann den Wechſel zu dieſem 
Zwecke an die Kl. weitergegeben, die nach Fälligkeit des 
Wechſels von der Verſicherungsgeſellſchaft H. als Bürgin des 
S. Zahlung wegen ihrer Forderung erhalten habe. Deshalb 
handele ſie jetzt argliſtig, wenn ſie den Wechſelbetrag auch 
noch von der Akzeptantin einziehe. Die Kl. hat erwidert, bei 
der Zahlung der klägeriſchen Forderung an S. durch die Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft H. ſei zwiſchen dieſer und der Kl. ver⸗ 
einbart, die Kl. ſolle die infolge der Zahlung auf Grund 
der Bürgſchaft auf die Verſicherungsgeſellſchaft H. über⸗ 
gegangene Wechſelforderung gegen die Bekl. für Rechnung der 
H. als Inkaſſomandatar geltend machen. Unter dieſen Um- 
ſtänden könne die Einforderung der Wechſelſumme von der 
Bekl. nicht als Argliſt angeſehen werden. Das LG. hat die 
Klage ſo, wie ſie urſprünglich begründet war, abgewieſen, 
weil die Kl., nachdem ſie Zahlung für ihre Forderung gegen 
den Ausſteller des Wechſels G. S. durch H. erhalten hatte, 
nicht mehr berechtigt ſei, ihre Anſprüche aus dem Wechſel, 
der der Begleichung dieſer Forderung dienen ſollte, gegen die 
Bekl. als Akzeptantin geltend zu machen. Soweit die Kl. 
im Laufe des Rechtsſtreites erklärt hat, daß ſie den Anſpruch 
nur als Inkaſſomandatarin der Verſicherungsgeſellſchaft H. 
geltend mache, hat das LG. unzuläſſige Klageänderung an⸗ 
genommen. Das BG. läßt es dahingeſtellt, ob inſoweit eine 
Klageänderung vorliege, hält aber die Klage auch aus dem 
zweiten Klagegrunde nicht für gerechtfertigt. Das vom Vor⸗ 
derrichter eingeſchlagene Verfahren iſt allerdings rechtlich zu 
beanſtanden, da, ehe über einen Klaganſpruch ſachlich ent⸗ 
ſchieden wird, die prozeſſuale Zuläſſigkeit der Erhebung der 
Klage feſtgeſtellt werden muß. Aber dadurch, daß das OLG. 
über die Frage der Klageänderung überhaupt keine der Kl. 
nachteilige Entſcheidung gefällt hat, ſondern zu ihren Gunſten 
die Zuläſſigkeit unterſtellt und, wie die Kl. durch Einführung 
des neuen Vorbringens in den Rechtsſtreit es verlangt hat, 
ſachlich auch über die weitere Klagebegründung erkannt hat, 
kann die Kl. ſich nicht beſchweren. Die dadurch herbeigeführte 
Rechtsfolge, daß ein Urteil ergeht, daß ſachliche Rechtskraft⸗ 
wirkung hinſichtlich des geltend gemachten Anſpruchs und 
nicht bloß beſchränkte prozeſſuale Bedeutung hat, entipricht 
ja ihrem eigenen Standpunkte im Rechtsſtreite (vgl. RG. 53, 
35 und JW. 1909, 418). Tatſächlich liegt auch eine Klag⸗ 
änderung überhaupt nicht vor. Die Kl. klagt nach wie vor im 
eigenen Namen als Remittentin aus dem bei der Zahlung 
für den Eau S. in ihrem Beſitz belaſſenen Wechſel 
gegen die Bekl. als Akzeptantin. Sie hat nur gegenüber dem 
Einwande der Bekl., der Wechſelanſpruch der Kl. ſei durch 
die Zahlung der H. für den Ausſteller S. erloſchen und die 
ſo wegen ihres Anſpruchs befriedigte Kl. handele argliſtig, 
wenn ſie trotzdem Zahlung von der Bekl. aus dem Wechſel 
verlange, ihrerſeits im Wege der Replik vorgebracht, ſie 


ſönlichen Recht eines Dritten wäre. (Bernſtein, WO. S. 333; 
Rehbein⸗Mansfeld, Wo. S. 125f.; Staub⸗Stranz, WO. 
Art. 82 Anm. 55 ff. und die dort angez. Rechtſpr. u. Rechtsl.) Erſt mit 
der Aushändigung des Wechſels an den zahlenden Regreßſchuldner 
vollzieht ſich der Wiedereintritt des Zahlers in ſein früheres Wechſel⸗ 
recht. 

2. a) Wird Zahlung auf Grund gemeinbürgerlicher Bürgſchaft 
für den Wechſelregreßſchuldner ſettens des Bürgen geleiſtet, jo würde 
in dieſem Sonderfall bei Zugrundelegung des 3 741 BB. der An⸗ 
ſpruch des befriedigten Gläubigers auf den Bürgen übergehen. An 
ſich iſt jede Form gemeinbürgerlicher Rechtsübertragung oder Rechts⸗ 
übergangs auch im Wechſelrecht am Platze. Die Eigenart des Wechſels, 
bei welchem das Gläubigerrecht an die Wechſelinhaberſchaft gebunden 
ift, bedingt indes, wie gegenüber dem Urteil betont werden muß, das 
zum Übergang des Wechſels auf den Bürgen dieſem der Wechſel auch 
ausgehändigt ſein muß. Bis zur Wechſelaushändigung an den Bürgen 
bleibt auch hier der bisherige Gläubiger aktin legitimiert (Bern ⸗ 
fein, WO. S. 80). Der zahlende Bürge hat bis dahin nur den 
perſönlichen Anſpruch auf Auslieferung des Wechſels gegenüber dem 
befriedigten Wechſelinhaber. 

Hier behauptet Kl. im Wege der Replik, daß ſie den Wechſel 
für Rechnung der Bürgin geltend mache. Oternach beſitzt fie den 


Rechtſprechung 1 


2909 


mache den Anſpruch aus dem Wechſel lediglich als Inkaſſo⸗ 
mandatarin der für den Ausſteller zahlenden Bürgin für 
deren Rechnung geltend. Das Vorbringen ſtellt alſo keine 
neue Begründung für den Klaganſpruch dar, der auch jetzt 
noch allein auf die Stellung der Kl. als Remittentin des in 
ihrem Beſitze befindlichen, von der Bekl. angenommenen 
Wechſels geſtützt wird; ſondern die Kl. ſucht nur durch ihre 
Aufklärung über die Bedeutung der an ſie erfolgten Zahlung 
und über ihr Verhältnis zur Verſicherungsgeſellſchaft H. dem 
Einwande der Bekl. zu begegnen, daß die Geltendmachung der 
Anſprüche aus dem Wechſel gegen die Akzeptantin trotz Be⸗ 
friedigung der Kl. als Argliſt anzuſehen ſei. Mit Recht wird 
von der Reviſion geltend gemacht, daß das BG. die Be⸗ 
deutung der Zahlung im Vechſelverkehr verkenne und die 
Wirkungen der durch H. erfolgten Befriedigung der kläge⸗ 
riſchen Anſprüche gegen den Ausſteller S. für die Wechſel⸗ 
anſprüche gegen die Bekl. als Akzeptantin unrichtig beurteile. 
Allerdings ſteht der Auffaſſung der Reviſion, daß das Rechts⸗ 
verhältnis zwiſchen der Kl. und der Verſicherungsgeſellſchaft 
H. als Kauf des Wechſels, verbunden mit einem Werk⸗ 
vertrag, der eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande hat, 
anzuſehen ſei, das eigene Vorbringen der Kl. entgegen. Da⸗ 
nach hatte H. die klägeriſchen Anſprüche gegen den Ausſteller 
des Wechſels S. befriedigt, weil ſie ſich für dieſe Forderungen 
bei der Kl. verbürgt hatte. Die Wirkungen dieſer Befriedi⸗ 
gung ſind alſo unter dem Geſichtspunkte der Bürgſchaft nach 
8774 BGB. zu beurteilen. Demgemäß beſtimmen ſich auch 
die Rechte, welche die Verſicherungsgeſellſchaft H. aus der 
Befriedigung der Kl. an dem ihr von dem Hauptſchuldner S. 
in Zahlung gegebenen Wechſel erlangte. Die Forderung der 
Kl. als Gläubigerin gegen den Hauptſchuldner S. ging auf 
die H. als zahlende Bürgin über. Das hatte nach 88 412, 
401 BGB. zur Folge, daß auch die Rechte der Kl. aus dem 
ihr zur Befriedigung wegen der materiellen Schuldverbind⸗ 
lichkeit gegebenen Wechſel als Nebenrecht auf die H.⸗Geſell⸗ 
ſchaft übergingen. Damit erlangte ſie nicht nur die Regreß⸗ 
rechte der Kl. gegen den Ausſteller S., ſondern auch deren 
Rechte gegen die Bekl. als Akzeptantin (RG. 60, 191/193). 
Dieſe Rechtsfolge des 8 774 Abſ. 1 BGB. hätte die H.⸗Geſ. 
in die Lage verſetzt, von der Kl. die Herausgabe des Wechſels 
zu verlangen und dann im eigenen Namen Zahlung auf 
Grund des Wechſels von der Bekl. als Akzeptantin zu fordern. 
Dann würde ihr die Bekl. nach 8 404 BGB. etwaige Ein 
wendungen gegen die jetzige Kl. haben entgegenſetzen können. 
Es ſtand aber auch rechtlich nichts im Wege, daß die H. 
den Wechſel im Beſitze der Kl. beließ und dieſe nun im 
eigenen Namen, aber für Rechnung der H. als deren Inkaſſo⸗ 
mandatarin den Wechſel geltend machte. Hiernach diente die 
Zahlung, welche durch die H. auf die klägeriſchen Forderungen 
gegen S. erfolgte, lediglich der Erfüllung der Bürgſchafts⸗ 
verpflichtung der H. gegenüber der Kl.; ſie brachte die Ver⸗ 
pflichtungen aus dem Wechſel überhaupt nicht zum Erlöſchen. 
Die Rechte aus dem Wechſel blieben vielmehr unberührt, und 
die Kl., welche von der zahlenden Bürgin im Beſitze des 
Wechſels belaſſen wurde, um ihn für Rechnung der Bürgin 


Wechſel nach Abrede mit der Bürgin für dieſe als deren Beauftragte. 
libt fie für dieſe den Beſitz aus, jo hat ſich damit der Übergang des 
Wechſels auf die Bürgin vollendet. Trotzdem iſt aus dem Übergang 
des Wechſels auf die Bürgin ein Einwand der Akzeptantin hier nicht 
herzuleiten. Es liegt ſtilles Inkaſſomandat ſeitens der Bürgin an 
Kl. vor, das die Kl. gewohnheitsrechtlich zur Klage im eigenen Namen 
befähigt. Durch die Klage der Remittentin als Inkaſſomandatarin 
der Bürgin gegen die Akzeptantin wird deren Rechtsſtellung nicht 
erſchwert. Mehrfacher Zahlungszwang droht ihr nicht, und ſie kann 
alle Einwände aus der Perſon der Inkaſſomandantin auch der In⸗ 
kaffomandatarin entgegenſetzen (Bernftein, WO. S. 114; Staub⸗ 
Stranz, WO. Art. 17 Anm. 11). 

b) Zutreffend iſt es auch, daß eine Klagänderung nicht darin 
liegt, wenn die urſprünglich ohne Erwähnung des Inkaſſomandats 
erhobene Klage demnachſt durch Hervorhebung ihres Inkaſſocharan⸗ 
ters ergänzt wird. Die Klage bleibt trotz Inkaſſomandats der Kl. 
die gleiche, aus der im Wechfel und durch dieſen gekennzeichneten 
Rechtsſtellung der Parteien, dem Verhältnis des Remittenten zum 
Akzeptanten. Auch der ſtille Inkaſſomandatar iſt wahre Prozeß⸗ 
partei (Bernftein, WO. S. 113; Rehbein⸗Mansfeld, WO. 
Art. 9— 17 Anm. 3). 

JR. Dr. Wilhelm Bernſtein, Berlin. 
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geltend zu machen, war weiterhin befugt, die Wechſelſumme 
einzullagen (RG. 11, 18/21; 61, 5, 7). Der Einwand, daß 
ſie ſich auf dieſe Weiſe für dieſelbe materielle Forderung 
doppelte Zahlung zu verſchaffen ſuche, ſteht ihr nicht ent⸗ 
gegen, da ſie zwar im eigenen Namen, aber nur für Rechnung 
der H.⸗Geſellſchaft klagt, die auf Grund ihrer Zahlung als 
Bürgin die klägeriſchen Rechte auf Befriedigung aus dem 
Wechſel erlangt hatte und dieſe Rechte durch die wechſelmäßig 
legitimierte Kl. als Inkaſſomandatarin geltend machte. Eben⸗ 
ſowenig kann die Bekl. aus dem Umſtande, daß ſie ihr 
Akzept aus Gefälligkeit gegenüber dem Ausſteller S. ge⸗ 
geben habe, Einwendungen gegenüber der Remittentin oder 
der an ihre Stelle getretenen Bürgin herleiten. 
(U. v. 29. Juni 1926; 72/26 II. — Köln.) [Ku.] 

1. N es Nr eee i ee ee 
BGB.; §8 211, 295, 445, 693 Abi. 3 3 PO. — 1. Der 
Vermerk auf dem Wechſel „fällig in O.“ iſt ein 
Domizilvermerk, der Domiziliat kann vom Ak⸗ 
zeptanten benannt werden. — 2. Daß der Domi⸗ 
zilvermerkerſt nachträglich hinzugefügt ſei, hat 
der Verpflichtete zu beweiſen. — 3. Der ſpätere 
Indoſſant iſt Rechtsnachfolger des früheren i. S. 
von 8 445 3 PO. — 4. Nachträgliche Domizilver⸗ 
merke bleiben nur gegenüber den früheren In⸗ 
doſſanten außer Betracht. — 5. Entſcheidender 
Zeitpunkt iſt nicht der der Unterſchrift, ſondern 
der des Begebungsaktes. — 6. Die Verjährung 
wird auch durch einen nicht ordnungsmäßig zu⸗ 
geſtellten Zahlungsbefehl bewirkt, wenn ohne 
Rüge zur Hauptſache ftreitig verhandelt iſt.]J 7) 

Die Kl. iſt Inhaberin eines von der bekl. Stadtgemeinde 
ausgeſtellten, auf die Firma Edeka in Wiesdorf gezogenen 
und von dieſer angenommenen Wechſels über 270000 Reichs⸗ 
mark, der am 4. Septbr. 1924 fällig war und bei der Reichs⸗ 
banknebenſtelle O. zahlbar geſtellt iſt. Er trägt die Überſchrift: 
Fällig am 4. Septbr. 1924 in O. Auf der Rückſeite befinden 
ſich die Indoſſamente P. K. (Remittent), Edeka mit Unter⸗ 
ſchriften und ſchließlich das Vollindoſſament: An die Order 
der Reichsbank. Für die Stadt O. der Bürgermeiſter W. 
Mangels Zahlung der Domiziliatin Reichsbanknebenſtelle 
O. iſt der Wechſel am 5. Septbr. 1924 zu Proteſt ge⸗ 
gangen. Gegen den mit der Klage erhobenen Wechſelregreß⸗ 
anſpruch macht die Bekl. in erſter Linie geltend, die Domi⸗ 
zilierung des Wechſels ſei erſt nachträglich unbefugt erfolgt; 
deshalb habe der Proteſt nicht bei der Domiziliatin, ſondern 
bei ihr, der Ausſtellerin, erfolgen müſſen. Sie ſchob der Kl. 
den Eid darüber zu, daß der Domizilvermerf erſt auf den 
Wechſel geſetzt worden ſei, nachdem der Bürgermeiſter W. 
den Wechſel für die Ausſtellerin unterzeichnet und das auf 
der Rückſeite des Wechſels befindliche Indoſſament an die 
Order der Reichsbank unterſchrieben gehabt habe; ferner dar⸗ 


Zu 14. I. Der Ausſteller beſtimmt den Wechſelinhalt, und 
ihm iſt es damit vorbehalten, auch den Zahlungsort feſtzuſetzen, 
inſonderheit einen vom Wohnort des Bezogenen verſchiedenen Zah⸗ 
lungsort anzugeben (Domizilwechſel). Ergibt ſich aus dem Wechſel 
nicht ſchon, durch wen an dieſem Zahlungsort die Zahlung erfolgen 
ſoll, ſo iſt vom Geſetz dem Bezogenen es überlaſſen, dies bei der 
Annahme auf dem Wechſel zu vermerken. Sonſt wird angenommen, 
daß der Bezogene ſelbſt die Zahlung am Zahlungsort leiſten wolle 
(Art. 24 WO.) Der Zahlungsproteſt iſt gegen den aufzunehmen, 
von welchem die Zahlung zu holen iſt, das iſt bei der Tratte 
im Regelfall ber Bezogene, beim Domiziliatenwechſel dagegen aus⸗ 
ſchließlich der Domiziliat. (Art. 43 WO, RIHG. 18, 329; RG. 
Gruch Beitr. 25, 1087 f.; 35, 126; RG. = JW. 1903, 15718.) Hier 
hat ſich der Proteſt gegen den Domiziliaten gerichtet und wäre da⸗ 
nach wirkungslos geweſen, ſoweit der Domizilvermerk ſelbſt ohne 
Wirkung war. 

Wird nach der Wechſelausſtellung ohne Genehmigung 
des Ausſtellers oder ſonſtiger Wechſelzeichner, die ihre Unterſchrift 
bereits geleiſtet hatten, ein beſonderer Zahlungsort dem Wechſel 
eingefügt oder erſt nach der Annahme ein beſonderer Domiziliat 
im Wechſel vermerkt, ſo liegt inſoweit Wechſelfälſchung vor, ſo daß 
die früheren Wechſelzeichner nur nach Maßgabe des urſprünglichen 
Wechſelinhalts haften. Der Wechſel ſelbſt tritt für ſie nicht außer 
Kraft, weil der zuſätzliche Domizilvermerk nicht zur notwendigen 
Form des Wechſels gehört, und der Wechſel mit dem urſprünglichen 
Zahlungsort unberührt geblieben iſt. (Bernſtein, WO. S. 68; 
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über, daß die Akzeptantin des Wechſels bei der Aushändigung 
des Wechſels der Reichsbanknebenſtelle hiervon Kenntnis ge 
geben habe. Weiter erhob ſie den Einwand der Verjährung 
der Regreßanſprüche, denn das Geſuch um Erlaß des Wechſel⸗ 
zahlungsbefehls ſei nicht innerhalb der dreimonatlichen, nach 
ihrer Meinung am 4. Dez. 1924 endigenden Friſt des Art. 78 
Ziff. 1 WO., jondern erſt am 5. Dez. 1924 eingegangen: der 
Amtsrichter in O. habe am 4. Dez. 1924 nach 9 Uhr abends, 
nach Beendigung der Dienſtſtunden, in ſeiner Dienſtwohnung 
das Geſuch mit dem ausdrücklichen Vorbehalt entgegengenom⸗ 
men, daß er es nicht in amtlicher Eigenſchaft, ſondern als 
Privatmann entgegennehme; dem zuſtändigen Gerichtsſchrei⸗ 


ber ſei es dann erſt am 5. Dez. 1924 vorgelegt worden. Die 


Verjährung ſei ſchon deshalb nicht unterbrochen, weil es an 
einer ordnungsmäßigen Zuſtellung des Zahlungsbefehls man⸗ 
gele: unter Nichtbeobachtung der Vorſchrift der 88 693 Ab. 2, 
211 ZPO. fei der Zahlungsbefehl dem gerade im Amts⸗ 
gerichtsgebäude anweſenden Bürgermeiſter W. gegen Emp⸗ 
fangsbeſcheinigung ausgehändigt worden. Die Bekl. iſt ver⸗ 
urteilt, Berufung und Reviſion find zurückgewieſen. — 1. Das 
Vorbringen der Bekl. läßt nicht klar erkennen, ob ſich ihre 
Behauptung, der Domizilvermerk ſei von der Akzeptantin erſt 
nach Unterzeichnung des Wechſels und des Vollindoſſaments 
auf den Wechſel geſetzt worden, lediglich auf den unter der 
Adreſſe befindlichen Vermerk „Zahlbar Reichsbanknebenſtelle 
O.“ oder auch auf die Überſchrift über dem Wechſel „Fällig 
am 4. Sept. 1924 in O.“ beziehen ſoll. Das iſt an ſich nicht 
ohne Bedeutung. Befand ſich nämlich dieſe Überſchrift bereits 
auf dem Wechſel, als der Bürgermeiſter W. als Traſſant den 
Wechſel für die Bekl. unterzeichnete, ſo iſt in dieſer Überſchrift 
bereits eine Domizilierung des Wechſels zu erblicken. Die Be⸗ 
nennung eines Domiziliaten gehört nicht zum Begriff des 
Domizilwechſels. Hat der Ausſteller den Domiziliaten nicht 
benannt, ſo iſt der Akzeptant hierzu bei der Annahme befugt. 
Es würde alſo in dieſem Falle die Behauptung der Bekl., die 
Akzeptantin habe den Vermerk „Zahlbar Reichsbankneben⸗ 
ſtelle O.“ erſt nach Vollziehung der Unterſchriften des Bürger⸗ 
meiſters W. auf den Wechſel geſetzt, bedeutungslos ſein, es 
fei denn, daß die Akzeptantin den Domiziliaten nicht bereits 
bei Vollziehung ihres Akzeptes, ſondern erſt ſpäter auf den 
Wechſel geſetzt hat. Tatſächlich gewinnt es faſt den Anſchein, 
als ob die Bekl. nur den unter der Adreſſe befindlichen Domi⸗ 
zilvermerk, alſo die Bezeichnung des Domiziliaten, gemeint 
hat, wenigſtens bezieht ſich die Eideszuſchiebung im Schrift⸗ 
ſatz vom 27. Jan. 1925 (Bl. 22 d. A.) nur hierauf; allein es 
kann das auf ſich beruhen, da das angefochtene Urteil ſich 
ſelbſt dann als richtig erweiſt, wenn ſich die Behauptung der 
Bekl. nicht nur auf den Domiziliatenvermerk, ſondern auch 
auf die Wechſelüberſchrift beziehen ſollte. — 2. Das BG. hat 
der Bekl. für ihre Behauptung der unbefugten, nachträglichen 
Domizilierung des Wechſels die Beweislaſt auferlegt, weil 
die vorgelegte Wechſelurkunde ſelbſt für die Annahme, daß an 


Staub⸗Stranz, WO. Art. 75f. Anm. 18; Rehbein⸗Mans⸗ 
feld Art. 21 Anm. 12.) 

II. Ein Domizilvermerk muß äußerlich ſich als Teil der 
Wechſelausſtellung darſtellen (ROG. 1925, 122). 

Es Kann dem RG. nicht beigepflichtet werden, wenn es in dem 
Vermerk über dem Wechſeltext: „Fällig am 4. Sept. 1924 in Opladen“ 
eine Domizilierung des Wechſels erblickt. Es handelt ſich hierbei viel⸗ 
mehr lediglich um einen üblichen, zur Wechſelausſtellung 
nicht gehörigen Kontrollvermerk, wie ſchon daraus her⸗ 
vorgeht, daß der Kontrollvermerk den im Wechſeltext angegebenen 
Fälligkeitstag, 4. Sept. 1924, lediglich wiederholt. Domizilvermerk 
iſt im vorliegenden Falle nur der Vermerk bei der Adreſſe: „Zahl⸗ 
bar Reichsbanknebenſtelle Opladen.“ 

III. Die Auffaſſung des RG., daß bei Unverfänglichkeit des 
Wechſelbildes für die behauptete nachträgliche Veränderung des Wech⸗ 
ſels durch Zuſatz des Domizilvermerks der Wechſelſchuldner beweis⸗ 
pflichtig iſt, entſpricht der durchgängigen Meinung der Rechtſprechung 
und Rechtslehre. (RG. 11, 30 f.; 13, 252; 24,265; NG. 66, 201 f. 
JW. 1907, 523; S. 68 L. 1910, 618; Bernſtein, WO. S. 66; 
Staub⸗Stranz, WO. Art. 43 Anm. 6 u. Art. 75 f. Anm. 19.) 
Es fällt nur auf, daß das RGB. feine Auffaſſung noch damit begründet, 
es erfordere das die Sicherheit des Verkehrs, dem der Wechſel dienen 
ſoll. Denn der Grundſatz, daß bei äußerer Unverfänglichkeit der 
Urkunde der Verpflichtete die Fälſchung zu beweiſen hat, iſt ein all⸗ 
gemeiner, nicht bloß von der Sicherheit gerade des Wechſelverkehrs 
erforderter, und iſt im Geſetz ausdrücklich allgemein zum Ausdruck 
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ihr nachträglich eine Veränderung vorgenommen ſei, keinen 
Anhalt biete. Die Reviſion bekämpft dieſe Auffaſſung und 
weiſt darauf hin, daß die Behauptung, daß ſich der Domizil⸗ 
vermerk ſchon bei der Unterzeichnung des Wechſels durch den 
Traſſanten auf dem Wechſel befunden habe, zur Klagbegrün⸗ 
dung gehöre; das Fehlen des Domizilvermerks ſtehe dem 
Regreßanſpruch der Reichsbank entgegen, da dann nicht bei der 
Domiziliatin, ſondern bei der Akzeptantin habe Proteſt er⸗ 
hoben werden müſſen; durch die Vorlegung des Wechſels 
könne der Beweis nicht ſchon erbracht ſein, denn der Domizil⸗ 
vermerk gehöre nicht zur notwendigen Form des Wechſels, 
und die Unterſchrift des Wechſels decke ihn nicht, ſondern 
nur die notwendigen Beſtandteile des Wechſels. a) Dieſer 
Reviſionsangriff geht fehl; er ſteht auch mit der Recht⸗ 
ſprechung (ROG. 5, 373; 11, 30; 13, 252; 24, 255; RG. 
32, 38) und mit dem Schrifttum im Widerſpruch. Die 
Rechtsverhältniſſe aus dem Wechſel müſſen ſo beurteilt wer⸗ 
den, wie ſie ſich prima facie nach der Geſtaltung des Wechſels 
zur Zeit ſeiner Geltendmachung darſtellen. Läßt ſich aus der 
äußeren Geſtalt des Wechſels nicht entnehmen, daß mit ihm 
nachträglich Veränderungen vorgenommen ſind, ſo iſt zu⸗ 
nächſt davon auszugehen, daß ſolche Veränderungen nicht vor⸗ 
gekommen ſind; wer ſie behauptet, muß ſie beweiſen. Das 
erfordert ſchon die Sicherheit des Verkehrs, dem der Wechſel 
dienen ſoll. Die von der Reviſion vertretene Anſicht würde 
zu praktiſch ganz unbrauchbaren Ergebniſſen führen. Mutete 
man ſtets dem Wechſelberechtigten, deſſen Kenntnis es ſich 
doch in den meiſten Fällen entzieht, ob nicht der Domizil⸗ 
vermerk ſpäter unbefugt auf den Wechſel gelangt iſt, die Be⸗ 
weislaſt zu, ſo müßte er ſtets der Vorſicht halber ſowohl beim 
Domiziliaten wie beim Akzeptanten präſentieren und pro⸗ 
teſtieren, weil er ſonſt Gefahr laufen würde, ſeine Regreß⸗ 
rechte einzubüßen. Da ſich Präſentation beim Akzeptanten 
und beim Domiziliaten aber häufig in der kurzen Proteſtfriſt 
nicht ermöglichen läßt, würde der Domizilwechſel tatſächlich 
der praktiſchen Verwendbarkeit entkleidet werden. — 3. Die 
Bekl. hat der Kl. mehrere Eide zugeſchoben, die zum Teil 
Handlungen oder Wahrnehmungen der Bekl. und der Vor⸗ 
indoſſantin betreffen. Das BG. hat dieſe Eide für unzu⸗ 
läſſig erklärt, weil der Wechſelindoſſant im Verhältnis zum 
Indoſſatar nicht deſſen Rechtsvorgänger ſei, der Indoſſatar 
vielmehr ſelbſtändige, vom Rechte des Indoſſanten unabhän⸗ 
gige Rechte geltend mache, weshalb 8 445 3PO. keine An⸗ 
wendung finde. Dieſe auch von Sydow-Buſch, Handaus⸗ 
gabe zur ZPO. 8 445 Anm. 2 a. E,, vertretene Auffaſſung 
ſteht mit dem Schrifttum und der jetzt vom R. vertretenen 
Anſicht im Widerſpruch. Für den Begriff der Rechtsnach⸗ 
folge i. S. des § 445 ZPO. iſt es bedeutungslos, ob dem 
Rechtsnachfolger gegenüber, namentlich bei gutgläubigem Er⸗ 
werb, einzelne oder alle Einwendungen gegen den Vorgänger 
ausgeſchloſſen ſind. Wird ein Recht von einem Nichtberech⸗ 
tigten hergeleitet (8 135 II BGB.), fo bleibt der Verfügende 


gekommen, inſofern 8 440 ZPO. verordnet, daß bei feſtſtehender 
Namensunterſchrift unter einer Privaturkunde die über der Unter⸗ 
ſchrift ſtehende Schrift die Vermutung der Echtheit für ſich hat. 
IV. Trifft ſolchergeſtalt die Bekl. die Beweislaſt hinſichtlich des 
nachträglichen und damit für die Bekl. nicht geltenden Zuſatzes des 
Domizilvermerks durch einen Vorgänger der Kl. in der Inhaber⸗ 
ſchaft des Wechſels, ſo iſt wiederum der Auffaſſung zuzuſtimmen, daß 
der Beweispflicht durch Zuſchiebung des Eides genügt wird, wenn 
es ſich um die Fälſchung bez. Wahrnehmung eines Vormanns 
der Kl. handelt. Die früher herrſchende Meinung wollte dem 
entgegen — vom Fall des Inkaſſomandats abgeſehen — den 
Wechſelinhaber als Rechtsnachfolger des früheren Indoſſanten nicht 
gelten laſſen (RO G. 24,3; RG. 2, 76; 43, 71), da doch jeder In⸗ 
doſſatar ein ſelbſtändiges Recht erworben habe. Diesſeits iſt dieſe 
Meinung ſchon vor Inkrafttreten der ZPO. bekämpft worden 
(Bernftein, MO. S. 338). Dieſe Gegenmeinung iſt dann faſt 
alffeitig auf Grund des § 415 ZPO. angenommen worden. Wenn 
8 445 ZRO. die Eideszuſchiebung nur über Tatſachen zuläßt, welche 
in Handlungen des Gegners, ſeiner Rechtsvorgänger oder 
Vertreter beſtehen, oder welche Gegenſtand der Wahrnehmung dieſer 
Perſonen geweſen ſind, ſo wird der Begriff der Rechtsnachfolge jetzt 
faſt durchgängig in weitem Sinne aufgefaßt, und inſonderheit beim 
Wechſel als Rechtsvorgänger derjenige angeſehen, der vor dem 
derzeitigen legitimierten Inhaber das Recht aus der Urkunde erlangt 
1 15 gleichgültig, ob dieſes Recht beim Nachfolger wie ein urſprüng⸗ 
iches, nicht wie ein abgeleitetes Recht zu behandeln iſt (Tann, § 445 


gleichwohl inſofern Rechtsvorgänger des anderen, als ſeine 
Verfügung den Grund für die Rechtsnachfolge bildet. Sy⸗ 
dow-⸗Buſch beruft ſich für feine Auffaſſung auf RGEntſch. 
43, 41 (Urt. v. 12. Mai 1900, 185/00, auch b. Seuff Arch. 
55, 448 abgedruckt); von dieſer Meinung iſt das RG. jedoch 
fpäter im Urt. v. 5. Nov. 1900, 1305/00 (Entſch. 47, 66) 
abgegangen und hat ſeitdem dauernd auf dieſem Standpunkt 
verharrt, z. B. Urt. v. 18. Dez. 1901, 1373/01; Urt. vom 
13. Febr. 1913, II 545/12. — 4. Auf die zugeſchobenen 
Eide kommt es aber deshalb nicht an, weil die unter Eid 
geſtellten Tatſachen für den von dem Bekl. zu erbringenden 
Beweis nicht relevant ſind. Auszugehen iſt mit dem BG. 
davon, daß die nachträgliche Domizilierung nur diejenigen 
Unterſchriften nicht berührt, welche vor der Domizilierung 
auf den Wechſel geſetzt worden ſind: hinſichtlich ihrer wird 
es ſo angeſehen, als ob ſich der Domizilvermerk nicht auf 
dem Wechſel befinde; die Ausſteller dieſer Unterſchriften 
können alſo mit der Wechſelregreßklage nicht in Anſpruch 
genommen werden, weil der Wechſel beim Akzeptanten hätte 
proteſtiert werden müſſen, was nicht geſchehen iſt. Anders 
dagegen verhält es ſich mit den Unterſchriften, die nach der 
Domizilierung auf den Wechſel geſetzt ſind; für ſie gilt der 
Wechſel als domizilierter: die Nachmänner des Fälſchers 
haften nach Maßgabe des veränderten Wechſels, da beim 
Domiziliaten proteſtiert worden iſt, jo auch ROHG. 3, 51; 
6, 21; RG. 32, 38. Im vorliegenden Falle wird die Bekl. 
im Regreßwege nicht nur in ihrer Eigenſchaft als Traſſantin, 
ſondern auch als letzte Indoſſatarin in Anſpruch genommen. 
Die Bekl. muß alſo den Nachweis führen, daß ſich der Do⸗ 
mizilvermerk noch nicht auf dem Wechſel befand, als fie ihr 
Judoſſament auf den Wechſel ſchrieb und den Begebungs⸗ 
vertrag mit der Kl. abſchloß. Da die Bekl. nicht mehr be⸗ 
hauptet, daß der Domizilvermerk auf den Wechſel geſetzt iſt, 
nachdem er der Reichsbanknebenſtelle O. übergeben worden 
iſt, muß dies vor der Begebung des Wechſels an die Kl. 
geſchehen ſein. In welcher Reihenfolge die Indoſſamente 
auf den Wechſel geſetzt ſind, darüber herrſcht Streit unter 
den Parteien; aus der Rückſeite des Wechſels ergibt ſich, daß 
auf die Blankoindoſſamente des Remittenten und der Akzep⸗ 
tantin das Vollindoſſament der Bekl. auf die Kl. folgt. Hat, 
wie die Bekl. behauptet, die Akzeptantin im Auftrage der 
Bekl. der Reichsbanknebenſtelle den Wechſel übergeben, ſo 
ſchloß ſie als Botin der Bekl. den Begebungsvertrag mit der 
Reichsbanknebenſteſle ab. Täuſchte die Akzeptantin hierbei 
das von der Bekl. in ſie geſetzte Vertrauen, indem ſie un⸗ 
befugt den Domizilvermerk auf den Wechſel ſetzte, ſo hat die 
Bekl. dafür einzuſtehen und kann ſich nicht darauf berufen, 
daß zur Zeit der Ausſtellung des Indoſſaments der Wechſel 
noch nicht den Domizilvermerk getragen habe, da er ſich jeden⸗ 
falls im Zeitpunkt der Begebung auf demſelben befunden 
hat. Wenn alſo die Kl. den ihr in erſter Inſtanz zugeſcho⸗ 
benen Eid weigern und damit feſtſtehen würde, daß der 


ZPO. Anm. 1e). Im übrigen iſt das Indoſſament nur eine Abart 
der Abtretung und mit dieſer weſensgleich. Die Beſtimmung des Wech⸗ 
ſels als kaufmänniſches Zahlungsmittel führte zur Beſchränkung der 
Einreden gegenüber dem Neuerwerber, wie denn auch das gemein⸗ 
bürgerliche Recht ähnliche Einwandsbeſchränkungen dem Zeſſionar 
gegenüber kennt, fo bei der Hypothek ($ 1157 BGB., Bernſtein, 
WO. 74). 

V. Es trifft durchaus zu, daß der Domizilvermerk ſeitens der 
Bekl. als genehmigt zu gelten haben würde, wenn er zwar bei der 
Abgabe ihrer Ausſtellerunterſchrift auf dem Wechſel ſich noch nicht 
befunden hat, wohl aber bei ihrem ſpäteren Indoſſament. Sie würde 
alsdann aus dieſem Indoſſament, aber auch aus ihrer Ausſtellerunter⸗ 
ſchrift haften; ihr Einverſtändnis mit der Domizilierung bei ihrem 
Giro würde nach Treu und Glauben auch dies Einverſtändnis in An⸗ 
ſehung der Ausſtellerunterſchrift in ſich ſchließen. Nr: 

VI. Wiederum mit dem RG. iſt davon auszugehen, daß — ab⸗ 
geſehen vom Akzept — die Verpflichtung eines Wechſelzeichners erſt 
mit der Begebung des Wechſels zur Entſtehung gelangt, und daß 
es ſomit an ſich darauf ankommt, ob bei Begebung des Papiers 
ſeitens der beklagten Stadtgemeinde der Domizilvermerk auf dem 
Wechſel ſich befunden und fomit genehmigt worden ift. Nicht zuſtim⸗ 
men aber kann man dem Urteil in der Auffaſſung, daß die Be⸗ 
gebung des Wechſels in ſeiner nach der Wechſelzeichnung 
abgeänderten Geſtalt ſich mit der Aushändigung der Wechſel⸗ 
urkunde ſeitens des Boten der Bekl. vollendet haben würde, wenn 
der Bote den Wechſel gefälſcht hätte. Die Begebung tft 
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Wechſel den Domizilvermerk noch nicht getragen hat, als das 
Indoſſament der Bekl. auf den Wechſel geſetzt wurde, ſo 
würde gleichwohl die Haftung der Bekl. aus dem domizi⸗ 
lierten Wechſel nicht in Wegfall kommen, da der Wechſel 
bei der Begebung den Vermerk bereits trug. Aus gleichem 
Grunde aber kommt es auf den in der Berufungsinſtanz zu⸗ 
geſchobenen Eid nicht an. Denn der Umſtand, daß die 
Akzeptantin den Domizilvermerk erſt nach der Übergabe des 
Wechſels an ſie auf den Wechſel geſetzt hat — was bei 
Weigerung des Eides feſtſtehen würde —, ſchließt nicht aus, 
daß ſich der Vermerk bereits auf dem Wechſel befand, als die 
Akzeptantin ihn als Botin der Bekl. der Kl. bzw. der Reichs⸗ 
banknebenſtelle übergab; denn erſt wenn zu dem Skripturakt 
der Bgebungsvertrag hinzutritt, vollendet ſich regelmäßig 
die Wirkung aus dem Indoſſament, und in dieſem für die 
Verpflichtungen des Indoſſanten aus dem Indoſſament maß⸗ 
gebenden Zeitpunkt trug der Wechſel den Domizilvermerk. 
Schließlich folgt auch aus der dritten unter Eid geſtellten 
Tatſache, daß die Akzeptantin die Kl. davon in Kenntnis 
geſetzt haben ſoll, daß ſie den Domizilvermerk erſt nachträg⸗ 
lich auf den Wechſel geſetzt hat, nichts. Denn die Akzeptantin 
war auf Grund der in der Überſchrift des Wechſels zu er⸗ 
blickenden Domizilierung zur nachträglichen Bezeichnung eines 
Domiziliaten befugt, ſo daß die Reichsbanknebenſtelle aus 
einer derartigen Mitteilung nicht entnehmen konnte, daß die 
Akzeptantin ihre Befugniſſe überſchritten habe. Ganz ab⸗ 
geſehen hiervon aber kommt es auf eine Kenntnis der Kl. 
überhaupt nicht an; entſcheidend iſt vielmehr lediglich die 
Talſache; ob der Domizilvermerk auf den Wechſel geſchrieben 
wurde, nachdem die Bekl. durch Skripturakt und Begebung 
der Rechte aus dem Wechſel auf die Reichsbanknebenſtelle 
übertragen hatte. — 5. Mit Recht hat das BG. die Einrede 
der Ver ährung des Wechſelregreßanſpruchs zurückgewieſen. 
Der Wechſel iſt am 5. Sept. 1924. proteftiert worden; die 
nach Art. 75 Nr. 1 WO. geltende dreimonatige Verjährungs⸗ 
friſt für die Regreßanſprüche des Inhabers gegen Ausſteller 
und Vormänner beginnt mit dem Tage des erhobenen Pro⸗ 
teſtes zu laufen. Daß der Tag, an dem der Proteſt erhoben 
wird, in die Friſt nicht hineingerechnet wird, iſt bereits vom 
RG. für die Zeit vor 1900 angenommen worden (RG. 11, 
45 f.; 27, 80) und entſpricht auch der Vorſchrift des 8 187 
Abſ. 1 BGB., die, weil fie nur der Niederſchlag des im Leben 
und Verkehr Üblichen iſt, jetzt bei der Auslegung anderer 
Reichs⸗ und Landesgeſetze zugrunde zu legen iſt (Planck, 
Kommentar § 186 Anm. 1 Abſ. 2). Der § 187 Abſ. 2 findet 
im vorliegenden Fall keine Anwendung, weil nicht der Beginn 
des Tages, ſondern das Ereignis der Proteſterhebung für den 
Anfang der Friſt maßgebend iſt. Die dreimonatige Ver⸗ 
jährungsfriſt war hiernach am 6. Dez. 1924 abgelaufen. Da 
das Geſuch um Erlaß eines Zahlungsbefehls dem Gerichts⸗ 
ſchreiber ſpäteſtens am 5. Dez. 1924 zuging, trat noch vor 


ein Vertrag. Der Bote hat keine vertragliche Vertretungsmacht. Er 
iſt nur zur tatſächlichen Abgabe des unabgeänderten Wechſels 
befähigt, und trug der Wechſel bei Hingabe an den Boten keinen Do⸗ 
mizilvermerk, ſo vollendet ſich der Begebungsvertrag nur hinſicht⸗ 
lich des Wechſels unter Fortfall dieſes Vermerks. 

VII. Trotzdem iſt zu Recht der durch Eideszuſchiebung ange⸗ 
tretene Beweis darüber nicht erhoben worden, daß zur Zeit, als der 
Wechſel von der beklagten Stadtgemeinde an deren Boten zum 
Zwecke der Begebung an die klägeriſche Reichsbank gegeben wurde, 
er den Domizilvermerk noch nicht getragen habe. Allerdings leitet 
hier ein anderer als der im Urteil angeführte Grund. Als die Edeka 
den Wechſel angeblich ohne Domizilvermerk zur Abgabe an die Kl. er⸗ 
hielt und den Domizilvermerk gefälſcht haben ſoll, war nicht ſie, ſon⸗ 
dern die Stadtgemeinde Opladen Rechtsträger; die Fälſchung der 
Edeka war nicht die Handlung oder Wahrnehmung des klägeriſchen 
Rechtsvorgängers oder ſeines Vertreters, dieſer Begriff ſelbſt in 
weitem Sinne genommen; die Eideszuſchiebung war unzuläſſig. 


VIII. Gleichgültig war es in jedem Fall, ob die Kl., als ſie den 
Wechſel durch Indoſſament von der Stadtgemeinde Opladen erwarb, 
von dieſer unbefugten Abänderung durch Domizilzuſatz Kenntnis 
hatte oder nicht. Der Einwand der Fälſchung geht gegen jeden, auch 
den gutgläubigen Erwerber. Der bezügl. Einwand iſt dem Wechſel⸗ 
recht entnommen, er betrifft den Mangel des entſprechenden Wechſel⸗ 
willens. (Bernftein, WO. S. 66; ROH. 7, 221; 23, 211; 
RG. 8, 42; 32, 38; RG. - GruchBeitr. 24, 1108.) Die teilweiſe ab⸗ 
weichende Rechtſprechung des öſterr. Oberſten Gerichtshofs iſt ab⸗ 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Ablauf der Verjährung die Unterbrechung der Verjährung ein. 
Nun hat allerdings die Zuſtellung des Zahlungsbefehls nicht 
im Einklang mit der zwingenden Vorſchrift des § 211 ZRD. 
geſtanden und iſt deshalb wirkungslos geweſen; allein, wie 
das BG. ohne erkennbaren Rechtsirrtum feſtſtellt, hat die 
Bekl. zur Hauptſache ſtreitig verhandelt, ohne die Rüge der 
mangelhaften Zuſtellung geltend zu machen. Wie das BG. 
weiter ausführt, macht der Rügeverzicht nicht nur die Zu⸗ 
ſtellung prozeßrechtlich wirkſam, ſondern greift auch in das 
materielle Recht ein und unterbricht die Verjährung, wobei 
gemäß 8693 Abſ. 3 ZPO. die Wirkung der Unterbrechung 
bereits mit der Einreichung des Geſuchs um Erlaſſung des 
Zahlungsbefehls, alſo mit dem 4. Dez. 1924 eingetreten iſt. 
Der Reviſionsangriff der Bekl. gegen dieſe Rechtsauffaſſung, 
die ſich auf die Entſch. des RG. 87, 2731) ſtützt, iſt nicht be⸗ 
gründet. Mit Recht wird in der zitierten Entſch. ausgeführt, 
daß das Prozeßrecht einer Zuſtellung, deren Mängel gemäß 
8295 ZPO. durch Verſäumnis der Prozeßrüge geheilt find, 
genau dieſelbe Wirkung beilegt, wie einer von Anfang an 
einwandfreien Zuſtellung, daß insbeſondere nach Prozeßrecht 
die Rechtswirkung ſolcher Zuſtellung mit dem Zeitpunkte ein⸗ 
tritt, in dem ſie ſtattgefunden hat, nicht erſt mit dem Zeit⸗ 
punkte, in dem ſie in Kraft erwachſen iſt, und daß das 
nicht nur für die prozeſſuale, ſondern auch für die materiell⸗ 
rechtliche Wirkung der Zuſtellung gilt, weil das materielle 
Recht die Entſcheidung darüber, ob eine wirkſame Zuſtellung 
erfolgt iſt, dem Prozeßrecht überläßt: eine Scheidung in der 
Weiſe, daß eine Zuſtellung prozeſſual wirkſam iſt, der mate⸗ 
riellrechtlichen Wirkſamkeit aber entbehrt, iſt danach aus⸗ 
geſchloſſen. 


(U. v. 7. Mai 1926; 495/25 II. — Düffelborf.) [Ku. ]. 


III. Kartellrecht. 


* 15. 88 1, 21 Kartell V.; 88 126, 138 BG B. Zum 
Begriff des Kartellvertrags gehört nicht die 
Bindung aller Intereſſenten, auch ein zwiſchen 
zwei Firmen abgeſchloſſener Vertrag kann Kar⸗ 
tellvertrag ſein. Erfordernis der Schriftlichkeit 
und Ausſchluß der Kündigungsbeſchränkung.] 7) 

Die Kl. und die Bekl. Ziff. 2 waren Konkurrenzunter⸗ 
nehmungen. Sie befaßten ſich mit der Herſtellung von Gela⸗ 
tinekapſeln, anderen Markenartikeln und pharmazeutiſchen Prä⸗ 
paraten, insbeſ. Tabletten und Ampullen. Dieſe Artikel wur⸗ 
den im Großhandel ferner von der „Hageda“, Handelsgeſell⸗ 
ſchaft deutſcher Apotheker GmbH. in Berlin vertrieben. Zum 
Zwecke der Ausſchaltung des Wettbewerbs und der Abſatz⸗ 
regelung ſchloſſen nun die Vertreter der Hageda, der Bekl. 
zu 2 und der Alleininhaber der Kl. zugleich als ſolcher der 
Firma J. L. in Berlin den notariellen Vertrag v. 7. Okt. 


wegig. Die weitere Eideszuſchiebung darüber, daß der Bote die Kl. 
bei deren Wechſelerwerb von dieſer nachträglichen Domizilierung in 
i geſetzt habe, war überflüſſig und daher jedenfalls uner⸗ 
eblich. 


IX. Die Einrede der Verjährung iſt mit überall zutreffenden 
Gründen abgelehnt worden. Hinſichtlich der Frage, ob in die drei⸗ 
monatige mit dem Proteſttage beginnende Verjährungsfriſt für die 
Regreßanſprüche des Inhabers, der den Wechſel mangels Zahlung 
hat proteſtieren laſſen (Art. 78 WO .), der Proteſttag ſelbſt mit ein⸗ 
zubeziehen iſt, wäre noch beſonders darauf aufmerkſam zu machen, 
daß ſich die Nichteinbeziehung ſchon aus der WO. ſelber erweiſt. Denn 
dieſe gibt in ihrem Art. 32 die bei Monatsfriſten anzuwendende Be⸗ 
rechnungsart dahin an, daß als Endtag derjenige Tag gilt, der durch 
ſeine Zahl dem Anfangstag entſpricht. 

IR. Dr. Wilhelm Bernſtein, Berlin. 


1) JW. 1916, 199. 


Zu 15. Das RO. wird feit Errichtung des KartGer. ſelten mit Rate 
tellrechtlichen Streitigkeiten befaßt. Hier ergibt ſich ſeine Zuſtändig⸗ 
keit daraus, daß die Kl. die Nichtigkeit des in Frage ſtehenden 
Vertrags, den fie als Kartellvertrag i. S. der KartBO. anſpricht, 
wegen Fehlens der in 8 1 KartVoO. vorgeſehenen Schriftform feſt⸗ 
geſtellt wiſſen will. Eine ſolche Streitigkeit gehört ebenſo vor 
die ordentlichen Gerichte, wie die am Schluß des Urteils erörterte 
Frage, ob eine Partei noch an den Kartellvertrag gebunden iſt, 
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1921, in welchem vorbehältlich des Beitritts der Bekl. zu 1, 
für den jeder der Vertragſchließenden einzuſtehen ſich ver— 
pflichtete, u. a. die Herſtellung und der Vertrieb der bezeich⸗ 
neten Waren auf die Einzelunternehmungen verteilt wurde, 
die ſämtlichen Beteiligten ſich gegenſeitig unbedingten Kunden⸗ 
ſchutz zuſicherten und ſich zum Austauſch der Auslandskunden⸗ 
liſten verpflichteten, ferner Preisvereinbarungen zwiſchen der 
Kl. und der Bekl. zu 1 vorgeſehen waren, beide auch vor 
Angeboten miteinander in Verbindung treten ſollten, um ein 
Ausſpielen gegeneinander durch die Kunden zu vermeiden. 
Die Bekl. zu 1, deren Gründer und Geſellſchafter der 
alleinige Inhaber der Kl. und die Bekl. Ziff. 2 ſind, iſt nach 
ihrer Errichtung dem Vertrag beigetreten, jedoch nicht in 
ſchriftlicher Form. In der Folge hat die „Hageda“ ihre Be— 
ziehungen zu der Bekl. zu 2 gelöſt, auch der Kl. mit Schrei⸗ 
ben v 1. Nov. 1924 mitgeteilt, daß fie den Vertrag v. 7. Okt. 
1921 kündige und das Geſellſchaftsverhältnis als gelöſt be⸗ 
trachte. Auch die Kl. will vom Vertrag loskommen und hat, 
da die beiden Bekl. widerſprechen, gegen ſie Feſtſtellungsklage 
mit dem Antrag erhoben: „daß ſie an die im Vertrag vom 
7. Okt. 1921 enthaltenen Verpflichtungen über die Hand⸗ 
habung ihrer Erzeugniſſe und ihres Abſatzes, über die Art der 
Preisfeſtſetzung und ihre Preisforderungen nicht gebunden ſei“, 
und unter Berufung auf die Kartell VO. geltend gemacht, daß 
der Vertrag als Kartellvertrag oder Konvention nichtig ſei, 
weil die Bekl. zu 1 ihren Beitritt nicht ſchriftlich erklärt oder 
beſtätigt habe, von ihr vorſorglich auch aus wichtigem Grunde 
rechtswirkſam gekündigt worden ſei. Das BG. hat entſprechend 
dem Klagantrag erkannt. Die Reviſion iſt zurückgewieſen. Das 
BG. hat der Klage, ohne auf deren weitere Begründung aus 
88 Kartell VO. einzugehen, ſtattgegeben, weil der Vertrag 
v. 7. Okt. 1921 unter den 8 1 Kartell VO. falle, der Beitritt 
der Bekl. Ziff. 1 nicht ſchriftlich erfolgt oder beftätigt worden 
und deshalb nach 8 21 Kartell VO. nichtig ſei, und dieſe Nich⸗ 
tigkeit auch die Nichtigkeit der Bindung der übrigen Be⸗ 
teiligten nach ſich ziehe. Die Entſcheidung beruht alſo in 
weſentlichen Teilen auf Beſtimmungen der KartellVO. und 
hat damit die Rechtsgültigkeit dieſer VO. zur Vorausſetzung. 
Sie iſt nicht unbeſtritten, aber ſowohl von dem Kartellgericht 
N z. B. die Entſch. der RWG. und des Kartell Ger. Bd. II 

159), wie auch in der Rechtſprechung des RG. anerkannt. 
Hiervon abzuweichen, liegt kein Anlaß vor. Der Vertrag vom 
7. Okt. 1921 iſt ſodann allerdings vor Inkrafttreten der Kar⸗ 
tell VO. abgeſchloſſen. Aus 8 21 derſelben ergibt ſich aber, daß 
ſie gerade auch auf ſolche Verträge Anwendung finden ſoll. 
Die Reviſion wendet ſich nun zunaͤchſt dagegen, daß der Ver⸗ 
trag v. 7. Okt. 1921 überhaupt unter die in §1 Kartell VO. 
bezeichneten Vereinbarungen falle; ſie macht geltend, der Ver⸗ 
trag ſei ein reiner Individualvertrag zwiſchen zwei Firmen, 
der Kl. und der Bekl. zu 2; allenfalls könne eine Truſt⸗ 
bildung in Frage kommen; 81 Kartell VO. erfordere juriſtiſch 


wenn fie ihn aus wichtigem Grunde gemäß 88 Kart O. ge⸗ 
kündigt hat und die in Abſ. 3 vorgeſehene zweiwöchige Friſt ver⸗ 
ſtrichen iſt. 

Die Entſcheidung iſt bald nach ihrem Erlaß in der Preſſe aus⸗ 
zugsweiſe veröffentlicht worden und wird viel beſprochen. Insbeſ. 
gilt dies von dem Satz, daß „auch ein Vertrag zwiſchen nur zwei 
gewerblichen Unternehmungen ſehr wohl den Kartellbegriff der 
VO. ausfüllen kann“. In der Tat iſt das Urteil von weit⸗ 
tragender Bedeutung und geeignet, erhebliche Be⸗ 
unruhigung hervorzurufen, nicht nur wegen der weit⸗ 
gehenden Auslegung des Kartellbegriffs, ſondern auch wegen der 
Überjpannung der Formvorſchrift des § 1 Kart VO. 


Zunächſt ſeien die wirtſchaftlich⸗organtſatoriſchen Zuſammen⸗ 
hänge zwiſchen den beteiligten Firmen kurz beleuchtet: auf der 
einen Seite ſteht die Kl., ein in Form der Einzelfirma betrie⸗ 
benes Fabrikationsunternehmen der chemiſch⸗pharmazeutiſchen In⸗ 
duſtrie, deren Inhaber noch eine weitere Fabrik betreibt. Auf der 
anderen Seite ſteht die Bekl. zu 2), eine A.⸗G., an der zur Zeit 
des Vertragsabſchluſſes ein Großhandelsunternehmen (die Hageda) 
maßgebend beteiligt war. Der 1921 geſchloſſene Vertrag beendet 
einen längeren Konkurrenzkampf zwiſchen Kl. und Bekl. zu 2). 
Man vereinbart Kundenſchutz, Innehaltung von beſtimmten Prei⸗ 
fen, Abgrenzung von Abſatzgebieten, endlich die gemeinſame Fa⸗ 
brikation gewiſſer Artikel. Um den letzteren Teil des Programms 
durchzuführen, ſoll eine gemeinſame Tochtergeſellſchaft als G. m. b. H. 
gegründet werden; dies iſt die Bekl. zu 1). Im Tatbeſtand heißt 


und wirtſchaftlich Verträge, die auf das Zuſammenwirken 
ſämtlicher oder wenigſtens eines erheblichen Teils der Inter⸗ 
eſſenten eines Gewerbezweigs abzielen. Der Reviſionsangriff 
iſt nicht begründet. Auf die größere oder kleinere Zahl der 
Vertragsbeteiligten kommt es vorab nicht an. Auch ein Ver⸗ 
trag zwiſchen nur zwei gewerblichen Unternehmungen kann 
ſehr wohl den Kartellbegriff der VO. ausfüllen. Die Gefahr 
des Mißbrauchs wirtſchaftlicher Machtſtellungen iſt z. B. auch 
gerade dann beſonders groß, wenn, ſei es zufolge weitgehender 
Konzentration oder ſonſtiger beſonderer Verhältniſſe, die Zahl 
der in Betracht kommenden Unternehmungen eine ſehr kleine 
iſt. Weſentlich iſt vielmehr zunächſt, daß es ſich um einen Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrag handelt, um einen Vertrag alſo zur Er⸗ 
reichung gemeinſchaftlicher Zwecke in gemeinſamem Zuſammen⸗ 
wirken durch Übernahme geſellſchaftlicher Verpflichtungen und 
Bindungen (ſ. a. z. B. Iſay-Tſchierſchky S. 127). Ge⸗ 
rade dies trifft aber hier nach den tatſächlichen Feſtſtellungen 
des BG. zu. Denn hiernach war der mit und bei Abſchluß 
des Vertrags verfolgte Zweck zunächſt nicht etwa die Grün⸗ 
dung der Bekl. Ziff. 1 und die Übernahme eines Teils des 
Fabrikationsbetriebs der Kl. und der Bekl. Ziff. 2 durch ſie 
oder ihr Einteitt in den Lehmannſchen Pachtvertrag, ſondern 
die Ausſchaltung des Wettbewerbs zwiſchen der Kl. 
und der Bekl. zu 2 und der an letzterer beteiligten „Ha— 
geda“ GmbH. Dieſer Zweck ſollte nicht etwa durch Zu⸗ 
ſammenfaſſung in kapitaliſtiſcher Hinſicht, ſondern durch Zus 
ſammenwirken der rechtlich und wirtſchaftlich nach wie vor 
ſelbſtändig bleibenden drei Beteiligten (Kl., Bekl. zu 2 und 
Hageda) erreicht werden. Als Mittel zur Erreichung dieſes 
Zwecks haben die Parteien vereinbart, daß die Kl. und die 
Bekl. zu 2 einen Teil ihrer bisherigen Erzeugung, ſo vor 
allem die Herſtellung der Gelatinekapſeln der von ihnen zu 
errichtenden Bekl. Ziff. 1 übertragen, daß darüber hinaus für 
den deutſchen Markt die Tablettenfabrikation ausſchließlich die 
Bekl. zu 2 und ebenſo die Ampullenfabrikation und die Her⸗ 
ſtellung des Mutaflors der „Hageda“ zugewieſen fein ſolle, 
daß ferner die Beteiligten ſich Kundenſchutz zuſicherten, zu 
dieſem Behuf ſich zum Austauſch von Kundenliſten verpflich⸗ 
teten, auch zwiſchen der Kl. und der Bekl. Ziff. 1 Preis⸗ 
vereinbarungen und gegenſeitige Fühlungnahme vor etwa 
beabſichtigter anderweitiger Preisſtellung gepflogen werden 
ſollten, um ein gegenſeitiges Ausſpielen durch Kunden un⸗ 
möglich zu machen. Durch dieſe wechſelſeitigen Verpflich- 
tungen und die allſeitige Bindung hieran auf die Dauer des 
Beſtehens der Bekl. zu 1, alſo auf von vornherein gar nicht 
abzuſehende Dauer, haben demnach die Parteien im Weg der 
Vereinbarung über die Handhabung der Erzeugung, d. h. teils 
durch Zuſammenfaſſung in der Bekl. zu 1, teils durch wei⸗ 
tere Spezialiſierung — Tabletten der Bekl. zu 2, Ampul⸗ 
len und Mutaflor der „Hageda“ —, Markenartikel der Kl. —, 
durch Kundenſchutz und Vorſehung von Preisberedungen den 


es, daß der Vertrag von 1921 „vorbehaltlich des Beitritts des 
Bekl. zu 1) abgeſchloſſen wurde, für den jeder der Vertragſchließen⸗ 
den einzuſtehen ſich verpflichtete“. 

Nach dreijähriger Vertragsdauer löſt die Hageda ihre Be⸗ 
ziehungen zur Bekl. zu 2) und ſagt ſich gegenüber der Kl. vom 
Vertrage los, wobei aus dem Tatbeſtand nicht hervorgeht, in⸗ 
wiefern dies nötig, ja auch nur möglich war, da ja die Hageda nicht 
Vertragſchließender war. Nunmehr will auch die Kl. vom Vertrage 
loskommen; die Formvorſchrift des 81 Kart VO. ſoll hierbei eine 
Handhabe bilden. Jener vorbehaltene Beitritt der gemeinſamen 
Tochtergeſellſchaft (Bekl. zu 2) iſt nach den Feſtſtellungen des Tat⸗ 
beſtandes nicht in der vorgeſehenen Schriftform erfolgt. Die Kl. er⸗ 
klärt daher den Vertrag von 1921, nachdem er offenbar drei 
Jahre durchgeführt iſt, für nichtig. Das RG. billigt dieſen Stand⸗ 
punkt. . 

Die erſte Frage ift bie, ob der Vertrag v. 1921 als „Kartell⸗ 
vertrag“ i. S. des 81 der KartVO. anzuſehen iſt. Die Vorinſtanz 
hatte Tiefe Frage bejaht; die Reviſion macht geltend, der Vertrag 
ſei ein reiner Individualvertrag zwiſchen zwei Firmen, allenfalls 
könne Truſtbildung in Frage kommen. 91 KartBO. erforderte 
aber juriſtiſch und wirtſchaftlich Verträge, die auf das Zuſammen⸗ 
wirken ſämtlicher oder wenigſtens eines erheblichen Teils der In⸗ 
tereſſenten eines Gewerbezweiges abzielen. Das RG. tritt dem⸗ 
gegenüber der Vorinſtanz bei. Es ſtellt zunächſt feſt, daß es „auf 
die größere oder kleinere Zahl der Vertragsſchließenden nicht 
ankomme“ und ſchließt hieran den bereits erwähnten Satz an, 
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Geſellſchaftszweck zu verwirklichen unternommen. Das BG. 
hat ferner in einwandfreier Weiſe feſtgeſtellt, daß der Vertrag 
weiterhin in der Abſicht und zu dem Zweck der Marktbeein⸗ 
fluſſung abgeſchloſſen worden iſt. Es braucht deshalb zu der 
Frage, ob dieſer Zweck überhaupt von weſentlicher Bedeutung 
iſt oder nicht (fo z. B. Iſay⸗Tſchierſchky S. 125), keine 
Stellung genommen zu werden. Ob die Parteien mit dem 
Vertrag monopoliſtiſche Tendenzen verfolgt haben, wie Kl. 
behauptet, und ob die getroffenen Abmachungen an und für 
ſich geeignet waren, den Markt tatſächlich zu beeinfluſſen, iſt 
unerheblich. Mit Recht hat deshalb das BG. die Anwendbar⸗ 
keit des §1 KartellVO. bejaht. Unſtreitig iſt die Bekl. zu 1 
dem Vertrag nicht durch ſchriftliche Erklärung beigetreten, und 
unſtreitig hat fie nach Inkrafttreten der KartellVO. ihren Bei⸗ 
tritt weder ſchriftlich beſtätigt, noch iſt eine ſolche Beſtätigung 
von dem Vorſitzenden des Kartellgerichts erſetzt worden. Die 
Beitrittserklärung der Bekl. zu 1 iſt deshalb mit Ablauf 
der für die Beſtätigung vorgeſehenen Friſt nichtig geworden 
und damit ſind die Kartellpflichten dieſer Bekl. rechtlich 
erloſchen. Die Reviſion wendet endlich noch ein, daß der 
Alleininhaber der Kl. ſich auf die Unterlaſſung der ſchrift⸗ 
lichen Beitrittsbeſtätigung der Bekl. zu 1 keinesfalls berufen 
könne; denn einmal hätten ſich nach dem Vertrag v. 7. Okt. 
1921 alle Beteiligten verpflichtet, für dieſen Beitritt einzu⸗ 
ſtehen, und ſodann ſei der Alleininhaber der Kl. zugleich auch 
Geſchäftsführer der Bekl. zu 1; er ſei daher für das Unter⸗ 
bleiben der ſchriftlichen Beitrittserklärung den beiden Bekl. 
verantwortlich und müſſe ſich deshalb ſo behandeln laſſen, als 


daß „ein Vertrag zwiſchen nur zwei gewerblichen Unternehmungen 
ſehr wohl den Kartellbegriff der VO. ausfüllen könne“. Das RG. 
unterſucht dann, ob es ſich um einen Geſellſchaftsvertrag handele — 
was mit Recht bejaht wird — und weiterhin, ob die in 81 vor⸗ 
geſehenen typiſchen Kartellbeſtimmungen vorliegen. („Verpflichtun⸗ 
gen über die Handhabung der Erzeugung oder des Abſatzes, die An⸗ 
wendung von Geſchäftsbeſtimmungen, die Forderung von Preiſen.“) 
Auch dies wird unter Begründung im einzelnen bejaht. 

Sodann verweiſt das RG. darauf, daß in den Vorinſtanzen 
in einwandfreier Weiſe feſtgeſtellt ſei, daß der Vertrag „in der 
Abſicht und zu dem Zweck der Marktbeeinfluſſung abgeſchloſſen 
ſei“. Das RG. läßt mit Rückſicht darauf die Frage, ob dieſer 
Zweck überhaupt von weſentlicher Bedeutung ſei oder nicht, dahin⸗ 
geſtellt. Unerheblich ſcheint ihm, ob die Parteien mit dem Vertrag 
monopoliſtiſche Tendenzen tatſächlich verfolgt haben und ob die ge⸗ 
troffenen Abmachungen an und für ſich geeignet waren, den Markt 
zu beeinfluſſen. 

In dieſen Erörterungen werden alle diejenigen Geſichtspunkte 
angeſchnitten, (wenn auch nicht näher behandelt) die für die 
Feſtſtellung des Kartellbegriffs nach 8 1 KartVO. im Schrifttum 
und in der Rechtſprechung des KG. für weſentlich erachtet werden. 
Das RG. befindet ſich auch in Übereinſtimmung mit dem KG., 
wenn es die Frage, ob zum Kartellbegriff die Abſicht der 
Marktbeeinfluſſung gehöre, nicht grundſätzlich entſcheidet, ſondern 
nur entſprechend den tatſächlichen Feſtſtellungen als vorliegend er⸗ 
achtet. So hat das KG. in der Entſch. v. 5. Febr. 1925 (Samm⸗ 
lung Nr. 45) im Falle der Intereſſengemeinſchaft (Verkaufs⸗ 
gemeinſchaft) dreier Hefefabriken feſtgeſtellt, daß dieſe Intereſſen⸗ 
gemeinſchaft, wenn auch nur auf einem örtlichen beſchränkten Ge⸗ 
biet, die freie Konkurrenz ausſchalten und einen Einfluß auf den 
Markt ausüben wollte. Ebenſo iſt im Falle der Wirtſchaftlichen 
Vereinigung deutſcher Gaswerke (WV.) (Sammlung Nr. 55) feſt⸗ 
geſtellt worden, daß die WV. „durch die ihren Mitgliedern auferlegte 
Beſchränkung des Abſatzes und die damit begründete Fernhaltung des 
anfallenden Rohteers vom freien Markt auf dieſen Markt jedenfalls 
innerhalb beſtimmter Bezirke einen Einfluß auch dann ausgeübt hat, 
wenn, wie fie behauptet, die durch den Sartellvertrag gebundene 
Rohteermenge nur 7—8% des Geſamtteeranfalls in Deutſchland um⸗ 
faſſen ſollte“. Welche Merkmale es vorliegend im einzelnen waren, 
die für die Vorinſtanzen bei Feſtſtellung der Tendenz der Markt⸗ 
beeinfluſſung maßgebend waren, iſt leider nicht erſichtlich. 

Grundſätzlich ift aber zu bemerken: 

Die Kart O. zerfällt in zwei, ſcharf voneinander zu tren⸗ 
nende Abſchnitte. 88 1—9 befaſſen ſich mit Kartellen, Syndi⸗ 
katen und ähnlichen Abmachungen als Trägerin wirtſchaftlicher 
Machtſtellungen, der $ 10, der das bekannte, auch für den Zivil⸗ 


prozeß wegen der Ausſetzungsmöglichkeit (§ 12 Abſ. 3 KartVO.) 


wichtige Beanſtandungsverfahren gegenüber Geſchäftsbedingungen 
behandelt, trifft neben den Kartellen i. S. des §1 auch monopo⸗ 
liſtiſche Einzelunternehmungen und Konzerne. Man wird alſo im 
großen für die Begriffsbeſtimmung gegenüberzuſtellen haben 
Kartelle einerſeits (58 1—9), monopoliſtiſche Einzelunternehmungen 
und Konzerne (Truſts) andererſeits (8 10). Was die Kart VO. 
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ob die Verpflichtung zur Herbeiführung des ſchriftlichen Bei⸗ 
tritts der Bekl. zu 1 erfüllt wäre. Dieſer Einwand ſcheitert 
jedoch ſchon daran, daß nach der ſtändigen Rechtſprechung des 
RG. nur Argliſt unter Umſtänden dem Alleininhaber der Kl. 
die Möglichkeit abſchneiden würde, fi auf die wegen For m⸗ 
mangels eingetretene Nichtigkeit der Kartellbindungen zu 
berufen (ſ. z. B. RG. 107, 180%)). Davon könnte hier nur 
dann die Rede ſein, wenn Kl. ſeinerzeit die Nachholung des 
förmlichen Beitritts der Bekl. zu 1 innerhalb der Friſt des 
§ 21 Kartell VO. gefliſſentlich hintertrieben oder vereitelt hätte. 
Inſoweit fehlt es aber an jeder Unterlage. Selbſt wenn aber 
zugunſten der Bekl. unterſtellt würde, daß der Wegfall der 
Kartellbindung der Bekl. zu 1 die Kartellpflichten des Kl. 
unberührt gelaſſen hätte, müßte die Klage unter dem weiter 
geltend gemachten Geſichtspunkt der Kündigung durchdringen. 
Ihr gegenüber könnten ſich die Bekl. vorab nicht auf den ver⸗ 
tragsmäßigen Ausſchluß einer ſolchen über die Zeit des Be⸗ 
ſtehens der Bekl. zu 1 berufen. Denn nach § 8 Kartell VO. 
ſind Kündigungsbeſchränkungen ſchlechthin unwirkſam. Auszu⸗ 
üben war ſodann, wie geſchehen, das Kündigungsrecht gegen⸗ 
über den übrigen drei Vertragsbeteiligten. Inhaltlich mußte 
die Kündigungserklärung nur den Willen des Kl. zu friſtloſem 
Austritt erkennen laſſen; ein ausdrücklicher Hinweis darauf, 
daß die Kündigung gemäß 88 Kartell OV. erfolge, war nicht 
erforderlich (Jſay-Tſchierſchky S. 257 b). Unſtreitig iſt 
endlich ein Antrag nach 8 8 Abſ. 3 Kartell VO. nicht geſtellt 
worden. Damit hätte die Kündigung Rechtswirkſamkeit erlangt. 
(U. v. 9. Juli 1926; 28/26 II. — Berlin.) [Ku.] 


unter Kartellen verſteht, iſt nicht nur aus den typiſchen Kartell⸗ 
beſtimmungen (Verpflichtungen hinſichtlich Erzeugung, Abſatz uſw.) 
zu entnehmen, die ſie einzeln aufzählt, ſondern auch daraus, daß 
fie (geſetzestechniſch in einer Klammer) Kartelle, Syndicate und 
ähnliche Abmachungen aufführt. Daher ſind mit den (nicht ſehr 
erheblichen) Abweichungen, die ſich aus der KartVO. ergeben, die 
Begriffe der Wirtſchaftswiſſenſchaft als Auslegungsquelle aner⸗ 
kannt. Weiterhin darf aber auch für die Auslegung des Kartell⸗ 
begriffs die Überſchrift der VO., die ſich gegen wirtſchaftliche Macht⸗ 
ſtellung richtet, nicht vergeſſen werden. Mir ſcheint daher nach wie 
vor die in meinem Kommentar S. 60 vertretene Auffaſſung, die 
auch im großen und ganzen von Lehnich-Fiſcher, Hauß⸗ 
mann⸗ Holländer, Goldbaum, gebilligt wird, richtig, daß 
die monopoliſtiſche Tendenz zum Weſen des Kartellbegriffs, auch 
nach §1 KartVO. gehört. Um dieſe feſtzuſtellen, iſt aber die 
Zahl der Vertragsteilnehmer im Vergleich zu den für die betref⸗ 
fende Regelung überhaupt in Betracht kommenden Unterneh- 
mungen eines der weſentlichſten Merkmale. Wird der Vertrag 
nur zwiſchen zwei Unternehmungen abgeſchloſſen, ſo wird es beſon⸗ 
ders ſorgfältiger Prüfung bedürfen, ob eine monopoliſtiſche Tendenz 
vorliegt und ob insbe. ſich der Zuſammenſchluß nach außen, alfo 
an den Markt, wendet. Verkaufs-, Einkaufs⸗, Produktions⸗, Pa⸗ 
tentgemeinſchaften, wie ſie innerhalb der Gliedunternehmungen 
eines Konzerns häufig geſchloſſen werden, (ſogenannte „Zweck⸗ 
gemeinſchaften“) ſind nicht als Kartelle i. S. der KartVO. anzu⸗ 
ſehen, eben weil auch die Rahmenorgamſation der Konzerne nicht 
unter 88 1—9 KartVO. fällt. 

Grundſätzlich anders iſt die Auffaſſung des Komm. von 
Iſay⸗Tſchierſchky S. 123 f., der die Unterſcheidung lediglich 
auf die Rechtsform (Geſellſchaftsvertrag und das Vorliegen der in 
§ 1 genannten typiſchen Kartellbindungen) abſtellt. Damit werden 
Organiſationsformen der verſchiedenſten Art ohne innere Notwen⸗ 
digkeit in den Kartellbegriff eingeordnet. 

In der Frage, ob die Schriftform erfüllt iſt, vertritt das RG. 
einen ſehr formalen Standpunkt. Auch jene abhängige Tochterge⸗ 
ſellſchaft, die Bekl. zu 2, ſollte dem Vertrage beitreten; dies iſt 
nicht geſchehen, daher iſt der ganze Vertrag nichtig und auch nach 
§ 139 BGB. nicht aufrechtzuerhalten. Demgegenüber iſt darauf 
hinzuweiſen, daß (mit wenigen Ausnahmen) das geſamte Rartell- 
rechtliche Schrifttum ſich bemüht hat, den Formſchutz auf ein Min⸗ 
deſtmaß zurückzuführen. Man war ſich klar darüber, daß wegen der 
Unſicherheit des Kartellbegriffs und der nach § 21 KartVO. geſetz⸗ 
ten nur dreiwöchigen Friſt die Gefahr eines Verſtoßes gegen die 
Form außerordentlich groß war. 

(Das Inkrafttreten der KartVO. fällt in die Wirren des Be⸗ 
ginns der Stabiliſierungsperiode November⸗Dezember 19231) 

Vor allem hat Iſay⸗Tſchierſchay S. 143 (R. Iſay 
KartRundſch. 1924, S. 78) mit Nachdruck den Standpunkt ver⸗ 
treten, daß der Beitritt zu einem Kartell gar kein Vertrag ſei 
und daß allgemein § 126 BGB. nicht anwendbar iſt. Das KG. ſelbſt 
hat, nachdem es anfänglich einen ſtrengeren Standpunkt vertrat 
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** 16. 88 Kart VO. 1. Unſicherheit über die 
Tragweite geſetzlicher Beſtimmungen und ride 
terlicher Sprüche iſt keine Entſchuldigung für 
Vertragsverletzungen. 2. Vertragsſtrafen kön⸗ 
nen auch noch nach Ausſcheiden eines Kartellmit⸗ 
gliedes verhängt werden. 3. Die Entſcheidung 
des Kartellgerichts über Zuläſſigkeit und Wir⸗ 
kung einer Kündigung bezieht ſich nur auf die 
konkrete, ihr vorgelegte Kündigung.] 7) 

Der Bekl. war Geſellſchafter des klagenden Verbandes, 
der ſich ſeit Anfang März 1924 in Liquidation befindet. Nach 
88 der einen Beſtandteil des Geſellſchaftsvertrages vom 
18./19. Febr. 192 bildenden „übereinkunft“ waren die Ge⸗ 
ſellſchafter verpflichtet, nach Maßgabe ihres Produktionsrechts 
den Weiſungen der Geſellſchaft entſprechend Hefe herzuſtellen 
und ſie nach dem Vertrag und den Beſchlüſſen des Aufſichts⸗ 
rats oder der Geſellſchaftsverſammlung ausſchließlich durch 
die Geſellſchaft verwerten zu laſſen oder als deren Beauf⸗ 
tragte für ihre — der Geſellſchaft — Rechnung zu verwerten. 
Für den Fall der Zuwiderhandlung hiergegen war beſtimmt, 
daß der Geſellſchafter eine Vertragsſtrafe bis zum vollen 
durchſchnittlichen Verkaufspreiſe (Abnehmerpreis) der der Ge⸗ 
ſellſchaft entzogenen oder nicht durch ſie verwerteten Hefe zu 
zahlen habe. Nach § 21 der Übereinkunft war eine derartige 
Strafe von der Geſchäftsführung zu verhängen, der getroffene 
Geſellſchafter konnte aber binnen einer Woche die Entſcheidung 
des Auflichtsrat3 anrufen; dieſem ſtand auch das Recht der 
Ermäßigung der Strafe zu. Außerdem geſtand die Überein- 


(Sammlung Nr. 19), in ſpäteren Entſcheidungen (vgl. Sammlung 
Nr. 56) ſich dieſer überwiegenden Meinung des Schrifttums ange⸗ 
ſchloſſen und anerkannt, daß vor allem der Zweck des § 1 Kart VO. 
— der Kartellaufſichtsbehörde eine Nachprüfung der Kartellverträge 
zu ermöglichen — weſentlich ſei. 

Vorliegend hätte es nahe gelegen, ſich dem Standpunkt der 
Reviſion anzuſchließen, daß es des Beitritts der abhängigen Toch⸗ 
tergeſellſchaft für die Wirkſamkeit der Vertragsverpflichtungen, an 
die ſich ja auch die Parteien jahrelang gebunden hielten, nicht be⸗ 
durfte — (vgl. 8 139 BGB). 

NA. Dr. Heinrich Friedländer, Berlin. 


Zu 16. Aus der Fülle der intereſſanten Kartellgerichtlichen 
Fragen, die die Entſch. veranlaßt, können an dieſer Steile nur 
einige beſprochen werden. 

1. Es iſt dem NG. unbedenklich darin zuzuſtimmen, daß die 
ordentlichen Gerichte in der Frage der Zuläſſigkeit einer vor In⸗ 
krafttreten der Kartell O. ausgeſprochenen Kündigung an die Ent» 
ſcheidung des Kartellgerichts gebunden find. Immerhin ift bemerkens⸗ 
wert, daß das KG. in dieſer Frage den allerdings ſehr formaliſtiſchen 
Standpunkt des Kartellgerichts nicht teilt, und auch das NS. die 
Gewichtigkeit dieſer Gründe anerkennt. Dieſe Frage dürfte aber 
heute kaum noch praktifche Bedeutung haben. 

2. Zu billigen iſt unbedingt der Standpunkt des RG., daß 
eine verwirkte Vertragsſtrafe auch nach dem Ausſcheiden des Kar⸗ 
tellmitglieds, insbeſ. auch nach feiner Kündigung gemäß 8 8 Kartell⸗ 
O., von den nach dem Fartellvertrag zuſtändigen Stellen noch 
verhängt und eingezogen werden kann. 

3. Das RG. har mit der weitaus herrſchenden Anſicht gegen den 
bekannten Standpunkt von Iſay, ſich zu der beklaratorifchen 
Natur der Kündigung nach § 8 KartVO. bekannt. Ich halte dieſen 
Standpunkt, jedenfalls de lege lata, für richtig. 

4. Erheblich zweifelhafter ſind dagegen die Ausführungen des 
RG. über das Maß der einer Entſch. des Kartellgerichts gemäß 8 12 
Abſ. 2 Kart VO. innewohnenden bindenden Kraft. Insbeſ. inwieweit 
das ordentliche Gericht an eine Entſch. des Kartellgerichts über die 
Wirkſamkeit einer nach 8 8 ausgeſprochenen Kündigung gebunden 
iſt. Das Kartellgericht hat darüber zu entſcheiden, ob ein wichtiger 
Grund zur Kündigung vorliegt, und ob die Kündigung ordnungs⸗ 
mäßig erklärt worden iſt. Im vorliegenden Falle handelt es ſich 
um mehrfache Kündigungserklärungen, die ſich aber auf den gleichen 
Kündigungsgrund ſtützen. Das Kartellgericht hat die Kündigung für 
ſachlich begründet, die erſte Kündigungserkelärung, weil vor Inkruft⸗ 
treten der Kart VO. abgegeben, für unzuläſſig, dagegen ihre Wieder⸗ 
holung in der mündlichen Verhandlung vor dem Kartellgericht für 
zuläſſig angeſehen und demgemäß dahin entſchieden, daß die Kün⸗ 
digung für zuläſſig erklärt wird und als der Tag der Kündigung 
der Tag der mündlichen Verhandlung vor dem Kartellgericht (7. Jan. 
1924) zu gelten hat. Es fragt ſich nun, ob das ordentliche Gericht 
eine auf den gleichen Kündigungsgrund geſtützte, aber dem Kartell⸗ 
gericht überhaupt nicht bekannt geweſene, jedenfalls nicht von ihm 
berückſichtigte Kündigungserklärung, die zwiſchen der erſten ungul⸗ 
tigen Kündigungserklärung und der mündlichen Verhandlung lag, 
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kunft (88 9, 19) dem Verband gewiſſe Überwachungs⸗ und 
Kontrollbefugniſſe der Verkaufsorganiſation und der Ge⸗ 
ſchäftsführung der Geſellſchafter gegenüber zu. Mit Schreiben 
v. 17. Nov. 1923 kündigte der Bekl. ſeine Zugehörigkeit zum 
Hefeverband, und zwar zum Tage des Inkrafttretens der 
BD. gegen Mißbrauch wirtſchaftlicher Machtſtellungen vom 
2. Nov. 1923 (d. h. zum 20. jenes Monats) friſtlos „auf 
Grund“ der genannten VO. mit dem Anfügen, daß er ſeine 
Hefeerzeugung, die durch ſeine Zugehörigkeit zum Verband in 
unerträglicher Weiſe zurückgegangen ſei, vom 20. November 
ab ſelbſt verwerten werde. Das Schreiben ging am 19. Nov. 
1923 bei der klagenden GmbH. ein. Dieſe wies durch Tele⸗ 
gramm und Schreiben vom gleichen Tage die Kündigung als 
unberechtigt zurück, worauf der Bekl. am 21. November (beim 
Verband eingegangen am 22. November) erwiderte: er halte 
ſeinen Entſchluß, aus dem Verband auszutreten, aufrecht; der 
Austritt ſei ſchon vollzogene Tatſache geworden, er — Bekl. 
— habe ſchon geſtern ſeine Kundſchaft auf eigene Rechnung 
bedient. Am 26. Nov. 1923 ſtellte nunmehr die Kl. beim 
Kartellgericht den Antrag, die Kündigung des Bekl. für un⸗ 
zuläſſig zu erklären. Nachdem der Vorſitzende des Kartell- 
gerichts unter dem 29. Nov. 1923 (dem Bekl. zugeſtellt am 
1. Dezember) die Anordnung erlaſſen hatte, daß die Kündi⸗ 
gung des damaligen Antragsgegners bis zum Erlaß der Ent⸗ 
ſcheidung des Kartellgerichts als unzuläſſig gelte, erging am 
7. Jan. 1924 dieſe Entſcheidung dahin, daß die von P. aus⸗ 
geſprochene Kündigung des Geſellſchaftsvertrags nebſt Über⸗ 
einkunft für zuläſſig erklärt werde und als Tag der Kün⸗ 


als wirkſame Kündigungserklärung behandeln darf. Das iſt zunächſt 
eine Frage der Rechtskraft. Das RG. zieht zur Feſtſtellung der 
Bedeutung des KRartellgerichtlihen Spruches die Cntſcheidungsgründe 
heran und kommt zu dem Ergebnis, daß das Kartellgericht nur 
hinſichtlich ganz beſtimmter Erklärungen des Kartellmitgliedes ent⸗ 
ſchieden habe, daß durch ſie eine wirkſame Kündigung nicht herbei⸗ 
geführt worden ſei. Eine Auslegung der Entſcheidung dahin, daß 
mit ihr zugleich irgendwelchen anderen Kündigungsakten die Wirk⸗ 
ſamkeit endgültig abgeſprochen werden ſolle, komme nicht in Frage. 
Es tritt hier alſo das Problem der Rechtskraft eines Feſtſtellungs⸗ 
urteils nach § 256 3 PO. auf. Insbeſ. ob bei einem Urteil über 
Wirkſamkeit oder Unwirkſamkeit einer Kündigung die Entſch. nur 
hinſichtlich beſtimmter Kündigungserklärungen in Rechtsleraft er⸗ 
wächſt, oder aber ob über den konkreten Kündigungsgrund endgültig 
entſchieden wird. Es würde zu weit führen, dieſe weſentlich zivil⸗ 
prozeſſuale Frage hier zu behandeln. Nimmt man mit dem RS. an, 
daß die Rechtskraft ſich nur auf beſtimmte Kündigungserklärungen 
bezieht, ſo würde alſo nichts im Wege ſtehen, eine vom Kartell⸗ 
gericht nicht berückſichtigte Kündigungserklarung nachträglich noch 
für wirkſam zu erklären und demgemäß feſtzuſtellen, daß die Kün⸗ 
digung — bei Identität des Kündigungsgrundes — ſchon früher 
wirkſam geworden iſt, als in dem früheren kartellgerichtlichen Spruch 
ſeſtgeſtellt worden iſt. Die Frage iſt nur dann, welches Gericht zu 
dieſer Feſtſteltung befugt iſt. Nach § 12 Abf. 1 iſt die Zuftändigkeit 
des Kartellgerichts ausschließlich. Über die Kündigung nach 8 8 ent⸗ 
ſcheidet aber das Kartellgericht auf Antrag eines Beteiligten (8 8 
Abſ. 3). Hängt die Entſch. eines bei den ordentlichen Gerichten an⸗ 
anhängigen Streites von einer Feſtſtellung ab, für welche das 
Kartellgericht zuſtändig iſt, ſo hat das Gericht die Verhandlungen bis 
zur Entſch. des Kartellgerichts auszuſezen (8 12 Abſ. 3 Kart VO.) 
Die Ausſetzung ift hier, im Gegenjag zu 8 148 ZPO., obligatoriſch 
und von Amts wegen anzuordnen. Wie konnte angeſichts dieſer 
Rechtslage das RG. in der Sache ſelbſt entſcheiden? Es ſpricht ſich 
hierüber nicht näher aus. Offenbar halt das RG. in dieſem Falle 
ſich, alſo das ordentliche Gericht, für zuſtändig, weil es die vom 
Kartellgericht nichtberückſichtigte Kündigungserklärung vom 21. Nov. 
1923 nicht auf Grund ſachlicher Prüfung des Kündigungs⸗ 
grundes, ſondern nach 88 Abſ. 3 Saß 3 KartVO. wegen nicht 
rechtzeitiger Stellung eines Antrages auf Entſch. beim Kartellge⸗ 
richt für wirkſam erklärt hat. In dieſem Sinne hat das RG. auch 
bereits in ſeiner Entſch. v. 9. Juli 1926 II 2826, Kartellrundſchau 
1926, 466 eine Kündigung mangels rechtzeitig geſtellten Antrages 
für wirkſam erklärt. Gehört aber wirklich eine ſolche Entſcheidung 
zur Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte, oder nicht vielmehr 
zur ausſchließlichen Zuſtändigkeit des Kartellgerichts? Soweit 
ich ſehe, beſteht in der Literatur darüber kein Streit, daß das 
Kartellgericht ſelbſt darüber zu entſcheiden hat, ob ein bei ihm 
eingegangener Antrag auf Entſcheidung gemäß § 8 Abſ. 3 rechtzeitig 
oder verſpätet geſtellt iſt. Das iſt ja auch praktifch die einzig mögliche 
Auffaſſung. Iſt aber das Kartellgericht zuſtändig, über einen ſol⸗ 
chen Antrag zu entſcheiden, fo iſt dieſe Zuständigkeit nach 812 
Abſ. 1 eine ausſchließliche, und die Entſch. nach Abſ. 2 auch für 
das ordentliche Gericht bindend. (So auch Iſay⸗Tſchierſchky, 
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digung der 7. Jan. 1924 zu gelten habe. Das Gericht ging 
hierbei, was die Zeit der Kündigung angeht, davon aus, daß 
die am 19. November dem Verband zugegangene Kündigung 
unwirkſam geweſen ſei, weil die genannte BD. v. 2. Nov. 1923 
erſt am 20. jenes Monats in Kraft getreten ſei; dagegen er⸗ 
gebe ſich das Vorhandenſein einer wirkſamen Kündigung dar⸗ 
aus, daß P. durch die in der Verhandlung vor dem Kartell⸗ 
gericht (v. 7. Jan. 1924) abgegebenen Erklärungen ihren Kün⸗ 
digungswillen unzweideutig zum Ausdruck gebracht habe. Das 
Schreiben des P. v. 21. Nov. 1923 ift in den Gründen jener 
Entſcheidung nicht erwähnt. Vom 20. Nov. 1923 an ver⸗ 
wertete der Bekl. die von ihm erzeugte Hefe auf eigene Rech⸗ 
nung; auch geſtattete er in der Folge die in der Übereinkunft 
vorgeſehenen Verbandsreviſionen in ſeinem Betriebe nicht 
mehr. Wegen dieſes Verhaltens ſetzte der Verband mit Schrei⸗ 
ben v. 25. Febr. 1924 gemäß 88 8, 20 der Übereinkunft gegen 
den Bekl. eine Vertragsſtrafe von 118 915,20 GM. feſt wegen 
unzuläſſiger Verwertung ſeiner Hefe in der Zeit v. 20. Nov. 
1923 bis zum 7. Jan. 1924. Die Berechnung geſchah derart, 
daß für die einzelnen vertragswidrig abgeſetzten Hefenmengen 
der jeweils geltende Verkaufspreis des Verbandes voll an⸗ 
geſetzt wurde. Außerdem verhängte der Verband gegen den 
Bekl. noch zwei weitere Vertragsſtrafen in Höhe von je 
500 GM., weil der Bekl. nach dem 20. Nov. 1923 einen Revi⸗ 
ſionsbeamten des Verbandes für die Zeit nach dem genannten 
Tage überhaupt nicht mehr in ſeinem Betrieb tätig ſein ließ 
und einem anderen ſolchen Beamten (Spiegler) die Einſicht 
in die Geſchäftsbücher für die Zeit nach dem 20. Nov. 1923 
verweigerte. Das LG. hat die Klage zugeſprochen, das BG. 
dagegen hat ſie abgewieſen. Die Reviſion iſt zurückgewieſen. 
Im Gegenſatz zu der vom Kartellgericht in ſeiner Entſcheidung 
0. 7. Jan. 1924 vertretenen Auffaſſung, daß die Kündigung 
des Bekl. v. 17. Nov. 1923, der Kl. zugegangen am 19. des. 
Monats, wegen des erſt am 20. November erfolgten In⸗ 
krafttretens der KartVO. unwirkſam geweſen fei, erachtet das 
BG. dieſe ausdrücklich „zum Tage des Inkrafttretens des 
Geſetzes“ ausgeſprochene Kündigung als rechtswirkſam ge⸗ 
worden mit dem Inkrafttreten der VO. Gewiß laſſen ſich 
gegen jene Auffaſſung des Kartellgerichts gewichtige Gründe 
anführen; dem Prozeßrichter ſteht aber eine Nachprüfung nicht 
zu, weil nach 8 12 Abſ. 2 KartVO. die Entſcheidung des Kar⸗ 
tellgerichts über die Zuläſſigkeit einer Kündigung endgültig 
und für den ordentlichen Richter bindend iſt. Die Kündigung 
v. 17. Nov. 1923 hat daher ganz auszuſcheiden. In zweiter 
Linie erblickt das BG. eine wirkſame Kündigung des Bekl. 
in deſſen Verhalten nach dem 20. Nov. 1923 (Nichterfüllung 
feiner Verpflichtungen aus der „Übereinkunft“); dieſes ſein 
Verhalten habe, zum mindeſten in Verbindung mit dem 
Schreiben v. 17. Nov. 1923, den Kündigungswillen unzwei⸗ 


88 Anm. 77 S. 284.) Gehört aber die Entſch. darüber, ob eine 
Kündigungserklärung infolge verſpäteten Antrages wirkſam gewor⸗ 
den ift, zur Zuitändigkeit des Kartellgerichts, jo muß das gleiche 
gelten für die Entſch. darüber, ob die Kündigung infolge überhaupt 
nicht geſtellten Antrages wirkſam geworden iſt. In dem einen 
wie dem anderen Falle iſt das Entſcheidende, daß innerhalb der 
P äkluſivfriſt ein Antrag nicht geſtellt worden iſt. Ob nach Ab⸗ 
lauf der Friſt ein ſolcher geſtellt wird oder nicht, kann doch unmög⸗ 
lich dafür entſcheidend ſein, ob das Kartellgericht oder das ordent⸗ 
liche Gericht zuſtändig iſt. Das RG. kann ſich allerdings für 
feinen Standpunkt auf Haus mann⸗ Holländer (Kartelle 
Verordnung 8 12 Anm. 5 ©. 114/115) berufen, wonach die Aus⸗ 
ſetzung wegen der Frage der Kündigung des Kartellvertrages nur 
dann zu erfolgen hat, „wenn über die Zuläſſigkeit dieſer Kün⸗ 
digung noch ein Verfahren bei dem Kartellgericht ſchwebt, oder 
die Friſt zum Widerſpruch gegen die Kündigung noch nicht ab⸗ 
gelaufen iſt“. Man könnte dieſen Standpunkt allenfalls billi⸗ 
gen, wenn es ſich um die rein formale Feſtſtellung der nicht 
rechtzeitigen Antragsſtellung handelte. Aber ſo liegen die Dinge, 
wenn ſie überhaupt ſtreitig werden, in der Regel nicht. Und ſo auch 
nicht im vorliegenden Fall. Gerade die Frage, ob der vom RG. 
dem Wortlaut nach nicht mitgeteilte Brief des Bekl. v. 21. Nov. 
1923 inhaltlich eine „ſelbſtändige Kündigungserklärung“ darſtellt, 
iſt eine Tat⸗ und Auslegungsfrage. Bezeichnend iſt, daß der Bekl. 
ſelbſt in dem Verfahren vor dem Kartellgericht ſich nicht auf 
dieſen Brief als eine ſelbſtändige Kündigungserklärung geſtützt hat. 
Ebenſo iſt aber häufig auch die Frage, ob ein Antrag innerhalb der 
geſetzlichen Friſt geſtellt worden iſt, nicht ſelten ſchwer zu beant⸗ 
worten. So auch hier (vgl. unten Ziff. 5). Vor allem widerſpricht 
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deutig ergeben. Das BG. ſtützt übrigens die Abweiſung des 
Vertragsſtrafenanſpruchs der Kl. nicht auf dieſe Kündigung 
der Kartellzugehörigkeit des Bekl., ſondern darauf, daß er, 
nachdem er ſchon am 17. November zum Tag des Inkraft⸗ 
tretens der KartVO. gekündigt gehabt, mit der Erfüllung ſei⸗ 
ner Vertragsverpflichtungen gegenüber dem Verband nicht in 
Verzug geraten und eben darum der Fall der Verwirkung der 
Vertragsſtrafen nicht eingetreten ſei. Unter dieſen Umſtänden 
braucht zu der Frage, wie die Bejahung der Wirkſamkeit der 
vom BG. in zweiter Reihe beſprochenen Kündigung (Verhalten 
des Bekl. nach dem 20. Nov. 1923 uſw.) im Hinblick auf 8 12 
Abſ. 2 KartVO. zu beurteilen wäre, nicht Stellung genommen 
zu werden. Das BG. verneint ein Verſchulden des Bekl. (hin⸗ 
ſichtlich der v. 20. Nov. 1923 an unterlaſſenen Weitererfüllung 
ſeiner Vertragspflichten gegenüber dem Verbande) deshalb, 
weil auch dann, wenn man die Auffaſſung des Kartellgerichts 
zur Kündigungsfrage als zutreffend zugrunde lege, die Rechts⸗ 
lage „bei dem eben erſt in Kraft getretenen Geſetze“ derart un⸗ 
überſichtlich geweſen ſei, daß ein etwaiger Rechtsirrtum des 
Bekl. als entſchuldbar angeſehen werden müſſe. Eine andere 
Beurteilung rechtfertige auch nicht der Umſtand, daß das 
Kartellgericht die (im Tatbeſtand erwähnte) vorläufige An⸗ 
ordnung v. 29. Nov. 1923 erlaſſen habe; denn die Wirkung 
einer ſolchen Anordnung „bleibe unklar“. Der Bekl., dem 
nach der kartellgerichtlichen Entſcheidung zureichende Kündi⸗ 
gungsgründe zur Seite geſtanden hätten, habe darauf bauen 
dürfen, daß er zur Kündigung befugt ſei; er habe daher auch 
nicht ſchuldhaft gehandelt, wenn er ſeine Kündigung trotz jener 
Anordnung als von Anbeginn wirkſam betrachtet habe. Dieſe 
Begründung iſt nicht frei von Bedenken. Denn im allge⸗ 
meinen iſt, auch wenn man von der Anordnung v. 29. Nov. 
1923 zunächſt abſieht, die Zweifelhaftigkeit einer Rechtsfrage 
nicht geeignet, die Leiſtungsverweigerung eines Schuldners als 
gerechtfertigt erſcheinen zu laſſen, vielmehr hat der Schuldner 
die Folgen einer falſchen Rechtsauffaſſung regelmäßig ſelbſt 
zu tragen. Beſondere Umſtaͤnde, die der Schuldner darzutun 
hat, können allerdings im Einzelfall eine Ausnahme hiervon 
begründen, ſolche ſind aber im gegenwärtigen Falle nicht er⸗ 
ſichtlich. Im Gegenteil: die Anordnung v. 29. Nov. 1923 
mußte dem Bekl., wenn er ſie mit einiger Sorgfalt las, zum 
Bewußtſein bringen, daß er ſich auf die Wirkſamkeit ſeiner 
Kündigung und darauf, daß das Kartellgericht das Vertrags⸗ 
verhältnis als gerade mit dem 20. November gelöſt anſehen 
werde, nicht verlaſſen könne. Ohne Grund bezeichnet das BG. 
unter Verweiſung auf Iſay⸗Tſchierſchky, KartVO., die 
Wirkung einer derartigen Anordnung als unklar. Offenſichtlich 
ſollte ſie den Bekl. darüber aufklären, daß er zunächſt ſeine 
Kündigung nicht als wirkſam betrachten dürfe, da über die 
Frage ihrer Zuläſſigkeit erſt der künftige Spruch des Kartell⸗ 


die Stellungnahme des RG. dem erkennbaren Zweck des 8 8 Abſ. 3 
KartvO. Danach ſollen Streitigkeiten über die Wirkfamkeit einer 
Kündigung möglichſt ſchnell entſchieden werden. Deshalb wird die 
Entſch., wenn die Wirkſamkeit der Kündigung ſtreitig wird, dem 
Kartellgericht übertragen, welches in einem beſchleunigten Ver⸗ 
fahren und in einem einzigen Rechtszuge endgültig entſcheidet. 
Dem gleichen Zweck dient die Beſtimmung des 5 8 Abſ. 3 Satz 2 
und 3, wonach mangels rechtzeitig geſtellten Antrages die Kün⸗ 
digungserklärung ohne Rückſicht auf ihre ſachliche Berechtigung 
wirkſam wird. Es widerſpricht offenſichtlich dem Zwecke dieſer 
Beſtimmung, wenn nun gerade ein Streit darüber, ob dieſe Prä⸗ 
kluſivwirkung eingetreten iſt, nicht in dem beſchleunigten Ver⸗ 
fahren vor dem Kartellgericht, ſondern vor den ordentlichen Ge⸗ 
richten ausgetragen werden müßte. Denn dann würde die Un⸗ 
ſicherheit über die Gültigkeit der Kündigung während der Dauer 
dreier Inſtanzen beſtehen bleiben. Im vorliegenden Fall iſt anſchei⸗ 
nend erſt beim RG. dieſe Frage aufgeworfen und ſtreitig geworden. 
Das iſt ein Zufall. Bei normaler Fallgeſtalkung wird durch Ausſetzung 
des Verfahrens und Herbeiführung einer kartellgerichtlichen Ent⸗ 
ſcheidung dieſe Unſicherheit weſentlich ſchneller beſeitigt werden. Es 
erſcheint an ſich auch natürlicher, daß die Entſcheidung über die 
Anwendung einer Sondervorſchrift der KVoO. dem durch dieſe Ver⸗ 
ordnung eingeſetzten Sondergericht zuſteht. M. E. hat daher im 
vorliegenden Fall das RG. ſeine Zuſtändigkeit überſchritten. 

5. Aber auch die fachliche Stellungnahme des RG. in dieſer 
Frage iſt nicht ohne Bedenken. Da das RG. ſich in der Lage fühlte, 
feſtzuſtellen, daß der Kündigungsgrund von der erſten unzuläſſigen 
Kündigung bis zum Verhandlungstage vor dem Kartellgericht fort⸗ 
beſtanden hat, und es weiterhin in dem Schreiben v. 21. Nov. eine 
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gerichts entſcheide. Die vom BG. angeführte Stelle bei 
Iſay-Tſchierſchky a. a. O. (S. 283) befagt nur, daß hin⸗ 
ſichtlich ſolcher Anordnungen eine gewiſſe Unklarheit beſtehe 
wegen der Frage ihrer Vollſtreckbarkeit und darüber, ob 8 44 
der VO. über das Reichswirtſchaftsgericht auf fie entſprechend 
anwendbar ſei. Auf das vom Vertreter des Bekl. in der Ver⸗ 
handlung vor dem Rev. zur Sprache gebrachte Bedenken, 
ob eine vorläufige Anordnung mit dem Inhalt der hier Dor- 
liegenden, die den Spruch des Kartellgerichts vorweggenommen 
habe, überhaupt zuläſſig ſei, braucht nicht eingegangen zu wer⸗ 
den; denn hier handelt es ſich nur darum, in welchem Sinne 
der Bekl. die Anordnung, über deren Zuläſſigkeit ihrem In⸗ 
halt nach er ſich ſchwerlich Gedanken gemacht haben wird, bei 
einigermaßen aufmerkſamem Leſen verſtehen mußte. Dieſe 
Bedenken führen indeſſen nicht zur Aufhebung des angefoch⸗ 
tenen Urteils; denn die Entſcheidung des BG. erweiſt ſich aus 
anderen Gründen als richtig. Nicht zutreffend iſt allerdings, 
was der Bekl. in der Reviſionsverhandlung geltend gemacht 
hat: daß die Klage, ſoweit die Vertragsſtrafen in Frage kom⸗ 
men, ſchon deshalb der Abweiſung verfallen ſei, weil die Kl. 
die Vertragsſtrafe über den Bekl. erſt nach deſſen Ausſcheiden 
aus dem Verband verhängt habe, wozu fie nach Aufhören ſei⸗ 
ner Mitgliedſchaft nicht mehr befugt geweſen ſei. Wie die 
Klägerin ſelbſt vorträgt, wurde die Strafe im Betrage von 
118 915,20 GM. dem Bekl. gegen Ende Februar 1924, alfo 
nach ſeinem Ausſcheiden auferlegt. Dazu war ſie auch nach 
dieſem Ausſcheiden noch berechtigt. Ebenſogut wie ein Scha⸗ 
denserſatzanſpruch, der in der Zugehörigkeit eines Verbands⸗ 
mitglieds zum Kartell ſeine Grundlage hat, noch nach dem 
Ausſcheiden des Mitglieds ihm gegenüber geltend gemacht 
werden kann, iſt dies auch bei dem Anſpruch auf Vertrags⸗ 
ſtrafe der Fall ohne Rückſicht darauf, ob die Strafe noch wäh⸗ 
rend der Zugehörigkeit des Mitglieds zum Verband oder erſt 
nachher verhängt, d. h. ihm bekanntgegeben wurde. Gerade 
weil der Zeitpunkt der Feſtſetzung einer Vertragsſtrafe unter 
Umſtänden von mancherlei Zufälligkeiten, mitunter auch von 
dem Ergebnis länger dauernder Ermittlungen abhängig ſein 
kann, wäre es ein Unding, dieſen Zeitpunkt dafür entſcheidend 
ſein laſſen zu wollen, ob der Vertragsſtrafeanſpruch noch mit 
Erfolg erhoben werden kann oder nicht. Außerdem hätte es, 
wenn der Zeitpunkt der Strafeverhängung eine fo. maß⸗ 
gebende Rolle ſpielte, das unter Vertragsſtrafe verpflichtete 
Mitglied, dem ein Kündigungsgrund i. S. 88 Abſ. 1 Kart Vo. 
zur Seite ſteht, in der Hand, der wirkſamen Feſtſetzung einer 
Strafe durch Kündigung und Austritt zuvorzukommen. Die 
Abweiſung der Klage ergibt ſich aber aus folgenden Erwä⸗ 
gungen, deren tatſächliche Grundlagen durch die Feſtſtellungen 
des BG. und den unbeſtrittenen Akteninhalt an die Hand ge⸗ 
geben ſind. Zunächſt iſt die Bedeutung des kartellgerichtlichen 


wiederholte Kündigungserklärung erblickte, hätte das RG. die Kündi⸗ 
gung für ſach lich begründet erklären können. Dazu hat ſich aber 
das RG. nach dem unter Diff. 4 Ausgeführten offenbar nicht für 
zuſtändig gehalten. Wohl aber für die Feſtſtellung, daß die Kün⸗ 
digung vom 21. Nov. 1923 mangels rechtzeitig gejtellten Antrages 
wirkſam geworden ſei. Damit hat das RG. eine Frage von aller⸗ 
größter praktiſcher Bedeutung ins Rollen gebracht. Muß bei 
Wiederholung der Kündigung ein neuer Antrag auf 
Entſch. des Kartellgerichts geſtellt werden? Man nehme 
die Dinge, wie ſie ſich praktiſch abwickeln. An die Kündigungser⸗ 
klärung ſchließt ſich gewöhnlich ein umfangreicher Briefwechſel zwiſchen 
dem Kartell und dem Mitglied, in welchem das Kartell die Kündi⸗ 
gung als ungültig bezeichnet oder ſich auch zur Abhilfe von Miß⸗ 
ſtänden bereit erklärt oder endlich Vergleichsvorſchläge macht uſw. 
Das Mitglied ſelbſt beharrt immer wieder auf ſeiner Kündigung 
mit mehr oder weniger deutlichen Wendungen. Dann ſtellt das Kartell 
den Antrag beim Kartellgericht wegen Unwirkſamkeitserklärung der 
Kündigung. In dem ſich hieran anſchließenden Schriftſatzwechſel ver⸗ 
harrt das Kartellmitglied auf ſeiner Kündigung. Alſo immer wieder 
neue Wiederholungen der Kündigung. Soll nun nach jedem derartigen 
Brief und nach jedem derartigen Schriſtſaß das Kartell zur Ver⸗ 
meidung der im § 8 Abſ. 3 Saß 3 angedrohten Folgen immer wieder 
genötigt ſein, einen neuen Antrag beim Kartellgericht einzureichen? 
Ein fürchterlicher Gedanke. Man denke weiter daran, daß die Kün⸗ 
digung ja nicht der ſchriftlichen Form bedarf. Alſo auch nach jeder 
Diskuſſion außerhalb und innerhalb des gerichtlichen Verfahrens 
müßte wiederum rechtzeitig ein Antrag geſtellt werden. Und noch 
weiter: Die Kündigung kann ja auch ſtillſchweigend erklärt, alſo 
auch wiederholt werden. Gerade im vorliegenden Fall hatte das 
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Spruches v. 7. Jan. 1924 in der Richtung zu prüfen, über 
welche Kündigungsakte des Bekl. damit endgültig entſchieden 
iſt. Zu dieſem Zweck ſind die Gründe heranzuziehen, die das 
Kartellgericht zu ſeinem Spruche gegeben hat; denn ebenſo wie 
bei Entſcheidungen der ordentlichen Gerichte iſt auch hier Sinn 
und Reichweite des verfügenden Teils an Hand der Ent⸗ 
ſcheidungsgründe feſtzuſtellen. Die Begründung des Spruches 
v. 7. Jan. 1924 läßt aber keinen Zweifel darüber, daß das 
Kartellgericht nicht etwa eine — v. 7. Jan. 1924 an wirkſame 
— Rechtsgeſtaltung vornehmen, ſondern lediglich feſtſtellen 
wollte, ob der Bekl., an deſſen Kündigungsgrund ſich in der 
Zeit vom 17. Nov. 1923 bis zum 7. Jan. 1924 nichts ge⸗ 
ändert hat, nach $8 Abf. 1 KartVO. zur friſtloſen Kündigung 
überhaupt berechtigt war und, wenn ja, wann er die Kündi⸗ 
gung wirkſam erklärt hat. Denn das Kartellgericht betont 
ſelbſt (S. 8 der Gründe) die deklaratoriſche Bedeutung ſeiner 
Entſcheidung und befindet ſich damit im Einklang mit der 
Anſicht der meiften Kommentatoren der KartVO. (a. M. 
Iſay-Tſchierſchky a. a. O. S. 261 bei c, wo der kartell⸗ 
gerichtlichen Entſcheidung Wirkung ex nung beigelegt wird) 
und mit der Auffaſſung des jetzt erk. Sen. Warum dem 
kartellgerichtlichen Spruche grundſätzlich eine andere Wirkung 
zukommen ſoll als dem regelmäßig auch nur deklaratoriſch 
wirkenden Urteil des ordentlichen Richters, iſt beim Fehlen 
eines der KartVO. ſelbſt zu entnehmenden Anhalts für die 
rechtsgeſtaltende Bedeutung nicht erſichtlich. Die Faſſung des 
88 Abſ. 3 der VO. („. .. ob die Kündigung zuläſſig war“) 
weiſt aber, wenn ſie auch für ſich allein vielleicht nicht ent⸗ 
ſcheidend wäre, doch weit mehr auf die deklaratoriſche als auf 
die rechtsgeſtaltende Wirkung hin. Andere als deklaratoriſche 
Bedeutung hat auch nicht der Ausſpruch des Kartellgerichts, 
daß als Tag der Kündigung der 7. Jan. 1924 gelte; zur Auf⸗ 
nahme dieſes Satzes in die Formel ſeiner Entſcheidung ſah 
fi) das Kartellgericht veranlaßt, weil es die wirkſame Kün⸗ 
digungserklärung des Bekl. weder in ſeinem Schreiben 
vom 17. November noch in einem — gleichfalls in den Grün⸗ 
den erwähnten — Schriftſatze der Bekl. v. 6. Dez. 1923, ge⸗ 
richtet an das Kartellgericht, ſondern einzig und allein in den 
Verlautbarungen des Bekl. in der kartellgerichtlichen Sitzung 
v. 7. Jan. 1924 gefunden hat. Von weiteren Erklärungen des 
Bekl., die etwa als Ausdruck feines Kündigungswillens auf 
gefaßt werden konnten, iſt in den Entſcheidungsgründen des 
Kartellgerichts nicht die Rede. Das Kartellgericht hat dem⸗ 
nach nur hinſichtlich der Erklärungen v. 17. Nov. und vom 
6. Dez. 1923 entſchieden, daß durch ſie eine wirkſame Kündi⸗ 
gung nicht herbeigeführt worden ſei. Eine Auslegung der 
kartellgerichtlichen Entſcheidung dahin, daß mit ihr zugleich 
auch etwaigen anderen vom Bekl. ſeit dem 17. oder 20. Dez. 
1923 dem Hefeverband gegenüber abgegebenen, dem Kartell— 


Kammergericht eine wirkſame Kündigung des Bekl. in deſſen Ver⸗ 
hallen nach dem 20. Nov. 1923, insbeſ. aus ſeiner Nichterfüllung 
ſeiner Verpflichtungen in Verbindung mit ſeiner vorhergegangenen, 
wenn auch unzuläſſigen Kündigung erblickt. Folgt man dieſem Ge⸗ 
danken, dann wird in aller Regel die einmal ee aber 
vom Kartell zurückgewieſene Kündigung von dem Mitglied, indem 
es ſeine Kartellpflichten nicht weiter erfüllt, täglich und ſtündlich 
wiederholt. Aber auch ohne dieſe faſt das Groteske ſtreifenden Fol⸗ 
gerungen gibt der Standpunkt des Rah. zu den ernſteſten praktifihen 
Bedenken Veranlaſſung. Dieſe Bedenken find bereits lange vor dem 
Urteil des RG. von Rudolf Iſay in der Kartellrundſchau 1925, 
205 erörtert worden. Das RG. hat zu ſeinen Ausführungen keine 
Stellung genommen. Nun wird man allerdings einwenden, daß 
das RG. ausdrücklich betont, daß bei der Kündigung vom 21. Nov. 
gerade der Mangel, wegen deſſen das Kartellgericht der erſten Kün⸗ 
digung die Wirkjamkeit verſagt habe, fehlte. Es fügt am Schluß 
hinzu: „Wie es ſich dann verhalten würde, wenn die Sachlage ſchon 
zur Zeit der erſten Kündigung vollſtändig dieſelbe geweſen 
wäre wie zur Zeit der zweiten, braucht nicht erörtert zu werden, 
weil dieſe Geſtaltung hier nicht vorliegt.“ Es iſt für die Praxis 
jedenfalls außerordentlich bedauerlich, daß das RG. zwar dieſe 
Frage aufwirft, aber unentſchieden läßt. Solange hierüber nicht end⸗ 
gültige Klarheit geſchaffen iſt, wird man den Kartellen empfehlen 
müſſen, bei jeder Wiederholung einer einmal zurückgewieſenen Kün⸗ 
digung, mag dieſe ſchriftlich oder mündlich oder ſtillſchweigend er⸗ 
folgen, innerhalb der Friſt von 2 Wochen einen neuen Antrag auf 
Entſch. beim Kartellgericht zu ſtellen. Aber ſelbſt wenn, die vom RO. 
offen gelaſſene Frage wohlwollend entſchieden würde, jo wäre damit 
für die Praxis noch nicht viel gewonnen. Denn dann wird es in 
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gericht bis zum 7. Jan. 1924 nicht bekannt gewordenen Er⸗ 
klärungen die Bedeutung eines wirkſamen Kündigungsaktes 
endgültig abgeſprochen ſei, kann daher nicht in Frage kommen. 
Die Begründung des Spruches v. 7. Jan. 1924 läßt auch 
keinen Zweifel darüber, daß nach Anſicht des Kartellgerichts 
der wichtige Grund zur Kündigung nicht etwa erſt im De⸗ 
zember 1923 oder gar erſt im Januar 1924 eingetreten iſt, 
daß er vielmehr ſchon zur Zeit der erſten Kündigung (17. Nov. 
1923) beſtand, und daß das Kartellgericht dieſer erſten Kün⸗ 
digung die Wirkſamkeit nur deshalb abgeſprochen hat, weil 
am 19. Nov. 1923, als fie der Kl. zuging, die Kart®D. noch 
nicht in Kraft getreten war. Nun hat aber der Bekl. mir 
Schreiben an die Kl. v. 20. Nov., bei ihr eingegangen am 
22. Nov. 1924 (an welchem Tage der Antrag des Verbandes 
auf Entſcheidung des Kartellgerichts dort noch nicht eingelaufen 
war), unbeſtrittenermaßen erklärt, daß er ſeinen Entſchluß, aus 
dem Verband auszutreten, aufrechterhalte und ſein Austritt 
infolge der ſchon begonnenen Bedienung der Kundſchaft auf 
ſeine eigene Rechnung bereits vollzogene Tatſache geworden 
ſei. Daß dieſes Schreiben, zumal da inzwiſchen — am 
20. November — die KartVO. in Kraft getreten war, den 
Kündigungswillen (wiederholt) deutlich zum Ausdruck bringt, 
unterliegt keinem Zweifel; es ſteht ſonach nichts im Wege, 
es als ſelbſtändige Kündigungserklärung zu würdigen. Das 
Kartellgericht hat ſich mit dem Schreiben v. 21. Nov. 1923 
nicht befaßt; es iſt in ſeiner Entſcheidung mit keinem Worte 
erwähnt; offenbar war es dem Kartellgericht gar nicht vor⸗ 
gelegt worden. Die Kündigung v. 21. Nov. 1923 wurde alſo 
durch die kartellgerichtliche Entſcheidung überhaupt nicht be⸗ 
rührt. Dieſem Kündigungsakt gegenüber hat die Kl. einen 
Antrag i. S. 88 Abſ. 3 Satz 2 Kart O. nicht geſtellt. Das 
hätte aber geſchehen müſſen, um die im Abſ. 3 Satz 3 a. a. O. 
beſtimmte Rechtsfolge der Wirtſamkeit der Kündigung auszu⸗ 
ſchließen. Denn bei der Kündigung v. 21./22. Nov. 1923 
fehlt gerade das Moment, wegen deſſen allein das Kartell⸗ 
gericht der erſten Kündigung — v. 17. Nov. 1923 — die 
Wirkſamkeit verſagt hat: das Zugehen an die Kl. vor In⸗ 
krafttreten der KartVoO. Aus alledem ergibt ſich, daß die Kün⸗ 
digung v. 21./22. Nov. 1923 „als wirkſam erfolgt gilt“ 
(8 8 Abſ. 3 Satz 3 VOD.), und daß demnach der Bekl. mit Wir⸗ 
kung v. 22. Nov. 1923 aus dem Verband ausgeſchieden iſt. 
Seine angeblichen Verfehlungen, die der Kl. zur Verhängung 
der Vertragsſtrafen Anlaß gaben, fallen in eine ſpätere Zeit. 
Wie es ſich dann verhalten würde, wenn die Sachlage ſchon 
zur Zeit der erſten Kündigung vollſtändig dieſelbe geweſen 
wäre wie zur Zeit der zweiten, braucht nicht erörtert zu wer⸗ 
den, weil dieſe Geſtaltung hier nicht vorliegt. 

(U. v. 28. Sept. 1926; 598/25 II. — Berlin.) (Ku. 


jedem Fall darauf ankommen, ob bei der Wiederholung wirklich 
„die Sachlage vollſtändig dieſelbe iſt“ wie bei der erſten Kündi⸗ 
gung. Nun gehört es aber doch gerade zu den typiſchen Erſcheinungen, 
daß die Kündigungsgründe ſich nach der Kündigungserklärung noch 
verſtärken und ändern. Nach der Kündigung des einen Geſellſchaf⸗ 
ters werden häufig auch von anderen Mitgliedern Kündigungen aus⸗ 
eſprochen. Es entſtehen Außenſeiter oder es verſtärkt ſich deren 
Nacht. Alles das find zum Teil ſich unmerklich vollziehende An⸗ 
derungen des die Kündigung rechtfertigenden Sachverhalts. In Wirk⸗ 
lichkeit wird die materielle Sachlage niemals unverändert bleiben. 
Der 88 Abſ. 3 kann aber unmöglich den Stun haben, daß das 
Kartell, nachdem es einmal gegenüber einer Kündigung ſeines Mit⸗ 
gliedes die Entſch. des Kartellgerichts angerufen hat, nunmehr ge⸗ 
zwungen ſein ſoll, auf jede wiederholte Kündigungserklärung des 
gleichen Mitgliedes den Antrag beim Kartellgericht gleichfalls zu 
wiederholen. 6 

Daß das RS. die Enſch. des Falles auf das Fehlen eines An⸗ 
trages nach 88 Abſ. 3 Kart VO. abgeſtellt hat, iſt um fo befremd⸗ 
licher, als der Verband nicht nur rechtzeitig einen ſolchen Antrag ge⸗ 
ſtellt hatte, ſondern daß dieſer Antrag ſogar nach Eingang der vom 
RG. als wirkſam angeſehenen Kündigung eingereicht worden iſt. 
Nach dem Tatbeſtand iſt nämlich das Schreiben vom 21. Nov. beim 
Verband am 22. Nov. eingereicht, während dieſer am 26. Nov. beim 
Kartellgericht den Antrag geſtellt hat, die Kündigung des Bekl. für 
unzuläſſig zu erklären. Der Wortlaut dieſes Antrages wird nicht 
mitgeteilt. Es iſt anzunehmen, daß er ausſchließlich von dem erſten 
Kündigungsſchreiben des Bekl. v. 17. Nov. ſpricht. Aber dann 
hätte doch zum mindeſten geprüft werden müſſen, ob nicht damit 
auch die inzwiſchen erfolgte Wiederholung dieſer Kündigung zurück⸗ 


IV. Bürgerliches Geſetzbuch. a 


17. 8 138 BGB. Ein Vertrag verſtößt nicht 
ſchon deshalb wider die guten Sitten, weil der 
unſittliche Zweck, den der eine Teil verfolgt, 
dem andern bekannt ift.] 


Ein Darlehn iſt nicht ſchon deshalb unſittlich, weil der 
Darlehnsgeber weiß, daß der Empfänger den Betrag zum 
Glücksſpiel verwenden will (RG. 67, 3551); 70, 12)). Ein 
Bauvertrag über ein Bordellzwecken dienendes Haus fällt 
nicht ohne weiteres unter 8 138 BOB. (RG. 63, 367; 71, 
192 3)). Beim Bordellverkauf genügt nicht die Kenntnis des 
Verkäufers von der Abſicht des Käufers, den Bordellbetrieb 
fortzuſetzen (RG. 68, 99; 71, 433 )). Vielmehr muß immer 
auch eine innere Beziehung zwiſchen dem unſittlichen Zweck 
und dem Inhalt des Vertrages vorhanden ſein. 

(U. v. 17. Juni 1922; 643/21 III. — Stettin.) [Sch.] 


18. § 276 BG B. Der Genoffe einer Kredit⸗ 
bank haftet wegen Empfehlung eines unwürdi⸗ 
gen Kunden.] f) 


Der Br.er Bankverein, GmbH., hat im März 1924 dem 
damaligen Buchdruckereibeſitzer Jacob O. vier Darlehen im 
Geſamtbetrage von 33 500 Reichsmark gegeben. Er iſt aus 
dieſer Geſchäftsverbindung in Höhe von 19 732 Reichsmark 
unbefriedigt geblieben, weil O. Ende April 1924 zahlungs⸗ 
unfähig wurde. Der Bankverein legt dem Bekl. zur Laſt, 
daß er ihm den Jacob O. zugeführt und als kreditwürdig 
empfohlen habe, wobei er nicht nur verſchwiegen habe, daß 
Jacob O. ihm ſelbſt zirka 32000 Reichsmark ſchulde und 
Schwierigkeiten mit der Zinszahlung habe, ſondern auch vor⸗ 
geſpiegelt habe, er, der Bekl., würde dem O. ſelbſt einen grö⸗ 
ßeren Kredit gewähren, wenn er nicht Jude, O. aber deutſch⸗ 
national ſei. Dieſe Empfehlung des Bekl. ſei erfolgt, obwohl 
der Bekl. die ſchlechte Vermögenslage des O. gekannt habe, 
und zwar zu dem Zwecke, damit O. mit den vom Bankverein 
aufgenommenen Geldern die hohen Zinsforderungen des Be⸗ 
klagten befriedige. Tatſächlich ſei denn auch der Bekl. aus den 
vom Bankverein dem O. dargeliehenen Geldern für ſeine 
Zinsforderungen faſt reſtlos, und zwar in Höhe von 25 000 
Reichsmark befriedigt worden. Vorwiegend auf Grund dieſer 
Empfehlung durch den Bekl., der Genoſſe des Bankvereins 
geweſen und mit ihm ſeit Jahren in Geſchäftsverbindung ge⸗ 
ſtanden habe, ſei dem Jacob O. der Kredit gewährt worden. 
Durch dieſe gegen die guten Sitten verſtoßende Handlungs⸗ 
weiſe habe ſich der Bekl. ſchadenserſatzpflichtig gemacht. Das 
LG. verurteilte, das OLG. wies ab, die Reviſion hatte Erfolg. 
Wenn der Bekl. zu der Zeit, als er den Brier Bankverein 
durch die Auskunft über die Kreditwürdigkeit des kreditſuchen⸗ 


gewieſen werden ſollte. Und dieſe Auslegung hätte doch eigentlich 
recht nahe gelegen. Denn wollte der Verband die zweite Kündigung 
v. 21. Nov. anerkennen, ſo hätte es kaum Sinn gehabt, durch das 
Kartellgericht die vier Tage vorher ausgeſprochene Kündigung für 
unwi k am erklären zu laſſen. Gerade die ſachliche Stellungnahme 
des RG. beſtärkt mich in meiner Auffaſſung, daß auch die Eut⸗ 
ſcheidung über die Wirkſamkeit einer Kündigung gemäß $8 Abſ. 3 
Satz 3 KO. zur ausſchließlichen Zuſtändigkeit des Kartellgerichts 
gehört. Die Frage, ob eine Kündigungserklärung vorliegt, insbeſ. 
ob eine Wiederholung vorliegt, ob geg nüber einer ſolchen Wieder⸗ 
holung immer wieder ein neuer Antrag geſtellt werden muß, und 
endlich ob ein ſolcher Antrag wirklich und rechtzeitig geſtellt iſt, 
ſind Fragen, die zum typiſchen Aufgabenkreis des Kartellgerichts 
gehören. Man bedenke nur die Schwierigkeiten, die entſtehen 
würden, wenn das Kartellgericht entgegen dem RG. die Wieder⸗ 
holung des Antrages gegenüber einer Wiederholung der Kündigung 
nicht ſür notwendig halten ſollte und demgemäß auch über eine ſolche 
wiederholte Kündigung trotz nicht friſtgemäßen Antrages ſachlich 
entſcheiden würde. Prof. Dr. Flechtheim, Berlin. 


9 J. 1908, 191. ) JW. 1908, 677, 
3) JW. 1909, 412, ) JW. 1909, 683. 


Zu 18. Man wird in Anbetracht der beſonderen Umſtände des 
Falles dem Endergebnis des Urteils durchaus zuſtimmen können. 
Bedenken müſſen jedoch beſtehen gegen die grundſätzliche Auf⸗ 
faſſung des RG., daß „derjenige, der im geſchäftlichen Leben einem 
anderen eine Auskunft über die Kreditwürdigkeit eines Dritten er⸗ 
teilt, nach den im Verkehr herrſchenden Grundſätzen von Treu und 
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den Buchdruckereibeſitzers O. geſchädigt haben ſoll, Mitglied 
dieſes Bankvereins, einer eingetragenen Genoſſenſchaft mit 
beſchränkter Haftpflicht, geweſen iſt, ſo war nach 818 
RGeſ. betr. die Erwerbs⸗ und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften 
v. 14. Juni 1898 für ſein Rechtsverhältnis zur Genoſſen⸗ 
ſchaft deren Statut maßgebend. Nach deſſen 8 11 Ziff. 1 hat 
aber jedes Mitglied die genoſſenſchaftliche Verpflichtung, die 
Zwecke und Ziele der Genoſſenſchaft nach Kräften zu för⸗ 
dern, ſowie Vorſtand und Aufſichtsrat in der Erfüllung ihrer 
Obliegenheiten zu unterſtüzen. Das BG. iſt gleichwohl der 
Meinung, daß die Haftung des Bekl. für den aus der Aus 
kunft entſtandenen Schaden nur unter den Vorausſetzungen 
einer unerlaubten Handlung, insbeſondere des 8 826 BGB., 
gegeben ſei. Denn zwiſchen dem geſchädigten Bankverein und 
dem Bekl. habe kein Vertragsverhältnis auf Erteilung von 
Rat, Auskunft oder Empfehlung beſtanden. Es habe auch 
fein ſtillſchweigender Vertragsſchluß durch Erteilung einer 
Auskunft oder Empfehlung vorgelegen. Denn eine ſolche 
Auskunft habe nicht zu den Berufsgeſchäften des Bekl. gehört, 
und nichts ſpreche dafür, daß er den Jacob O., mit dem 
Willen eigener rechtsgeſchäftlicher Verpflichtung aus der Emp⸗ 
fehlung, empfohlen habe. Die Reviſion greift dieſe Dar⸗ 
legungen mit dem Hinweis an, daß zwiſchen dem Bankverein 
und dem Bekl. vertragliche Beziehungen beſtanden hätten. 
Dieſer habe in der zwiefachen Eigenſchaft, als Kunde und 
Genoſſe des Bankvereins, deſſen Intereſſen zu wahren ge⸗ 
habt. Seine Handlungsweiſe ſei daher nicht nur nach 8 826 
BGB., ſondern auch nach Maßgabe des 8 276 BGB. zu 
prüfen geweſen. Es kann dahinſtehen, ob der Reviſion 
darin zu folgen ſein würde, daß der Bekl. ſchon als 
Kunde aus ſeiner Geſchäftsverbindung mit dem Bankverein, 
dieſem nach Maßgabe des 8 276 BGB. haften würde, wenn 
er ihm durch Empfehlung des Jacob O. gegenüber dem 
Vorſtand der Genoſſenſchaft Schaden zugefügt hat, denn der 
Reviſionsangriff, die Handlungsweiſe des Bekl. ſei auch für 
den zweiten Fall, daß der Bekl. dieſen Schaden als Genoſſe 
verurſacht habe, nicht nur nach 8 826, ſondern auch nach 8 276 


Glauben verpflichtet iſt, alles anzugeben, was er über den Dritten 
weiß, ſofern er aunehmen muß, daß es von Wichtigkeit iſt“. Eine ge⸗ 
naue Anwendung dieſes Leitſatzes in der Rechtſprechung würde nichts 
weniger bedeuten, als daß dem Auskunſtserteilenden grundſäßlich das 
Recht abgeſprochen wird, auf Grund eigener pflichtgemäßer Prü⸗ 
fung und ſorgfältiger Wertung aller ihm bekannter, für die Kredit⸗ 
würdigkeit des Dritten weſentlicher Umſtände ſich ſelbſt ein Urteil 
über dieſe Kreditwürdigkeit zu bilden und auf Grund dieſes Urteils in 
knapper zuſammen faſſender Form, alſo ohne Erwähnung von 
Einzelheiten, die Auskunft zu geben. Statt deſſen wäre er vielmehr 
gehalten, alle ihm bekannten weſentlichen Einzelheiten dem Anfragen⸗ 
den genau mitzuteilen, damit dieſer in der Lage iſt, ſich auf Grund 
dieſer Gefichtspunkte ein eigenes Urteil zu bilden. Derjenige Aus⸗ 
kunfterteilende, der dieſer Forderung nicht oder nicht in vollem Um⸗ 
fange eutipricht, würde alſo künftighin mit der Gefahr rechnen müſſen, 
daß er ſelbſt bei nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen erteilten Aus⸗ 
künften mit einer ſpäteren Schadensforderung des die Auskunft Er⸗ 
haltenden überraſcht wird, die ſich darauf ſtützt, daß dieſe Umſtände 
verſchwiegen worden ſind, die, wenn ſie im Geſchäftsverkehr auch im 
allgemeinen nicht als die Kreditwürdigkeit einſchränkend angeſehen 

werden, doch ihm auf Grund ſeiner ſpeziellen Geſchäftsgepflogen⸗ 
heiten Anlaß gegeben hätten, nicht in Geſchäftsverbindung mit dem 
Dritten zu treten. 

Man wird zwar inſoweit der Auffaſſung des RG. zuſtimmen 
Können, als die von ihr ausgeſprochene Forderung in allen den Fällen 
angebracht ſein wird, in denen die Auskunft von einem die Erteilung 
von Auskünften gewerbsmäßig betreibenden Unternehmen ge⸗ 
geben wird, alſo insbeſondere von den Auskunfteien. In einem ſolchen 
Falle muß der Anfragende allerdings nach Treu und Glauben er⸗ 
warten, daß die Auskunftei ihm nicht nur ein allgemeines Werturteil 
über die Kreditwürdigkeit des Dritten gibt, ſondern ihm ſämtliche ihr 
bekannten Tatſachen mitteilt, die für ihn für die Bildung eines eigenen 
Urteils weſentlich fein können. Anders dagegen, wenn die Auskunft 
unentgeltlich, mehr oder weniger aus Gefälligkeit erteilt wird, wie dies 
bei den — abgeſehen von den Auskunfteien — in erſter Linie als 
Auskunftsſtellen in Betracht kommenden Banken und ſonſtigen Geld⸗ 
und Kreditinſtituten ſtets der Fall iſt. Gerade den Banken uſw. gegen⸗ 
über würde die Forderung des RG. nicht nur unbillig, ſondern auch 
praktiſch undurchführbar ſein, vor allem in den die Regel bildenden 
Fällen, in denen der Dritte, über den die Auskunft verlangt wird, 
Kunde der Bank if. Wenn die Initiative zu der Anfrage bei der 
Bank zwar auch in den meiſten Fällen von dem Kunden ausgehen 
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BGB. rechtlich zu prüfen geweſen, iſt begründet. Nach 8 676 
BGB. iſt derjenige, der einem anderen einen Rat oder eine 
Empfehlung erteilt, zum Erſatze des aus der Befolgung des 
Rates oder der Empfehlung entſtehenden Schadens nicht ver⸗ 
pflichtet, unbeſchadet der ſich aus einem Vertragsverhältnis 
oder einer unerlaubten Handlung ergebenden Veranwortlich⸗ 
keit. Die genoſſenſchaftlichen Pflichten, die der Bekl. mit ſei⸗ 
nem Beitritt zu dem Bankverein übernommen hat, ſind aber 
vertraglicher Natur. Denn die geſetzliche Grundlage der Ge⸗ 
noſſenſchaft ift der, durch Unterſchrift vollzogene, Abſchluß des 
Geſellſchaftsvertrages (Statut), aus dem ſich die Pflichten der 
Genoſſen ergeben. Wer einer ſolchen Genoſſenſchaft beitritt, 
unterwirft ſich den aus dieſem Geſellſchaftsvertrag (Statut) 
für die Genoſſen aufgeſtellten Verpflichtungen und tritt damit 
in ein vertragliches oder doch vertragsähnliches Verhältnis 
zur Genoſſenſchaft (RG. 72, 41), Pariſius⸗Crüger, 
Kommentar zum Genoſſenſchaftsgeſetz 10. Aufl. § 5a l ff.). 
Das Statut verbietet aber den Mitgliedern, indem es ihnen 
die Förderung der Zwecke der Genoſſenſchaft und die Unter⸗ 
ſtüzung des Vorſtandes in ſeinen Obliegenheiten zur Pflicht 
macht, jedwede Tatigkeit, die geeignet iſt, der Genoſſenſchaft 
Schaden zuzufügen. Wer als Genoſſe dieſer Verpflichtung 
durch unrichtige Auskunft oder Empfehlung zuwiderhandelt, 
verſtößt mithin unmittelbar gegen Vertragspflichten und macht 
ſich der Genoſſenſchaft, wenn er ihr durch ſeine Tätigkeit vor⸗ 
ſätzlich oder fahrläſſig Schaden zugefügt hat, nach 8 276 BGB. 
haftbar. (Im folg. wird auch § 826 für anwendbar erklärt.) 
(U. v. 24. Juni 1926; 59/26 IV. — Breslau.) (Ka.] 


19. Beim Kauf gegen Verladedokumente 
kann der Käufer, der zur Vorleiſtung vor Aus⸗ 
ſonderung der Ware verpflichtet iſt, ſelbſt bei 
erfolgter Ausſonderung die vorgängige Aus⸗ 
händigung eines Ausfallmuſters nicht der» 
langen.] 7) 

Das BG. ſieht eine die Bekl. zum Rücktritte vom Kaufe 
berechtigende Vertragsverletzung des Kl. in der Ablehnung der 


wird, dieſer alſo auch an ſich meiſt mit der Auskunftserteilung durch 
die Bank einverſtanden iſt — anderenfalls könnte die Bank, ohne ihr 
Berufsgeheimnis zu verletzen, überhaupt keine Auskunft erteilen —, 
ſo wird er ſich doch ſtets dagegen wehren, daß die Bank bei der Aus⸗ 
kunftserteilung die geſamten gegenſeitigen Beziehungen, ſoweit ſie 
nur irgendwie für die Beurteilung der Kreditwürdigung von Bedeutung 
fein können, dem Anfragenden preisgibt. Wollte der Bankkunde einem 
meiſt nur vorübergehenden kreditgewährenden Warenlieferanten ge⸗ 
naueſten Einblick in feine Verhältniſſe geben, dann würde er ſich 
nicht begnügen, als Referenz ſeine Bankverbindung anzugeben, ſon⸗ 
dern gleich ſeine Bilanz vorlegen. Gerade aber um dies zu vermeiden 
und dem Kreditgeber trotzdem eine normalerweiſe genügende Sicherheit 
durch Auskunftserteilung ſeitens einer vertrauenswürdigen Stelle zu 
verſchaffen, dient ja die Angabe der Bank als Referenz. 

Da die Banken dieſe allgemeine Einſtellung der Kunden kennen 
und demgemäß auch in jedem einzelnen Falle als ſelbſtverſtändlich vor⸗ 
ausſetzen, werden ſie alſo ohne beſondere Ermächtigung des Kunden 
ohne Verletzung ihres Berufsgeheimniſſes gar nicht in der Lage ſein, 
eine andere als mehr oder weniger allgemein gehaltene Auskunft zu 
erteilen. Iſt dieſe Auskunft nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen und 
unter Verückſichtigung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt erfolgt, 
ſo hat die Bank damit — und zwar gleichzültig ob man die Be⸗ 
ziehungen zwiſchen der Bank und dem Anfragenden als lediglich durch 
8 826 BGB. geregelt oder auf einem Vertragsverhältnis beruhend und 
demgemaß auch der Vorſchrift des 8278 BGB. unterſtehend anſieht — 
alle ihr obliegenden Verpflichtungen erfüllt, ſo daß ſie alſo in einem 
ſolchen Falle wegen der Nichterwähnung eines für die Kreditwürdig⸗ 
keit des Dritten weſentlichen Punktes niemals haftbar gemacht wer⸗ 
den kann. 

Die gegenteilige Auffaſſung müßte dahin führen, daß die Banken 
— da die Kunden in der Mehrzahl der Falle mit einer eingehenden 
Auskunft kaum einverſtanden ſein werden, die Banken aber, ohne ſich 
der Gefahr einer ſpäteren Schadenserſatzforderung auszuſetzen, mit einer 
allgemein gehaltenen Auskunft ſich nicht begnügen dürfen — alle 
mählich als Auskunftsſtellen vollſtandig ausſcheiden werden, ein Er⸗ 
gebnis, mit dem den Bedürfniſſen des Verkehrs wohl am allerwenigſten 
gedient ſein dürfte. RA. Dr. Arthur Lutze, Köln. 


1) JW. 1909, 699. 


Zu 19. Dem Urt. iſt unbedingt zuzuſtimmen. Mit Recht weiſt 
das RG. darauf hin, daß das OLE. den entſcheidenden Geſichtspunkt 
überſehen hat, daß der Verkäufer bei dem gegebenen Tatbeſtand zu 
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Aushändigung von Ausfallmuſtern und will die Pflicht zu 
deren Aushändigung aus einem Rechte des vorleiſtungs⸗ 
pflichtigen Käufers herleiten, die Ware, falls ſie bereits am 
Orte der Handelsniederlaſſung des Verkäufers angekommen 
ſei, dort zu unterſuchen, einem Rechte, das vom RG. in 
mehreren auf Käufe mit der Klauſel „Kaſſe gegen Verlade⸗ 
dokumente“ bezüglichen Entſcheidungen anerkannt worden ſei. 
Dieſe Ausführungen beruhen in mehrfacher Hinſicht auf 
Rechtsirrtum. Zunächſt iſt in den in bezug genommenen 
Entſch. RG. 31, 100 ff., beſ. 104, 107/08; 47, 129 ff., beſ. 133; 
59, 25 weder für die Fälle jener Klauſel noch gar allgemein 
für die Fälle der Vorleiſtungspflicht des Käufers dieſem das 
Recht zuerkannt, die Zahlung von der Erhebung einer nicht 
beſonders bedungenen Ausfallprobe abhängig zu machen. 
Vielmehr iſt er für berechtigt erklärt, die Einlöſung der 
Warenpapiere zu verweigern, wenn die Ware vertragswidrig 
iſt (RG. 59, 25), ihm hierbei aber die Beweislaſt für die 
Vertragswidrigkeit auferlegt (RG. 47, 133), ſolange die Ware 
nicht am Ablieferungsort eingetroffen iſt (RG. 31, 107/08). 
Im vorliegenden Falle iſt die Ware aber noch gar nicht ab⸗ 
geſandt und von der Bekl. ein Beweis für die vertragswidrige 
Beſchaffenheit nicht angetreten. Vor allem aber iſt bei der 
für die Abwickelung des ſtreitigen Geſchäfts maßgebenden Ver⸗ 
tragsbeſtimmung, wonach der Preis auf Aufforderung des 
Verkäufers einer Bank am Verſendungsorte zu überweiſen 
und von dieſer auf Vorlegung des Frachtbriefduplikats aus⸗ 
zuzahlen iſt, die Rechtslage von der beim Kauf „Kaſſe gegen 
Verladedokumente“ ſich ergebenden inſofern völlig verſchieden, 
als dort die als Erfüllung angebotenen Sachen bei Anforde— 
rung der Zahlung bereits durch Übergabe an den Frachtführer 
ausgeſondert und endgültig beſtimmt ſind, hier dagegen der 
Verkäufer dieſe Ausſon. ung erſt nach Eingang der Über⸗ 
weiſung vorzunehmen braucht und nur ſein Recht zur Ab⸗ 
hebung des Preiſes bei der Bank vom Nachweiſe der liber- 
gabe an den Frachtführer abhängt. Auch bei der Klauſel 
„Kaſſe gegen Faktur“, bei der im Schrifttum ein Recht des 
Käufers, die in der Faktur bezeichnete Ware vor der Zahlung 
und Abſendung beim Verkäufer zu unterſuchen, angenommen 
wird (ſ. Staub, 9. Aufl., Erf. zu $ 372 HGB. Anm. 46 a), 
beſteht ein von dem hier obwaltenden abweichendes Verhält⸗ 
nis, da die Zahlung an die Bank hier auf die bloße, eine 
Ausſcheidung der Ware nicht vorausſetzende Aufforderung des 
Verkäufers, bei jener Klauſel dagegen auf Mitteilung der die 
behufs Erfüllung ausgeſchiedene Ware bezeichnenden Faktur 
zu bewirken iſt. Demgemäß ift bei einem gemäß der unter- 
gebens in Betracht kommenden Klauſel abzuwickelnden Kauf⸗ 
geſchäft im Unterſchiede von jenen anderen Fällen bei Ein⸗ 
tritt der Fälligkeit der Vorleiſtung des Käufers die den 
Gegenſtand der Lieferung des Verkäufers bildende Ware 
überhaupt noch nicht beſtimmt und muß eine Beanſtandung 
ihrer Beſchaffenheit oder das Verlangen nach einer Ausfall⸗ 
probe ſchon deshalb als gegenſtandslos und unzuläſſig er⸗ 
ſcheinen. Ein Recht der Bekl. auf Aushändigung einer Aus⸗ 
fallprobe oder Unterſuchung der Ware läßt ſich bei diefer 
Rechtslage auch nicht daraus herleiten, daß der Kl., wie das 
BG. aus ſeinen Erklärungen im Rechtsſtreit und aus der 
Rechnung v. 2. Juni 1924 ſchließt, bei Erlaß der Aufforde⸗ 
rung zur Einzahlung des Preiſes bei der Bank die Ware tat⸗ 
ſächlich ausgeſondert hatte. Da der Kl. zu dieſer Ausſonde⸗ 
rung nach dem eben Geſagten zu jener Zeit noch nicht ver⸗ 
pflichtet war, ſo war ſie für ihn auch nicht verbindlich, konnte 


einer Ausſonderung der Ware noch nicht verpflichtet war, als das 
Verlangen des Käufers auf eine Ausfallprobe geſtellt wurde. 


über den Rahmen dieſes Sonderfalls hinaus werden ſich jedoch 
Folgerungen aus dieſem Urteil nicht herleiten laſſen. Das RG. hat 
vielmehr grundſätzlich an dem Standpunkt feſtgehalten, daß eine un⸗ 
eingeſchränkte Vorleiſtungspflicht des Käufers bei der Klauſel „Kaſſe 
gegen Dokumente“ nicht als beſtehend angeſehen werden könne. Aller⸗ 
dings ſaßt das RG. nicht mit allgemeiner Geltung die bejonderen 
Umſtände zuſammen, die vorliegen mäſſen, damit der Käufer mit 
Ausſicht auf Erfolg trotz ſeiner beſtehenden Vorleiſtungspflicht eine 
Prüfung der Ware verlangen kann. In aller Deutlichkeit wiederholt 
das RG. aber im vorliegenden Urteil ſeinen grundſätzlichen Stand⸗ 
punkt, der mit dem der kaufmänniſchen Kreiſe, insbeſondere der 
Hanſeſtadte im kraſſen Widerſpruch ſteht. Ich verweiſe z. B. auf einen 
in der HanRZ. 1923 Sp. 66 abgedruckten Schiedsſpruch des Sch. 
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vielmehr jederzeit rückgängig gemacht werden. Noch weniger 
ergab ſich für ihn eine Pflicht, die Ware auch während des 
von der Bekl. erbetenen Zahlungsaufſchubs ausgeſondert zu 
halten und ſie bei dem faſt drei Monate ſpäter erſolgenden 
Beſuch ihres Prokuriſten zur Unterſuchung zu ſtellen. Die 
bloße Tatſache, daß der Kl. dem Prokuriſten der Bekl. bei 
einem Ferngeſpräch erklärt hatte, tſchechoſlowakiſchen Him⸗ 
beerſaft liefern zu wollen, konnte die Bekl. zwar, wenn ſolcher 
Saft, wie das BG. anzunehmen ſcheint, erfahrungsgemäß 
beſonders häufig zu Ausſtellungen Anlaß gab, zu beſonders 
ſorgfältiger Prüfung der Ware nach Eingang bewegen, ſie 
aber nicht zu einem ihr an ſich nicht zuſtehenden Verlangen 
nach Aushändigung einer Probe berechtigen. Daß tſchechoflo⸗ 
wakiſcher Himbeerſaft eine von deutſchem Himbeerſaft weſent⸗ 
lich verſchiedene oder eine an ſich minderwertige Ware ſei, 
nimmt das BG. ſelbſt nicht als erwieſen an. War hiernach 
die Bekl., die ihrerſeits bereits durch die mehrfachen erſatz⸗ 
lofen Zahlungsaufforderungen des Kl. in Verzug geraten war, 
nicht berechtigt, Ausfallproben zu fordern, ſo iſt der Kl. durch 
die Ablehnung dieſes Verlangens nicht in Verzug geraten und 
ein Recht der Bekl. zum Rücktritte durch dieſe Ablehnung 
nicht entſtanden. 

(U. v. 4. Mai 1926; 67/26 VI. — Dresden.) [Ku.] 


20. 3362 BG B. Bedeutung eines bei der Zah⸗ 
lung gemachten Vorbehalte] 

Über die Bedeutung des bei einer Zahlung gemachten 
Vorbehaltes und die Frage, ob trotz desſelben der Gläubiger 
zur Annahme verpflichtet ſei, gehen die Meinungen ausein⸗ 
ander: RG. (Warn. Erg Bd. 1914 Nr. 240) hat auch die recht⸗ 
liche Möglichkeit anerkannt, daß der Vorbehalt dann, wenn 
er die Leiſtung zu einer aufſchiebend oder auflöſend bedingten 
(RG. 9, 142), ihre Wirkung insbeſ. vom Beſtehen oder Nicht⸗ 
beſtehen oder von der jpäteren Feſtſtellung der Schuld ab» 
hängig macht, den Inhalt der Leiſtung ergreift und dieſe zu 
einer ſolchen geſtaltet, die der Gläubiger nicht anzunehmen 
braucht. Die letztere Folgerung hat es aber (in fiberein- 
ſtimmung mit der in der Rechtslehre herrſchenden Meinung; 
vgl. RGRKomm. Anm. 4; Planck Anm. 3; Staudinger 
Anm. 4 zu § 362 BGB., hinſichtlich der Bedeutung für 8 814 
BGB. auch Staub Anhang zu $ 374 HGB. Anm. 12 a) 
verneint, wenn der Vorbehalt lediglich gemacht iſt, um den 
Leiſtenden gegen die Folgen zu verwahren, die gemäß 8 814 
BGB. an eine, aus einer vorbehaltloſen Zahlung etwa zu 
entnehmende Zahlung in Kenntnis der Nichtſchuld geknüpft 
werden könnten. In einem ſolchen Falle wird die Leiſtung, 
ihr Inhalt und ihre die Schuld tilgende Wirkung durch den 
Vorbehalt nicht berührt, ſo daß der Gläubiger zu einer Weige⸗ 
rung der Annahme wegen des Vorbehaltes nicht befugt iſt. 

(U. v. 10. Juli 1924; 182/23 V. — Berlin.) 


21. 88 677 ff. BG B. Die Geſchäftsführung ohne 
Auftrag ſetzt ein gegenſtändlich oder perſönlich 
fremdes Geſchäft voraus; ein eigenes Geſchäft 
bewirkt ſie nicht, auch wenn es den Nutzen eines 
anderen bewußt gefördert hat.] f) 

Die Bekl. hat zu Anfang d. J. 1923 zwecks Abdeckung 
einer Vorkriegsſchuld, die nach ihrer Behauptung aus Rem⸗ 
bourskrediten herrührte, die die Anglo-Auftrian Bank Ltd. in 
London der Niederlaſſung der Bekl. in Dundee gewährt hatte, 
Anſprüche auf Währungsbeihilfe auf Grund der 88 44ff. 
RAusglG. v. 24. April 1920 bei dem Reichsausgleichsamt er⸗ 


der Handelskammer, in dem das kaufmännifch beſetzte Schcß, ſogar 
bei der Klauſel „netto Kaſſe gegen Lieferſchein“ zu dem Ergebnis 
kommt, daß der Käufer handelsüblicherweiſe nicht berechtigt iſt, vor 
Einlöſung des Dokumentes Unterſuchung oder Probeziehung zu ver⸗ 
langen; vielmehr erfordere in allen ſolchen Fällen nach ſtändigem 
Handelsgebrauch die Sicherheit des kaufmänniſchen Verkehrs, daß 
der Käufer etwaige Reklamationen erſt nach Einlöſung des Doku⸗ 
ments geltend machen kann. Auch die beiden aufgehobenen Urteile 
des OLG. Hamburg in dem Fall RG. 31, 100 und RG. 47, 129 
ſtanden im weſentlichen auf dieſem Standpunkt. 


RA. Dr. Kurt Mittelſtein, Hamburg. 


Zu 21. Die Bekl. ſchuldete aus Vorkriegsgeſchäften ihrer 
Niederlaſſung in Dundee der Anglo⸗Auſtrian Bank Geldbeträge in 
engliſcher Währung. Die Forderungen der Gläubigerin durften im 
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hoben. Dieſe Anſprüche wurden am 16. März 1923 im Ver⸗ 
gleichswege zwiſchen dem Reichsausgleichsamt in Berlin und 
der Bekl. dahin geregelt, daß das Reich für Rechnung der 
Schuldnerin an S. J. X Co. Ltd. in London 5000 £ zahlen 
ſollte, während die Bekl. die Verpflichtung übernahm, den 
Reſtbetrag ihrer Schuld aus eigenen Mitteln abzudecken und 
an das Reich einen Betrag von 750 K in dreijährigen, un⸗ 
verzinslichen Raten von 250 £, beginnend am 1. April 1924, 
zurückzuzahlen. Das Reich iſt ſeiner Verpflichtung aus dieſem 
Vergleiche nachgekommen und hat die 5000 £ vereinbarungs⸗ 
gemäß entrichtet. Dagegen iſt nach ſeiner Behauptung die Be⸗ 
klagte mit den ihr obliegenden Ratenzahlungen im Rückſtande 
geblieben, von denen in dieſem Prozeſſe die beiden erſten im 
Geſamtbetrage von 500 £ nebſt Zinſen im Klagewege ge— 
fordert werden. Das BG. hat als richtig unterſtellt, daß durch 
die von der Bekl. an ihre engliſchen Gläubiger direkt ge— 
leiſteten Zahlungen von ca. 418 £ und dadurch, daß fie dem 
Public Truſtee die Sekunda des Wechſels über 1044.16.4 £ 
zur Verfügung geſtellt habe, herbeigeführt worden ſei, daß die 
in Dundee liegenden 898.15.5 £ dem Deutſchen Reich auf 
Wiedergutmachungskonto gutgebracht worden ſeien. Es ver⸗ 
neint indes, daß für die Bekl. hieraus, ſei es ein Anſpruch 
auf Herauszahlung eines der Gutſchrift gleichkommenden Be⸗ 
trages, ſei es ein Bereicherungsanſpruch erwachſen ſei, ver⸗ 
weiſt vielmehr die Bekl. darauf, ſich auf Grund des Liqui⸗ 
dationsſchädengeſetzes v. 20. Nov. 1923 entſchädigen zu laſſen. 
Die Reviſion bittet um die rechtliche Nachprüfung, ob, wenn 
man die Sachlage lediglich ſo betrachte, daß das Dundeegut⸗ 
haben der Bekl. dem Reich auf Wiedergutmachungskonto gut⸗ 
geſchrieben ſei, die Bekl. nur auf den Entſchädigungsanſpruch 
aus dem Geſetz v. 20. Nov. 1923 angewieſen ſei oder nicht 
ganz allgemein einen Anſpruch auf Herauszahlung habe. Dieſe 
Nachprüfung konnte zu keinem anderen Ergebnis führen, als 
dem des BG. (Wird ausgeführt.) In zweiker Linie macht die 


Ausgleichsverfahren nicht abgerechnet werden, weil die Anglo⸗Auſtrian 
Bank ihren Hauptſitz in Wien hatte und daher die Vorausſetzungen 
der Ziff. 1 und 2 des Art. 296 VV. bei ihr nicht erfüllt waren. Die 
Bekl. konnte daher gemäß 8 44 Ziff. 2 NAusgl®. i. d. Faſſ. vom 
24. April 1920 bei der Spruchſtelle des Reichsausgleichsamts (88 4, 
47 des Geſetzes) Erſatz ihres Währungsſchadens vom Reich verlangen. 
Sie hatte indes ihre Schuld an die Anglo⸗Auſtrian Bank noch nicht 
abgetragen, ſo daß die Höhe der Beſchaffungskoſten, d. h. derjenigen 
Beträge, die ſie in deutſcher Mark zur Tilgung ihrer Pfund⸗Schuld 
aufwenden mußte, noch nicht feſtſtand. Deshalb hat Bekl. bei der 
Spruchſtelle des Reichsausgleichsamtes die Gewährung eines Vor⸗ 
ſchuſſes gemäß 8 50 des Geſetzes verlangt. Im Rahmen des Ver⸗ 
fahrens iſt die „Vereinbarung“ v. 16. März 1923 zwiſchen der Bell. 
und dem Reichsausgleichsamt getroffen worden. Die Möglichkeit einer 
ſolchen Vereinbarung iſt erſt in der Novelle zum RAusglG. vom 
6. Juni 1926 (RG Bl. I, 334) in 8 482 letzter Abſatz vorgeſehen 
worden. Im Geſetz v. 24. April 1920 fehlte eine Beſtimmung über 
eine derartige Vereinbarung. 

Die Erſtattung der Währungsſchäden gemäß Abſchn. III des 
NAusglG. v. 24. April 1920 gehört ebenſo wie das gefamte zwiſchen⸗ 
ſtaatliche und innerdeutſche Ausgleichsverfahren dem öffentlichen Recht 
an. Die Anſprüche der geſchädigten Deutſchen entſpringen keinerlei 
Vertragsverhältnis zwiſchen den einzelnen Geſchädigten und dem Reich, 
ſondern ausſchließlich der geſetzlichen Regelung, die das Reich im An⸗ 
ſchluß an den Friedensvertrag getroffen hat. Eine zivilrechtliche Ver⸗ 
Rnüpfung des einzelnen geſchädigten Deutſchen gemäß Abſchn. III des 
Ausg. mit dem Reich kann fo wenig angenommen werden, wie 
die Rechte und Pflichten der deutſchen Gläubiger und Schuldner 
auf Grund des Abſchn. II des RAusglGG. im Zivilrecht wurzeln. Sie 
ſind die Folge der völkerrechtlichen Abmachungen im Friedensvertrag 
(Art. 296 VV.) und ausſchließlich öffentlich⸗rechtlicher Natur. Mit 
Recht hat das RG. neuerdings ſelbſt einen Ausländer, der einem am 
Ausgleichsverfahren nicht beteiligten aſſoziierten Staat angehörte, an 
das Ausgleichsverfahren für gebunden erklärt, nachdem er einmal 
in das Verfahren verſtrickt worden war (JW. 1926, 3723). Das RG. 
ſteht damit im Einklang mit dem RWG., das den gleichen Stand⸗ 
punkt von Anfang an vertreten hatte (RWG. v. 30. Sept. 1921 
— IM. 1922, 17441). Für die Anſprüche des Reichsausgleichsamts, 
die im Rahmen des innerdeutſchen Ausgleichsverfahrens gegen die 
beteiligten Deutſchen entſtehen, iſt daher der Rechtsweg nicht zu⸗ 
läſſig und eine Klage vor den Zivilgerichten kann niemals in Frage 
kommen (RWG. v. 2. Sept. 1921 = JW. 1922, 16371). Als Folge 
davon hat z. B. das RWG. die Zuläſſigkeit einer Entſch. nach § 55 
des RAusglG. trotz vorgängiger rechtskräftiger Entſch. der Ziwil⸗ 
gerichte (RG.) bejaht (RWG). v. 21. Dez. 1921 JW. 1922, 746 0. 

Hiernach iſt zunächſt zu fragen, welche rechtliche Bedeutung die 
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Reviſion geltend, die Sache liege nicht fo, daß das Dundee⸗ 
guthaben der Bekl. dem Reich einfach auf Wiedergutmachungs⸗ 
konto gutgeſchrieben worden ſei, vielmehr habe die Bekl. 
durch Bezahlung von 418 £ an engliſche Gläubiger und da⸗ 
durch, daß fie die Sekunda des Wechſels über 1044. 16.4 £ 
dem Public Truſtee zur Verfügung geſtellt habe, erſt die Frei⸗ 
gabe der 898 £ und demzufolge die Gutſchrift zugunſten des 
Reiches erreicht. Ihr ſtehe daher, fo vermeint die Reviſion, 
aus dieſer Geſchäftsführung für das Reich, aus den im Inter⸗ 
eſſe des Reichs gemachten Aufwendungen ein Anſpruch aus 
Geſchäftsführung ohne Auftrag zu. Indem der BR. dieſe 
Rechtslage verkannt habe, habe er gegen das materielle Recht, 
insbeſ. die einſchlägigen Beſtimmungen des VV., die Ge⸗ 
ſetze v. 20. Nov. 1923 und v. 31. Aug. 1919, 88 677 ff. BGB. 
verſtoßen. Dieſer Angriff der Reviſion geht fehl. Anſprüche 
aus auftragloſer Geſchäftsführung, mögen fie auf $ 683 oder 
§ 684 BGB. geſtützt werden, ſetzen voraus, daß der Ge⸗ 
ſchäftsführer ein ihm gegenſtändlich fremdes Geſchäft, das 
dem Rechtskreis des Geſchäftsherrn angehört, oder doch ein 
ihm perſönlich fremdes Geſchäft für den Geſchäftsherrn be⸗ 
ſorgt hat, ſo zwar, daß das Geſchäft nach ſeinem Inhalt auch 
das eigene des Geſchäftsführers ſein könnte und lediglich durch 
deſſen Abſicht, es für einen anderen zu beſorgen, zum frem⸗ 
den wird (RGRKomm. § 687 1, Borbem. vor 8 677 4). 
Aus dieſem rechtlichen Geſichtspunkt hat das BG. die An⸗ 
ſprüche der Bekl. nicht geprüft, es lag dazu aber auch kein 
Anlaß vor, weil ſich aus den tatſächlichen Behauptungen der 
Bekl. ohne weiteres ergab, daß ihre Zahlungen an engliſche 
Gläubiger ihrer Zweigniederlaſſung in Dundee Geſchäfte 
waren, die lediglich ihrem eigenen Rechtskreis angehörten und 
niemals ein für ſie gegenſtändlich fremdes Geſchäft waren, 
das eine Sorge des Reichs hätte ſein können, die ſie dieſem 
abgenommen hätte. Nicht anders ſtand es mit dem Erwerb 
der „Sekunda“ des Wechſels über 1044. 16.4 K und ihrer 


Vereinbarung v. 16. März 1923, auf die ſich die Klage ſtützte, ge⸗ 
habt hat. Die verwickelte Regelung des Abſchn. III des RAusglGl., 
die Frage der Höhe der in Zukunft entſtehenden Beſchaffungskoſten 
im Vorſchußverfahren (88 46, 50) und namentlich die Frage des 
gerechtfertigten Aufſchubs der Erfüllung (844 Ziff. 2) bot er⸗ 
fahrungsgemäß reichlichen Anlaß zu Zweifeln und macht es daher 
verſtändlich, daß die Bekl. mit dem Reichsausgleichsamt eine Verein⸗ 
barung traf. Dazu mag wirtſchaftlich im März 1923 die ſtarke Ent⸗ 
wertung der deutſchen Währung gekommen ſein, die es der Bekl. 
mindeſtens ſehr erſchwerte, derart große Beträge, wie diejenigen, um 
die es ſich hier handelte, aus eigenen Mitteln aufzubringen. An der 
Zuläſſigkeit der getroffenen Vereinbarung iſt nicht zu zweifeln. Dieſe 
Vereinbarung hat aber nicht die Bedeutung eines zivilrechtlichen 
Vertrages; denn zwiſchen dem Reich und dem geſchädigten Deutſchen 
beſteht ein Unterwerfungsverhältnis, trotz der im RAusglG. dem 
Geſchädigten verliehenen Anſprüche trat der Antragſteller nicht auf die 
gleiche Ebene mit dem Reich, alſo nicht auf die Ebene des Privat⸗ 
rechts. Die Vereinbarung hat daher ebenfalls nur öffentlich- rechtliche 
Bedeutung. Im Rahmen des öffentlichen Rechts regelt ſie die Höhe 
der Leiſtung des Reiches und gewährte dabei der Bekl. einen größeren 
Betrag als ihr nach Anſicht der zuſtändigen Reichsſtellen (Spruch⸗ 
ftelle) zukam. Die Vereinbarung ſollte nicht nur das Vorſchußverfahren 
beendigen, ſondern auch an die Stelle des Nachverfahrens über die 
wirklich entſtandenen Beſchaffungskoſten treten (8 47 des Geſetzes). 
Deshalb wurde der Bekl. auferlegt, £ 750, — in drei Jahresraten 
an das Reichsausgleichsamt zurückzuzahlen. Auch hierbei blieb die 
öffentlich⸗rechtliche Verknüpfung des Reichsausgleichsamts mit der 
Bekl. überall gewahrt. Im Ergebnis war daher die Vereinbarung 
nichts anderes als die Entſch. der Spruchſtelle, bzw. des Reichs⸗ 
ausgleichsamts über die Höhe der Anſprüche der Bekl. Dieſe Verein⸗ 
barung wahrt daher die rechtliche Natur des Verwaltungsaktes, der 
verwaltungsgerichtlichen Entſch. Die Zuſtimmung der Bekl. zu dieſer 
Vereinbarung bedeutet lediglich die geſetzliche Vorbedingung für die 
Wirkſamkeit des Verwaltungsaktes und namentlich den Verzicht 
der Bekl. auf Anfechtung im Rechtsmittelweg (vgl. Otto Mayer, 
Verwaltungsrecht Bd. 1 S. 100 und 352). Die öffentlich⸗rechtlichen 
Anſprüche des Reichs gegen die Bekl. blieben daher trotz der Regelung 
der Anſprüche der Bekl. durch die Vereinbarung unberührt (ogl. 
RWG. v. 22. Okt. 1920 JW. 1921, 15631). 

Hiernach war zu fragen, ob der Rechtsweg für die mit der Klage 
erhobenen Anſprüche des Reichs überhaupt zuläſſig war; dies folgt 
keineswegs aus der Vereinbarung über die öffentlich- rechtlichen 
Pflichten des Reichs und der Bekl. (OLG. Köln JW. 1921, 
1091 9). In RG. 79, 200 ift zwar die Zuläſſigkeit des Rechtswegs 
auch auf Grund eines öffentlich- rechtlichen Vertrags bejaht. Dort aber 
handelte es ſich um zwei Körperſchaften des öffentlichen Rechts, die 
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Auslieferung an das Public Truſtee. Auch inſoweit ergab ſich 
aus den Behauptungen der Bekl., daß ſie die Sekunda des 
Wechſels erworben und ausgeliefert hatte, um Anſprüche der 
Anglo⸗Auſtrian Bank auf die Liquidationsmaſſe ihrer Zweig⸗ 
niederlaſſung in Höhe der Wechſelſumme abzuwehren. Die 
Behauptung aber, daß die Bekl. dieſe, gegenſtändlich eigenen 
Geſchäfte nur beſorgt habe, um einen Reinerlös der Liqui⸗ 
dationsmaſſe in Dundee herbeizuführen und dadurch eine Gut⸗ 
ſchrift auf die Wiedergutmachungsſchuld Deutſchlands zu er⸗ 
möglichen, iſt nach dem Tatbeſtande des BU. oder dem Sit⸗ 
zungsprotokoll nicht aufgeſtellt worden. Es iſt dies auch gar 
nicht anzunehmen. Wenn ein Überſeekaufmann in der kriti⸗ 
ſchen Zeit die Gläubiger ſeiner Zweigniederlaſſung im Aus⸗ 
lande ſelbſt befriedigt, anſtatt das Ergebnis einer feindlichen 
Liquidation abzuwarten, ſo liegt, wenn die Erfüllung nicht 
aus anderen perſönlichen Gründen dringlich geweſen ſein 
ſollte, nichts näher, als daß er damit ſeine Auslandsbezie⸗ 
hungen nicht in Gefahr bringen, insbeſondere dem Ruf und 
der Kreditfähigkeit ſeines Geſchäftes, und ſei es auch nur für 
eine fernere Zukunft, dienen wollte. Und wenn er die Se⸗ 
kunda eines Wechſels als Wertträger über einen ſo hohen Be⸗ 
trag wie 1044.16.4 £ erwarb — mit welchen Koſten iſt nicht 
geſagt —, ſo kann ihm nur die geſchäftliche Erwägung ange⸗ 
ſonnen werden, daß er anderenfalls Gefahr lief, daß entweder 
die Anſprüche der Anglo-Auftrian Bank ſeitens des Zwangs⸗ 
verwalters dennoch befriedigt würden, oder daß doch ein ent⸗ 
ſprechender Betrag der Liquidationsmaſſe nicht freigegeben 
würde und daher für andere Gläubiger der Dundee-Nieder⸗ 
laſſung nicht verwendet werden könnte. Schlechterdings ent⸗ 
ſcheidend iſt aber, daß die Geſchäfte, die die Bekl. beſorgt hat, 
ſchon ihrer Natur nach, der Zweckbeziehung, ſie „für das 
Reich“ zu beſorgen, unzugänglich waren, und daß die Ermög⸗ 
lichung einer Gutſchrift für das Reich lediglich ein — ſei 
es auch gewollter — Erfolg der Tätigkeit der Bekl. in eigener 
Angelegenheit war (vgl. RG. 97, 65). Daraus aber, daß 
eigene Geſchäfte des Handelnden den Nutzen eines Dritten ge⸗ 
fördert haben, können Anſprüche aus auftragloſer Geſchäfts⸗ 
führung nicht hergeleitet werden. 3 
(U. v. 17. Juni 1926; 150/26 IV. — Hamburg.) (Ka. 


22. 5931 BG B. Ob die Übergabe des Duplikat⸗ 
frachtbriefs die Übertragung des Heraus gabe⸗ 
anſpruchs gegen den Frachtführer bedeutet, 
hängt von den Umſtänden ab.] 

Das RG. hat wiederholt entſchieden (RG. 102, 96; JW. 
1919, 182; Warn. 1908 Nr. 584; 1922, 77), daß unter Um⸗ 
ſtänden in der Übergabe des Duplikatfrachtbriefes vom Ver⸗ 
käufer an den Käufer der Willensausdruck gefunden werden 
kann, daß damit durch Übertragung des Herausgabeanſpruchs 


ſich als gleichberechtigt gegenüberſtanden, nicht aber um ein Unter⸗ 
werfungsverhältnis des einzelnen gegenüber der öffentlichen Körper⸗ 
ſchaft, wie es zwiſchen dem am Ausgleichsverfahren teilnehmenden 
Deutſchen und dem Reichsausgleichsamt beſteht. Die Entſch. RG. 
79, 200 trifft daher den vorliegenden Fall nicht. Der richtige Weg 
wäre geweſen, daß das Reichsausgleichsamt die gemäß der Verein⸗ 
barung von der Bekl. geſchuldeten Beträge mittels einer Abrechnung 
gemäß Abſchn. II Ziff. 3 des Geſetzes gegen die Bekl. feſtgeſetzt 
hätte. Die Vorſchriften über die Abrechnungen des Reichsausgleichs⸗ 
amts treffen zwar auf einen Fall der vorliegenden Art nicht ohne 
weiteres zu, ſind aber als allgemeine Beſtimmungen für die Ein⸗ 
ziehung der dem Reich zuſtehenden Beträge ſinngemäß auf eine öffeut⸗ 
lich-rechtliche Vereinbarung im Rahmen des Abſchnitts III des Geſetzes 
zu übernehmen. Dann hätte das Reichsausgleichsamt Zivilklage 
nicht zu erheben brauchen, ſondern hätte im Beitreibungsverfahren 
nach den Beſtimmungen der RAbgO. feine Forderung einziehen können 
(842 des Geſ.). An Stelle des Finanzamts trat das Reichsausgleichs⸗ 
amt, als Rechtsmittelinſtanz das Reichswirtſchaftsgericht (851 des 
Geſ.). Das Reichsausgleichsamt und das Reichswirtſchaftsgericht waren 
ſomit allein zur Entſcheidung über die Anſprüche zuſtändig. Damit 
war ein Verwaltungs⸗ bzw. verwaltungsgerichtliches Verfahren für 
dieſe Anſprüche vorgeſchrieben. Die Anſicht ds RGB., das RWG. ſei 
lediglich ein Sondergericht zur Entſcheidung bürgerlich⸗ rechtlicher (ver⸗ 
mögensrechtlicher) Streitigkeiten, iſt ſchwerlich zutreffend und vom 
RW. mit Recht niemals anerkannt worden (vgl. RG. 103 102 
JW. 1922, 1121; dagegen RWG. v. 23. März 1923 — FW. 1923, 867). 

Der Fall liegt hiernach ausſchließlich auf öffentlich⸗rechtlichem 
Gebiet. Er kann auch nicht in gleiche Linie geſtellt werden zu den⸗ 
jenigen Fällen, in denen das Reich auf Grund privatrechtlichen Ver⸗ 
trags ſich einen Gegenſtand ſichert, wie dies zwecks Ablieferung be⸗ 
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gegen die Bahn das Eigentum an dem Frachtgut gemäß 
§ 931 BGB. auf den Käufer übergehen ſoll. Das gilt nicht 
nur, wenn mit der Klauſel „Netto Kaſſe gegen Frachtbrief⸗ 
duplikat“ gekauft iſt, ſondern auch mangels einer ſolchen 
Klauſel. 

(U. v. 7. Juli 1925; 133/25 VI. — Hamburg.) [Ru] 


** 23. 88 1281, 823, 276 BG B.; 88 829, 804, 846, 287 
3PO. Sind Anſprüche eines Kunden gegen ſeine 
Bank gepfändet, ſo darf dieſe nicht ohne Zu⸗ 
ſtimmung des Pfandgläubigers über das Depot 
verfügen, namentlich Wertpapiere nicht ver⸗ 
äußern.] 

Der Kl. erwirkte wegen einer Darlehnsforderung von 
100 000 % den Beſchluß des LG., durch den der dingliche 
Arreſt in das Vermögen des K. angeordnet und deſſen Rechte 
und Anſprüche gegen die Bekl. „aus Bankgeſchäften, insbeſon⸗ 
dere auf Auszahlung von hinterlegten Geldern oder Wert⸗ 
papieren“ gepfändet wurden. Der Bekl. wurde verboten, die 
genannten Rechte und Anſprüche an den Schuldner zu er⸗ 
füllen, dieſem dagegen geboten, ſich jeder Verfügung über die 
gepfändeten Rechte und Anſprüche, insbeſondere der Ein⸗ 
ziehung zu enthalten. Der Arreſt⸗ und Pfändungsbeſchluß 
wurde der Bekl. am 20. Jan. und dem Schuldner K. am 
24. Jan. 1921 zugeſtellt. An Wertpapieren des K. befanden 
ſich bei Zuſtellung des Beſchluſſes an die Bekl. in deren 
Depot a) 3000 , Anglo⸗Guano⸗Aktien, b) 2000 Eriesheim⸗ 
Aktien, c) 3000 „Scheidemantel⸗Aktien, d) eine junge Scheide» 
mantel⸗Aktie zu 1000 %. Hiervon verkaufte die Bekl., ohne 
den Kl. zu benachrichtigen, am 22. Jan. 1921 die Aktien 
zu a und b, ferner am 19. März 1921 die Aktien zu e und 
verwandte den Erlös, der dem Konto des K. gutgeſchrieben 
wurde, dazu, um für den größten Teil ihrer Forderungen 
an K. Befriedigung zu erlangen. Am 9. Juli 1921 erwirkte 
der Kl. gegen K. das ſpäter rechtskräftig gewordene Urteil 
des LG. München I auf Zahlung von 93000 % nebſt Zinſen. 
Nunmehr ließ er ſich durch Beſchluß des Vollſtreckungsgerichts 
v. 3. Okt. 1921 die arreſtweiſe gepfändeten Anſprüche in Höhe 
der Urteilsbeträge und eines Koſtenanſchlags von 10 000% 
zur Einziehung überweiſen. Auf Grund dieſer Überweiſung 
forderte er durch Schreiben ſeines Vertreters am 12. Okt. 
1921 von der Bekl. die Herausgabe der in ihrem Depot be⸗ 
findlichen Wertpapiere des K. Die Bekl. erwiderte ihm darauf 
durch Schreiben v. 14. Oktober, daß ſie für K. nur noch eine 
junge Scheidemantel-Aktie von 1000 % im Depot habe, dieſe 
Aktie ihr aber für den Debetſaldo des K. von 2741 % ver⸗ 
pfändet ſei. Durch ein ſpäteres Schreiben v. 25. Oktober 
teilte fie ihm mit, daß fie die oben erwähnten Aktien zu a, 
b und c bereits verkauft und den Erlös zur Abdeckung des 


ſtimmter Sachwerte auf Grund des Friedensvertrags an die früheren 
Feind⸗Staaten vielfach vorkam (RWG.: JW. 1923, 462 1 und 54110, 
Urt. v. 22. Febr. 1923 an beiden Stellen mitgeteilt). In jenen Fällen 
ſchloß das Reich einen privatrechtlichen Vertrag, aus dem es ſeine 
Anſprüche im ordentlichen Rechtswege erheben konnte; außerdem blieb 
es befugt, öffentlich-rechtlich als Obrigkeit Beſchlagnahmen und Ent⸗ 
eignungen aus zuſprechen, gegen die nur die öffentlich- rechtlichen Be⸗ 
helfe zuläſſig waren. 

Die Leiſtungen, die die Bekl. an ihre engliſchen Gläubiger und 
an den Public Trustee bewirkt hat, find für die Rechtsbeziehungen 
zwiſchen ihr und dem Reich unerheblich, keinesfalls führen ſie privat⸗ 
rechtliche Wirkungen herbei. Die mittelbare Folge dieſer Leiſtungen, 
die Gutſchrift auf Reparationskonto, ergibt ſich nicht aus dem Pri⸗ 
vatrecht, ſondern dem Völkerrecht (Art. 297 Abſchn. h Ziff. 1 VV.; 
England hatte ſich dem Ausgleichsverfahren angeſchloſſen). Dieſe 
Wirkung war vom Willen der Bell. und den Maßnahmen des 
Reichs im Ausgleichsverfahren unabhängig, auf ſie kann ſich die 
Bekl. gegenüber dem Reichsausgleichsamt nicht berufen. 

Mit Recht führt das RG. aus, daß die Bekl. bei den Leiſtungen 
an ihre Gläubiger und den Publie Trustee nur ihre eigenen Ge⸗ 
ſchäfte beſorgte; eine Geſchäftsführung der Bekl. für Rechnung des 
Reichs kommt gar nicht in Frage. Aber das Urteil behandelt nur die 
ziviliſtiſche Seite und läßt das öffentliche Recht unberückſichtigt. So 
ſehr man die Verurteilung der Bekl. billigen muß, war doch in erſter 
Linie die Frage der Zuläſſigkeit des Rechtswegs zu prüfen. Die 
Klage hätte wegen Unzuläſſigkeit des Rechtswegs abgewieſen und das 
Reichsausgleichsamt auf das Verwaltungszwangsverfahren (8 42 des 
Geſ.) verwieſen werden müſſen 
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Debetſaldos des K. verwendet habe. Nichtsdeſtoweniger er⸗ 
teilte der Kl. am 31. Oktober der Bekl. den Auftrag, die 
Aktien zu a, b und c zu verkaufen und den Erlös nach Abzug 
ihrer Forderung an K. in Höhe von 17 948,10 % nebſt Un⸗ 
koſten an ihn auszuzahlen oder bei der Staatsbank zu hinter⸗ 
legen. Die Forderung der Bekl. an K. bezifferte er des⸗ 
halb auf 17 948,10 , weil ihm dieſer Betrag von der Be⸗ 
klagten am 29. Jan. 1921 in einer Drittſchuldnererklärung 
als ihr Saldo gegenüber K. genannt ſein ſollte. Da die 
Bekl. durch Schreiben v. 31. Oktober den Verkauf der 
Papiere, die ſich nicht mehr im Depot des K. befanden, 
ablehnte, erhob er Klage, u. a. auf Schadenserſatz. Gegen 
die Rechtswirkſamkeit und Ordnungsmäßigkeit des im Arreſt⸗ 
verfahren ergangenen Pfändungsbeſchluſſes beſtehen keine Be⸗ 
denken. Hinfällig erſcheint insbeſondere der von der Be⸗ 
klagten in der Berufungsinſtanz erhobene Vorwurf, daß 
der gepfändete Anſpruch nicht mit genügender Beſtimmtheit 
bezeichnet worden ſei. Zwar kann ein rechtsgültiges Pfän⸗ 
dungspfandrecht an Forderungen nur dann entſtehen, wenn 
dieſe im Pfändungsbeſchluß ſo genau angegeben ſind, 
daß jeder Zweifel an dem Gegenſtande des Pfandrechts 
ausgeſchloſſen wird (WarnRſpr. 1920 Nr. 164); es iſt aber 
nicht erforderlich, daß die Forderung im Beſchluß in allen 
ihren Einzelheiten gekennzeichnet wird, ſondern es genügt eine, 
wenn auch allgemein gehaltene, Angabe, aus der der Schuld» 
ner und der Drittſchuldner zweifelsfrei zu erkennen vermögen, 
auf welche Forderung die Pfändung nach dem Willen des 
Gläubigers gerichtet ſein ſoll. An einer derartigen Bezeich⸗ 
nung der gepfändeten Anſprüche fehlt es im vorliegenden Falle 
nicht. Die Angabe, daß die Anſprüche des K. gegen die Bekl. 
aus „Bankgeſchäften, insbeſondere auf Auszahlung von hinter⸗ 
legten Geldern oder Wertpapieren“ gepfändet ſein ſollen, läßt 
klar erkennen, daß die Pfändung ſich auf alle Forderungen 
erſtreckte, die zur Zeit der Zustellung des Pfändungsbeſchluſſes 
an die Bekl. (8829 Abſ. 3 ZPO.) dem K. gegen fie aus 
dem geſamten bankmäßigen Geſchäftsverkehr und beſonders 
aus dem ſogenannten Depotverkehr zuſtanden, gleichviel ob 
es ſich dabei um Darlehnsgeſchäfte oder um Anſchaffung oder 
Aufbewahrung von Wertpapieren handelte. Eine derartige 
Forderung war zweifellos auch der in Rede ſtehende Anſpruch 
aus dem Verwahrungsvertrage über die dem K. gehörigen 
Aktien. Durch die Pfändung dieſes Anſpruchs erlangte der 
Kl. daran gemäß 8 804 Ab. 1 ZPO. ein Pfandrecht, das 
zwar in erſter Reihe nach den Vorſchriften der Zivilprozeß⸗ 
ordnung, ſoweit deren Beſtimmungen aber nicht entgegen⸗ 
ſtehen, nach den pfandrechtlichen Vorſchriften des bürgerlichen 
Rechts zu beurteilen iſt (RG. 97, 40; Warn. 1912 Nr. 294). 
Aus 88 829 Abſ. 1, 846 ZPO. ergibt ſich für den vorliegen⸗ 
den Fall, daß die Bekl. als Drittſchuldnerin, wie ihr auch 
im Pfändungsbeſchluſſe ausdrücklich zur Pflicht gemacht wurde, 
den Anſpruch nicht durch Erfüllung an den Schuldner K. 
anz oder teilweiſe zum Erlöſchen bringen durfte und daß 
K. ſich jeder Verfügung über den Anſpruch, insbeſondere der 
Einforderung, zu enthalten hatte. Andererſeits ſchreibt der 
8 1281 BGB., deſſen Maßgeblichkeit für arreſtweiſe erlaſſene 
Pfändungsbeſchlüſſe in der Rechtſprechung des RG. anerkannt 
iſt (RG. 104, 35; Warn. 1912 Nr. 294), vor, daß der Dritt⸗ 
ſchuldner nur an ſeinen Gläubiger und den Pfändungsgläu⸗ 
biger gemeinſchaftlich feiften kann. Aus dieſen Vorſchriften 
folgt, daß die Bekl., nachdem durch die Zuſtellung des Pfän⸗ 
dungsbeſchluſſes an ſie — am 20. Jan. 1921 — die Pfän⸗ 
dung wirkſam geworden war, ſich mit dem Schuldner K. 
allein in Verhandlungen, die den Beſtand des gepfändeten 
Anſpruchs betrafen, nicht einlaſſen durfte, vielmehr zu jeder 
rechtsgeſchäftlichen Erklärung des K., durch die das Pfand⸗ 
recht des Kl. irgendwie beeinflußt werden konnte, die Zu⸗ 
ſtimmung des letzteren einholen mußte (RG. 77, 2541)). Hier⸗ 
gegen hat die Bell. verſtoßen, als ſie zufolge der ihr von K. 
allein erteilten Aufträge ohne Zuſtimmung des Kl., ja ſelbſt 
ohne deſſen Benachrichtigung, am 22. Jan. und 19. März 
1921 die obengenannten Aktien aus dem Depot des K. ver⸗ 
kaufte. Denn ſie griff dadurch in das Pfandrecht des Kl. ein, 
der durch die Pfändung nach § 1281 BGB. das Recht er⸗ 
langt hatte, daß die Aktien nur zur gemeinſchaftlichen Ver⸗ 


Y) JW. 1912, 80. 
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fügung des Kl. und des K. herausgegeben werden durften. 
Rechtsirrig iſt es, wenn das BG. in dem Auftrag zum Ver⸗ 
kauf der Aktien nicht eine Verfügung über den gepfändeten 
Anſpruch, ſondern lediglich eine von der Pfändung nicht be⸗ 
troffene Maßnahme zur ordnungsmäßigen Verwaltung des 
Depots erblickt, für welche der Schuldner K. allein zuſtändig 
geblieben ſei. Eine ſchärfere Verfügung über den gepfändeten 
Anſpruch des K. auf Herausgabe der Wertpapiere konnte wohl 
kaum ſtattfinden, als durch die Veräußerung der Wertpapiere, 
die auf dieſe Weiſe dem Vermögen des K. und damit auch 
dem Zugriff des Kl. als Pfandgläubigers gänzlich entzogen 
wurden. Hierüber konnten auch die geſetzlichen Vertreter der 
Bekl. bei pflichtmäßiger Überlegung nicht den geringſten Zwei⸗ 
fel hegen, und fie handelten zum mindeſten fahrläſſig (8 276 
BGB.), als fie ungeachtet des Pfandrechts des Kl. auf Grund 
des Auftrages des K. die Veräußerung der Aktien geſchehen 
ließen. Durch dieſen Eingriff in das Pfandrecht des Kl. hat 
die Bekl., da ſich ihr Vorgehen ebenſowohl als fahrläſſig wie 
als widerrechtlich darſtellt, ſich dem Kl. gegenüber nach $ 823 
Abſ. 1 BGB. ſchadenserſatzpflichtig gemacht. Nicht geklärt 
und weiterer tatſächlicher Erörterung bedürftig iſt aber die 
Frage, ob dem Kl. durch den Verkauf der Aktien wirklich ein 
Schaden entſtanden iſt, und gegebenenfalls, in welcher Weiſe 
er zu erſetzen iſt. Unſtreitig iſt der Verkauf der Aktien durch 
die Bekl. freiwillig im Auftrage des K. als Depotberechtigten 
erfolgt. Unſtreitig iſt aber auch, daß die Bekl. eine Geld⸗ 
forderung an K. hatte. Für die Reviſionsinſtanz iſt ferner, 
entſprechend der bisher nicht widerlegten Behauptung der 
Bekl., zu unterſtellen, daß für den Geſchäftsverkehr zwiſchen 
K. und der Bekl. deren gedruckte allgemeinen Geſchäfts⸗ 
bedingungen maßgebend war. Nach Nr. 2 dieſer Be⸗ 
dingungen iſt die Bank berechtigt, beſtehende Geſchäftsverbin⸗ 
dungen jederzeit nach freiem Ermeſſen aufzuheben, mit der 
Wirkung, daß die ſofortige Fälligkeit des aus den Büchern 
der Bank ſich ergebenden Saldos eintritt. Nach Nr. 7 dienen 
der Bank alle in ihrem Beſitz befindlichen Wertpapiere ihrer 
Kunden als Pfand für alle beſtehenden oder zukünftigen For⸗ 
derungen; im Falle des Verzugs des Kunden, gleichviel ob 
es ſich um teilweiſe oder vollſtändige Bezahlung ihres Gut⸗ 
habens oder um verlangte Verſtärkung der Sicherſtellung han⸗ 
delt, iſt die Bank berechtigt, die Pfandſtücke zu beliebiger Zeit 
gemäß 88 1221, 1235 BGB. zwecks ihrer Befriedigung zu 
verkaufen. Waren dieſe Beſtimmungen dem Geſchäftsverkehr 
zwiſchen der Bekl. und K. zugrunde gelegt, ſo blieben ſie auch 
durch die Pfändung des Herausgabeanſpruchs unberührt. Die 
Bekl. durfte alſo ungeachtet der Pfändung von den ihr nach 
den Geſchäftsbedingungen zuſtehenden Schutzmaßnahmen Ge⸗ 
brauch machen. Ein derartiger Gebrauch hat nicht ſtattgefun⸗ 
den, da die Bekl. im Auftrage des K. zum freiwilligen Ver⸗ 
kauf der Aktien geſchritten iſt. Es bleibt aber unter Berück⸗ 
ſichtigung aller tatſächlichen Verhältniſſe zu erwägen, ob nicht 
die Bekl., wenn der Verkaufsauftrag des K. ausgeblieben wäre, 
ſich zur eigenen Sicherheit veranlaßt geſehen hätte, die Ver⸗ 
bindung mit K. zu löſen, ihn in Verzug zu ſetzen und den 
Pfandverkauf der Aktien zu betreiben, ob in dieſem Falle ein 
für den Kl. günſtigeres Ergebnis erzielt worden wäre, als 
durch den freiwilligen Verkauf der Aktien, und welche Mittel 
alsdann zur Befriedigung des Kl. übrig geblieben wären. 
Selbſtverſtändlich durfte die Bekl. bei einem ſolchen Vorgehen 
in erſter Reihe auf die Wahrung ihres eigenen Vorteils be⸗ 
dacht ſein und hatte auf die Belange des Kl. als Pfand⸗ 
gläubigers nur inſoweit Bedacht zu nehmen, als es Treu und 
Glauben geboten. Insbeſondere brauchte ſie bei fortſchreiten⸗ 
der Entwertung ihrer Geldforderung mit dem Pfandverkauf 
nicht ſo lange zu warten, bis der Kl. ſeinen Rechtsſtreit wegen 
ſeiner Hauptforderung gegen K. durchgeführt und auf Grund 
eines vollſtreckbaren Urteils die Überweiſung der gepfändeten 
Forderung zur Einziehung erlangt haben würde. Für die 
Beurteilung der in Betracht kommenden Verhältniſſe, über 
welche die Parteien die erforderlichen tatſächlichen Aufklärungen 
zu geben haben werden, insbeſondere für die Beantwortung 
der Frage, ob durch das Verhalten der Bekl. dem Kl. ein 
Schaden entſtanden iſt und wie hoch er ſich beläuft, iſt der 
8287 3PO. maßgebend. 5 
(U. v. 25. Juni 1924; 282/231. — München.) 


b) Strafſachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Verlin. 


24. [88 263, 266 StG B. Bei Ausſchluß der Ver⸗ 
tretungsmacht entfällt eine Untreue i. S. § 266 
Ziff. 2 StGB. Vorſpiegelung einer falſchen 
Tatſache gemäß 8 263 StGB. durch unrichtige 
Angabe des Verwendungszweckes. ]) 


1. Untreue in Tateinheit mit Unterſchlagung: 
Dem Angekl. war vertraglich ausdrücklich verboten, für die 
Geſellſchaft, zu deren „Generalvertreter“ für Thüringen er 
beſtellt war, Zahlungen entgegenzunehmen. Gleichwohl hat 
er insgeſamt 60 000 %, die die Geſellſchaft aus den vom An⸗ 
gefiagten vermittelten Lieferungen von den Abnehmern zu 
fordern hatte, eintreiben laſſen und nicht abgeliefert, ſondern 
nach eigener Angabe für fein Geſchäft (zum Ausbau ſeiner 
auf eigene Koſten zu betreibenden Generalvertretung) ver⸗ 
wandt. Hierdurch hat er allerdings über ausſtehende Forde⸗ 
rungen der Geſellſchaft offenſichtlich zu deren Nachteil verfügt. 
Seine Einwendungen, nämlich daß er die Einziehungen dem 
Generaldirektor der Geſellſchaft mitgeteilt und dieſer ſie ge⸗ 
billigt habe, ſowie daß er ſich wegen Gegenforderungen an die 
Geſellſchaft zur Einziehung und Einbehaltung der Gelder be⸗ 
rechtigt gehalten habe, hat das LG. als widerlegt angeſehen. 
Damit iſt die von der Reviſion vermißte Feſtſtellung des Be⸗ 
wußtſeins der Rechtswidrigkeit des Angekl. und ſeines Vor⸗ 
laber. zum Nachteil der Geſellſchaft über Vermögensſtücke von 
hr zu verfügen, ausreichend getroffen worden. Die Anwen⸗ 
dung des § 266 Abſ. 1 Nr. 2 StGB. iſt jedoch gleichwohl zu 
beanſtanden. Denn wenn es auch zweifelhaft ſein mag, ob an 
ſich eine „Generalvertretung“ der Art, wie ſie dem Angekl. 
übertragen war, zugleich zur Einziehung der Kaufpreiſe aus 
den vermittelten Geſchäften ermächtigt haben würde, ſo war 
doch eine ſolche Vertretungsmacht hier vertraglich ausdrücklich 
ausgeſchloſſen worden. Der Angekl. hat alſo nicht, wie § 266 
Nr. 2 StGB. es erfordert, auf Grund einer ihm zuſtehenden 
„Vollmacht“ über die Forderungen der Geſellſchaft verfügt 
(RGSt. 43, 432). Inſoweit unterliegt duher das Urteil der 
Aufhebung, und zwar zugleich bezüglich der als in Tateinheit 
mit der (angeblichen) Untreue für begangen erachteten Unter⸗ 
ſchlagung, obwohl dieſe für ſich allein bedenkenfrei feſtgeſtellt 
ſein würde. Denn nach der landgerichtlichen Beweiswürdigung 
haben die Kunden der Geſellſchaft dieſer (und nicht dem 
Angekl.) die von ihm eingezogenen Geldbeträge übereignen 
wollen, wie ja auch er nur als — angeblicher — Vertreter 
der Geſellſchaft und für ſie das Geld entgegengenommen 
hat, ſo daß es mit Recht als eine für ihn fremde bewegliche 
Sache angeſehen werden und Gegenſtand einer von ihm be⸗ 
gangenen Unterſchlagung ſein konnte. — 2. Betrug: Ent⸗ 
gegen der von der Reviſion aus tatſächlichen Umſtänden 
hergeleiteten „Schlußfolgerung“ ift das LG. in Ausübung der 
ihm zuſtehenden freien Beweiswürdigung zu dem als „zwin⸗ 
gend“ bezeichneten „Schluß“ gelangt, der Angekl. habe St. 
nur vorgeſpiegelt, daß er die ihm entlockten 1500 zur 
Einrichtung eines Büros brauche und verwenden wolle; in 
Wirklichkeit habe er das Geld von vornherein für ſeinen 
Lebensunterhalt zu verwenden bezweckt. Angeſichts die⸗ 
ſer die Verurteilung wegen Betrugs ohne weiteres recht⸗ 
fertigenden Feſtſtellungen brauchte das LG. ſich nicht noch mit 
ber Frage zu befaſſen, wie es zur Zeit der Hingabe der 
1500 % mit den Verhandlungen zwiſchen dem Angekl. und G. 
ſtand. Selbſt wenn dieſe damals noch in der Schwebe und ſo⸗ 
gar ausſichtsreich geweſen wären, ſo würde doch der Angekl. 


Zu 24. I. Daß der zum Abſchluß, aber nicht zum Irbasſo 
bevollmächtigte Vertreter durch widerrechtliche Einkaſſierung von Kauf⸗ 
preisgeldern keine Untreue begehen kann, iſt mit aller Schärfe ſchon 
in RG. I v. 23. Juni 1922, mitgeteilt und beſprochen in JW. 
1923, 402, entſchieden worden. 

II. Allgemein anerkannt ift auch, daß in der unwahren Angabe 
des Verwendungszweckes hinſichtlich eines nachgeſuchten Darlehens 
die Vorſpiegelung einer falſchen Tatſache, nämlich einer nicht vor⸗ 
handenen Abſicht, zu erblicken iſt. Fraglich könnte in einem ſolchen 
Falle lediglich der urſächliche Zuſammenhang zwiſchen der Vor⸗ 
ſpiegelung und der Vermögensverfügung des Getäuſchten ſein. Denn 
es iſt eine Erfahrungstatſache, daß bei Darlehnsgeſuchen häufig unrich⸗ 
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ſich gleichwohl auf Koſten St.s einen rechtswidrigen Ver⸗ 
mögensvorteil erſchlichen haben. Denn nur durch den vom 
Angekl. angegebenen Verwendungszweck hat ſich St. zu 
der ihm zum Nachteil gereichenden Hergabe des Geldes be⸗ 
ſtimmen laſſen. Dieſen Verwendungszweck hat der Angekl. 
jedoch nur vorgeſpiegelt; auf die Verhandlungen mit G. hat 
er ſich hierbei bloß berufen, um den fälſchlich vorgeſpiegelten 
Verwendungszweck glaubhaft erſcheinen zu laſſen. Dieſe Vor⸗ 
ſpiegelung war aber ſelbſt dann falſch, wenn damals die Ver⸗ 
handlungen mit G. noch ausſichtsreich geweſen wären. 

(2. Sen. v. 31. Mai 1926; 2D 341/26.) A.] 


25. [s 266 Nr. 2 StGB.; 8 164 BG B. Untreue 
des geſchäftsführenden Geſellſchafters einer 
offenen Handelsgeſellſchaft durch eigennützige 
Verfügung über die Wechſelſumme, die er in 
offener Stellvertretung für die Geſellſchaft auf 
einen zu Unrecht akzeptierten und begebenen 
Wechſel erbeten und empfangen hatte.] 

Was die Frage betrifft, ob auch in der Akzeptierung 
und Begebung von Wechſeln ein Vergehen nach § 266 Nr. 2 
StGB. erblickt werden kann, fo hat das RG. grundſätzlich 
ausgeſprochen, daß unter den „Vermögensſtücken“ Einzel⸗ 
gegenſtände zu verſtehen ſeien, welche als ſolche in dem Aktiv⸗ 
vermögen des Auftraggebers bereits vorhanden ſind und zur 
Zeit der Verfügung Beſtandteile desſelben Vermögens bilden, 
daß daher ſeine Belaſtung durch Begründung von Schuld⸗ 
verbindlichkeiten keine Verfügung über Vermögens ſtücke im 
Sinne des Geſetzes darſtellt (RGSt. 10, 72; 13, 378; vgl. 
41, 268; 46, 147). Gegen biefe Grundſätze hat aber die StR. 
nicht verſtoßen. Denn nicht in der Annahme und Begebung 
von Wechſeln hat fie den Tatbeſtand der Untreue erblickt, ſon⸗ 
dern in der eigenmächtigen Verfügung über die 6500 Schwei⸗ 
zer Franken, die der Angekl. auf den von ihm namens ſeiner 
Firma akzeptierten Wechſel v. 7. Sept. 1922 von ©. erhielt. 
Mit Recht hat das LG. dieſe 6500 Franken als Vermögens⸗ 
ſtücke ſeiner Firma angeſehen und in ihrer heimlichen und 
eigennützigen Verwendung durch den Angekl. eine Vermögens⸗ 
beſchädigung der offenen Handelsgeſellſchaft gefunden. Nach 
den getroffenen Feſtſtellungen hat der Angekl. als geſchäfts⸗ 
führender Geſellſchafter in offener Stellvertretung (8 164 
BGB.) die 6500 Franken für die Firma von O. erbeten, 
und dieſer wollte ſie nur der Geſellſchaft als Darlehn geben. 
Die letztere iſt daher Eigentümerin des Geldbetrages geworden, 
ein etwaiger ſtillſchweigender Vorbehalt des Angekl., das Geld 
für ſeine Zwecke zu verwenden, vermochte hieran nichts zu 
ändern. Der Vermögensnachteil der Geſellſchaft ergibt ſich 
auch hier unmittelbar aus der Heimlichkeit der Ver⸗ 
fügung des Angekl. und aus ſeinem Beſtreben, die Entdeckung 
ſeines Vorgehens und eine Belaſtung ſeines Kontos zu 
vereiteln. 

(U. v. 29. April 1924, 1 382/24.) D.] 

26. [Der Antrag auf Beſchlagnahme eines 
Hauptbuches zwecks Prüfung durch einen Schrift⸗ 
ſachperſtändigen iſt kein bloßer Beweisermitt⸗ 
lungsantrag. 7) 

Wie das Sitzungsprotokoll ergibt, hatte die Staatsanwalt⸗ 
ſchaft beantragt: „Das Hauptbuch der Firma C. zu beſchlag⸗ 
nahmen und dasſelbe durch einen Schriftſachverſtändigen dar⸗ 
auf prüfen zu laſſen, ob der von dem Zeugen M. erwähnte 
Bleiſtiftvermerk im Hauptbuch ſpäter oder früher als die dar⸗ 
über befindliche Eintragung gemacht worden iſt.“ Ungeachtet 
des Wortlauts des Antrags ſtand ſachlich ein Beweisantrag in 


tige Angaben über den Verwendungszweck gemacht werden, die in 
der Regel wohl für den Darlehnsgeber nicht beſtimmend ſind. Jedoch 
war dem RG. eine Nachprüfung nach dieſer Richtung hin entzogen, 
da das angefochtene Urteil die gegenteilige Feſtſtellung getroffen hatte. 
RA. Theodor Klefiſch, Köln. 


Zu 26. Die Entſch. zeigt aufs neue (ſ. meinen Beweisermitte⸗ 
lungsantrag: Feſtſchr. f. Joſeph Kohler, Goltd Arch. 67, 271 ff.), 
wie wenig der Begriff des Beweisermittelungsantrages feſtſteht. Sie 
ſteht im Einklang mit JW. 1922, 300 18, im Widerſpruch dageren zu 
der Entſch. JW. 1895, 570 4. 

RA. Dr. Alsberg, Berlin. 


55. Jahrg. 1926 Heft 30] 


Frage; er war genügend beſtimmt und verſprach ein ſachliches 
Ergebnis. Das LG. hat ihn auch als Beweisantrag, und 
keineswegs etwa als Beweisermittlungsantrag aufgefaßt, der 
nur bezweckt habe, Tatſachen aufzuſuchen, aus denen ſich viel⸗ 
leicht ſachdienliche und dann noch zu benutzende Beweismittel 
ergeben könnten. Der Antrag zielte auf den Gegenbeweis 
gegen die Ausſage des Zeugen M. 

(3. Sen. v. 22. Febr. 1926; 3 D 594/25.) A.] 


Fayeriſches Oberftes Landesgericht. 


Straſſachen. 
Berichtet von RA. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


1. 8 263 StGB.; 88 243, 494 BGB. Zur Frage der 
Vermögensbeſchädigung bei Eingehung und bei Erfüllung 
eines Vertrages über Kauf nach Probe. f) 

Der Angekl., ein Gaſtwirt und Getreidehändler, hatte anfangs 
Januar 1925 in ſeinem Getreidelager etwa 1000 Zentner Gerſte 
liegen. Auf ſeine Veranlaſſung ſchloß W. am 4. Jan. 1925 mit dem 
Getreidehändler B. im eigenen Namen, aber für Rechnung des An⸗ 
gekl., einen Kaufvertrag ab, wonach er ſich verpflichtete, dem B. nach 
einem dieſem vorgezeigten und ausgehändigten Muſter aus „feiner 
Gerſte 54 Zentner gegen Zahlung eines Kaufpreiſes von 16 Reichs⸗ 
mark für den Zentner alsbald zu liefern. B. wußte nicht, daß W. 
für Rechnung des Angekl. handle und daß die Gerſte aus dem Vor⸗ 
rate des Angekl. verkouft werde. Dem B. wurde beim Kaufabſchluſſe 
gefliſſentlich verſchwiegen, daß ihm der Angekl., für deſſen Rechnung 
W. verkauft hatte, nicht muſtergemäß, ſondern muſterwidrige und 
minderwertige Ware liefern wolle. Am 5. Jan. 1925 wurde die Gerſte 
im Auftrag des W. dem B. zugefahren; B. unterſuchte aber ſofort 
die Ware und lehnte die Annahme ab, weil jie nicht muſtergemäß war. 
Ein Verſuch des W., den B. zur Annahme der Gerſte um 15,70 Reichs⸗ 
mark für den Zentner zu beſtimmen, mißglückte; erſt hierbei er⸗ 
fuhr B., doß die Gerſte vom Angekl. ſtammte. 

Die Ste. geht nun bei der Verurteilung des Angekl. wegen eines 
an B. verübten vollendeten Betrugs wohl von der Annahme aus, daß 
der Betrug nicht erſt bei der Erfüllung, ſondern ſchon bei der Ein⸗ 
gehung des Kaufvertrags begangen wurde. Denn ſie erblickt den Be⸗ 
trug darin, daß B. durch die Vorſpiegelung, die Ware, deren Liefe⸗ 
rung beabſichtigt war, entſpreche dem Muſter, und durch das Ver⸗ 
ſchweigen der Abſicht, nur muſterwidrige und minderwertige Ware zu 
liefern, getäuſcht, dadurch zum Abſchluſſe des Kaufvertrags beſtimmt 
und infolgedeſſen an ſeinem Vermögen inſofern geſchadigt worden ſei, 
als er durch die Eingehung des Vertrags ſich verpflichtet habe, gegen 
Lieferung einer muſterwidrigen und minderwertigen Ware den verein⸗ 
barten Kaufpreis zu zahlen und weitere Aufwendungen hätte machen 
müfjen, um die Ware muſtergemäß zu geſtalten. 

Die StK. beurteilt allerdings das vom Angekl. veranlaßte 
Rechtsgeſchäft mit Recht als einen Kauf nach Probe i. S. des 8 494 
BGB., nicht als einen Kauf auf Probe nach 8 495 BGB., da keine 
Anhaltspunkte dafür vorhanden find, daß die Wirkſamkeit des Kauf⸗ 
vertrags von der Billigung der Ware durch den Käufer abhängig ſein 
ſollte; es war ein feſter, unbedingter Kaufvertrag geſchloſſen. Rechts⸗ 
irrig iſt aber die Anſicht der Sta., daß B. gegen Lieferung einer 
muſterwidrigen und minderwertigen Gerſte zur Zahlung des verein⸗ 
barten Kaufpreiſes verpflichtet geweſen fei. 

Handelte es ſich bei dem Kaufvertrag um einen unbeſchränkten 
Gattungskauf, was nach den Ausführungen der StR. das wahrſchein⸗ 
lichere iſt, fo iſt darauf 8243 BGB. mit dem ſich aus 8 494 BB. 
ergebenden Abmaß anzuwenden, wonach W. nicht bloß Handelsgut 
mittlerer Art und Güte, ſondern muſtergemäße Ware zu liefern hatte. 
B. war nur verbunden, Zug um Zug — eine Vorleiſtung ſeinerſeits 
kommt nicht in Frage — gegen Lieferung muſtergemäßer Ware den 
Kaufpreis zu leiſten (8 320 BGB.); er konnte die Annahme der 
muſterwidrigen Gerſte ablehnen, Erfüllung des Vertrags durch Liefe⸗ 
rung muſtergemäßer Ware verlangen (8 480 Abſ. 1 a. a. O.) und die 
Zahlung des Kaufpreiſes verweigern, bis eine ſolche geliefert war (vgl. 


Zu 1. Das Urteil der StR. iſt mit Recht vom Reviſionsgericht 
aufgehoben. er 

Durch den Abſchluß eines Kaufes nach Probe wird der Verkäufer 
verpflichtet, der Probe entſprechende Ware zu liefern. Ob er von An⸗ 
fang an die Abficht hat, probewidrige minderwertige Ware zu liefern, 
iſt zivil⸗ und ſtrafrechtlich bedeutungslos, liegt doch darin nur ein 
bloßes Vorhaben, das in keinem Stück in die Tat umgejegt iſt. 
Von einer Täuſchung des Käufers oder dem Verſuch einer Täuſchung 
Kann alſo zunächſt nicht die Rede ſein, ſelbſt dann nicht, wenn — 
anders wie im vorliegenden Falle — die Lieferung probemäßiger Ware 
übe haupt nicht möglich iſt. 

Erſt durch das Anbieten der probewidrigen Ware in Kenntnis 
von ihrer Minderwertigkeit begeht der Verkäufer den Verſuch der 
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auch RGSt. 14, 310; RG. Goltd Arch. 47, 283; 50, 392; Eber⸗ 
mayer, 3. Aufl. zu 8 263 Anm. 6g). Dann aber konnte eine Ver⸗ 
mögensbeſchädigung bei B. nicht damit begründet werden, daß ſeiner 
Verpflichtung zur Zahlung des Kaufpreiſes eine Verpflichtung des W. 
zur Lieferung muſterwidriger und minderwertiger Ware gegenüber⸗ 
ſtehe, weil eben die wirkliche Verpflichtung des W. von der etwaigen 
Muſterwidrigkeit und Minderwertigkeit der Gerſte, aus der er liefern 
wollte, nicht berührt wurde. Beſondere Umſtände, die gleichwohl die 
wirkliche Verpflichtung des W. gegenüber derjenigen des B. als 
minderwertig erſcheinen laſſen könnten, ſind den Feſtſtellungen nicht 
zu entnehmen. Insbeſondere ſteht nicht feſt, daß W. oder ſein Auf⸗ 
traggeber und Hintermann, der Angehl., ſei es infolge ihrer Ver⸗ 
mögenslage oder aus anderen Gründen ſchon beim Vertragsſchluß 
außerſtande geweſen wären, dem Muſter entſprechende Gerſte zu lie⸗ 
fern (vgl. dazu RG. JW. 1921, 400 3). Die Urteilsgründe ergeben 
auch, daß durch entſprechende Behandlung der Gerſte, wie ſie beim An⸗ 
gekl. lagerte, eine muſtergemäße Ware hergeſtellt werden konnte. Nicht 
weſentlich anders iſt die Rechtslage, wenn nur ein beſchränkter Gat⸗ 
tungskauf in Frage kam, beſchränkt — in einer dem Käufer erkenn⸗ 
baren Weiſe — auf denjenigen Vorrat an Gerſte, der dem W. von 
ſeinem Auftraggeber und Hintermann, dem Angekl. zur Verfügung 
ſtand. Nach den Ausführungen der StͤK. war es eben nicht unmöglich, 
aus dieſem Vorrate eine muſtergemäße Ware zu liefern; der Anſpruch 
des B. auf Lieferung einer ſolchen Ware blieb daher auch in dieſent 
Falle beſtehen. Dafür, daß ſchon das bloße Gebundenſein an den Kauf⸗ 
vertrag hier eine Benachteiligung des Käufers enthalten hätte oder daß 
über die Beſchaffenheit der Probe Vorſpiegelungen gemacht worden 
wären (vgl. dazu Goltd Arch. 50, 392), bieten die Feſtſtellungen keinen 
Anhalt. Sollte aber die StR, einen Betrug bei Erfüllung des Kauf⸗ 
vertrags im Auge gehabt haben, ſo wäre zu berückſichtigen geweſen, 
daß der Käufer B. die Ware ſofort nach der Ablieferung unterſuchte, 
den Mangel erkannte und die Ware zurückwies, alſo überhaupt nicht 
getäuſcht wurde, weshalb in dieſem Falle zum mindeſten von einem 
vollendeten Betruge nicht geſprochen werden könnte. Bei einer neuer⸗ 
lichen Verhandlung wird auch die Täterſchaft oder mittelbare Täter⸗ 
ſchaft des Angekl. noch einer genaueren Darlegung bedürfen. 
(BayobsG., StS., Urt. v. 4. Febr. 1926, RevReg. II Nr. 11/26.) 


* 


2. 870 Gew.; 5 51 VO. über Handels beſchränkungen 
v. 13. Juli 1923; Art. 146 bay. Pol StGB. Die Schraunen find 
Sondermärkte i. S. des 8 70 GewO. Nach dem 8 70 Gew. 
gelten für die Sondermärkte nicht die 88 64—69 GewO, 
ſondern die anderweitig beſtehenden reichs- und landes- 
rechtlichen Vorſchriften. Infolgedeſſen kann auf die 
Schrannen der 8 51 BD. über Handelsbeſchränkungen 
vom 13. Juli 1923 (RG Bl. I, 713), wonach durch die Markt- 
ordnung ($ 69 GewO.) der Handel mit Gegenſtanden des 
Wochenmarktverkehrs auf dem Marktplatz beſchränkt und 
der Handel mit Gegenſtänden des Wochenmarktverkehrs, 
die von außerhalb zum Marktort gebracht werden, außer⸗ 
halb des Marktplatzes während des ganzen Markttages 
oder für beſtimmte Tagesſtunden verboten werden kann, 
nicht angewendet werden. 

Das Reichsrecht enthält für die Sondermärkte — abgeſehen von 
der für die Viehmärkte in den 88 3—5 des Gef. über den Verkehr mit 
Vieh und Fleiſch v. 10. Aug. 1925 (RG Bl. I, 186) getroffenen Rege⸗ 
lung — keine Beſtimmungen. Es kommt daher für die Sondermärkte 
das Landesrecht, in Bayern der Art. 146 Pol StGB. in Betracht. Nach 
Art. 146 Pol StGB. können aber durch ortspolizeiliche Vorſchriften 
wohl Beſtimmungen für den Verkehr auf den Sondermärkten, nicht 
aber für den Handel außerhalb derſelben getroffen werden (vgl. Bay⸗ 
Obs St. 2, 129: 3, 247, 249; 5, 338, 342; ferner das Urt. des Sen. 
v. 17. Mai 1926, RevReg. II Nr. 162/26; Riedel⸗Sutner, Pol⸗ 
StGB., 7. Aufl., Art. 146 Anm. 2; Schmitt, Pol StGB., Art. 146 
Anm. 2; Schiedermair, Pol StGB., Art. 146 Anm. 2). Auf 
Grund des Art 146 Pol StGB. kann deshalb ein Marktzwang zu⸗ 
gunſten der Sondermärkte nicht eingeführt werden. Es ſind daher 
alle in Schrannenordnungen enthaltenen Beſtimmungen, daß an 
Schrannenmarkttagen oder an Schrannenmarktvortagen in die Stadt 


Täuſchung des Käufers, der, wenn er, — wie hier, wo der Käufer 
die Annahme der probewidrigen Ware ablehnt —, nicht gelingt, 
den Verkäufer wegen verſuchten Betrugs verantwortlich macht. 

Die Sachlage iſt im vorliegenden Falle inſofern von be⸗ 
ſonderer Art, als nicht der Angekl. als Verkaufer aufgetreten iſt, ſon⸗ 
dern ein anderer, W., im eigenen Namen, wenn auch auf Rechnung 
des Angehl., den Vertrag abgeſchloſſen hat. Der mitgeteilte Tatbeſtand 
läßt nicht erkennen, ob W. von der Minderwertigkeit der von ihm 
dem Käufer angebotenen Ware Kenntnis hatte. Iſt das der Fall, ſo 
it W. Täter, der Angekl. Anſtifter zum verſuchten Betrug; anderen⸗ 
falls iſt der Angekl. (mittelbarer) Täter in Beziehung auf den ver⸗ 
ſuchten Betrug. 

Geh. FR. Prof. Dr. L. Traeger, Marburg. 
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eingebrachtes Getreide nur in der Schranne gekauft und verkauft wer⸗ 
den darf, unzuläſſig und rechtsunwirkſam. Was die Reviſion dagegen 
ausführt, iſt unzutreffend, es beruht auf einer irrigen Auslegung des 
Art. 146 Pol StGB. Die den Angekl. in den Strafbefehlen zur Laſt 
gelegten Handlungen fallen ſonach nicht unter die Strafbeſtimmung 
des § 149 Abſ. 1 Nr. 6 Gew., die an die Stelle der Strafbeſtimmung 
des Art. 146 Abſ. 1 Pol StGB. getreten iſt (Bay Obs St. 5, 338, 341;, 
9, 75, 76; 12, 172); ſie waren nicht verboten. 

(Bayobs G., Str., Uri. v. 14. Juni 1:26, RevReg. II Nr. 187/26, 


Beſchwerdeentſcheidungen gegen 
die Entſcheidungen der Aufwertungsſtellen. 
Kammergericht. 
Berichtet von den Mitgliedern des Aufwertungsſenats. 

1. 83 Abſ. 1 Ziff. 8 Aufm®. Die für die Ver⸗ 
mögensübernahme geltende Vorſchrift des § 3 Ziff. 8 
AufwG. iſt auch dann anzuwenden, wenn der Aufwer⸗ 
tungsgläubiger von einer offenen Handelsgeſellſchaft 
deren geſamres Vermögen mit Aktiven und Paſſiven 
übernommen hat. Dies gilt auch bei Übernahme durch 
Geſellſchafter. +) 

Das LG. hat ſich mit Recht für die Berechnung des Gold⸗ 
markbetrages der Grundſchuld auf die im erſten, die allgemeinen 
Beſtimmungen enthaltenden Abſchnitt des AufivG. ſtehende und da⸗ 
her auch allgemeingültige Vorſchrift des $3 Abſ. 1 8.8 AufwG. 
berufen. Danach it für die Berechnung des Goldmarkbetrages 
bei Erwerb durch übernahme eines Vermögens als Ganzem der 
Erwerb durch den Veräußerer maßgebend. Dieſe Vorſchrift muß 
aber, da es, wie der Gen. ſchon (JW. 1926, 173 1) ausgeſprochen 
hat, das Ziel der Auslegung des Aufw®. als eines Nusnahme⸗ 
geſetzes ſein muß, dem allgemeinen bürgerlichen Recht möglichſt 
wieder Geltung verſchaffen, und da deshalb die den Gläa⸗ 
biger begünſtigenden Vorſchriften ausdehnend auszulegen ſind, auch 
auf den hier vorliegenden Fall angewendet werden, in dem der 
Antragſteller von der offenen Handelsgeſellſchaft, der er — was 
aber unerheblich iſt — bis dahin angehört hatte, deren geſamtes 
Vermögen mit Aktiven und Paſſiven übernahm. Die offene Han⸗ 
delsgeſellſchaft iſt zwar nach der herrſchenden, auch vom Sen. ge⸗ 
teilten Anſicht, keine juriſtiſche Perſon, ſondern nur ein in ge⸗ 
wiſſen Punkten verſelbſtändigtes Sondervermögen der Geſellſchaf⸗ 


Zu 1. Ich halte die Entſch. für zutreffend. Gerade bei der 
Auslegung des §3 muß mehr von wirtſchaftlichen als rein formalen 
Geſichtspunkten ausgegangen werden. Geſchieht dies, dann iſt es 
geboten, die Übertragung des Vermögens einer offenen Handels⸗ 
geſellſchaft, das wirtſchafklich ebenſo ein in ſich geſchloſſenes Ganzes 
bildet wie z. B. das Vermögen einer Akt., nicht anders zu be⸗ 
handeln, als das Vermögen einer Einzelperſon oder einer mit 
Rechtsfähigkeit ausgeſtatteten Geſellſchaft. Da wirtſchaftliche Er⸗ 
wägungen das Ergebnis, zu dem das KG. kommt, rechtfertigen, 
hätte es ſich erübrigt, erneut feſtzuſtellen, daß das Ziel der Aus⸗ 
legung des AufwG. als eines Ausnahmegeſetzes es fein muß, dem 
allgemeinen bürgerlichen Recht möglichſt wieder Geltung zu ver⸗ 
ſchaffen, und daß deshalb die den Gläubiger begünſtigenden Vor⸗ 
ſchriften ansdehnend auszulegen find. An dieſer Grundeinftellung 
des KG., die bereits zu mancher Fehlentſcheidung geführt hat, 
iſt zu rügen, daß das AufwG. tatſächlich kein Ausnahmegeſetz ift. 
In dieſer Hinſicht rächt ſich die Beweisführung des grundlegenden 
RG. v. 23. Nov. 1923, die um fo weniger befriedigte, als fie zu 
einer während der ganzen Inflationszeit folgerichtig durchgehaltenen 
Rechtſpr. der überwiegenden Zahl der deutſchen Gerichte ein⸗ 
ſchließlich des RG. ſelbſt in ſchärfſtem Gegenſatz ſtand. Tas RG. 
hat das Glück gehabt, daß jene Entſch. in dem Augenblick heraus⸗ 
kam, als die Stabiliſierung der Währung gelang; das Urt. brauchte 
alſo nicht die Probe zu beſtehen, ob ſich die in ihm vertretenen Ge⸗ 
danken während einer Inflationsperiode praktiſch durchführen laſ⸗ 
fen. Der Verkehr braucht einen feſten Wertbegriff; zerſört man 
dieſen unter Bezugnahme auf Treu und Glauben, dann muß das 
Ergebnis eine Rechtsunſicherheit ſein, die Handel und Wandel 
vernichtet. Das AufwG. iſt der — leider zu ſpät vorgenommene — 
Verſuch, wohl das ſchwierigſte Rechtsproblem, das überhaupt prak⸗ 
tiſch werden kann, zu meiſtern. Daß es in Einzelfällen Unſtimmig⸗ 
keiten, die ſich im übrigen wohl bei der Auslegung faſt jedes Ge⸗ 
ſetzes nachweiſen laſſen, zur Folge hat, laßt ſich nicht beſtreiten, 
doch kann aus dieſer Tatſache um ſo weniger auf den Charak⸗ 
ter eines gegen den Gläubiger gerichteten Ausnahmegeſetzes ge⸗ 
ſchloſſen werden, als ſicherlich die ſchematiſche Regelung auch eine 
Fülle von Härten dem Schuldner gegenüber bringt, webei ich ganz 
davon abſehe, daß die faſt zum Grundſatz gewordene Nichtan⸗ 
wendung der Beſtimmung über die Herabſetzung der Aufwertung 
unter 25% ſicherlich eine bewußte ſich zuungunſten der Schuldner 
auswirkende Auflehnung gegen die Beſtimmungen dieſes Geſetzes 


ter, es iſt aber kein vernünftiger Grund einzuſehen, weshalb der 
Geſetzgeber, wenn er an dieſen Fall gedacht hätte, ihn anders hätte 
regeln wollen, als z. B. die übernahme des Vermögens einer 
Aktiengeſellſchaft. Der Senat nimmt daher mit Lehmann⸗ 
Boeſebeck 80/81 an, daß die Vorſchrift des $3 3.8 Aufm®. 
auch bei der Übernahme des geſamten Vermögens einer offenen 
Handelsgeſellſchaft ſinngemäß anzuwenden iſt (vgl. hierzu Nadler, 
GB.⸗ u. Aufiwgr. 140/141, ebenſo Schlegelberger⸗Har⸗ 
mening 99). Das LG. hat daher, da die offene Handelsgeſell⸗ 
ſchaft die Buchhypothek bereits am 11. Aug. 1916 erworben hatte, 
mit Recht gemäß § 2 Abſ. 1 S. 1 Aufiv®. den Nennbetrag als 
Goldmarkbetrag angenommen. 
(KG., 9. Z., Beſchl. v. 21. Aug. 1926, 9 AW III 616/26.) [M.] 


Entſcheidungen der Spruchſtellen. 
Berlin. 
Berichtet von Kammergerichtsrat Trojan, Berlin. 


1. 88 29, 36 AufwG.; Art. 36, 40 Durchf. zum 
AufwöG. Auch bei Anleihen, die im Wege der jährlichen 
Ausloſungen planmäßig mit einem beſtimmten Prozent- 
ſatze des urſprünglichen Anleihebetrags zuzüglich der er» 
fparten Zinſen getilgt werden, hat die Tilgung nicht vor 
dem 1. Jan. 1932 zu beginnen. Art. 40 Durch VO. zum 
Aufw ch. ıft rechtsgültig. f) 

Die Anleihe iſt in Schuldverſchreibungen, die ſämtlich über 
1000.% lauten, eingeteilt. 3 6 Abf. 1 der Anleihebedingungen be⸗ 
ſtimmt: 

„Die Tilgung der Teilſchuldverſchreibungen erfolgt zum 
Nennwerte im Wege der Ausloſung zu den Beträgen, welche 
aus dem auf jeder Teilſchuldverſchreibung abgedruckten Til⸗ 
gungsplan erſichtlich find. Die erſte Rückzahlung erfolgt am 
2. Jan. 1929. Zu dieſer Tilgung wird jedesmal 1 ½ 0% des 
e Anleihebetrages zuzüglich der erſparten Zinſen 
verwendet.“ 


Nach dem Tilgungsplan erfolgt die letzte Rückzahlung am 
2. Jan. 1960. Als Ausgabetag der Schuldverſchreibungen hat die 
Schuldnerin den 1. Dez. 1919 feſtgeſtellt und dieſe Feſtſtellung im 
RAnz. v. 22. Febr. 1926 bekanntgemacht. Sie hat die Spruchſtelle 
mit dem Autrage angerufen, ihr die Barablöſung der Anleihe unter 


iſt. Das KG. glaubt, dem allgemeinen bürgerlichen Recht möglichſt 
wieder Geltung verſchaffen zu müſſen, es überſieht aber, daß auf 
Grund ſeiner eigenen falſchen Einſtellung und der der anderen 
Gerichte während der Inflationszeit unendlich viel Unheil ge⸗ 
ſchehen iſt, das ſich nie wieder gutmachen läßt. Auch die Rückkehr 
zum allgemeinen bürgerlichen Recht würde an dieſer Tatſache nichts 
ändern, weil wir die Inflationszeit nicht noch einmal rückläufig 
durchleben können, um alle Fehler zu verbeſſern, die damals ge⸗ 
macht worden ſind. Der Gläubiger, der überhaupt noch in der Lage 
iſt, auf Grund des Aufwch. Anſprüche geltend zu machen, fteht 
unendlich viel günſtiger da als zahlloſe andere Glaubiger, die 
infolge von Dispositionen, die ſich heute als falſch erwieſen haben, 
ſich um jede Möglichkeit der Geltendmachung von Auſwertungs⸗ 
anſprüchen gebracht haben. Dies Moment ſollte bei der Auslegung 
des AufwG. doch nicht überſehen werden. Das Aufiv®. will eben 
möglichſt Klarheit ſchaffen und das allgemeine bürgerliche Recht 
ausſchalten, weil dieſes im Grunde für die Regelung von Aufwer⸗ 
tungsſtreitigkeiten nicht die geeignete Grundlage abgibt. Mit dem 
Aumb. ſollte eine abſchießende Regelung getroffen mweruen, und 
dieſer Zweck des Geſetzes ſollte dahin führen, daß man nicht ſich 
nach Möglichkeit von ihm freizumachen ſucht, ſondern daß man ſeine 
Grundſätze auch da heranzieht, wo es unmittelbar nicht zur An⸗ 
wendung gelangt. RA. Dr. v. Karger, Berlin. 


Zu 1. Der in materieller Hinſicht ſorgfältig begründeten Entſch. 
iſt im Ergebnis durchaus zuzuſtimmen. Zu bemerken iſt folgendes: 

1. Es iſt auffallend, daß die von der DurchfVoO. gewollte und 
vom Aufm®. erlaubte Regelung der Dinge nicht etwa die einfache 
Faſſung gefunden hat: „§ 29 Aufw®. findet auf Induſtrieobligationen 
und verwandte Schuldverſchreibungen keine Anwendung.“ Art. 40 
DurchfVoO. erreicht das gleiche Ergebnis, wenn er ſagt: „Die Rück⸗ 
zahlung von Teilbeträgen einer Anleihe auf Grund einer Ausloſung 
gilt nicht als Tilgung i. S. 829 des Geſetzes.“ Das legt die Annahme 
nahe, daß irgendein anderes, wenn auch beſchränktes Gebiet der 
Anwendung von 8 29 für Induſtrieobligationen beſtehen bleibe. Dem 
iſt aber nicht fo. Es gibt, wie die obige Entſch. feſtſtellt, keine andere 
Form der Tilgung von Anleihen, die mit dem Prinzip der Amorti⸗ 
ſationshypothek ſo viel gemein hat, daß die Anwendung von 8 29 in 
Frage käme. Wenn ſich die Regierung trotzdem entſchloß, nicht exi⸗ 
ſtenten Anleihetypen ein geheimnisvolles Verordnungsleben zu ge⸗ 
währen, ſo hat ſie offenbar ein gewiſſer Zweifel an dem Umfang ihrer 


55. Jahrg. 1926 Heft 30) 


Einhaltung einer dreimonatigen Kündigungsfriſt zum 3. Jan. 1927 
zu geſtatten. 

Die angerukene Spruchſtelle iſt gemäß Art. 54 der DurchfVo. 
zum AufwG., 8 2 Abſ. 1 der 4. Durchf BO. zur Gold Bil VO. zuſtän⸗ 
dig, da die Anleihe zum Handel an der Berliner Börfe zugelaſſen iſt. 

Es handelt ſich im gegebenen Falle um den gebräuchlichſten An⸗ 
leihetyp: Die Tilgung der Schuldverſchreibungen erfolgt im Wege 
der jährlichen Auslofungen, und es wird dazu jedesmal ein beſtimm⸗ 
ter Prozentſatz des urſprunglichen Anleihebetrages zuzüglich der er⸗ 
ſparten Zinſen, alſo ein ſich jährlich ſtets gleichbleibender Betrag 
für Kapital und Zinſen, verwendet. Ein Anleihegläubiger hat in 
dem vorl. Verfahren geltend gemacht, daß bei einer Anleihe ſolcher 
Art gemäß 88 36, 25 Aufw®. die Tilgung ſchon mit dem 1. Jan. 
1926 wieder einſetzen müſſe. Er hat ſich die Ausführungen einer 
gegen die AE f. beim LG. Berlin eingereichten Klage zu eigen 
gemacht. Mit Rückſicht auf die von ihm für geboten erachtete An⸗ 
wendung des 8 29 AufwG. bittet der Gläubiger, der Barablöſung 
die Genehmigung zu verſagen. Jedenfalls hält er den Abzug eines 
Zwiſchenzinſes nicht für berechtigt. Gegebenenfalls verlangt er die 
Ausſetzung des Verfahrens bis zur rechtskräftigen Entſch. des 
Prozeſſes. 

Die Frage, ob das Beſtehen einer Verpflichtung des Schuldners, 
mit der Tilgung der Anleihe gemäß dem Tilgungsplan am 1. Jan. 
1926, vorliegend am 2. Jan. 1929 als dem erſten planmäßigen 
Tilgungstermin, wieder zu beginnen, für das Verfahren der Bar⸗ 
ablöſung von Bedeutung wäre, iſt zu bejahen. Daß eine derartige 
Verpflichtung ein Hindernis für die Barablöſung als ſolche bilden 
ſoll, iſt allerdings nicht einzuſehen. Ebenſowenig würde, wenn die 
Auffaſſung des Gläubigers über den Beginn der Tilgungspflicht 
richtig wäre, der Abzug eines Zwiſchenzinſes, wie er in Art. 37 
DurchfVoO. vorgeſehen iſt, als unzuläſſig erſcheinen. Der Art. 21 
Abſ. 2, an den der Gläubiger hierbei denkt, gilt überhaupt nicht 
für den Barablöſungsbetrag, ſondern für die nach 829 AufwG. 
ſchon vor dem 1. Jan. 1932 zu entrichtenden Tilgungsbeträge. Wohl 
aber würde ſich die der Spruchſtelle nach Art. 37 Abſ. 1 Satz 2 
DurchfBO. obliegende Berechnung des Barwerts mit Rückſicht auf 
den ihr zugrunde zu legenden Faälligkeitstag anders geſtalten, wenn 
der Schuldner ſchon vor dem 1. Jan. 1932 die Tilgung der Schuld⸗ 
verſchreibungen wieder aufzunehmen oder erſtmalig aufzunehmen ge⸗ 
halten wäre. Die Grundſätze der Entſch. der Spruchſtelle beim KG. 
b. 2. Juni 1926 (Aufwſpr. Jahrg. 1 S. 375; Ish. 1926, 1581). 
nach denen bei einer über den 1. Jan. 1932 ſich hinaus erſtreckenden 
Tilgung der Schuldverſchreibungen für die planmäßig bis zum 1. Jan. 
1932 fälligen Leiſtungen der 1. Jan. 1932 als Falligkeitstag, für die 
ſpäter fällig werdenden ein mittlerer Falligkeitstag feſtgeſetzt wird 
und aus dem Geſamtbarwert ein Durſchnittsbarwert und damit der 
Ablöſungsbetrag für die einzelne Schuldverſchreibung zu ermitteln iſt, 
würden nicht zur Anwendung gelangen können. Der Vorteil einer ge⸗ 
ſetzlichen Stundung bis zum 1. Jan. 1932 könnte dem Schuldner 
nicht zugute kommen. Die Feſtſezung des einen Fälligkeitstages 
müßte unter Berückſichtigung der ſchon v. 1. Jan. 1926 (hier 1929) 
ab zu bewirkenden Tilgungen erfolgen. Endet die Tilgung der 
Schuldverſchreibungen planmäßig vor dem 1. Jan. 1932, ſo würde 
der 1. Jan. 1932 nicht als Fälligkeitstag gelten können. Art. 37 
Abſ. 1 Satz 4 Halbſatz 1, wonach bei einer nach den Anleihebedin⸗ 
gungen vor dem 1. Jan. 1932 endenden Tilgung der Schuldverſchrei⸗ 
bungen der 1. Jan. 1932 als Fälligkeitstag anzunehmen iſt, würde 
dem nicht entgegenſtehen. Dieſe Vorſchrift beruht auf der Hinaus⸗ 
ſchiebung der Fälligkeit bis zum 1. Jan. 1932 (88 36, 25 AufwGg.). 
Sie müßte für eine Gattung von Schuldverſchreibungen, für die die 
up ausnahmsweiſe nicht gilt, von ſelbſt außer Anwendung 

eiben. 

Es bedarf hiernach der Entſch. der grundſätzlichen Frage, ob 
bei den ſog. Tilgungsobligationen die Tilgungspflicht nicht ſchon 


Ermächtigung dazu bewogen. Sie war jedoch, wie die Entſch. über⸗ 
zeugend darlegt, durch 8 36 Aufiv®. durchaus ermächtigt, in der 
Durchſ VO. die in § 36 für anwendbar erklärten Beſtimmungen aus 
der Hypothekenaufwertung für die Obligationenaufwertung zu än⸗ 
dern, ja ſogar aufzuheben. Und die Erwägung, daß „Tilgung“ 
bei Amortiſationshypotheken und Tilgungsanleihen grundverſchie⸗ 
dene Vorgänge find und die Lage des Obligationärs durch das Mo⸗ 
ment der zeitlich unbeſtimmten Ausloſung ein von der des Hypo⸗ 
thekars ducchaus abweichendes Merkmal erhält, rechtfertigte materiell 
die getroffene Regelung ebenſo, wie die Regierung formell durch den 
Wortlaut des 8 36 gedeckt war. Sie hätte bei der Faſſung des Art. 40 
alſo nicht zu fingieren brauchen, daß der Geſetzgeber im § 36 an etwas 
anderes als die gewöhnliche Tilgungsanleihe gedacht habe. 

2. Von Intereſſe iſt die Entſch. in prozeſſualer Hinſicht. Es 
iſt erfreulich, wenn ein Gericht einer drohenden Verwirrung von Zu⸗ 
ſtändigkeiten in Aufwertungsſachen durch ſachgemäße Entſcheidung 
zuvorzukommen ſucht. Immerhin iſt die Frage nicht zweifelsfrei und 
die gegebene Begründung kaum ausreichend. „Ein Anleihegläubiger 
hat in dem vorliegenden Verfahren geltend gemacht, daß die Tilgung 
ſchon mit dem 1. Jan. 1926 wieder einſetzen müſſe. Er hat ſich hier⸗ 
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vor dem 1. Jan. 1932 beginnt. Die Tatſache, daß hierüber ein ordent⸗ 
liches Gericht entſcheiden wird, rechtfertigt die erbetene Ausſetzung 
nicht. Die auf dem Gebiete des Rechtes der Induſtrieobligationen 
liegende Rechtsfrage zu löſen, iſt das Prozeßgericht nicht berufener 
als die Spruchſtelle. Zu einer Stellungnahme des RG. würde es auch 
in der Prozeßſache nicht kommen können, da der Streitwert nur 
600 AL. beträgt. 

Die den früheren Tilgungsbeginn verteidigende Anſicht wird 
mit folgenden Erwägungen zu ſtützen geſucht: Wenn der 8 36 AufwG. 
den 8 39 auf Schuldverſchreibungen für anwendbar erkläre, ſo könne 
nur an die ſog. Tilgungsobligationen gedacht ſein. Wolle man dieſe 
Obligationen der Anwendung des 8 29 entziehen, ſo wäre für deſſen 
Anwendung überhaupt kein Raum. Art. 36 und Art. 40 der Durchf⸗ 
VO. hätten von der Anwendung des 8 29 nur die ſog. Abzahlungs⸗ 
obligationen ausnehmen wollen. Soweit unter Art. 36 und Art. 40 
aber auch die ſog. Tilgungsobligationen fallen ſollten, ſeien dieſe 
Vorſchriften ungültig. Denn die der Reichsregierung in 836 AufwG. 
erteilte Ermächtigung, etwas „anderes“ zu beſtimmen, gebe in ihrer 
das Wort „abweichendes“ bewußt vermeidenden Fallung der Reichs⸗ 
regierung nicht das Recht, den 8 29 für Schuldverſchreibungen über⸗ 
haupt außer Anwendung zu ſetzen. 

Die Spruchſtelle vermag ſich dieſer Begründung nicht anzu⸗ 
ſchließen. 

Nach dem für Hypotheken geltenden 8 29 Aufm®. ruht die Ver⸗ 
pflichtung zur Leiſtung von Tilgungsbeträgen bis zum 1. Jan. 1926. 
Nach 8 36 gelten für die Rückzahlung, Verzinſung und Tilgung des 
Aufwertungsbetrags für Schuldverſchreibungen die Vorſchriften der 
88 25, 26, 28, 29 entſprechend, ſoweit nicht die Reichsregierung etwas 
anderes beſtimmt. Nach Art. 36 Abſ. 1 DurchfVO. kann, wenn nach 
den Ausgabebedingungen von Zeit zu Zeit eine Rückzahlung von 
Teilbeträgen der Anleihe ſtattfindet, insbeſ. auf Grund einer Aus⸗ 
loſung, die Feſtſtellung der zurückzuzahlenden Schuldverſchreibungen, 
ſoweit ſie bis zum 31. Dez. 1931 zu erfolgen hat, einheitlich, und 
zwar im Laufe des Jahres 1931, erfolgen. Nach dem Abſ. 2 bedarf 
es einer Ausloſung nicht, wenn die Ausloſungen nach dem Aus⸗ 
loſungsplane ſaͤmtlich vor dem 1. Jan. 1932 zu erfolgen haben. Nach 
Art. 40 ſchließlich hat die Rückzahlung von Teilbeträgen einer An⸗ 
leihe nicht als Tilgung i. S. des § 29 AufwGG. zu gelten. 

Einigkeit herrſcht darüber, daß der § 29 AufwG. ſich nicht auf 
Abzahlungshypotheken, bei denen der Schuldner periodiſch außer den 
Zinſen eine ein für allemal beſtimmte, ſich durch die Verringerung des 
Zinsaufwaudes infolge der Abzahlungen nicht verändernde Summe 
bezahlt, ſondern nur auf die Tilgungshypotheken bezieht, bei denen 
der Schuldner immer dieſelbe auf Kapital und Zinſen zu verrechnende 
feſte Jahresleiſtung entrichtet (Schlegelberger⸗Harmening, 
§ 29 AufwG. A. 1, Art. 70 DurchfVO. A. 22; Quaſſowski zu 
829; Mügel, 85.2 Nachtr. zu §8 29). Ob der 8 29 AufwG., wenn 
man von den DurchfBeſt. zunächſt abſieht, infolge der Einbeziehung 
in die nach § 36 entſprechend auf die Schuldverſchreibungen anzuwen⸗ 
denden Vorſchriften auf die ſog. Tilgungsobligationen bezogen wer⸗ 
den könnte, iſt zweifelhaft. Dagegen haben ſich Quaſſows ki (zu 
§ 36 A. IW) und Sabersky (Dtid. Steuer Ztg. 1926, 188) ausge⸗ 
ſprochen. In der Tat bietet die Tilgung der hier in Frage kommen⸗ 
den Schuldverſchreibungen ein anderes Bild wie die der Tilgungs⸗ 
hypotheken. Dem Schuldner ſteht eine Vielheit von Gläubigern gegen⸗ 
über, und die Forderungen der durch die Ausloſungen betroffenen 
Glaubiger werden im ganzen getilgt, während bei den Tilgungs⸗ 
hypotheken der eine Glaubiger eine Teilzahlung auf die Hypo⸗ 
thekenforderung erhält. Daß es ſich bei den ſog. Tilgungsobligationen 
um Obligationen mit dem Charakter der Tilgungshypotheken han⸗ 
delt, wäre annehmbar, wenn man die Gläubiger als eine Einheit 
auffaßt, in der Leiſtung der Tilgungsrate alſo nicht die volle Be⸗ 
friedigung des Einzelgläubigers, ſondern eine Teilzahlung auf die 
einheitliche Anleiheſchuld erblickt. Ob ſich zugunſten dieſer Auffaſſung 


bei die Ausführungen einer gegen die Schuldnerin in einer bez. einer 
andern Anleihe eingereichten Klage zu eigen gemacht.“ „Der Gläu⸗ 
biger ‚bittet‘, die Genehmigung der Barablöſung zu verſagen, ge» 
gebenenfalls verlangt er Ausſetzung bis zur Entſcheidung des Pro⸗ 
zeſſes.“ Zunächſt: für die Beteiligung eines Gläubigers am Bar⸗ 
ablöfungsverfahren gem. Art. 37 DurchfVoO. iſt ſtreng genommen kein 
Raum vorhanden. Die Durchf VO. ſieht wohl im Verfahren gem. 
Art. 30 Abſ. 2 und gem. Art. 32 eine Anſchließung von Gläubigern 
vor, nicht aber hier (Art. 56), ſchon deshalb nicht, weil die Spruch⸗ 
ſtelle gar nicht nach freiem Ermeſſen die Barablöſung etwa ver⸗ 
weigern darf und ſie Intereſſen des Gläubigers und Schuldners nur in 
engſtem Rahmen gegeneinander abzuwägen hat. Aber auch ohne 
Gläubiger an dem Verfahren zu beteiligen, konnte die Spruchſtelle 
ſich allenfalls von Amts wegen für verpflichtet halten, die Frage zu 
prüfen, ob die Tilgungspflicht bei Tilgungsobligationen ſchon vor 
dem 1. Jan. 1932 beginnt und demgemäß der Barwert entſprechend 
höher anzuſetzen iſt. Ich möchte eine ſolche Pflicht allerdings nicht 
für gegeben halten, und zwar weil die Beantwortung der Frage für 
den möglichen Inhalt der Entf. ohne Bedeutung iſt. Im Gegenſatz 
zur Entſch. entnehme ich aus Art. 36 u. 37 DurchfVO., daß die 
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noch verwerten ließe, daß alle Schuldverſchreibungen auf den Namen 
des Emiſſionshauſes geſtellt find, iſt bedenklich, da die Begebung der 
Schuldverſchreibungen an eine große Anzahl von Einzelgläubigern 
von vornherein im Plane der Anleihe liegt und der rechtliche Cha⸗ 
rakter der Obligationen, ſoweit es ſich um ihre Gleichſtellung mit 
Tilgungshypotheken handelt, nicht nach einem bloßen Übergangszu⸗ 
ſtande beſtimmt werden kann. Daß es einen Anleihetyp, bei dem im 
Wege des Tilgungsverfahrens Teilbeträge auf die einzelnen Obli⸗ 
gationen zurückgezahlt werden, nicht gibt, iſt richtig, und es kann 
daraus geſchloſſen werden, daß man bei Aufnahme des 829 in 
8 36 AuffoG. an Tilgungsobligationen der hier in Betracht kom⸗ 
menden Art gedacht hat. Ds hiermit die Gleichſtellung der Tilgungs⸗ 
obligationen mit den Tilgungshypotheken mangels ausdrücklicher 
Beſtimmung gerechtfertigt werden kann, wenn fte tatſächlich ihrem 
Weſen nach verſchieden find, iſt fraglich. 

Der Zweifel, ob der 8 29 AufwG. auf die ſog. Tilgungsobli⸗ 
gationen Anwendung findet, wird aber durch die DurchfVO. ent⸗ 
ſchieden. Allerdings nicht durch deren Art. 36. Dieſe Beſtimmung 
muß für die rechtliche Beurteilung überhaupt ausſcheiden. Sie ver⸗ 
hält ſich nur darüber, wie es mit Rückſicht auf die Hinausſchiebung 
der Fälligkeit (88 36, 25) mit der Ausloſung gehalten werden kann. 
Findet der 8 29 auf die ſog. Tilgungsobligationen nach dem AufwG. 
Anwendung, jo vermöchte der Art. 38, der hinſichtlich der Fälligkeit 
Reine neue materielle Regelung trifft, hieran nichts zu ändern. Jedoch 
tt durch Art. 40 DurchfVO. klargeſtellt, daß der § 29 AufwG. für die 
ſog. Tilgungsobligationen nicht Geltung hat. Daß der Art. 40, wenn 
nach ihm die Rückzahlung einer Anleihe auf Grund einer Ausloſung 
nicht als Tilgung i. S. d. 8 29 gelten ſoll, nur die Abzahlungsobliga⸗ 
tionen im Auge habe, iſt nicht anzuerkennen. Auch die Tilgung der 
im Ausloſungsplan der Tilgungsanleihe vorgeſehenen Summen ſtellt 
ſich als eine Rückzahlung von Teilbeträgen einer Anleihe dar. War⸗ 
um das nicht zutreffen ſoll, weil bei der Rückzahlung eine Kom⸗ 
bination mit der Verzinsung ſtattfindet, ift nicht erſichtlich. 

Es beſtehen aber auch in Auſehung der Gültigkeit des Art. 40 
Durchf VO. keine begründeten Bedenken. 

Ob mit Rückſicht auf die Unſicherheit der nach dem Aufw®. 
ſich ergebenden Rechtslage der Art. 40 ſchon als authentiſche Inter⸗ 
pretation auf Grund der in 8 88 Abſ. 2 AufwG. enthaltenen Er» 
mächtigung Beſtand haben kann, iſt allerdings nicht zweifelsfrei. 
Es iſt die Anſicht vertretbar, daß zur authentiſchen Interpretation 
eines formellen Geſetzes nur die ordentliche Geſetzgebungsinſtanz und 
nicht die von ihr mit dem Erlaſſe von DurchfVO. ermächtigte Stelle 
berufen ſei. Jedenfalls aber wird der Art. 40 Durchf VO. durch die 
der ReichsReg in 836 AufwGG. mit den Worten „ſofern nicht die 
Reichs Reg. etloas anderes beſtimmt“ gegebene Ermächtigung gedeckt. 
Die Gründe, mit denen dies beſtritten wird, greifen nicht durch. 

Wenn man zunächſt die Entſtehungsgeſchichte des 8 36 außer 
Betracht läßt, ſo iſt dieſe Vorſchrift, ſoweit ſie den 8 29 betrifft, 
zwanglos dahin auszulegen, daß der 8 29 nur vorbehaltlich einer 
anderen Regelung durch die Reichs Reg. auf Schuldverſchreibungen 
Anwendung finden ſoll, und daß der Reichs Reg. damit auch die 
Entſcheidung, ob der 829 überhaupt anzuwenden und nicht nur die 
Entſcheidung, ob der 8 29 bei ſeiner Anwendung auf Schuldver⸗ 
ſchreibungen in einzelnen Punkten zu ändern ſei, überlaſſen iſt. Der 
Meinung, daß es für eine ſo weitreichende Vollmacht der ReichsReg. 
des Wortes „abweichendes“ ſtatt „anderes“ bedurft habe, iſt nicht 
zu folgen. Für den Umfang der Vollmacht iſt es, wenn man den 
Sprachſinn entſcheiden läßt, ein und dasſelbe, ob die Reichs Reg. er⸗ 
mächtigt iſt, etwas anderes oder etwas abweichendes zu beſtimmen. 

Die von Fuchs herangezogene Außerung Schlegelbergers 
im RT. (StenBer. S. 3100) zu 888 AufwGl., 


Spruchſtelle einen vor dem 1. Jan. 1932 liegenden Ausloſungszeit⸗ 
raum gar nicht berückſichtigen dürfte. Wenn nach Art. 36 Durchf BO. 
die bedingungsgemäß bis 31. Dez. 1931 vorzunehmenden Ausloſungen 
erſt i. J. 1931 zu erfolgen haben, und wenn die Ausloſungen in den 
Fällen wegfallen, in denen der Plan vor dem 1. Jan. 1932 abläuft, 
ſo ſcheidet ſchon deshalb für die Berechnung des Barwerts die Be⸗ 
rückſichtigung des Ausloſungsplans für den Zeitraum zum 1. Jan. 
1932 aus. Ferner: Nur wenn der Ausloſungsplan über den 1. Jan. 
hinausgeht, oder wenn der Schuldner erſtmals zu einem nach dem 
1. Jan. 1932 liegenden Termin kündigen kann, darf die Spruchſtelle 
einen vom 1. Jan. 1932 abweichenden Tag für die Berechnung des 
Barwerts beſtimmen (Art. 37 Abſ. 1 Satz 4). Wenn ſie dabei die 
vor dem 1. Jan. 1932 liegende Ausloſungszeit vom 1. Jan. 1926 an 
infolge der früher einſetzenden Tilgungspflicht mit zu berückſichtigen 
hätte, wäre es ja durch nichts gerechtfertigt, bei den bis zum 1. Jan. 
1932 vollftändig auszuloſenden Anleihen ſamt und ſonders den 1. Jan. 
1932 als maßgebenden Tag zu nehmen und die frühere Tilgungs⸗ 
pflicht zu überſehen. Das beſtimmt aber eindeutig Art. 37 Abf. 1 
Satz 4, ſo daß ſich die Spruchſtelle auf Art. 40 gar nicht zu beziehen 
brauchte. Die Grenzen für die Berechnung des Barwerts find der 
Spruchſtelle ſo eng geſetzt, daß ſie im Rahmen ihrer in Art. 37 lie⸗ 
genden Zuständigkeit auf die Frage, ob eine Tilgungspflicht ab 
1. Jan. 1926 beſteht, nicht einzugehen brauchte. Selbſt wenn ſie be⸗ 


gechtſprechung 


durch die 3. Steuer Not VO. ſei der Reichs Reg. die Befugnis 
gegeben, auch von der HauptVoO. abweichende Vorſchriften 
zu erlaſſen, während dieſe Vorlage ihr nur das Recht gebe, 
ſolche Beſtimmungen zu treffen, die zur Durchführung des 
Geſetzes erforderlich ſeien, 4 
it, im Zuſammenhange gewürdigt, nicht zugunſten einer die Er⸗ 
mächtigung des § 36 einſchränkenden Auslegung zu verwerten. Voran⸗ 
gegangen war ihr ein Antrag des Abgeordneten Seiffert, in 8 88 
Abſ. 2 hinter „ermächtigt“ die Worte „nach Anhörung der Vertreter 
der Sparerſchutzverbände“ einzusetzen (S. 3099). Die Bemerkung 
Schlegelbergers hatte mit den der Reichs Reg. erteilten Sonder⸗ 
ermächtigungen, wie ſolche in 836 enthalten ift, nichts zu tun. Sie 
bezog ſich nur auf § 88 Abſ. 2 und ſtellte klar, daß die allgemeine 
Ermächtigung der Reichs Reg. zum Erlaſſe der zur Durchführung des 
Geſetzes erforderlichen Rechtsverordungen nicht die Befugnis zum 
Erlaſſe abweichender Vorſchriften in ſich ſchließe und daß es daher 
der Anhörung der genannten Verbände nicht bedürfe. Die Sonder⸗ 
ermächtigung des 8 36 geht auch gar nicht einmal dahin, eine Beſtim⸗ 
mung des AufwG. aufzuheben, ſondern zu entſcheiden, ob eine für die 
Hypothek getroffene und vorbehaltlich einer anderen Beſtimmung der 
Reichsqeg. auch für Anleihen anwendbare Vorſchrift nun auch anwendbar 
dein fol. Wenn die Reichs Reg. in Art. 40 eine Anordnung trifft, die den 
9 29 für Anleihen praktiſch außer Anwendung ſetzt, ſo weicht ſie nicht 
von dem Geſetze ab, ſondern ſie handelt im Rahmen des Geſetzes, das 
ihr die Entſcheidung über die Anwendbarkeit des 8 29 überträgt. 
Nach 8 5 Abſ. 5 der Regierungsvorlage (S. 57) ſollten die Vor⸗ 
ſchriften über Verzinſung und Falligkeit bei Hypotheken entſprechende 
Anwendung finden, ſoweit nicht die Reichs Reg. etwas Abweichendes 
beſtimmt. In der erſten Leſung des Ausſchuſſes wurde der Antrag 
Beſt, die Reichs Reg. bei abweichenden Beſtimmungen an die Zu⸗ 
ſtimmung des Aufwertungsausſchuſſes des RT. zu binden, abgelehnt 
(S. 13). An der Faſſung, „ſoweit nicht die ReichsReg. etwas Ab⸗ 
weichendes beſtimmt“, wurde durch den Ausſchuß nichts geändert. 
Bei der zweiten Leſung lag dem Ausſchuſſe der neu redigierte Ge⸗ 
ſetzentwurf des Reichs Juſtchtin. vor, deſſen 836 mit dem jetzigen 
8.36 AufwG. völlig übereinſtimmt, alſo den Zuſatz „ſoweit nicht 
die ReichsReg. etwas anderes beſtimmt“ enthält (S. 85). Der An⸗ 
trag der Abg. Dr. Beſt und Keil, die Zuſtimmung eines Aus⸗ 
ſchuſſes des RT. einzuschalten, wurde abgelehnt (S. 37). In der 
dritten Leſung des Ausſchuſſes und im Plenum des RT. blieb der 
9 36 unverändert. Hiernach iſt es nicht richtig, daß in der zweiten 
Leſung das Wort „Abweichendes“ etwa infolge des Einſpruchs der 
Abg. Beſt und Keil ungeachtet ſeiner Ablehnung geſtrichen ſei. 
Der Einſpruch richtete ſich auch gegen die das Wort „anderes“ ent⸗ 
haltende Neufaſſung. Dieſe Neufaſſung erfolgte unter Berückſichti⸗ 
gung der Beſchlüſſe des Ausſchuſſes. Da hinſichtlich der die Ermächti⸗ 
gung der ReichsReg. betreffenden Beſtimmung eine Anderung durch 
den Ausſchuß nicht beſchloſſen und der Antrag Beſt ſchlechthin ab⸗ 
gelehnt war, konnte nicht die Abſicht beſtanden haben, die für die 
Reichs Reg. vorgeſehene Ermächtigung dadurch, daß das Wort „Ab⸗ 
weichendes“ durch das Wort „anderes“ erſetzt wurde, zu beſchränken. 
Vielmehr handelt es ſich um eine rein redaktionelle Anderung, der 
eine ſachliche Tragweite nicht zukommt. Hätte die Vollmacht der 
Reichs Reg. in dem Sinue beſchränkt werden ſollen, daß die Reichs⸗ 
Reg. an die Erklärung der Anwendbarkeit des § 29 und der anderen 
in 8 36 aufgenommenen Beſtimmungen gebunden blieb und nur zu 
einer Anderung in Einzelheiten befugt war, ſo hätte dieſe Abſicht 
int Geſetz einen klaren Ausdruck gefunden und es wäre nicht eine 
Faſſung gewählt worden, die den Willen des Geſetzes nur durch eine 
gekünſtelte, dem Sprachgebrauche widerſtreitende Auslegung feſtzu⸗ 
ſtellen vermag. ; 


ſtünde, könnte die Spruchſtelle fie bei der Berechnung des Barwerts 
nicht berückſichtigen. 

War die Spruchſtelle aber anderer Anſicht und hielt ſie ſich zur 
Prüfung der Frage verpflichtet, jo durfte fie allerdings ihre ſachliche 
Zuſtändigkeit hierfür doch kaum mit dem Satz begründen: „Die 
auf dem Gebiet des Rechts der Induſtrieobligationen liegende Rechts⸗ 
frage zu löſen, iſt das Prozeßgericht nicht berufener als die Spruch⸗ 
ſtelle.“ Die Spruchſtelle hat keineswegs eine allgemeine Auftändigkeit 
für das Gebiet des Rechts der Induſtrieobligationen, nicht einmal 
für deren Aufwertung. Vielmehr ift das Prozeßgericht zur Entſch. 
eines Streits über den Beginn der Tilgungspflicht allein zuſtändig. 
Auch daß es, wie die Begründung weiter ſagt, zu einer RGEntſch. 
in der Prozeßſache nicht kommen Rönne, iſt ohne Bedeutung für die 
Frage der Zuſtändigteit. Trotzdem iſt nichts gegen das Ergebnis 
einzuwenden, weil es im Verfahren der FGG. — und deren Grund⸗ 
füge ſind von der Spruchſtelle anzuwenden (Art. 54 DurchfVO. i. 
Verb. mit 8 10 4. DurchfVO. GBO.) — keinen Rechtsſatz gibt, der 
dem Gericht verbietet, eine Frage von präjudizieller Bedeutung, die 
im Streitfalle vom Prozeßgericht entſchieden werden müßte, ſelbſt zu 
beurteilen; ja es gibt nicht einmal einen Rechtsſatz, der es allgemein 
dem Richter der erlaubte, das bei ihm anhängige Verfahren 
bis zur Prozeßentſcheidung auszuſetzen (Schlegelberger, Komm. 
3. 366, 2. Aufl. S. 118). Er mußte die Frage beurteilen, weil 
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Hiernach gilt der § 29 AufivG. nicht für die ſog. Tilgungs⸗ 
obligationen der hier vorliegenden Art. Bei der den Gegenſtand 
dieſer Entſch. bildenden Anleihe find die Beträge, die planmäßig 
i. d. J. 1929, 1930 u. 1931 durch Ausloſungen zu tilgen find, 
erſt am 1. Jan. 1932 fällig. Es folgt daraus, daß bei der Berechnung 
des Barwerts, die neben der hier unbedenklich auszuſprechenden Ge⸗ 
ſtattung der Barablöſung zu erfolgen hat, die Grundſätze der oben 
0 0 Entſch. der Spruchſtelle vom 2. Juni 1926 anzuwen⸗ 
en ſind. 

Der Goldmarkwert der Schuldverſchreibungen über 1000 % iſt, 
da fie nach dem 1. Jan. 1917 ausgegeben find, gemäß § 2 Abſ. 2 
Satz 2 AufwG. nach der Tabelle des AufwG. auf der Grundlage des 
Ausgabetags zu berechnen. Maßgebend iſt der von der Schuldnerin 
gemäß Art. 31 Abſ. 4 feſtgeſtellte Ausgabetag, da die Spruchſtelle von 
einem Gläubiger zum Zwecke der anderweitigen Feſtſtellung des Aus⸗ 
gabetags bis zum Ablaufe von drei Monaten ſeit der Bek. im 
RAnz. nicht gemäß Art. 31 Abſ. 5 angerufen iſt. Bei einem Aus⸗ 
gabetage vom 1. Dez. 1919 berechnet ſich nach der Tabelle der Wert 
von 1000 PM. auf 104 GM (10 PM. - 1,04 GM.), ſo daß die 
15% ige auf Reichsmark zu ſtellende Aufwertung ($ 33 AufwG., 
Art. 33 Durchf VO.) 15,60 % beträgt. Bis zum 1. (2.) Jan. 1932 wer⸗ 
den nach dem Tilgungsplane 6 430 000 % fällig. Für dieſen Betrag 
gilt der 1. Jan. 1932 als Fälligkeitstag, und es iſt der Barwert bei 
einer Rückzahlung zum 1. (3.) Jan. 1927 unter Zugrundelegung eines 
Hundertſatzes von 86,88 gemäß der Tabelle Anl. II DurchfVO. i. d. 
Faſſ. der VO. v. 26. März 1926 (RG Bl. 1, 182) zu berechnen. 
Danach beziffert ſich der Barwert dieſer Leiſtungen auf 5 586 384 Ab. 
Nach dem 1. (2.) Jan. 1932 werden planmäßig 93 570 000 % fällig. 
Als mittlerer Fälligkeitstag für dieſen Betrag, d. h. als Zeitpunkt, 
in dem der Betrag rechnungsmäßig zur Hälfte getilgt iſt, war unter 
Abrundung auf den nächſten Monatserſten der 1. Sept. 1949 feſtzu⸗ 
ſetzen. Nach dem Gutachten des Sachverſtändigen beträgt bei Rück⸗ 
diskontierung des Kapitals und der Zinſen von dieſem Fälligkeits⸗ 
tage auf den 1. (3.) Jan. 1927 mit einem Zwiſchenzinſe von 8% der 
Hundertſatz 69,14. Das ergibt für die nach dem 1. (2.) Jan. 1932 
fällig werdenden Leiſtungen einen Barwert von 64 694 298 %. Der 
Barwert ſämtlicher Leiſtungen beträgt mithin 70 280 682 % und, 
wenn die 15% ige Aufwertung von 15,60 RM. für 1000 % zugrunde 
gelegt wird, 1096 379 RM. Durch Teilung mit der Zahl der 
Schuldverſchreibungen (100 000) gelangt man zu dem Durchſchnitts⸗ 
barwerte von 10,96 RM. für die Schuldverſchreibung über 1000 . 
Dieſer Betrag war als der Ablöſungsbetrag zu beſtimmen. Hierin 
ur 121 find die 2% Zinſen für 1925 und die 30% Ztuſen 
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(KG., Entſch. v. 25. Sept. 1926, 1 GB 182/26.) 


fie — nach ſeiner Meinung — präjudiziell für feine Entf. war, und 
obwohl er, wenn ſie unter Parteien ſtreitig wäre, unzuſtändig 
fein würde. Die Spruchſtelle wäre m. E. daher auch dann Korrekt 
verfahren, wenn die Klage nicht bez. einer anderen, ſondern bez. der⸗ 
ſelben Anleihe rechtshängig geweſen wäre. Eine Rechtskraftwirkung 
kommt der Entſch. der Spruchſtelle allerdings bez. der Frage des 
Beginns der Tilgüngspflicht naturgemäß nicht zu. Die Auffaſſung 
der Spruchſtelle vermag ja nicht einmal den Schuldner zu binden. 
Wäre die Entſch. hinſichtlich der Tilgungspflicht ungünſtig für ihn 
ausgefallen, b hätte er es — falls er nicht ſchon vorher gekündigt 
hatte — in der Hand, keine Kündigung auszusprechen und die Bar⸗ 
ablöſung, die ihm geftattei, aber nicht auferlegt iſt, zu unterlaſſen. 


Aſſeſſor Dr. Guſtav Schwartz, Berlin. 


Zu 1. Stimmt man den Grundgedanken des früheren Rechts⸗ 
entſcheids des KG. v. 22. Juni 1925 (Hertel 3, 570) zu, fo er⸗ 
ſcheint die Anwendung der dort entwickelten Grundſätze auf den vor⸗ 
liegenden Fall unbedingt folgerichtig. Es iſt zutreffend, daß die In⸗ 
duſtrialiſierung ländlicher Gegenden ſchon an ſich, nicht nur infolge 
vermehrter Wohnungsnachfrage, ein allgemeines Steigen der Boden⸗ 
werte und Mietpreiſe in normalen Zeiten des Wohnungsmarkts nach 
ſich zu ziehen pflegt. 

Gegen jenen früheren Rechtsentſcheid des RG. hat Ebel kürz⸗ 
lich in JW. 1926, 933 ff. ſtarke Bedenken geltend gemacht, die auch 
mich beſtimmen, feiner Anſicht und dem anfänglich auch von dem KG. 
vertretenen (JW. 1924, 2007 ), dann aufgegebenen Standpunkt den 
Vorzug zu geben. Das RM. hat zweifellos eine Nivellierung der 
Mieten zur Folge und will nicht den Erwägungen, die bei freier 
Mietpreisbildung die Höhe des Mietzinſes beeinfluſſen, Raum ver⸗ 
ſtatten. Das kann im Einzelfall zu gewiſſen Unbilligkeiten führen. 
Dieſe werden aber bei weitem aufgewogen durch den Vorteil dieſes 
Syſtems für die Allgemeinheit, die ein weſentliches Intereſſe an einer 
ſicheren, leicht feſtſtellbaren Berechnungsgrundlage für die Ermittlung 
der geſetzlichen Miete hat. Ebel wendet ſich mit Recht namentlich 
gegen den von dem KG. ausgeſprochenen Gedanken, daß „Art und 


Lage des Raums, fo wie fie ſich in der Gegenwart barftellen“, , 


den Ausgangspunkt für die Ermittlung des ortsüblichen Mietzinſes 
zu bilden haben. Das iſt in der Tat der — keineswegs tragfähige — 
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Rechtsentſcheide in Miet- und Pachtſachen. 
Berichtet von Kammergerichtsräten dahmann u. Dr. Günther, Berlin 


1. 5 2 Abſ. 4 RMietG. Allgemeine Veränderungen des 
ganzen Ortes, die nach dem 1. Juli 1914 eingetreten ſind, 
3. B. Entſtehung von Induſtrie in einer bisher rein länd⸗ 
lichen Ortſchaft, können eine Neufeſtſetzung der Friedens⸗ 
miete nach 8 2 Abſatz 4 Satz 1 des Reichsmietengeſetzes recht⸗ 
fertigen. f) 


Daß allgemeine Veränderungen der Gegend die Neufeſtſetzung der 
Friedensmiete rechtfertigen können, iſt bereits im Rechtsentſcheide vom 
22. Juni 1925, 17 Y 55/25 — Entſch. des KG., Sonderband 3, 117; 
Grundeigentum 1925, 2035; Einigungsamt 1925, 387; JurR. 1925, 
1236; OLG Rſpr. 44, 272; Hertel, Mieterfchub 3, 570 —, aus⸗ 
geſprochen und damit begründet worden, daß das RM. durch die 
Beſtimmungen über die Friedensmiete nur verhindern ſollte, daß die 
Vermieter aus der im Gefolge des Krieges aufgetretenen Raumnot 
Nutzen ziehen, daß dagegen Anderungen des Mietwerts berückſichtigt 
werden dürfen, die zugunſten des Vermieters oder des Mieters infolge 
anderer Umſtände ſeit dem 1. Juli 1914 eingetreten ſind. Dieſe Be⸗ 
gründung zwingt ohne weiteres auch zur Bejahung der jetzt geſtellten 
Frage. Die Annahme der Beſchwerdeſtelle, daß die Anderung der Ver⸗ 
hältniſſe eines ganzen Ortes zu einer Anderung des Mietwertes der 
einzelnen Mieträume nur infolge der Raumnot führen könnten, eut⸗ 
ſpricht nicht der Erfahrung. Sie geht ſchon deshalb fehl, weil der⸗ 
artige Anderungen auch zu einer Verringerung des Mietwertes führen 
Können, ſo z. B. wenn ein Ort, der bisher wegen ſeiner Ruhe und 
geſunden Lage als Kurort und vornehmer Wohnort galt, durch die 
Entſtehung vereinzelter Fabrikanlagen von ſeinen bisherigen Vorzügen 
einbüßt. Andrerſeits war es auch in der Vorkriegszeit eine allgemeine 
Erſcheinung, daß Ortſchaften, in denen die Induſtrie anwuchs und 
damit die Bevölkerung zunahm, anſteigende Mieten im Vergleiche zu 
Orten ohne eine derartige Entwicklung aufwieſen. Derartige Erſchei⸗ 
nungen können alſo auch heute zum mindeſten nicht ausſchließlich 
auf die Raumnot zurückgeführt werden, deren Berückſichtigung nach 
dem Geſetze vermieden werden muß. 


Hat ſich das Weſen des ganzen Ortes verändert, fo kann dieſer 
Umſtand aus den dargelegten Gründen geeignet ſein, eine Neufeſt⸗ 
ſetzung der Friedensmiete zu rechtfertigen. Die Beſchwerdeſtelle weiſt 
noch darauf hin, daß die Notwendigkeit, bei der Feſtſetzung Ver⸗ 
gleichsräume heranzuziehen, durch den alle Mieträume dieſes Ortes 
berührenden Einfluß der Anderung zwar erſchwert wird, Bedenken 
gegen die Feſtſetzung ſelbſt aber nicht erweckt. Sie befindet ſich damit 


Grundpfeiler der kammergerichtlichen Beweisführung. Die größte 
Durchſchlagskraft hiergegen kommt der Einwendung Ebels zu, daß, 
wie wohl kaum ſich bezweifeln läßt, das RM. eine Steigerung der 
Bodenrente des Hausbeſitzers, an der dieſer kein Verdienſt durch be⸗ 
ſondere Leiſtungen hat, auszuſchließen ſucht. Inwieweit Umſtände, die 
nach dem 1. Juli 1914 zu einer Erhöhung oder Herabſetzung des 
Mietpreiſes Anlaß geben, im Einzelfall zu berückſichtigen ſind, be⸗ 
grenzt Satz 3 des § 2 Abſ. 3 abſchließend. In der Auswahl ſolcher 
Ausnahmen kommt deutlich der Standpunkt des Geſetzes zum Aus⸗ 
druck, nur wertſteigernde Aufwendungen des Vermieters oder wenig⸗ 
ſtens vermehrte Vorteile, die der Vermieter dem Mieter zu bieten 
vermag, als mieterhöhend ſich auswirken zu laſſen. Das trifft auch 
für den miteinbezogenen Fall einer veränderten Verwendungsart der 
Räume zu. Denn ein Wohnraum wird ſich regelmäßig nur nach koſt⸗ 
ſpieliger Veränderung ſeiner Beſchaffenheit als Geſchäftsraum ver⸗ 
wenden laſſen. Trägt der Mieter dieſe Aufwendungen, ſo entfallt 
ſelbſtverſtändlich nach der Einſchränkung des Geſetzes, „ſoweit dieſe 
Umſtände einen abweichenden Mietzins rechtfertigen“, der Grund zur 
Erhöhung der Friedensmiete aus dieſem Anlaß. Findet andererſeits 
eine Umwandlung von Geſchäftsräumen in Wohnräume nach dem 
1. Juli 1914 ſtatt, ſo vermag der Vermieter dem Mieter nicht mehr 
die Vorteile zu gewähren, die dem Mieter eine nußbringendere Ver⸗ 
wertung der Mieträume geſtatten, und daraus rechtfertigt ſich dann 
eine entſprechende Herabſetzung des Mietzinſes der Friedensmiete. 
Man erkennt: Auch hier iſt es, wie bei den ſonſtigen Be⸗ 
rechnungsgrundſätzen der geſetzlichen Miete, das Verhältnis von 
Leiſtung und Gegenleiſtung, das der Geſetzgeber zum ausſchlaggebenden 
Prinzip zu erheben ſucht — ſelbſtverſtändlich nur unter Berückſichti⸗ 
gung allgemeiner typiſcher Geſichtspunkte, nicht der Beſonder⸗ 
heiten des Einzelfalls, wie dies bei ſchematiſchen Regelungen un⸗ 
vermeidlich iſt. Danach beurteilt ſich auch die Frage, ob man der Ver⸗ 
beſſerung oder Verſchlechterung des Erhaltungszuſtands eine 
beſtimmende Einwirkung auf die Bemeſſung der Friedensmiete zu 
geſtatten hat. Daß dies de lege ferenda ſehr wünſchenswert wäre, 
um die Vermieter wieder ſtärker an der Erfüllung ihrer Inſtand⸗ 
haltungspflicht zu intereſſieren, habe ich bereits in meinem Referat 
auf dem Heidelberger Juriſtentag 1924 nachdrücklichſt betont (Verh⸗ 
Ber. S. 182 ff.). Daß man nach dem von dem KG. fetzt eingenom⸗ 
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im Einklang mit dem Rechtsentſcheide v. 25. Nov. 1925, 17 Y 130/25 
— Einigungsamt 1926, 432 —, der ausführt, daß auch in ſolchen 
Fällen Vergleichsräume ſtets vorhanden find. 

(KG., 17. 3S., RE. v. 4. Febr. 1926, 17 Y 5/26.) 


Freiwillige Gerichtsbarkeit. 
Kammergericht. 


1. 84 9G B. Ein Gewerbebetrieb mit Zweiggeſchäften 
iſt in das Handelsregiſter einzutragen, wenn der Umfang 
jedes einzelnen Betriebes nicht über den Rahmen des 
Handwerks oder Kleingewerbes hinausgeht, fie aber zu⸗ 
ſammen eine wirtſchaftliche Einheit bilden. 

Der Beſchwerdeführer, der ein Bäckerei⸗ und Konditoreigeſchäft 
in Stettin betreibt, war vom AG. aufgefordert worden, die Firma 
ſeines Unternehmens zur Eintragung in das HandelsReg. anzu⸗ 
melden. Sein Einſpruch war ebenſo wie die ſofortige Beſchwerde beim 
LG. verworfen worden. Neben ſeinem modern eingerichteten Haupt⸗ 
geſchäft betreibt der Beſchwerdeführer in einer anderen Straße ein 
Zweiggeſchäft, in welchem er feine Bäckerei- und Konditoreiwaren 
ebenfalls abſetzt, außerdem unterhält er an einer dritten Stelle ein 
größeres und modern eingerichtetes Café, worin ebenfalls die in dem 
Hauptgeſchäft hergeſtellten Waren verkauft werden; daneben beliefert 
er noch fremde Geſchäfte in erheblichem Umfange. Trotzdem der In⸗ 
haber bei Herſtellung der Backwaren ſelbſt kürzere Zeit am Tage 
mitarbeitet, hat das KG. ihn für eintragspflichtig erklärt. 

In der Frage, unter welchen Vorausſetzungen ein Gewerbe⸗ 
betrieb als ein handwerksmäßiger anzuſehen iſt, hat der Senat auch 
in neuerer Zeit ſtändig an den Grundſätzen der Entſcheidungen KJ. 
27, A 300; 35, A 142; 49, 94 feſtgehalten. Ob jemand ein Hand⸗ 
werker iſt, muß danach in jedem einzelnen Fall nach der individuellen 
Beichajjenheit ſeines gewerblichen Betriebes geprüft werden. Die 
Größe des Betriebes iſt nicht entſcheidend, vielmehr ſchließt der Um⸗ 
ſtand, daß ein gewerbliches Unternehmen einen beträchtlichen Umfang 
hat, die Möglichkeit nicht aus, daß es ein handwerksmäßiges Unter⸗ 
nehmen bleibt. Entſcheidend iſt die Art, wie das Unter⸗ 
nehmen geführt wird, wobei insbeſ. das Verhältnis des 
Meiſters zu ſeinen Gehilfen, die Art und das Maß der 
Arbeitsteilung, die Verwendung von Maſchinenkraft, die Benutzung 
des Kredits im Wechſelverkehr in Betracht kommt. Iſt der Gewerbe⸗ 
betrieb nach ſeinem Geſamtcharakter, wozu neben der tech⸗ 
niſchen auch die kaufmänniſche Seite gehört, kein handwerksmäßiger 
mehr, jo wird er damit der Anwendung des § 4 HGB. entzogen. 

Dieſe rechtlichen Geſichtspunkte ſind vom LG. auch beachtet, und 
es hat zutreffend angenommen, daß ſich der Gewerbebetrieb des Be⸗ 
ſchwerdeführers auf Grund des feſtgeſtellten Sachverhalts nicht in 
den Grenzen des Handwerks hält. Das Unternehmen des Beſchwerde⸗ 
führers zeigt jedenfalls bei Berückſichtigung ſeines Geſamtcharak⸗ 
ters nicht die dem Handwerk eigenen Erſcheinungen. Mit Recht hat 
das LG. auch der geringen Mitarbeit des Beſchwerdeführers bei 
Herſtellung der Bäckerei- und Konditoreiwaren keine für die Hand⸗ 
werkereigenſchaft maßgebende Bedeutung beigemeſſen. Gerade mit 
Rückſicht auf die räumliche Dreiteilung des umfang⸗ 
reichen Betriebes muß dieſe Mitarbeit hinter der kaufmänni⸗ 
ſchen Leitung und Organiſation des Unternehmens zurücktreten. Aus 
der Dreiteilung des Betriebes ergibt ſich auch, wenn er überſichtlich 
gehalten werden ſoll, das Bedürfnis kaufmänniſcher Buchführung. 
Der vom Beſchwerdeführer gegenüber dem landgerichtl Beſchluſſe er⸗ 
hobene Einwand, daß bei Nebeneinanderbeſtehen eines Handwerks 
und eines Kleingewerbes (Café) für jeden Betrieb einzeln und 
nicht für den Geſamtbetrieb die Vollkaufmannseigenſchaft zu prüfen 
ſei, hätte nur Berechtigung, wenn zur Bejahung der Firmeupflicht 
der Handel des Beſchwerdeführers mit fertig bezogener Ware heran⸗ 
gezogen wäre. Der Kaffeehausbetrieb, in dem die von dem Be⸗ 


an 
D. 


menen Standpunkt aus folgerichtig auch zu einer Berückſichtigung 
des Erhaltungszuſtands, wie er ſich nach dem 1. Juli 1914 geſtaltete, 
für eine von der Normalregelung abweichende Feſtſetzung der Frie⸗ 
densmiete kommen muß, darauf hat Ebel (a. a. O.) bereits über⸗ 
zeugend hingewieſen. Das verbietet ſich aber mit Rückſicht auf die 
erfolgte Schematiſierung der Mietberechnung. Aus der Feſtſetzung 
eines für alle Mietverhaltniſſe gleichen Prozentſatzes für Inſtand⸗ 
haltungskoſten ergibt ſich der Wille des Geſetzgebers, Verbeſſerungen 
oder Verſchlechterungen des normalen, der geſetzlichen Verpflichtung 
des Vermieters entſprechenden Erhaltungszuſtandes im allgemeinen 
unberückſichtigt zu laſſen. Einer Verſchlechterung ſuchen die Beſtim⸗ 
mungen des RM. über die öffentlich-rechtliche Plicht zur Inſtand⸗ 
haltung 88 6ff. entgegenzuwirken. Eine Verbeſſerung des Erhal⸗ 
tungszuſtands, ſoweit für dieſe keine geſetzliche Verpflichtung beſteht, 
findet nur Verückſichtigung, wenn fie nach § 2 Abſ. 4 als „eine er⸗ 
hebliche bauliche Veränderung“ anzusprechen iſt. Es wäre zu wünſchen, 
daß das KG. ſeinen Standpunkt, der zu den ſchwerſten Erſchütte⸗ 
rungen der einheitlichen Berechnungsbaſis für die geſetzliche Miete 
zu führen vermag, nochmals überprüft und zu ſeiner früheren rich⸗ 
tigeren Auffaſſung zurückkehrt. Prof. Dr. Ruth, Halle a. S. 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


ſchwerdeführer verarbeitete Ware abgeſetzt wird, iſt nur ein Teil 
des Verarbeitungsgewerbes und nicht ein neben dieſem beſtehender, 
als Kleinhandelsbetrieb in Betracht kommender Geſchäftszweig. 


(K h., 1. 35., Beſchl. v. 5. Nov. 1925.) 
* 


2. 88 37, 17 96%. Ein Firmengebrauch kann durch 
Briefunterzeichnung und Veröffentlichung im Telephon⸗ 
buch erfolgen. ) 

Der Gebrauch einer Bezeichnung als Firma ſetzt voraus, daß 
der Kaufmann unter ihr im Handel ſeine Geſchäfte betreibt oder die 
Unterſchrift abgibt (§S 17 HGB.), alſo daß er fie in irgendeiner Be⸗ 
ziehung als ſeinen eigenen Geſchäftsnamen benutzt. Hat der Be⸗ 
ſchwerdeführer, wie das LG. feſtſtellt, auf ſeinen Geſchäftspapieren 
die Firma ohne den zugehörigen Namen und unterzeichnet er ſeine 
geſchäftlichen Schreiben, wie der weiteren Feſtſtellung des angefochte⸗ 
nen Beſchl. zu entnehmen iſt, mit dem Stempel „Allgemeines. 
Haus“ unter handſchriftlichem Zuſatz ſeines Namens, ſo iſt hierin un⸗ 
bedenklich ein unbefugter Gebrauch der Bezeichnung „Allgemeines... 
Haus“ als Handelsname, d. h. als Firma, zu erblicken. Denn die 
Empfänger derartiger Schreiben, an die dieſe im geſchäftlichen Ver⸗ 
kehr gelangen, müſſen allerdings, da fie ſowohl am Kopfe vorge⸗ 
druckt wie un Stempel nur jene Bezeichnung ohne Namen finden, an⸗ 
nehmen, daß dieſe ſelbſt die Firma des Beſchwerdeführers darſtellt, 
und daß die unter dem Stempel befindliche Namensunterſchrift nur 
Ben nicht zur Firma gehörigen Namen des zeichnenden Inhabers 
ildet. 

Ohne Rechtsirrtum und in Übereinſtimmung mit der Rechtſpr. 
des Senats (KG J. 45, 170) ſieht das LG. auch darin, daß der Ber 
ſchwerdeführer die Bezeichnung „Allgemeines ... Haus Inh. P. R.“ 
in das Telephonbuch hat aufnehmen laſſen, einen unbefugten Ge⸗ 
brauch als Firma; denn auch hiermit wendet der Beſchwerdeführer ſich 
in ſeiner Eigenſchaft als Kaufmann an die Allgemeinheit und gibt 
zu erkennen, daß er unter dieſer Bezeichnung als Firma ſeine Ge⸗ 
ſchäfte betreibe. 

Ob die weitere Feſtſtellung des LG. darüber, daß die Firmen⸗ 
ſchilder an den Geſchäftsräumen ſämtlich nicht die eingetragene Firma 
enthalten, für ſich allein die Feſtſtellung eines unbefugten Firmen⸗ 
gebrauchs rechtfertigen würde, kann hiernach dahinſtehen. Wie der 
Sen. in der Entſch. 1 X 70/25 ausgeſprochen hat, ſetzt ein Firmen⸗ 
gebrauch voraus, daß die Aufſchrift auf Schildern im Verkehr tat⸗ 
ſächlich als die Firma aufgefaßt wird, unter der das Geſchäft be⸗ 
trieben wird, erſcheint aber nach der neueren Entwicklung des Ge⸗ 
ſchäftslebens eine Aufſchrift wie der „X.⸗Verlag“ nicht mehr als 
Firma, ſondern als bloßer Hinweis auf das Geſchäft nach der im 
Sprachgebrauch des Verkehrs üblichen Abkürzung und kann daher die 
Befugnis zur Verwendung ſolcher Geſchäftsbezeichnungen am Ge⸗ 
ſchäftshauſe auch nicht davon abhängig gemacht werden, daß an 
einer anderen Stelle die Firma in vollſtändigem Wortlaut ange⸗ 
bracht iſt. Ob dieſer Rechtsgrundſatz ... auch auf Schilderaufſchriften 
wie die des Beſchwerdeführers anzuwenden iſt, bedarf aber keiner Prü⸗ 
fung, da jedenfalls bereits die anderen erörterten Feſtſtellungen des 
LG. die Annahme, daß ein unbefugter Firmengebrauch vorliege, aus⸗ 
reichend rechtfertigen und die Verwendung der Bezeichnung auch auf 
den Schildern zur Unterſtützung dafür, daß der Beſchwerdeführer über⸗ 
haupt nur die abgekürzte Bezeichnung als ſeinen Geſchäftsnamen 
führen will, wohl verwendet werden kann 

(KG., 1. ZS., Beſchl. v. 7. Okt. 1926, 1 X 599/26.) 

Mitgeteilt von LER. Dr. Sprinz, Berlin. 
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3. 88 288, 291 HGB. Der bei ber Beſchlußfaſſung 
über die Herabſetzung des Grundkapitals einer Aktien⸗ 
geſellſchaft anzugebende Zweck kann in einer Abrundung 
des Grundkapitals beſtehen. Erfolgt die Herabſetzung des 
Grundkapitals durch Einziehung von Aktien mittels An⸗ 
kaufs, fo braucht der Beſchluß die rechtsgeſchäftlichen Ein» 


Zu 2. Die Entfch. ſteht in übereinſtimmung mit der bisherigen 
Rechtſprechung (vgl. Staub, HGB. 837 Anm. 20). Immerhin kann 
gerade die Aufnahme in ein Fernſprechteilnehmer verzeichnis 
unter Umſtanden auch einen anderen Charakter haben, nämlich dann, 
wenn die Firma an einer Stelle des Verzeichniſſes in dem richtigen 
Worllaute aufgeführt iſt und nur außerdem noch in abgekürzter Form 
an anderer Stelle unter einem Stichwort wiedergegeben wird. Dieſer 
Fall, der die Grundlage der Entſch. (KJ. 45, 168) bildet, kommt 
aber für die jetzt in Rede ſtehende Entſch. offenbar nicht in Betracht. 
Die Auffaſſung des OLG. Hamburg: LZ. 1910, 90, in der Aufnahme 
in ein Verzeichnis der Fernſprechteilnehmer ſei ein Gebrauch der 
Firma überhaupt nicht zu finden, weil eine ſolche nur den Zweck ver⸗ 
folge, dem Publikum die Auffindung der betreffenden Unternehmung 

zu erleichtern und zu ermöglichen, kann jedenfalls nicht geteilt 
werden. Geh. IR. Dr. Felix Bondi, Dresden. 
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zelheiten des Kaufs nicht zu enthalten. Die Einhaltung 
der Gläubigerſchutzvorſchriften und der Ablauf des Sperr⸗ 
jahrs find nicht Voraus ſetzung für die Eintragung der 
erfolgten Herabſetzung des Grundkapitals. 1) 

Das Grundkapital der beſchwerdeführenden AktG. beträgt, 
nachdem das Papiermarkkapital von 12 Milliarden auf 15000 
Reichsmark, zerfallend in 750 Aktien über je 20 Reichsmark, um⸗ 
geſtellt und eine Erhöhung um 1 Million Reichsmark durch Ausgabe 
1000 neuer Aktien über je 1000 Reichsmark abgeſchloſſen iſt, 
1015000 Reichsmark. In der Generalverſammlung v. 9. Juli 1925 
wurde beſchloſſen, das Grundkapital um 15000 Reichsmark auf 
1 Million Reichsmark herabzuſetzen, und zwar „durch Ankauf der 
750 Stück Aktien über je 20 Reichsmark und Kraftloserklärung 
derſelben“. Wie es in dem Protokoll der Generalverſammlung heißt, 
erfolgt die Herabſetzung zu dem Zweck, um das Aktienkapital auf 
1 Million Reichsmark abzurunden. Der Vorſtand wurde von der 
Verſammlung ermächtigt, alle zur Durchführung erforderlichen Maß⸗ 
nahmen zu treffen. In der Verſammlung waren die acht überhaupt 
vorhandenen Aktionäre vertreten. Die Beſchlußfaſſung erfolgte ein⸗ 
ſtimmig. Der Vorſtand hat zur Eintragung in das Handelsregiſter 
angemeldet, daß beſchloſſen ſei, das Grundkapital auf 1 Million 
Reichsmark herabzuſetzen und daß die beſchloſſene Herabſetzung in 
Gemäßheit des Beſchluſſes der Generalverſammlung durchgeführt ſei. 
Das AG. hat die Anmeldung beanſtandet. Das LG. hat die Be⸗ 
ſchwerde zurückgewieſen. Die weitere Beſchwerde iſt begründet. 

Es handelt ſich im gegebenen Falle um eine Herabſetzung des 
Grundkapitals, die im Wege einer freiwilligen, nämlich mittels An⸗ 
Kaufs erfolgenden Einziehung (Amortiſation) von Aktien vorgenom⸗ 
men wird. Nach 8 227 Abs. 1 HGB. iſt Vorausſetzung für jede 
Einziehung von Aktien, daß ſie im Geſellſchaftsvertrage angeordnet 
oder geſtattet iſt. Die Geſtattung enthält hier der 8 2 Abſ. 2 des 
Geſellſchaftsvertrages, der die Einziehung von Aktien mittels An⸗ 
Kaufs ausdrücklich zuläßt. Da vorliegend die Einziehung nicht aus 
dem nach der jährlichen Bilanz verfügbaren Gewinne ſtattfindet, 
dieſer vielmehr einem Reſervefonds zugewieſen iſt, folgt ſie nach 
8.227 Abſ. 2 HGB. den erſchwerenden Regeln der Herabſetzung des 
Grundkapitals; es finden auf fie alſo die 88 288 ff. HGB. An⸗ 
wendung. Der Abſ. 1 des 8 288, der für die Herabſetzung eine 
Mehrheit von mindeſtens ½ des bei der Beſchlußfaſſung vertretenen 
Kapitals verlangt, iſt jedenfalls nicht verletzt, da die Herabſetzung 
in einer Univerjafverfammlung mit allen Stimmen beſchloſſen iſt. 
Dagegen fragt es ſich, ob die den Inhalt des Beſchluſſes betreffende 
Vorſchrift des Abſ. 2 erfüllt iſt. Danach muß durch den Beſchluß 
feſtgeſetzt werden, welchem Zwecke die Herabſetzung dient, insbeſondere 
ob ſie zur teilweiſen Rückzahlung des Grundkapitals an die 
Aktionäre erfolgt und in welcher Weiſe die Maßregel auszuführen 
iſt. Beiden Erforderniſſen des Abſ. 2 iſt nach der Anſicht der Vor⸗ 
inſtanzen nicht genügt. 

Der Beſchluß der Herabſetzung gibt als deren Zweck an die 
Abrundung des Grundkapitals auf 1 Million Reichsmark. Dem⸗ 
gegenüber will das AG. die Abrundung nur als das Ergebnis, nicht 


Zu 3. Der Auslegung der 88 288291 HGB. iſt grundſätzlich 
beizuſtimmen, dem Ergebnis der Entf. jedoch nur dann, wenn man 
aus Wohlwollen gegen die beſchwerdeführende Geſellſchoft, das ihr in 
einer ſo ſchwierigen Materie immerhin bezeigt werden kann, die un⸗ 
zulänglichen Angaben im Herabſetzungsbeſchluſſe ſowohl über den 
Zweck als auch über das Mittel der Herabſetzung berichtigt und die 
Berichtigung als den Wilken der Beteiligten unterſtellt. 

1. Die beſchwerdeführende AktG. hatte im Beſchluſſe als Zweck 
der Herabſetzung, und zwar als alleinigen, die Abrundung des Grund⸗ 
Kapitals auf 1000000 Reichsmark angegeben. Das K. hält dieſe 
Angabe ohne weiteres für richtig. Hiergegen iſt folgendes geltend zu 
machen: Vor allem dürfte es in wirtſchaftlicher Beziehung ein äußerſt 
ſeltenes Ereignis fein, wenn ein ſoeben auf 15000 Reichsmark um⸗ 
geſtelltes Grundkapital einer Geſellſchaft, deren eingezahlte Aktiven 
noch nicht 4000 Reichsmark aus machten, um 1000000 Reichsmark 
wieder erhöht wird. Für jemand, der in wirtſchaftlichen Dingen 
einigermaßen Beſcheid weiß, iſt folgendes ſehr wahrſcheinlich: Die 
Inhaber der alten Aktien waren ſich ſchon zur Zeit der Umſtellung, 
ſelbſt wenn die Kapitalserhöhung der Umſtellung zeitlich erſt nach⸗ 
folgte, darüber klar und unter ſich wie vermutlich mit dritten Per⸗ 
onen über die Erhöhung des Grundkapitals um 1000 000 Reichs- 
mark einig. Zwiſchen den Beſizern der alten und denjenigen der neu 
auszugebenden Aktien iſt hierbei der Wert des Unternehmens auf 
wenige tauſend Mark angenommen und vereinbart worden, den Be⸗ 
ſitzern der alten Aktien dieſen geringen Betrag auszuzahlen. Dieſer 
ſtellte alſo wirtſchaftlich den Gegenwert dafür dar, daß die Beſitzer 
der alten Aktien die geringfügigen Aktiven, vor allem aber die 
Firma, den Übernehmern der neuen Aktien überlaſſen ſollten. Nun 
beſtanden, wenn man von der Liquidation der Geſellſchaft in ihrer 
alten Form und von den mit einer ſolchen verbundenen Weitläufig⸗ 
keiten abſieht, nur noch zwei Möglichkeiten, wie man den Beſttzern 
der alten Aktien effektiv einige tauſend Mark zukommen laſſen 
Konnte. Entweder man fette bei der Umſtellung auf der Aktiv⸗ 
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als den Zweck der Herabſetzung gelten laſſen. Ahnlich bezeichnet das 
LG. die Abrundung des Grundkapitals als eine notwendige Folge, 
nicht als den Zweck der Herabſetzung. Der Auffaſſung der Vor⸗ 
inſtanzen kann nicht gefolgt werden. Das Geſetz erwähnt in 8 288 
Abſ. 2 HGB. die teilweiſe Rückzahlung des Grundkapitals an die 
Aktionäre nur als einen beſonders wichtigen Zweck („insbeſondere“). 
Die Denkſchrift führt als anderen Zweck noch auf die Befreiung 
der Aktionäre von noch nicht geleiſteten Einzahlungen (vgl. auch 
§ 289 Abſ. 4 Satz 2 HGB.), die Amortiſation eines Teiles der 
Aktien, die Beſeitigung einer Unterbilanz und die Umwandlung eines 
Teiles des Grundkapitals in einen der freien Verfügung unter⸗ 
liegenden Reſervefonds (S. 160). Auch dieſe Aufzählung iſt nicht 
erſchöpfend. Im Schrifttum wird auf die Möglichkeit der Ver⸗ 
wechſlung von Zweck und Mittel der Herabſetzung hingewieſen (vgl. 
Staub, HGB. 11 8 288 A. 14; Horrwitz, Recht der General⸗ 
verſammlungen S. 440). Diejen Fehler begeht auch die Denkſchrift, 
wenn ſie auch die Amortiſation eines Teiles der Aktien, wie ſie 
vorliegendenfalls in Betracht kommt, als einen Zweck der Herab⸗ 
ſetzung anſieht, während ſich ſolche Amortiſation im Verhältniſſe 
zu der Herabſetzung doch nur als eines der verſchiedenen Durch⸗ 
führungsmittel darſtellt (vgl. Neuburger, die Herabſetzung des 
Grundkapitals S. 18). Allgemein zwiſchen dem Zwecke und einem 
beſtimmten Ergebnis oder einer notwendigen Folge der Herab⸗ 
ſetzung zu unterſcheiden, geht nicht an. Denn mit dem beſtimmten 
Ergebnis oder der notwendigen Folge der Herabsetzung kann natür⸗ 
lich auch ihr eigentlicher Zweck erreicht fein. Iß die Herabſetzung 
allein durch das Beſtreben veranlaßt, im Intereſſe einer rechneriſchen 
Vereinfachung zu einer runden Kapitalziffer zu gelangen, ſo iſt nicht 
einzuſehen, welcher andere Zweck in den Beſchluß auſgenommen wer⸗ 
den ſoll. Zwar tritt auch in ſolchem Falle das ein, was das Geſetz 
als Beiſpiel eines Zweckes der Herabſetzung aufführt, es wird näm⸗ 
lich ein Teil des Grundkapitals an die Aktionäre zurückgezahlt. Und 
doch wäre es falſch, dieſe Rückzahlung als den Zweck der Herab⸗ 
ſetzung zu bezeichnen, denn die Herabſetzung wird um eines anderen 
Erfolges willen vorgenommen. Soll nur das Grundkapital auf 
einen runden Betrag gebracht werden, ſo läßt ſich gerade von der 
teilweiſen Rückzahlung des Kapitals ſagen, daß ſie, ohne Zweck 
der Herabſetzung zu ſein, ein beſtimmtes Ergebnis, eine notwendige 
Folge der Herabſetzung bildet. 

Es iſt aber auch dem zweiten Erforderniſſe des 8 288 Abſ. 2 
HGB., nämlich der Feſtſetzung in dem Beſchluſſe der Herabſetzung, 
„in welcher Weiſe die Maßregel auszuführen iſt“, entſprochen. Im 
Schrifttume herrſcht Streit darüber, wie weit ſich der Beſchluß über 
die Ausführungsweiſe zu verhalten hat, ob er nur das Durch⸗ 
führungsmittel, wie die Verminderung des Nennbetrags der Aktien, 
ihre Zuſammenlegung, die Einziehung beſtimmter Aktien, zu be⸗ 
zeichnen hat, während er die Einzelheiten des beſtimmten Durch⸗ 
führungsmittels nicht zu enthalten braucht, inſoweit vielmehr die 
Ausführung dem Geſellſchaftsorgan überlaſſen bleiben kann (Staub, 
8288 A 14; Brand, HGB. 8 288 Nr. 6 Cd; Horrwig, S. 441) 
oder ob der Beſchluß auch die techniſche Art der Vollziehung der 


ſeite der Bilanz, die an ſich nur unbeträchtliche Aktiven auswies, 
zum Ausgleich für das Grundkapital von 15000 Reichsmark, deſſen 
Ziffer offenbar mit Rückſicht einerſeits auf die Zahl der alten Aktien 
und andererſeits auf den geſetzlichen Mindeſtbetrag der Aktien von 
20 Reichsmark gewählt worden war, ein Kapitalentwertungskonto ein. 
In dieſem Falle hätte das Kapitalentwertungskonto ſich wenig ſchön 
neben einem Grundkapitalkonto ausgenommen, das nach der Kapital⸗ 
erhöhung mehr als 1000000 Reichsmark ausweiſen mußte. Oder 
man ſetzte, um dieſes ominöſe Konto zu vermeiden, auf der Aktiv⸗ 
ſeite ein Debitorenkonto ein, indem man frühere Papiermarkeinzah⸗ 
lungen im gegenſeitigen Einverſtändnis für aufwertungsbedürftig und 
inſoweit die Einzahlungspflicht der Aktionäre noch als fortbeſtehend 
erklärte. Darüber, daß Einzahlungen auf dieſes Konto nicht erfolgen, 
ſondern daß es auf Grund der Kapitalherabſetzung, die der Kapital⸗ 
erhöhung nachfolgen ſollte, ſofort wieder verſchwinden ſollte, waren 
ſich die Beteiligten bereits bei der Umſtellung klar. Aber ſelbſt den 
wenig wahrſcheinlichen Fall angenommen, daß zur Zeit der Lime 
ſtellung in der Tat noch Rückſtände auf Einlagen aus den in der 
Inflationszeit übernommenen Aktien vorhanden waren, wirkt es doch 
wenig überzeugend, wenn die rückſtändigen Einlageforderungen auch 
nur annähernd das Dreifache der ſonſtigen Aktiven ausgemacht haben 
ſollen. Die Exiſtenz eines wirklich nur einigermaßen beträchtlichen 
Einlagerückſtandes wäre von vornherein nur glaubhaft, wenn die Ein⸗ 
lageverbindlichkeiten während der Inflation in ausländiſcher Wäh⸗ 
rung fixiert worden wären. Bereits die für die rückſtändige Einlage 
gewählte Ziffer von 11 250 Reichsmark weiſt deutlich genug auf eine 
Anpaſſung ſowohl an den geſetzlichen Mindeſtbetrag der Einzahlung 
von 25% als auch an das Grundkapital hin, das Grundkapital, bei 
deſſen Bezifferung ja die Zahl der vorhandenen Aktien und der 
geſetzliche Mindeſtbetrag von 20 Reichsmark maßgebend geweſen war. 
Alſo ſelbſt wenn wirklich Einlagerückſtände zur Zeit der Umſtellung 
vorhanden waren, ſpricht doch die ganze Struktur der Bilanz dafür: 
Die Beteiligten ſind ſich bei der Umſtellung darüber klar geweſen, 
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Herabſetzung (Abſtempelung, Vernichtung, Umtauſch der Aktien⸗ 
urkunden uſw.) feſtlegen muß (Lehmann⸗Ring, HGB.? 8 288 
AT; Goldmann, GB. § 288 A 16). Selbſt wenn der ſtrengeren 
Meinung geſolgt wird, würde vorliegend der Beſchluß genug ſagen, 
wenn er die Herabſetzung „durch Ankauf der 750 Stück Aktien 
über je 20 % und Kraftloserklärung derſelben“ vorſieht. Zur Er⸗ 
füllung des rechtsgeſchäftlichen Kaufs gehört die Ablieferung der 
Aktien an die Geſellſchaft, weitere Maßnahmen ſind zur techniſchen 
Ausführung der Herabſetzung nicht erforderlich. Allenfalls käme 
hierfür noch die Vernichtung oder Unbrauchbarmachung der abgeliejer- 
ten Aktien in Betracht. Daß ſolche ſtattzufinden hat, ergibt der 
Zuſatz im Beſchluß „und Kraftloserklärung derſelben“, wobei das 
Wort „Kraftloserklärung“, da es ſich nur auf die angekauften 
und abgelieferten Aktien beziehen kann, nicht im geſetzlichen Sinne 
(vgl. 8 290 Abſ. 2 HGB.), ſondern eben nur im Sinne einer Ver⸗ 
nichtung oder Unbrauchbarmachung zu verſtehen iſt. Das LG. ver⸗ 
mißt die notwendige Feſtſetzung der Ausführungsweiſe, weil nähere 
Beſtimmungen über die Ankaufsbedingungen nicht getroffen ſeien. 
Allerdings ſoll nach Lehmann⸗Ring a. a. O. im Falle eines 
Alitienankaufs der Beſchluß auch darüber Auskunft geben, wie der 
Ankauf geſchehen ſoll. Die Faſſung des Geſetzes nötigt indes nicht 
zu einer ſolchen die rechtsgeſchäftlichen Einzelheiten des Aktien⸗ 
ankaufs in die Art der Ausführung der Herabſetzung einbeziehenden 
Auslegung. Die Entſch. des RG. (RG. 26, 132), die im Falle 
des Aktienkaufs unter anderem auch die beſchlußmäßige Beſtimmung 
des zu bewilligenden Maximalpreiſes verlangt, erfordert keine andere 
Stellungnahme, da ſie unter der Geltung des alten HGB. ergangen 
iſt und überdies der dem § 288 Abſ. 2 HGB. entſprechende Art. 248 
Abſ. 2 A D HGB. von dem Wortlaute der erſteren Vorſchrift gerade 
in dem entſcheidenden Teil abweicht. 

Die Eintragung des Herabſetzungsbeſchluſſes unterliegt daher 
keinen begründeten Bedenken. 

Nun iſt im gegebenen Falle die Anmeldung des Beſchluſſes 
über die Herabſetzung (8 289 Abs. 1 HGB.) mit der Anmeldung der 
erfolgten Herabſetzung des Grundkapitals (8 291 HGB.) ver⸗ 
bunden worden. Eine ſolche Verbindung iſt, wenn das Geſetz ſie 
auch nicht wie für die Kapitalserhöhung ($ 285 HGB.) ausdrücklich 
geſtattet, nach den Darlegungen der Entſch. (KJ. 34, A 145) grund⸗ 
füglich als zuläſſig zu erachten. Zu prüfen iſt aber, ob die Voraus⸗ 
ſetzungen vorliegen, unter denen die Herabſetzung als „erfolgt“ i. S. 
des 8291 HGB. anzuſehen iſt. Die „erfolgte“ Herabſetzung iſt von 
der Herabſetzung ſelbſt, die ſchon früher vollendet iſt, zu unterſcheiden 
{vgl. RG. 101, 202)1). Als „erfolgt“ i. S. des § 291 HGB. gilt 
die Herabſetzung dann nicht, wenn die zur Ausführung der Herab⸗ 
ſetzung im 8290 Abf. 1 HGB. vorgeſehenen Maßnahmen, d. h. die⸗ 
jenigen Maßnahmen, die beſtimmt und erforderlich ſind, um eine 
äußere Übereinſtimmung der Geſamtheit der nach der Herabſetzung 


daß die rückſtändigen Einlagen gar nicht geleiſtet und daß das hier⸗ 
für eingeſetzte Debitorenkonto anläßlich der demnächſt erfolgenden 
Kapitalherabſetzung wieder beſeitigt werden ſollte. 

Aber dem ſei wie ihm wolle, unter allen Umſtänden ſteht ſo 
viel feſt: Bei einem Grundkapital von 1015 000 %, das ſich aus 
1000 Aktien über je 1000 % und aus 750 Aktien über je 20 % 
zuſammenſetzte, wurden die 750 Zwanzigmark⸗Aktien neben den 
1000 Tauſendmark⸗Aktien mindeſtens ebenſo ſtörend empfunden wie 
in der Ziffer des Grundkapitals der über 1000 000 % hinausreichende 
Betrag von 15 000 /. Richtigerweiſe wäre daher im Herabſetzungs⸗ 
beſchluſſe als Zweck der Herabſetzung „Beſeitigung der 750 Aktien 
über je 20 / ſowie Abrundung der Ziffer des Grundkapitals auf 
1000 000 %“ anzugeben geweſen 

2. Das KG. geht weder auf den § 228 Abſ. 2 HGB., wonach 
der Erwerb nicht voll eingezahlter eigener Aktien nichtig iſt, noch auf 
die anderen Umſtände ein, die charakteriſtiſch für den gewöhnlich als 
Amortiſation mittels Kaufes eigener Aktien bezeichneten Vorgang 
ſind. Das KG. führt nur aus: Zur Erfüllung des rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Kaufes gehöre die Ablieferung der Aktien an und vielleicht 
noch die Vernichtung oder Unbrauchbarmachung der Aktien durch die 
Geſellſchaft. — Richtig iſt, daß, allgemein geſprochen, zum Erwerb 
von nicht voll eingezahlten, alſo von Namensaktien nicht die Eine 
tragung in das Aktienbuch, ſondern nur die Übergabe der Aktien- 
urkunde in Verbindung mit der Abtretung der Aktien erforderlich 
und genügend iſt. Die Abtretung ihrerſeits iſt im Mangel ſtatu⸗ 
tariſcher Vorſchriften formlos. Aber im vorliegenden Fille handelt 
es ſich gar nicht um einen Kauf, überhaupt nicht um einen individual» 
rechtlichen Erwerb eigener Aktien durch die Geſellſchaft, ſondern um 
ein korporationsrechtliches Geſchäft. Das verkennt das KG. Um zu 
einer richtigen Beurteilung zu gelangen, iſt es notwendig, in erſter 
Linie die Bedeutung der Aktie einmal als einer Mitgliedicha‘t, die 
an einer AktG. ſtattfindet, und ferner als einer dieſer Mitgliedſchaft 
verbriefenden Urkunde auseinanderzuhalten; in zweiter Linie iſt die 
geſetzgeberiſche Bedeutung des § 227 HGB. zu wü digen. Abſ. 1 von 
8227 trifft die Anordnungen, die bei der Einziehung der aktienrecht⸗ 


1) JW. 1921, 576. 
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verbleibenden Aktien mit der neuen Grundkapitalziffer nach Maß⸗ 
gabe der Einzelheiten des Herabſetzungsbeſchluſſes herbeizuführen, 
nicht in ausreichender Weiſe getroffen find (KchJ. 34 A 147). Dieſe 
Anforderungen wären vorliegend erfüllt, da die Aktien angekauft, 
jedenfalls der Geſellſchaft zur Verfügung geſtellt und für „kraſtlos 
erklärt“ ſind. Nun hat eine Auszahlung an die Aktionäre in Höhe 
der eingezahlten 25% des Nennbetrages der eingezogenen Aktien 
zu erfolgen, und die Aktionäre werden in Höhe der ausſtehenden 
75% von ihrer Verpflichtung zur Leiſtung der Einlage befreit. Der 
8289 HGB. ſchreibt vor, daß die Herabſetzung des Grundkapitals 
in beſtimmter Weiſe und wiederholt bekanntzumachen iſt, daß die 
fi) meldenden Gläubiger auf Verlangen zu befriedigen oder ſicher⸗ 
zuſtellen ſind, und daß Zahlungen an die Aktionäre auf Grund der 
Herabſetzung des Grundkapitals erſt nach Ablauf des von der letzten 
Bekanntmachung an zu rechnenden Sperrjahrs und nach Befriedigung 
oder Sicherſtellung der Gläubiger, die ſich gemeldet haben, geleiſtel 
werden dürfen. Eine durch die Herabſetzung bezweckte Befreiung der 
Aktionäre von der Verpflichtung zur Leiſtung von Einlagen auf die 
Aktien ſoll nicht vor dem bezeichneten Zeitpunkt in Wirkjamkeit 
treten. Dieſe Vorſchriften müſſen auch dann Geltung beanſpruchen, 
wenn die Zahlungen an die Aktionäre und die Befreiung von der 
Einlageverpflichlung, wie hier, nicht Zweck, ſondern Wirkung der 
Herabſetzung ſind. Es fragt ſich, ob die Herabſetzung i. S. des 
§ 291 HGB. nur dann „erfolgt“, d. h. ausgeführt iſt, wenn die 
Gläubigerſchutzvorſchriften eingehalten ſind und das Sperrjahr ab⸗ 
gelaufen ij. Für die Bejahung dieſer Frage kann die Entſch (KJ. 
34 SA 172 nicht herangezogen werden, da ſie den Fall der Kapitals⸗ 
herabſetzung einer Gmbh. betrifft und dieſe gerade in dem hier 
ſtrittigen Punkt eine zweifelsfreie geſetzliche Regelung gefunden hat 
(vgl. 858 Gmbyc., insbeſondere Nr. 3 und 4). Die Entſch. KJ. 
34 8A 145 hat es für den Fall der teilweiſen Rückzahlung des 
Grundkapitals an die Aktionäre und der Befreiung der Aktionäre 
von Einlageverpflichtungen dahingeſtellt gelaſſen, ob die Durch⸗ 
führung der in 8 289 HGB. vorgeſehenen Gläubigerſchutzmaßregeln 
zur Ausführung der Herabſetzung gehört, für andere Falle der 
Herabſetzung aber die Einhaltung der Gläubigerſchußzvorſchriften als 
zur Ausführung der Herabſetzung nicht erforderlich erklärt. In 
RG. 101, 1992) iſt zwar ausgeſprochen, daß die Herabſetzung (die alſo 
nicht dasſelbe wie die „erfolgte“ Herabſetzung bedeutet) von der Er⸗ 
füllung der Vorſchriften des 8 289 HGB. und dem Ablauſe des 
Sperrjahre3 nicht abhängig iſt, wenn es auch dieſer Erfüllung und 
des Ablaufs des Sperrjahres bei der Herabſetzung des Grundkapitals 
allgemein bedürfen ſoll; zu der Frage, ob die „erfolgte“ Herab⸗ 
ſetzung durch 8289 HGB. gehemmt wird, hat das RG. jedoch in 
jener Entſch. nicht Stellung genommen. Die Anſichten im Schrift⸗ 
tum find geteilt; es ſei hierzu auf die Überſicht bei Brand, 9 291 
Al verwieſen. In Übereinſtimmung mit Staub (8291 4 7); 


lichen Mitgliedſchaft das Verhältnis der Mitglieder untereinander be⸗ 
treffen, während der Abſ. 2 Beſtimmungen zugunſten der Geäubiger, 
ſofern fie infolge der Einziehung ſchußzbedürftig erſcheinen, vorſieht. 
Der Abſ. 1 Satz 2 beſtätigt den Satz des Korporationsrechtes, daß 
dem Mitglied die Mitgliedſchaft nicht per majora entzogen werden 
Kann. Entweder bringt die Geſellſchaft die die Mitgliedſchaft ver⸗ 
briefende Urkunde mit Zuſtimmung des Alitionärs an ſich, oder die 
Mitgliedſchaft muß mit der Beſchwerung entſtanden ſein, daß ſie von 
der Korporation zum Erlöſchen gebracht werden kann. Der zweite 
Punkt ſcheidet hier aus; infolgedeſſen kann nur der erſte in Betracht 
kommen. Wird ein Kauf eigener, und zwar voll valutierter, Aktien 
zu Zwecken der Amortiſation vorgenommen, fo iſt es möglich, ſowohl 
daß es ſich in der Tat um einen Kauf, ein individualrechtliches Ge⸗ 
ſchäft, es iſt aber auch möglich, daß es ſich um ein korporations⸗ 
rechtliches Geſchäft handelt. Das letztere trifft zu, wenn ſich Aktionär 
und Geſellſchaft direkt gegenüberſtehen, alſo ohne daß die ſog. in⸗ 
direkte Stellvertretung (Kommiſſionär) zwiſchengeſchaltet iſt, und 
wenn anerkanntermaßen die von der Korporation auf Grund des 
Statuts beſchloſſene Einziehung der Zweck des Rechtsgeſchäftes iſt. 
Denn dann liegt ein Rechtsgeſchäft vor, bei dem auf der einen Seite 
der „verkauſende“ Aktionär ſich ſeiner Geſellſchafterrechte begibt, wäh⸗ 
rend auf der anderen Seite die „kaufende“ Geſellſchaft dieſe Rechte 
gar nicht erwerben, ſondern untergehen laſſen will. Es iſt ein augen⸗ 
fälliger Fehler, ein Rechtsgeſchäft, bei dem der angebliche Käufer die 
angebliche Kaufſache, nämlich die Mitgliedſchaftsrechte, gar nicht er⸗ 
werben will, als Kauf zu bezeichnen. Die Geſellſchaft will ja die 
Aktie (hier i. S. von Urkunde), die doch einen Wert nur als Trä⸗ 
gerin von Mitgliedſchaftsrechten darſtellt, gerade ohne Mitgliedſchafts⸗ 
rechte und daher ohne Wert erwerben. Die Geſellſchaft will bloß ver⸗ 
hüten, daß das feiner Rechte und damit ſeines Wertes entkleidete In⸗ 
haber⸗ oder Orderpapier in den Händen des Aktionärs, der ſich feiner 
Rechte entäußert, zurückbleibt. Denn andernfalls könnten ſich für die 
Gefell chaft erhebliche Unzuträglichkeiten ergeben (zu vgl. meine Schrift: 
„Bilanzwerte, was ſie find und was fie nicht ſind“, S. 334 f., auch 
meine Darſtellung des Aktienrechts in Ehrenbergs Handbuch 3, I, 


2) JW. 1921, 576. 
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Brand a. a. O.; Horrwiß (S. 447) nimmt der Senat an, daß 
die Maßregeln des Gläubigerſchutzes aus § 289 HGB. nicht Erforder⸗ 
niſſe für die Ausführung der Kapitalsherabſetzung, alſo für die 
„erfolgte“ Herabſetzung i. S des § 291 HGB. ſind, daß es ſich 
vielmehr um geietzliche Bedingungen für die Erreichung des Zweckes 
der durchgeführten Kapitalsherabſetzung, nämlich für die Ermög⸗ 
lichung von Zahlungen an die Aktionäre und für deren Befreiung 
von Einlageverpflichtungen, oder aber, ſofern Zahlungen und Be⸗ 
freiung nicht Zweck, ſondern nur Wirkung der Kapitalsherabſetzung 
find, um die geſetzliche Regelung der mit der Kapitalsherabſetzung 
verbundenen Folgen handelt. Hiernach find die Gläubigerſchutzvor⸗ 
ſchriften auch im gegebenen Falle zwar einzuhalten, widrigenſalls 
ſich die Haftung der Geſellſchaftsorgane nach 88 241 Nr. 1, 2 und 
5 und 249 und der Aktionäre nach $ 217 HGB. ergeben kann; mit 
der Eintragung der „erfolgten“ Herabſetzung gemäß 8 291 HGB. 
aber haben ſie nichts zu tun. 
(KG., 1. 35., Bell. v. 4. Febr. 1926, 1 X 794/25.) 
Mitgeteilt von KGR. Trojan, Berlin. 


4. 8.77 Gen.; 8 142 HGB. Die Geſellſchaft ſcheidet 
bereits mit ihrer Auflöſung aus der Genoſſenſchaft aus, 
ber fie als Mitglied angehört. 7) 

Die Frage, ob. und welchen Einfluß die Auflöſung einer Han⸗ 
delsgeſellſchaft, die einer Genoſſenſchaft als Mitglied angehört, auf 
ihre Genoſſeneigenſchaft ausübt, iſt im Geſetze nicht ausdrücklich ge⸗ 
regelt. Sie hat in der Rechtſpr. und im Schrifttum keine einheitliche 
Beantwortung gefunden. Nach der einen Anſicht, die vom KG. KG. 
14,53 u. RIA. 13, 117 (auch OLG. 32, 134) und von Bendix 
(23. 11, 200) vertreten wird, berührt die Auflöſung die Mitglied⸗ 
ſchaft bei der Genoſſenſchaft nicht, vielmehr bedarf es zur Beendigung 
der Zugehörigkeit der aufgelöſten Gefellichaft zu der Genoſſenſchaft 
noch einer beſonderen Aufkündigung nach 8 65 Gen®. Demgegen⸗ 
über wird vom RG. (NG. 87, 108) und ebenſo Krüger⸗Cre⸗ 
celius (7 zu 877), Maurer⸗Birkenbühl (6 zu 875), Deu⸗ 
mer (S. 172), Waldecker (S. 182), Rieß (bei Ehrenberg II, 
2 S. 107), OLG. Zweibrücken (Bl. f. Gen W. 103, 439) (vgl. auch 
OLG. Dresden IFG. 2, 267) die Auffaſſung vertreten, daß die Be⸗ 
ſtimmung des Gen®. auf den Fall der Auflöſung einer nichtphyſi⸗ 
ſchen Perſon entſprechend anzuwenden ſei, die Auflöſung alſo bewirke, 
daß die Geſellſchaft mit dem Schluſſe des Geſchäftsjahrs, in dem die 
Auflöſung erfolgt iſt, als ausgeſchieden gilt. 

Bei erneuter Prüfung vermag der Senat an der in den frühe⸗ 
ren Entſch. des KG. vertretenen Anſicht nicht feſtzuhalten. Dieſe 
gründet ſich (KG. 14, 55 f.) neben einem Hinweis auf einzelne Be⸗ 
ſtimmungen der Bek. betr. d. Führung des Gengeg. auf die Er⸗ 
wägung, daß eine Lücke des Geſetzes, die die Ausfüllung durch ent⸗ 
prechende Anwendung des 8 77 Gen. rechtfertigte, nicht vorhanden 
ei, weil die Möglichkeit der Entfernung einer aufgelöſten Geſellſchaft 
aus der Genoſſenliſte ſtets auf dem Wege der Aufkündigung ge⸗ 
geben ſei, das Ausſcheiden auf dieſem Wege von dem Geſetz auch 


177f.). Nun kann aber auch der Vorſtand bereits im Hinblick auf 
eine beabſichtigte Kapitalherabſetzung Aktien aufkaufen. Aber ſelbſt 
abgeſehen von der indirekten Stellvertretung ſtellt ſich ſelbſt dort, wo 
ſich Geſellſchaft und der Aktionär, der um die zukünftige Amorti⸗ 
fation der Aktien weiß, direkt gegenüberſtehen, das Rechtsgeſchäft noch 
als Kauf dar. Denn der Aktionär überträgt die Urkunde in ihrer 
Eigenſchaft als ſolche noch als Trägerin von Rechten und Werten. — 
In dem der Entſch. zugrunde liegenden Falle wäre aber ferner ein 
derartiges, wirklich als Kauf zu beurteilende Geſchäft nach 8 226 
Abſ. 2 HGB. überhaupt ungültig geweſen. Es war aber gültig. Denn 
es handelte ſich eben gar nicht um einen Kauf, ſondern ausgeſprochener⸗ 
maßen um ein Korporationsrechtliches Geſchäft. Abgeſehen von den 
vorausgehenden Darlegungen wird der Korporationsrechtliche Charakter 
des Geſchäfts unwiderleglich durch folgendes erwieſen: Die „Raufende“ 
Geſellſchaft befreite die „verkaufenden“ Aktionäre von deren Ein» 
lage, alſo einer korporationsrechtlichen Verbindlichkeit in Höhe von 
75%. Als Mittel der Herabsetzung wäre daher richtig „Rückgewähr 
der auf die einzuziehenden Aktien geleiſteten 25% der Einlage ſo⸗ 
wie Befreiung der Aktionäre von ihrer Einlageverbindlichkeit in 
Höhe von 75“ anzugeben geweſen. 
IR. Dr. R. Fiſcher, Leipzig. 


Zu 4. Die Entf. des KG. kann vom genoſſenſchaftlichen 
Standpunkt aus nur begrüßt werden. Während Literatur und Kon⸗ 
mentare bisher zum überwiegenden Teil auf dem Standpunkt ge⸗ 
ſtanden haben, daß die Liquidation einer Geſellſchaft für ihr Aus» 
ſcheiden aus der Genoſſenſchaft die gleiche Wirkung haben müſſe 
wie bei phyſiſchen Perſonen der Tod, hat die Rechtſprechung vielfach 
noch an der Entſch. des RO. (dJ. 14, 53) feſtgehalten, die bei der 
Auflöſung einer Geſellſchaft noch die Kündigung der Mitgliedſchaft 
bei der Genoſſenſchaft ſeitens der Liquidatoren verlangte. Bei der 
praktiſchen Anwendung dieſer Entſch. des 86. mußten notwendiger⸗ 
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unterſtellt werden konnte, da, anders als mit dem Tode, mit der 
Auflöſung nicht notwendig eine Univerſalnachfolge anderer Perſonen, 
vielmehr eine Erhaltung des Verbandes zwecks Abwicklung aller recht⸗ 
lichen Beziehungen eintrete. Dieſe Gründe vermögen jedoch nach Auf⸗ 
faſſung des Senats eine Ablehnung der entſprechenden Anwendung 
des § 77 auf den Fall der Auflöſung einer Geſellſchaft nicht zwin⸗ 
gend zu rechtfertigen. Die einzelnen Beſtimmungen der Bek. betr. d. 
Führung des GengReg. erwähnen zwar ebenſo wie das Geſetz ſelbſt 
im 8 77 lediglich den Tod eines Genoſſen. Hieraus iſt aber für die 
zu entſcheidende Frage nichts gewonnen; es folgt daraus nur, daß 
im Anſchluß an das Geſetz auch die Bek. des Falles der Auflöſung 
nicht beſonders gedacht hat, ohne daß ſich daraus allein weitere 
Schlüſſe ergeben. Zuzugeben iſt allerdings weiter, daß regelmäßig, 
fo insbeſ. im Regelfall der ſich an die Auflöſung anſchließenden Liqui⸗ 
dation, falls 8 77 keine entſprechende Anwendung zu finden hätte, 
die Möglichkeit des Ausſcheidens durch Anfkündigung gegeben wäre. 
Allgemein trifft dies aber nicht zu, fo gerade für die in jener Entſch. 
genannte offene HandelsG. für den Fall der Übernahme des Geſchäfts 
nach 8 142 HGB., wie er in der Entſch. RG. 87, 408 erörtert wird; 
hier wäre eine Kündigung nicht möglich, da der Übernehmende nicht 
Genoſſe ift oder wird und auch eine Liquidation nicht ſtattfindet (vgl. 
auch Rieß a. a. O. S. 107 Anm. 29). Sind aber Fälle möglich, in 
denen ein anderweites Ausſcheiden nicht erfolgen kann, jo entfällt 
damit der Beweisgrund gegen eine entſpr. Anwendung des 8 77 
GenG. auf den Fall der Geſellſchaftsauflöſung, und es ergibt ſich ein 
Grund für ſie, da in jenen Fällen ein Ausſcheiden der aufgelöſten Ge⸗ 
ſellſchaft nur auf dieſem Wege erreichbar iſt und eine verſchiedene 
Wirkung der Auflöſung auf die Mitgliedſchaft je nach den B.gleit- 
umſtänden nicht gut angenommen werden kann. 

Weiter aber ſprechen für eine entſpr. Anwendung des 8 77 auf 
die Auflöſung einer Geſellſchaft inſonderheit die vom RG. 87, 
408 1) und ähnlich von dem OLG. Dresden in JFG. 2, 207 ange 
ſtellten Erwägungen. Allerdings erreicht die Geſellſchaft mit ihrer 
Auflöfung noch nicht ihr ſofortiges Ende. Sie hat damit jedoch „nach 
der produktiven Seite hin aufgehört“ (RG. 73, 4112); OLG. 1, 58; 
19,353; Krüger⸗Crecelius 1 zu $ 83) und wird nur noch 
zum Zwecke der völligen Abwicklung ihrer noch beſtehenden Nechtsbe⸗ 
ziehungen als fortbeſtehend behandelt. Der Zweck der nicht auf kapita⸗ 
liſtiſcher, ſondern auf rein perſönlicher Grundlage beruhenden einge⸗ 
tragenen Genoſſenſchaft iſt nach 8 1 GenG. „die Förderung des Er⸗ 
werbs oder der Wirtſchaft ihrer Mitglieder“. Dieſer Zweck entfällt für 
die aufgelöſte Geſellſchaft mit dem Augenbli“ ihrer Auflöſung, von 
dem ab ſie einen Erwerb oder eine Wirtſchaft nicht mehr betreibt. Es 
iſt daher nur folgerichtig, wenn ihr, entſpr. ihrer Unfähigkeit, Mit⸗ 
glied einer Genoſſenſchaft zu werden, auch die Fähigkeit abgeſprochen 
wird, über dieſen Zeitpunkt hinaus die vor der Auflöſung erworbene 
Mitgliedſchaft zu behalten und dementſpr. 8 77 für entſpr. anwendbar 
erachtet wird. Allerdings. handelt es ſich, worauf KJ. 14, 55 hin⸗ 
weiſt, bei der Auseinanderſetzung mit der Genoſſenſchaft entweder um 
die Erfüllung von Verpflichtungen der aufgelöſten Geſellſchaft oder 
um die Einziehung von Forderungen für ſie, alſo um eine reine 
Liquidationstätigkeit. Das Fortbeſtehen der Mitgliedſchaft bis zu 


weiſe die größten juriſtiſchen Schwierigkeiten entſtehen. Beſonders 
bedeutete die Anwendung dieſer Entſch. ein Hinausziehen der Durch⸗ 
führung der Liquidation der Geſellſchaft, weil dieſe erſt beendigt wer⸗ 
den konnte nach Ablauf der geſetzlich oder ſtatutariſch vorgeſehenen 
Kündigungsfriſt bei der Genoſſenſchaft bzw. nach erfolgter Ausein⸗ 
anderſetzung über das Ausſcheiden mit der Genoſſenſchaft. 

Die vorliegende Entſch. hat praktiſch die aller⸗ 
größte Bedeutung angeſichts der großen Zahl von Zentral- 
genoſſenſchaften, deren Mitglieder ſich überwiegend aus Geſellſchaften, 
d. h. Einzelgenoſſenſchaften, zuſammenſetzen. Nahezu die geſamten land⸗ 
wirtſchaftlichen Genoſſenſchaften, heute rd. 40 000, ſind Zentralgenoſſen⸗ 
ſchaften angeſchloſſen. Bei den zahlreich vorkommenden Auflöſungen von 
angeſchloſſenen Einzelgenoſſenſchaften hat daher immer wieder die er⸗ 
örterte Rechtsfrage ausſchlaggebende Bedeutung. 

Wenn nach dem mitgeteilten Tatbeſtand die Genoſſenſchaft dar⸗ 
auf hingewieſen hat, daß die Anwendung des 8 77 Gen®. auf die auf⸗ 
löſende Geſellſchaft für fie wirtſchaftlich bedenklich ſei, jo kann dieſer 
Einwendung kaum zugeſtimmt werden; denn ſelbſt wenn man der 
alten Entſch. des KG. folgen und für das Ausſcheiden vorheriger Kim- 
digung verlangen wollte, ſo würde dadurch die Genoſſenſchaft nicht 
beſſer geftellt, weil im allgemeinen die geſetzliche Kündigungsfriſt Platz 
greift, die nur drei Monate beträgt und auch zum Schluffe des Ge⸗ 
ſchäftsjahres ſtattfinden kann. Auch hier findet das Ausſcheiden dann 
zum Schluſſe des Kündigungsjahres ſtatt, genau ſo wie beim Todesfall. 
Nur dort, wo die Kündigungsfriſten über das geſetzliche Maß hinaus 
erſtreckt find, was allerdings bei Zentralgenoſſenſchaften bis zu fünf 
Jahren fein darf, find die Genoſſenſchaften beſſer geſtellt. 

Für die Entſch. dieſer Frage wird man im allgemeinen das 
Intereſſe einer ſchnellen Durchführung der Liquidation in den Vor⸗ 
dergrund ſtellen müſſen und daher auch aus wirtſchaftlichen Er⸗ 


1) JW. 1916, 410. 2) JW. 1926, 763. 
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einer beſonderen Kündigung aber, das die Liquidationsgeſellſchaft 
auch in neue, völlig außerhalb des Liquidationszwecks liegende Ver⸗ 
bindlichkeiten verſtricken kann, widerſtreitet dem bloßen Abwicklungs⸗ 
zwecke der Liquidation. Die Ausführungen der Beſchwerdeführerin 
gegen dieſe Auffaſſung greifen nicht durch. Aus der Begründung zu 
§ 72 des Entwurfs zum Gen®. läßt ſich ein zwingender Schluß gegen 
die entſpr. Anwendung des § 77 nicht ziehen; fie zeigt nur, daß der 
Fall der Auflöſung von Geſellſchaften nicht beſonders erwogen wor⸗ 
den iſt. Die vermeintlichen wirtſchaftlichen Schwierigkeiten aber, auf 
die die Beſchwerdeführerin hinweiſt, können nicht als ausſchlaggebend 
angeſehen werden. Gegenüber der Befürchtung, daß die entſpr. An⸗ 
wendung des § 77 häufig zu einer ſolch beſchleunigten Abwicklung der 
Verpflichtungen derartiger Genoſſen bei ihr führen würde, daß der 
Konkurs unvermeidlich ſei, weil ſie nach ihren Statuten nur an Ge⸗ 
noſſen Kredit geben dürfe, weiſt bereits das LG. zutreffend darauf hin, 
daß dieſe Schwierigkeit durch eine entſpr. Satzungsänderung für der⸗ 
artige Fälle unſchwer beſeitigt oder gemildert werden könne. 

Der Hinweis der weiteren Beſchwerde darauf, daß bei Anwen⸗ 
dung des § 77 es jede Untergenoſſenſchaft in der Hand hätte, die 
Mitgliedſchaft bei einer Obergenoſſenſchaft dadurch zu löſen, daß fie 
kurz vor Schluß des Geſchäftsjahres ihre Auflöſung beſchließt, wäh⸗ 
rend ſie ſonſt zur ordnungsmäßigen Kündigung gezwungen wäre, kann 
gleichfalls keine ſchweren Bedenken erwecken, da die Untergenoſſen⸗ 
ſchaft mit dem Auflöſungsbeſchluß ihr eigenes Daſein aufgibt, alſo 
kaum leichtfertig zu ihm ſchreiten wird ... 

(KG., 1. 3S., Beſchl. v. 23. Sept. 1926, 1X 511/26.) 
Mitgeteilt von LGR. Dr. Sprinz, Berlin. 
* 


5. 816 GoldbilV O. Bei Verzögerung der Umſtellung 
findet ein Nichtigkeitsverfahren nicht ftatt.}) 

.. Der Senat hat bereits wiederholt ausgeſprochen, daß die 
Nichtſaſſung des Umſtellungsbeſchluſſes ein Einſchreiten des Regiſter⸗ 
gerichts nach 8 16 Gold Bil VO. nicht rechtfertigen kann (Beſchl. 1 X 
34/26 v. 11. Febr. 1926 und 1 X 98/26 v. 11. März 1926). Der 8 15 
Gold Bil VO. ſchreibt eine Friſt für die Beſchlußfaſſung über die Um⸗ 
ſtellung ſelbſt nicht vor; er befriſtet lediglich die Anmeldung des 
Beſchluſſes, und zwar dahin, daß ſie binnen ſechs Monaten nach Ab⸗ 
haltung der Generalverſammlung zu erfolgen hat, in der die Ver⸗ 
tragsabänderung beſchloſſen iſt. Iſt die Umſtellung nicht beſchloſſen, 
jo kann auch die Friſt, von deren Ablauf § 16 das Verfahren auf 
Nichtigkeitseintragung abhängig macht, nicht zu laufen beginnen. 
Der § 16 kann alſo auf Geſellſchaften, die ihre Umſtellung unter⸗ 
laſſen, nicht angewendet werden; er regelt allein die Folgen einer 
Unterlaſſung der Anmeldung einer beſchloſſenen Umſtellung, nicht aber 
die der Unterlaſſung der Beſchlußfaſſung ſelbſt (vgl. Gold BilVO. 
Quaſſowski?, 515 A. 1; Roſendorff, S. 287; Byte, 3 zu 
9.15; Pinner in IWW. 1925, 2644; Frieſe, Dot. 24, 353); 
die abweichende Meinung von Breit (II S. 358 ff.) läßt ſich mit 
den klaren Worten des Geſetzes, aus denen er ſelbſt Zweifel ent⸗ 
nimmt, nicht vereinen. 

Für eine ſinngemäße Anwendung des 8 16, die der Beſchwerde⸗ 
führer für geboten hält, iſt kein Raum, da ſich die Vorſchrift nach 
ihrem eindeutigen Wortlaut gerade nicht gegen die Unterlaſſung der 
Beſchlußfaſſung, ſondern allein gegen die Säumnis bei der An⸗ 
meldung richtet. Der Beſchwerdeführer irrt aber anſcheinend auch 
über die Folgen, die eine Nichtigkeitseintragung nach 816. haben 
würde. Es würden dann nach 8 77 GmbHG®., der für alle Fälle der 


wägungen der bisherigen Stellung der Literatur und der jetzigen 
Entſch. des KG. beipflichten müſſen. 

Die Gleichſtellung der Auflöſung einer Geſellſchaft mit dem Tod 
einer phyſiſchen Perſon erſcheint auch um deswillen berechtigt, weil 
in beiden Fällen ein Wirtſchaftsbetrieb aufhört, deſſen Förderung ge⸗ 
rade der Zweck der Genoſſenſchaft iſt. Hier die Genoſſenſchaft ſchlechter 
zu ſtellen wie phyſiſche Perſonen, erſcheint unberechtigt. Auch ſonſt 
wird im Recht, ſo z. B. im Steuerrecht, die Auflöſung einer Geſell⸗ 
ſchaft dem Tod einer phyſiſchen Perſon gleichgeſtellt. 

RA. Dr. Dr. E. H. Meyer, Berlin. 


Zu 5. Das KG. ſchließt ſich in der vorliegenden Entſch. dem 
Standpunkt an, den heute nahezu alle Kommentare vertreten. Hier⸗ 
nach kann auf eine Geſellſchaft keinerlei Zwang zur Vornahme des 
Umſtellungsbeſchluſſes ausgeübt werden. Dieſes Ergebnis iſt wegen 
des Intereſſes Außenſtehender an der Offenlegung der Verhältniſſe 
der Geſellſchaften zwar außerordentlich bedauerlich, entſpricht aber 
zweifellos dem Geſetz. 

Ein Ausweg Rann nur dadurch gefunden werden, daß den Geſell⸗ 
ſchaften, die auch jetzt noch, nachdem immerhin über zwei Jahre ſeit 
der Verkündung der Gold Bil BO. verſtrichen find, keinen Umſtellungs⸗ 
beſchluß gefaßt haben, im Weg der DurchfVO. eine Friſt zur Vor⸗ 
nahme dieſes Beſchluſſes gejegt und für den Fall der Nichteinhaltung 
die Eintragung der Nichtigkeit angeordnet wird. 

RA. Dr. R. Kohler, Stuttgart. 


Nechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Nichtigkeitseintragung gilt, die für den Fal der Auflöſung geltenden 
Vorſchriften entſprechende Anwendung finden. 3 

Daraus ergibt ſich, daß auch nach Eintragung der Nichtigkeit 
bie Liquidation nach 88 66 ff. Gmbh. zu erfolgen hat; auf der 
Durchführung dieſes Liquidationsverfahrens hat der Regiſterrichter, 
wie der Senat bereits in dem Beſchluß 1 X 531/25 v. 17. Sept. 1925 
ausgeſprochen hat, auch dann zu beſtehen, wenn angeblich mangels 
eines Aktiv⸗ und Paſſivvermögens nichts zu liquidieren fein ſoll 
und die Liquidatoren nicht im Rahmen der ihnen durch 8 70 GmbHG. 
zugewieſenen Aufgaben tätig werden können 


Gh., 1. Sen., Beſchl. v. 22. April 1926, 1 X 221/26, 87 T 65/26.) 
Mitgeteilt von TER. Dr. Sprinz, Berlin. 


Oberlandesgerichte. 
Berlin. I. Bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten. 


1. 5 21 Bank. Für die Auslegung der Verein- 
barung „Zahlung in reichsbankfähigen Wechſeln“ iſt der 
Wille der Parteien maßgebend. Wenn die Parteien eine 
Zahlung in reichsbankfähigen Wechſeln vereinbaren, ſo 
ſtellen ſie die Entſcheidung der Frage, ob e3 ſich um einen 
guten Handels wechſel handelt, und ob die Wedfelver- 
pflichteten als zahlungsſähig bekannt find, in das Er- 
meſſen der Bank. f) 

Nach der Vereinbarung der Parteien hatte die Regulierung 
des Kaufpreiſes „in reichsbankfähigen Kundenpapieren gegen Reichs⸗ 
bankdiskontvergütung“ zu erfolgen. Die Reichsbank iſt nach 8 21 
Bank. v. 30. Aug. 1924 befugt, 


Wechſel, welche eine Verfallszeit von höchſtens drei Monaten 
haben und aus welchem drei als zahlungsfähig bekannte Ver⸗ 
pflichtete haften, zu diskontieren, zu kaufen und zu ver⸗ 
Kaufen 

Die von der Bank diskontierten Wechſel ſollen nur gute 
Handelswechſel ſein. 

Mit dieſer Beſtimmung iſt indeſſen nicht ein für allemal 
feſtgelegt, was unter der Reichsbankfähigkeit eines Wechſels zu ver⸗ 
ſtehen iſt. Hierfür iſt vielmehr der Wille der Parteien ausſchlag⸗ 
gebend. Sie können gewollt haben, daß ein Wechſel gegeben werde, 
den die Reichsbank tatſächlich diskontiert, oder ſie können auch nur 
gewollt haben, daß der zu gebende Wechſel den Vorausſetzungen des 
§ 21 Bankch. entſpreche, daß es alſo ein binnen drei Monaten zahl⸗ 
barer, guter Handelswechſel ſei, aus welchem drei als zahlungsfähig 
bekannte Verpflichtete hafteten. Dieſer Unterſchied iſt beſonders dann 
von Bedeutung, wenn die Reichsbank etwa einen dieſen Voraus⸗ 
ſetzungen entſprechenden Wechſel aus volkswirtſchaftlichen oder wäh⸗ 
rungspolitiſchen Gründen oder aus Gründen, die in der Perſon des 
Wechſelempfängers liegen, zurückweiſt. Indeſſen braucht hier darauf 
nicht eingegangen zu werden, welchen von beiden Fällen die Parteien 
gewollt haben. Denn der Kl. ſtellt ſelbſt nicht in Abrede, daß der 
Wechſel der Reichsbank vorgelegt und von ihr zurückgewieſen worden 
iſt. Aus den Schreiben der Reichsbanknebenſtelle v. 26. Nov. 1925 
und 8. Mai 1926 folgt aber, daß die Reichsbank den Wechſel nicht 
aus volkswirtſchaftlichen oder währungspolitiſchen oder ſolchen Grün⸗ 
den, die in der Perſon des Empfängers lagen, zurückgewieſen hat. 


Zu 1. Unter reichsbankfähigen Wechſeln find im Gemeinfalle 
Wechſel zu verſtehen, die von der Reichsbank zum Diskont bzw. 
Ankauf gemäß ihrem üblichen Geſchäftsverkehr angenommen 
werden; denn der Berechtigte bringt mit der Ausbedingung reichs⸗ 
bankfähiger Wechſel zum Ausdruck, daß er durch Diskontierung 
der Wechſel bei der Reichsbank ſich den Barbetrag zu ſchaffen gewillt 
und hierfür durch den Wechſelgeber inſtand geſetzt ſein will. Welche 
Wechſel die Reichsbank in ihrem Geſchäftsverkehr normalerweiſe 
annimmt, ergibt ſich einmal aus dem vom KG. angezogenen 8 21 
Nr. 2 R Bank., wobei dem KG. darin zu folgen ift, daß über die 
materielle Frage der „bekannten Zahlungsfähigkeit“ der Wechſel⸗ 
zeichner einzig und allein die Reichsbank ſelbſt berufen iſt, Entſch. 
zu treffen. Zur Reichsbankfühigkeit des Wechſels gehören aber auch 
formelle Beſchaffenheitsvorausſetzungen. Das Reichs⸗ 
bankdirektorium hat in einem Merkblatt die in dieſer Hinſicht an 
die Reichsbankfähigkeit zu ftellenden Vorausſetzungen zuſammen⸗ 
geſtellt. Man findet eine Überſicht in der Zeitſchrift Recht und Handel, 
Jahrg. 1 S. 51 ff. So macht eine Abänderung derjenigen Angaben, 
die zu den weſentlichen Erforderniſſen des Wechſels gehören, dieſen für 
den Diskontverkehr mit der Reichsbank ungeeignet; der Ausſtellungs⸗ 
ort muß wirklich exiſtieren; als Remittentenbezeichnung darf nur 
Name oder Firma einer Perſon verwendet ſein; bei mehreren Aus⸗ 
ſtellern darf die Remittentenbezeichnung nicht „an die Order von 
mir ſelbſt“ lauten; die Geldſumme muß auf Reichsmark, nicht 
Mark lauten; der Wechſel darf keinen einen Gerichtsſtand bes 
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Sie hat die Annahme des Wechſels vielmehr abgelehnt, weil er nach 
dem Ermeſſen der Bank zur Diskontierung nach ſeiner Beſchaffenheit 
ungeeignet war. Die Frage, ob der Wechſel den Erforderniſſen des 
821 Bank. genügt, beantwortet ſich aber nach der Entſch. der 
Reichsbank. Dem Ermeſſen der Bank muß hinſichtlich der perſön⸗ 
lichen und volkswirtſchaftlichen Geſichtspunkte der erforderliche 
Spielraum gelaſſen werden (Koch⸗Schacht, Bank. 8 21 An⸗ 
merk. 3 Nr. 2). 
(KG., 26. 3 S., Urt. v. 3. Juli 1926, 26 U 4947/26.) 


Mitgeteilt von RA. Walter Roſenthal, Berlin. 


* 
Darmſtadt. 

2. Culpa in oontrahendo. Einfluß eines Konzern⸗ 
verhältniſſes auf einen Agenturvertrag. f) 

In einem Rechtsſtreit zwiſchen einer Fabrik und einem Hand⸗ 
lungsagenten ſpielte die Hauptrolle ein Konzernverhältnis, in dem 
die Fabrik zu Konkurrenzfabriken ſtand. Die Angehörigen dieſes 
Verbandes ſind verpflichtet, Anfragen über Warengattungen, auf 
die ſich die Vereinbarungen beziehen, wenn ſie ihnen von einem 
Kunden zugehen, an den Leiter des Verbandes weiterzugeben. Dieſer 
ſtellt feſt, ob die gleiche Anfrage auch an eine andere dem Verbande 
angehörige Firma gerichtet worden iſt. Ergibt ſich, daß mehrere 
Firmen wegen des gleichen Gegenſtandes angefragt worden ſind, dann 
weiſt der Verbandsleiter die Beſtellung einer der beteiligten Firmen 
zu. Iſt nur bei einer Firma angefragt worden, ſo bleibt die Beſtel⸗ 
lung bei ihr. Die Zuweiſung eines Auftrags an eine andere Firma 
wirkt ſich dem Kunden gegenüber dahin aus, daß die Firma, der 
der Auftrag nicht zugeſprochen wird, im Preiſe höher ſein muß. 

Der Agent behauptet, von dieſem Konzernverhältnis beim 
a nichts gewußt zu haben, und macht Erſatzanſprüche 
geltend. 

Das OLG. erklärt dazu grundſätzlich: 

Die rechtliche Grundlage dieſes Gegenanſpruches iſt die Haftung 
eines Vertragsteils für Verſchulden beim Abſchluß eines Vertrags. 
Das BGB. enthält über dieſe Frage keine ausdrücklichen Vor⸗ 
ſchriften. Eine ſolche Haftung iſt weder anerkannt, noch abgelehnt. 
Die Praxis hat ſich aber überwiegend auf den Standpunkt geſtellt, 
daß eine ſolche Haftung grundſäßlich anzuerkennen iſt. Die Bedürf⸗ 
niſſe des redlichen Verkehrs und die Rückſicht auf Treu und Glauben 
verlangen, daß eine Partei ſchon beim Vertragsabſchluß nicht der 
anderen Vertragspartei ſchuldhaft Umſtände verſchweigt, von denen 
ſie erkennt, daß ſie für den Willensentſchluß der anderen Partei von 
weſentlicher Bedeutung find. Ob dieſer Satz für alle Vertragsverhält⸗ 
niſſe uneingeſchränkt gilt, kann dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls 
muß er für die Begründung ſolcher vertraglichen Beziehungen gelten, 
die ein beſonderes Vertrauensverhältnis zwiſchen den Vertragsteilen 
vorausſetzen und durch die der eine Teil ſeine Arbeitskraft ganz 
oder doch zum erheblichen Teil dauernd in den Dienſt des andern 
Teils ſtellt. Das trifft für einen Agenturvertrag zweifellos zu. Es 
muß beim Abſchluß eines Agenturvertrags nach Treu und Glauben 
grundſäglich verlangt werden, daß derjenige, der einen Agenten oder 
Vertreter für beſtimmte Waren oder Warengattungen und für einen 
beſtimmten räumlichen Bezirk annimmt, dieſen Agenten über alle 
Umſtände, die ſich auf den Abſatz der Waren in dieſem Bezirk be⸗ 
ziehen, rückhaltlos aufklärt. Denn alle dieſe Umſtände ſind von 
Bedeutung. { 

Zu dem vorliegenden Einzelfall führt das OLG. weiter aus: 
Das Konzernverhältnis dann auf den Abſatz der von ihm betrof⸗ 
fenen Warengattungen für die einzelne Firma nachteilig einwirken. 
Auf die Verkeilung der Aufträge durch den Verband hat die Kl. 
keinen Einfluß. Dem Kunden gegenüber muß ſie den Preis höher 
ſtellen, als die „geſchützte“ Konkurrenzfirma, und darf ſich um den 
Auftrag nicht allzuſehr bemühen. In den weitaus meiſten Fallen 
wird alſo die Bemühung des Agenten um einen ſolchen Auftrag 
zwecklos ſein. Die Hereinnahme hängt weniger von ſeiner Arbeit 


treffenden Zuſatz tragen; der Domizilvermerk muß an der üblichen 
Stelle, der Adreſſe des Bezogenen ſich befinden. 

Im Zweifel iſt davon auszugehen, daß der Verpflichtete, der 
ja eben durch die Vertragsabrede eigene Barzahlung grundſätllich 
ausſchließt, nicht dafür einzuſtehen hat, wenn durch außergewöhn⸗ 
liche Umſtände, oder ſolche, die in der Perſon des Empfän⸗ 
gers liegen, der Diskont des Wechſels bei der Reichsbank ſich nicht 
ermöglicht. IR. Dr. Wilhelm Bernſtein, Berlin. 


Zu 2. In rechtlicher Beziehung iſt den Ausführungen des 
OLG. zuzuſtimmen. Die tatſächliche Würdigung dagegen erſcheint 
nicht ſehr überzeugend. Verbandsverträge der hier vorliegenden Art 
beruhen auf einer Kontingentierung des Abſatzes, und letztere erfolgt 
regelmäßig auf Grund des vor der Verbandsgründung vorhandenen 
Beſitzſtands. Es iſt alſo unrichtig, wenn das OLG. meint, der Agent 
werde infolge des Beſtehens des Verbandes am Abſatz der Ware ge⸗ 
hindert und er werde in einer bedeutenden Anzahl von Fallen ſeine 
Arbeit umſonſt leiſten. Im Durchſchnitt kann man annehmen, daß 
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und ſeinen Bemühungen, als von Umſtänden ab, auf die er und 
der Geſchäftsherr einflußlos ſind. Jedenfalls muß er damit rechnen, 
daß er mindeſtens in einer bedeutenden Zahl von Fällen ſeine 
Arbeit umſonſt leiſten wird. Nach Treu und Glauben muß alſo ver⸗ 
langt werden, daß die Kl. dem Bekl. von dem Beſtehen des Konzern⸗ 
verhältniſſes Kenntnis gab, wenn es ſich auf Warengattungen bezog, 
die in dem Agenturvertrag einbegriffen waren, und dieſer Umſtand 
für den Abſchluß des Vertrags von weſentlicher Bedeutung war. 

Mit ausführlicher Begründung ſpricht ſich das OLG. dabei 
auch darüber aus, daß dieſer Grundſatz auch Anwendung zu finden 
hat, wenn es ſich bei den betroffenen Waren um solche handelt, die 
in dem Agenturvertrag nur in zweiter Linie in Betracht kommen. 
Auch der Abſatz dieſer Waren ſei durch den Konzernvertrag weſent⸗ 
lich erſchwert und gehindert, und man könne nicht ſagen, daß dieſer 
Umſtand für den Vertragsabſchluß durch den Beklagten nicht von 
weſentlicher Bedeutung geweſen ſei. 

(OLG. Darmſtadt, 2. 388., Urt. v. 4. März 1926, U 439/25.) 
0 Mitgeteilt von RA. Langenbach, Darmſtadt. 
* 
Düſſeldorf. 

3. 8496 BGB.; 8 346 HGB. Beim Kauf auf Probe 
enthält die Bitte des Käufers um Verlängerung der 
Probefriſt noch keine Ablehnung des Kaufs; Schweigen 
des Verkäufers auf dieſe Bitte kann nicht als Zuſtimmung 
gelten. f) 

Es handelt ſich um einen Kauf auf Probe. Den Kaufpreis 
ſchuldet daher die Bekl., wenn fie die Ware i. S. des § 496 BGB. ge⸗ 
nehmigt hat. Das iſt geſchehen. Dahingeſtellt kann bleiben, ob 
das Schreiben der Bekl. v. 20. Jan. 1925 mit der Bitte um Ver⸗ 
längerung der Genehmigungsfriſt für ſich allein betrachtet eine 
Ablehnung der Genehmigung darſtellen würde. Bei dem Kauf iſt 
nämlich laut Kommiſſionskopie und des Beſtätigungsſchreibens der 
Kl. ausdrücklich feſtgelegt worden, daß als Ausdruck der Ableh⸗ 
nung die Rückſendung der Ware innerhalb 30 Tagen nach An⸗ 
Runft zu erfolgen habe. Das folgt aus der Faſſung des Vertrags⸗ 
inhalts: „Sollten Sie ... von dem Erwerbe der Apparate Ab⸗ 
ſtand nehmen wollen, ſenden Sie uns dieſelben innerhalb 30 Tagen 
nach Ankunft zurück.“ Damit war hinreichend klargeſtellt, nur da⸗ 
durch könne eine Nichtgenehmigung wirkſam erklärt werden, daß 
die Ware unter allen Umſtänden friftgemäß zur Rückſendung ge⸗ 
bracht wurde (vgl. Staub, 10. Aufl. Anh.zu 9 382 HGB. Anm. 19, 
S. 1171, letzter Satz). Nun enthält aber das vorgenannte Schrei⸗ 
ben der Bekl. jedenfalls einen Antrag auf Abänderung des ur⸗ 
ſprünglichen Vertrages in dem Sinne einer Verlängerung der 
Probezeit. In ſolchem Falle kann entgegen der Anſicht des LG. 
das Schweigen des Vertragsgegners nach Treu und Glauben nicht 
als Zustimmung gelten, weil nicht die vom LG. angenommene, ſon⸗ 
dern die gegenteilige Verkehrsſitte den Handel beherrſcht (vgl. 
Staub, Anm. 16 zu $346 HGB.). Erhielt die Bekl. auf ihre 
Bitte um Verlängerung der Probezeit, alſo von der Kl., keine Ant⸗ 
wort, dann hatte fie darin eine Ablehnung ihres Abänderungsan⸗ 
trages zu erblicken und ſich an dem urſprünglichen Vertrag 
weiter gebunden zu erachten. Dies umſomehr, als ſie in dem ge⸗ 
nannten Schreiben ausdrücklich um die Mitteilung des Einver⸗ 
ſtändniſſes der Kl. gebeten hatte, woraus für die Kl. hervorging, 
daß die Bekl. Schweigen nicht ohne weiteres als Annahme ihres 
Antrags auffaſſen wollte. Hiernach iſt alſo der urſprüngliche Ver⸗ 
trag in Kraft geblieben und die Bekl. hätte nach Obigem die 
Ware rechtzeitig bis zum Friſtablauf am 17. Sept. 1925 zur Rück 
ſendung bringen können, wenn ſie die Genehmigung nicht erteilen 
wollte. Da ſie das unterlaſſen hat, ſo hat ſie damit die Geneh⸗ 
migung erteilt und hat den Kaufpreis zu zahlen. 

(OLG. Düffeldorf, Urt. v. 10. März 1926, 2 U 319/25.) 
Mitgeteilt von LPräſ. Dr. Becker, Cleve. 


er, da der Verband ſeiner Firma ja einen ihrer Beteiligungsziffer 
entſprechenden Abſatz garantiert, ſeine Arbeit ebenfooft erfolgreich 
leiſten wird, als er es ohne einen ſolchen Verband getan haben würde. 
Seine Arbeit wird ihm durch deſſen Beſtehen ſogar weſentlich er⸗ 
leichtert, da der Konkurrenzkampf beſeitigt oder doch gemildert iſt. 
RA. Dr. Rudolf Iſay, Berlin. 


Zu 3. Das Urteil ſtellt die Grundſätze auf; beim Kauf auf 
Probe unter Übernahme der Ware bedeute die Bitte des Käufers, 
die Probefriſt zu verlängern, noch keine Ablehnung des Käufers, 
Schweigen des Verkäufers auf dieſe Bitte aber gelte nicht als 
Zuſtimmung. 

Der 1. Grundſatz dürfte fraglos ſein. Der Käufer, der um 
Verlängerung der Probefriſt bittet, will feine Entſcheidung über 
Billigung oder Ablehnung eben noch offen laſſen. Für den Regel» 
fall wird auch der 2. Grundſatz zutreffen. Wenn nach 8 362 
HGB. unter gewiſſen Vorausſetzungen Schweigen auf einen Antrag 
als Annahme gilt, fo handelt es ſich hier um Sonderanträge. Daß 
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Dresden. II. Strafſachen. 

4. 88 3, 4 Preis Tr O.; 88 49a, 49b MSchG. Die Ver⸗ 
mietung von Geſchäftsläden ſtellt eine Leiſtung zur Be⸗ 
friedigung des täglichen Bedarfs dar, gleichviel, welches 
Geſchäft in dem Laden betrieben werden Soll. Der Berech⸗ 
nung der Miete kann nicht ein Dulchſchnittspreis unter 
Beachtung des Geſamtertrags des Grundſtücks zugrunde 
gelegt werden. f) 


(OLG. Dresden, 2. StS., Urt v. 18. April 1926, 2 0 St 36/26.) 
Abgedruckt JW. 1926, 2224. 


Landgerichte. 


Frankfurt a. M. Zivilſachen. 


1. § 3 UnlWG. Die Bezeichnung „Handelsanwalt“ 
iſt unzuläſſig. f) 

Seit Herbſt 1925 befaßt ſich der Bekl. gewerbsmäßig mit 
außergerichtlichen Sanierungen, Naterteilungen in Geſchäfts⸗ und 
Handelsfragen, außergerichtlichen Vergleichen, Bücherreviſionen und 
dergleichen. In ſeinen Ankündigungen, in den Zeitungen und den 
Zirkularen ſetzt er ſeit Januar 1926 ſeinem Namen die Berufs⸗ 
bezeichnung „Handelsanwalt“ voraus. 

Nach 8 13 Unl Wh. kann in den Fällen der 88 1 und 3 der 
Anſpruch auf Unterlaſſung außer von Gewerbetreibenden der gleichen 
Branche auch von Verbänden geltend gemacht werden, welche die 
Förderung gewerblicher Intereſſen bezwecken und als ſolche in bürger⸗ 
lichen Rechtsſtreitigkeiten klagen können. Da der Kl. ein eingetragener 
Verein iſt und nach § 1 ſeiner Satzungen ſowohl die Standes» wie 
auch die wirtſchaftlichen Intereſſen ſeiner Mitglieder vertritt, ſo iſt 
ſeine Klagebefugnis gegeben. 

Die Klage iſt nach 83 UnlWG. auch begründet. 

Daß der Bekl. ſich in öffentlichen Bekanntmachungen und in 
Mitteilungen, die für einen größeren Kreis von Perſonen beſtimmt 
find, als „Handelsanwalt“ bezeichnet hat, iſt unſtreitig. Es kann 
auch kein Zweifel darüber beſtehen, daß die Berufsbezeichnung „Han⸗ 
delsanwalt“ eine Angabe über gewerbliche Leiſtungen enthäll. Denn 
es wird damit zum Ausdruck gebracht, daß die Raterteilung von 
e Manne erfolgt, der in Handelsſachen eine beſondere Erfahrung 
beſitzt. 

8 Damit iſt aber der Inhalt der Bezeichnung „Handelsanwalt“ 
keineswegs erſchöpft. Bei Berufen, deren nähere Kennzeichnung durch 
die Zuſammenſetzung mit dem Worte „Anwalt“ erfolgt, handelt es 
ſich regelmäßig um ſolche Berufe, welche eine mehrjährige Vor⸗ 
bereitung, ſtaatliche Prüfungen und Zulaſſung erfordern und deren 
Angehörige einer dauernden behördlichen und ehrengerichtlichen Über⸗ 
wachung unterjtehen. Jedenfalls har ſich im Laufe der Zeit beim 
Publikum die feſte Meinung gebildet, daß die Berufsbezeichnung 
„Anwalt“ ſich nur eine ſolche Perſon zulegen kann, bei der die vor⸗ 
genannten Vorausſetzungen für ihre Fähigkeiten und Kenntniſſe und 
für ihre Zuverläſſigkeit gewährleiſtet ſind. In dieſem Sinne gebraucht 
auch das StGB. in § 359 das Wort „Anwalt“, daher iſt der Ge⸗ 
brauch des Titels „Handelsanwalt“ unrichtig; denn der Bekl. ift 
weder auf Grund einer ſtaatlichen Prüfung zur Raterteilung be⸗ 
ſonders geeignet, noch unterſteht er bei Ausübung ſeines Berufes 
irgendwelcher Aufſicht. 

Die unrichtige Angabe des Bekl. iſt auch geeignet, den Anſchein 
eines beſonders günſtigen Angebots hervorzurufen! Zunächſt wird 
durch die Veröffentlichung des Bekl. bei dem ratſuchenden Publikum 


nach Lage der beſonderen Umſtände des Falles auch das Schwei⸗ 
gen des Verkäufers auf die Bitte des Käufers um Verlange⸗ 
rung der Probefriſt als Zuſtimmung gelten kann, verſteht ſich. 
Man denke etwa daran, daß die geſetzte Friſt unangemeſſen 
kurz war. RA. Dr. Plum, Köln 


Zu 4. Anm. A v. Prof. Dr. Ruth. 

B. Bei der Beſprechung des Urt. des OLG. Dresden (JW. 1926, 
2223) über Leiſtungswucher iſt eine ausreichende Prüfung des von dem 
Vermieter geltend gemachten Umſtandes vermißt worden, daß er den Laden 
für die Zwecke des Mieters erſt unter großem Koſtenaufwand und in 
einer Form hergerichtet habe, in der er ſpäter vorausſichtlich nicht wie⸗ 
der verwendet werden könne. Tatſächlich hat das OLG. dieſen Punkt 
Keineswegs leichthin abgetan, vielmehr, wie hiermit nachträglich betont 
werden möchte, ſich in den (weil für den erörterten Rechtsgrundſatz 
unweſentlichen) nicht mit abgedruckten weiteren Gründen mit dieſem 
Verteidigungsvorbringen beſonders befaßt. Es hat dieſe Verteidigung, 
weil ſie ſich zum großen Teil gegen die tatſächlichen Feſtſtellungen des 
Vorderrichters wendet, inſoweil für unbeachtlich erklärt, im übrigen 
aber als ſo erheblich angeſehen, daß es daraufhin ſogar zu einer 
Aufhebung des Berufungsurteils und Zurückverweiſung der Sache 
vorſchritt mit der Begründung: „Immerhin beſtehen angeſichts der 
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der Eindruck hervorgerufen, als handele es ſich um einen Mann, 
der auf Grund einer beſonderen ſtaatlichen Ermächtigung ebenſo wie 
der „Rechtsanwalt“, „Patentanwalt“, der „Staats⸗ und Anits⸗ 
anwalt“ beſonders vertrauenswürdig ſei und der gerade in Handels⸗ 
ſachen, alſo in Sachen, welche ſich auch auf das Gebiet des Handels⸗ 
rechts und der ihm verwandten Rechtsgebiete erſtrecken, über beſondere, 
auf ein eingehendes Studium gegründete Sachkenntniſſe verfügt und 
der andererſeits auch befugt ſei, die Intereſſen des ratſuchenden 
Publikums bei den Behörden, den Handelskammern und den Kam⸗ 
mern für Handelsſachen zu vertreten. Zu dieſer Überzeugung wird das 
Publikum um ſo eher neigen, als der Bekl. ſich ohne jeden Zuſatz 
„Handelsanwalt“ nennt. 

Außerdem wird aber der Anſchein eines beſonders günſtigen 
Angebots noch dadurch betont, daß der Bekl. in feinen Veröfſent⸗ 
lichungen die Beratungen koſtenlos ankündigt. Dabei hat der Bekl. 
zugegeben, daß er regelmäßig ſeine Tätigkeit ſich bezahlen läßt und 
nur in Ausnahmefällen dann von einer Vergütung abſieht, wenn der 
Ratſuchende ſich in außerordentlich ſchwierigen finanziellen Verhält⸗ 
niſſen befindet. 

Die Ankündigung der koſtenloſen Raterteilung iſt aber auch 
beſonders geeignet, das Publikum anzulocken. Darauf allein kommt 
es dem Bekl. an, deshalb wählt er den Ausdruck „Handelsanwalt“ 
und deshalb kündigt er wahrheitswidrig „koſtenloſe Raterteilung“ an. 

(LG. Frankfurt a. M., 6. Z K., Urt. v. 6. Mai 1926, 12 0 153/26.) 


Mitgeteilt von RA. Dr. Roſenmeyer, Frankfurt a. M. 


B. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 


Reich. 
Rrichsfnanzhof. 


Berichtet von Senatspräſ. Dr. G. Strutz, Reichsfinanzrat Dr. Boethke, 
Reichsfinanzrat Arlt u. Reichsfinanzrat Dr. Gg. Schmauſer, München. 


[>< Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt. 


1, Gutachten. 


* 1. In den Fällen des 8 2 Abſ. 3 der 2. Durchf VO. zur 
Gold Bil VO. gilt als Ablöſungszeitraum i. S. des Steuer- 
überleitungsgeſezes die Zeit vom 1. Januar 1924 bis zur 
Goldmarleröffnungsbilanz. Die erſtmalige Veranlagung 
nach dem neuen Einkommen- und Körperſchaftsſteuer⸗ 
geſetze hat in dieſen Fällen für das verlängerte Ge- 
ſchäftsjahr ſtattzufinden. Bei Einkommenſteuerpflichti⸗ 
gen iſt dabei der Steuerſatz anzuwenden, der ſich für den 
verhältnismäßig auf 12 Monate entfallenden Teil des 
Geſamteinkommens ergeben würde. Der Teil der Ein- 
kommen- oder Körperſchaftsſteuer, der verhältnismäßig 
auf die noch in das Kalenderjahr 1923 gefallenen Teile 
des verlängerten Geſchäftsjahrs entfallen würde, gilt 
als durch die Abſchlußzahlung für 1923 erledigt. 

Der RIM. hat dem RFH. folgende Frage zur Begutachtung 
vorgelegt: 

„Welcher Zeitraum gilt in den Fällen des § 2 Abſ. 3 der 
2. DurchfVO. zur Gold BBilVO. als Ablöſungszeitraum i. S. des 
SteuerüberleitungsG. und für welchen Zeitraum hat in dieſen Fällen 
die erſtmalige Veranlagung nach dem neuen EinkStG. und Körper⸗ 
ſchafts StG. ſtattzufinden?“ 


Faſſung der die Wertermittelung betreffenden Darlegungen gewiſſe 
Zweifel, ob alle für die Wertermittelung weſentlichen Umſtände, als 
welche die beſonderen Aufwendungen des Angekl. für die Freimachung, 
Vorrichtung und Beheizung des Ladens ſowie ein von ihm eingegan⸗ 
genes Riſiko anzuſehen ſein würden, ausreichend gewürdigt wor⸗ 
den ſind.“ DS“. Dr. Weber, Dresden. 


Zu 1. A. Vgl. KG. JW. 1922, 1332 und wegen der Bezeich⸗ 
nung „Steueranwalt“ RG. JW. 1920, 778 und LG. Berlin JW. 
1925, 1038. Vgl. ferner RG. JW. 1925, 23 wegen Zuläſſigkeit 
von „Geſchäftsanwalt“. 


B. Zur Vermeidung von Wiederholungen darf ich auf meine 
zuſommenfaſſenden Ausführungen im Zentralblatt für Handelsrecht 
1926, 162 ff. verweilen. Die obige Entſch. entſpricht der des KG. 
v. 23. Mai 1922 (JW. 1922, 1332 1), das ebenfalls die Be⸗ 
zeichnung „Handelsanwalt“ mit Recht unterſagt hat. Ein Widerſpruch 
zu der RGeEntſch. v. 10. Juli 1925 (JW. 1925, 2325!) iſt nich 
erkennbar (vgl. auch hierzu Zentralblatt für Handelsrecht a. a. O. 
164). Über die Möglichkeit einer Verwechſelung des „Handelsanwalts“ 
mit den Rechtsanwälten ſprichi ſich das LGG. Frankfurt am Main 
nicht aus. RA. Dr. Friedlaender, München. 
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Es handelt ſich um die Frage der Beſteuerung der im Kalender⸗ 
jahre 1925 endenden verlängerten Wirtſchaftsjahre, auf deren An⸗ 
fangsſtichtag die Goldmerkeröffnungsbilanz aufgeſtellt it. 

Die Goldmarkeröffnungsbilanz muß ſpäteſtens für den 1. Jan. 
1924 oder den ſpäteren Zeitpunkt des Beginns des neuen Geſchäfts⸗ 
jahrs aufgeſtellt werden. Sie kann alſo ſpäteſtens für den 31. Dez. 
1924 errichtet fein (8 2 Abſ. 1 der Gold Bil O.). Sie darf früheſtens 
für den 31. Juli 1923 aufgeſtellt werden. (2. DurchfVO. zur Gold⸗ 
BUILD. § 2 Abſ. 1.) 

Nach dem StliberlG. 8 1 Abſ. 1 Satz 1 iſt der Steuerabſchnitt 
für die erſte Veranlagung nach dem neuen Einkommen- und Körper⸗ 
ſchaft StG. das Kalenderjahr 1925 oder das i. J. 1925 endende Ge⸗ 
ſchäftsjahr. Dieſe Vorſchriſt iſt wiederholt im 8 117 Abi. 1 Saß 1 
des Eink StG. und 832 Abſ. 1 Satz 2 des Körperſchaft Si. 


Die Goldmarkeröffnungsbilanz kann auf den ſchon bisher in 
Geltung geweſenen Anfangsſtichtag eines Geſchäftsjahrs des Steuer⸗ 
pflichtigen errichtet werden. Dann ergeben ſich keinerlei ſteuerliche 
Schwierigkeiten. Maßgebend dafür, ob auf dieſes Geſchäfisjahr die 
Vorſchriften des SilberlG. oder des neuen Rechtes Anwendung fin⸗ 
den, iſt dann lediglich der Umſtand, ob dieſes Geſchäftsjayr im Ka⸗ 
lenderjahre 1924 oder 1925 endet. 

Wenn das erſte nach neuem Rechte zu veranlagende Geſchäfts⸗ 
jahr als Anfangsſtichtag nicht den Stichtag der Goldmarkeröffnungs⸗ 
bilanz hat, ſo kann das ſeinen Grund nur darin haben, daß die 
Goldmarkeröffnungsbilanz auf einen früheren Zeitpunkt als für 
den Beginn des erſten im Kalenderjahre 1924 angefangenen Geſchäfts⸗ 
jahrs aufgeſtellt iſt. Beim Auseinanderfallen des Anfangsſtichtags des 
bisherigen Geſchäftsjahrs und des Goldmarkeröffnungsſtichtags hat der 
Sieuerpflichtige zwei Möglichkeiten: entweder er gibi ſein bisheriges 
Geſchäftsjahr auf und nimmt ein neues, dem Stichtag der Goldmark⸗ 
eröffnungsbilanz entſprechendes Geſchäftsjahr an, oder er bleibt bei 
feinem bisherigen Geſchäftsjahre. In beiden Fallen wollen die Vor⸗ 
ſchriften der 2. DurchfVO. zur Gold BilVo die Aufftellung einer be⸗ 
ſonderen Bilanz neben der Goldmarkeröffnungsbilanz nach Möglich⸗ 
keit vermeiden. 

Der erſte Fall (Beiſpiel: Bisheriges Geſchäftsſahr 1. April bis 
31. März, Goldmarkeröffnungsbilanz 1. Jan. 1924, Verlegung des 
Geſchäftsjahrs auf das Kalenderjahr) iſt im 8 2 Abf. 2 der 2. Durchf. 
BD. zur Gold Bil VO. geregelt. Hier kann der Anfang des erſten nach 
der Goldmarkeröffnungsbilanz begonnenen, ein Jahr nach dem Slich⸗ 
tag der Goldmarkeröffnungsbilanz endigenden Geſchäftsjahrs rück⸗ 
wirkend ſo weit zurückverlegt werden, daß das Geſchäftsjahr mit dem 
Stichtag der Goldmarkeröffnungsbilanz beginnt (im Beiſpiel kann der 
Beginn des verlegten Geſchäftsjahrs 1. April 1924 bis 31. Dez. 1924 
auf den 1. Jan. 1924 zurückverlegt werden), ſo daß aus dem infolge 
der Verlegung des Schlußtags dieſes Geſchäftsjahrs (31. März 1925 
auf 31. Dez. 1924) ſonſt entſtehenden Rumpfgeſchäftsjahr (1. April bis 
31. Dez. 1924) ein volles Geſchäſtsjahr (= Kalenderjahr 1924) wird. 


Auf dieſe Falle bezieht ſich die dem Rh. vorgelegte Frage 
nicht, desgleichen nicht auf die Rechtsgültigkeit der Vorſchrift im 
8 15 DurchfBeſt. zum Stüberlch., mit welcher ſich die beiden 
Verbände, deren Stellungnahme dem Erſuchen um Erſtattung des 
Gutachtens beigefügt ift, in ihren Ausführungen beſchäftigen, die der 
R M. aber weder in feine Frageſtellung einbezogen noch in ſeinen 
Darlegungen erwähnt hat. Die Rechtsgültigkeit der Vorſchrift im 
8 15 Ausf Beſt. zum StüberlG. ift hier nicht zu erörtern, da nicht 
ohne weiteres unterſtellt werden kann — was der eine Verband 
annimmt —, daß der in: 815 a. a. O. erwähnte Fall mit dem 
den Gegenſtand des Gutachtens bildenden aus inneren Gründen 
gleichbehandelt werden müßte. Es handelt ſich im $ 15 um einen 
ganz anderen Tatbeſtand als den hier ſtreitigen, nämlich darum, 
daß ein Steuerpflichtiger infolge Umſtellung ſeines Ge⸗ 
ſchäftsjahrs ohne geſetzliche Grundlage ein verlängertes Ge⸗ 
ſchäftsjahr gebildet hat. Für dieſe Fälle will 8 15 von dem ver⸗ 
längerten Geſchäftsjahr nur die letzten 12 Monate bei der erſten Ver⸗ 
anlagung berüchkſichtigen, die erſten Monate des verlängerten Zeit⸗ 
raums den Ablöſungsvorſchriften des Stüberl. unterſtellen laſſen. 
In dieſen Fällen des 8 15 findet das Verhalten des Steuerpflichtigen 
in der 2. DurchfVoO. zur Gold Bil VO. keine Stütze. Die Verlegung 
des neuen Geſchäftsjahrs konnte nach der Vorſchrift der Durchf Vd. 
nur zur Verkürzung des laufenden Geſchäftsjahrs und zur Verlänge⸗ 
rung des vorangegangenen, mit ſeinem Ende in den Ablöfungszeit⸗ 
raum des Stüberl. fallenden Geſchäftsjahrs führen. In den hier 
in Rede ſtehenden Fällen iſt dagegen das verlängerte Ge⸗ 
ſchäftsjahr gerade infolge der Nichtverlegung des 
Geſchäftsjahrs, und mit Rückſicht auf die ausdrückliche Zu⸗ 
faffung dieſes Verfahrens durch die DurchfVoO. zur Gold Bil O. mit 
Recht gebildet worden. Hier ergibt ſich die Möglichkeit von Kolli⸗ 
ſionen zwischen der 2. StRVO., StüberlG. und neuem Einkommen⸗ 
und Körperſch StG. Nach § 2 Abſ. 3 2. DurchfVO. zur Goldmark- 
eröffnungs BilVO. kann der Steuerpflichtige den bis zur Goldmark- 
eröffnungsbilanz noch nicht abgelaufenen Teil des damals laufenden 
Geſchäftsjahrs dem neuen Geſchäftsjahr hinzurechnen, voranögeieht, 
daß das fo verlängerte Geihäftsjahr 18 Monate nicht überſchreitet. 


Das infolge der Verlängerung mit dem Stichtag der Goldmark⸗ 
eröffnungsbilanz beginnende Geſchäftsjahr kann eingreifen in die Ka⸗ 
lenderjahre 1. 1923/24, 2. 1923/25, 3. 1924/25. 

Beiſpiel zu 1: Goldmarkeröffnungsbilanz 1. Okt. 1923, Ge⸗ 
ſchäftsjahr = Kalenderjahr; verlängertes Geſchäftsjahr nach Errichtung 
der Goldmarkeröffnungsbilanz 1. Okt. 1923 bis 31. Dez. 1924. Bei 
ſpiel zu 2: Geſchäftsjahr 1. März bis 28. Febr. Goldmarkeröff⸗ 
nungsbilanz 1. Okt. 1923; verlängertes Geſchäftsjahr 1. Okt. 1923 
bis 28. Febr. 1925. Beiſpiel zu 3: Goldmarkeröffnungsbilanz 
1. Okt. 1924; Kalenderjahr - Geſchäftsjahr; verlängertes Geſchafts⸗ 
jahr 1. Okt. 1924 bis 31. Dez. 1925. 

Ein Hinübergreifen eines 1924 begonnenen Geſchäftsjahrs auf 
1926 kann nicht vorkommen, weil der letztmögliche Stichtag für die 
Goldmarkeröffnungsbilanz der 31. Dez. 1924 iſt. 

Die Behandlung der zu Ziff. 1 gehörenden Fälle bietet keine 
Schwierigkeiten. Der Wortlaut des 8 3 Stüberl G. deckt den Fall, 
daß der in das Kalenderjahr 1923/24 fallende Teil eines Wirtſchafts⸗ 
jahrs 1923/24 das ganze Kalenderjahr 1924 ausfüllt. Das ver⸗ 
längerte Geſchäftsjahr greift ſomit nicht in das Geltungsgebie des 
neuen Einkommen- und Körperſchaſtsſteuerrechts ein. Die Steuer 
für den noch in das Kalenderjahr 1923 gefallenen Teil des verlänger⸗ 
ten Geſchäftsjahrs regelt ſich nach der 2. StVO., der in das Ka⸗ 
lenderjahr 1924 gefallene Teil nach $ I StÜberld. Die Verſteuerung 
nach neuem Rechte ergreift erfi das zweite nach der Gold Bil VO. be⸗ 
ginnende Geſchäftsjahr, das wieder normale Länge hat. 

Verwickeltere Verhältniſſe ſind bei den Geſchäftsjahren 1923/25 
und 1924/25 gegeben: 

Fur 1923,25 iſt der in das Kalenderjahr 1924 gefallene Teil 
bereits erfaßt durch die Abſchlußzahlung 1923 (Art. 18 1, 8 2 
Abſ. 2, 3—5 2. StVO). Die nochmalige Erſaſſung bei der erſten 
Veranlagung zur neuen Einkommen- und Körperſchafiſteuer würde 
alſo zu einer Doppelbeſteuerung führen. 

Bei einem Geſchäftsjahr 1924/25 kommt eine Doppelbeſteue⸗ 
rung nicht in Frage, wohl aber kann die Höhe des Einkommens und 
der Steuer ſehr verſchieden ſein, je nachdem der Beſteuerung nach 
dem neuen Rechte als Steuerabſchnitt der Zeitraum von 12 Monaten 
zugrunde gelegt wird oder das ganze verlängerte Geſchäftsjahr. 


Der R M. und die Verbände erörtern nur die oben unter 3. 
erwähnten Fälle (Geſchäftsjahr 1924/25). Sie unterſtellen Beiſpiele, 
bei denen die Goldmarkeröffnungsbilanz auf 1. Jan. 1924 errichtet 
worden ift, das verlängerte Geſchäftsjahr alfo vom 1. Jan. 1924 bis 
in das Jahr 1925 hineinläuft. Der eine Verband will in dieſen Fäl⸗ 
len keinen Ablöſungszeiiraum, der unter das StliberlG. fiele, anneh⸗ 
men und die Veranlagung für das verlängerte Geſchäftsjahr 1924/25 
durchführen laſſen; der RTM. und der andere Verband wollen dagegen 
den Zeitraum v. 1. Jan. 1924 bis zu dem Zeitpunkt, der 12 Mo⸗ 
nate vor dem Schluſſe des verlängerten Geſchäftsjahrs liegen würde, als 
Ablöſungszeitraum nach dem Stüberl. behandeln und die Veran⸗ 
lagung nur für die letzten 12 Monate des verlängerten Geſchäftsjahrs 
1924/25 vornehmen. Sie wollen alſo dieſe Fälle ſo behandeln, als 
ob der Steuerpflichtige von der ihm durch die 2. DurchfVS zur 
Gold Bil VO. eingeräumten Befugnis der Verlängerung feines Ge 
ſchäftsjahrs 1924/25 keinen Gebrauch gemacht, ſondern ein Rumpf⸗ 
geſchäftsjahr für die zwiſchen Goldmarkeröffnungsbilanz und Beginn 
des neuen Geſchäftsjahrs liegende Zeit eingefügt härte. Der RF M. 
führt aus, die gegenteilige Auffaſſung werde dem Zwecke und der Be⸗ 
deutung des Sillberlch. nicht gerecht. Danach habe nämlich für das 
Jahr 1924 oder einen Teil desſelben Einkommenſteuer und 1 
ſchaftſteuer ohne Rückſicht darauf, ob legten Endes wirklich Ein⸗ 
kommen vorhanden geweſen ſei, nach äußeren Maßſtäben wie Ver⸗ 
mögen, Umſatz u. dgl. bezahlt werden ſollen. Daß durch den 9 2 
Abſ. 3 2. Durchf VO. zur Gold Bil VO. hiervon für gewiſſe Fälle eine 
Abweichung eintreten ſolle, könne nicht angenommen werden. Mit 
der Notwendigkeit einer gleichmäßigen Behandlung würde es im 
Widerſpruche ſtehen, wenn eine kleine Gruppe von Steuerpflichtigen 
lediglich aus Bilanzgründen nach anderen Maßſtäben beſteuert wer⸗ 
den würde wie die Allgemeinheit. 

Der R M. will danach feine Auffaſſung auf den Grundſatz des 
8 4 RUbgD. ſtützen, der eine Berückſichtigung des Zweckes und ber 
wirtſchaftlichen Bedeutung des Stüberl G. als eines Steuergeſetzes er⸗ 
fordere. Indeſſen find die Senate nicht der Meinung, daß 8 4 RAID. 
im vorliegenden Falle die vom RM. vertretene Auslegung rechtfertigt. 
Wenn im § 4 RAbgdO. als Auslegungsgrundſatz für Steuergeſetze die 
Berückſichtigung ihres Zweckes und ihrer wirtſchaftlichen Bedeutung vor⸗ 
geſchrieben iſt, jo iſt das nur ein Anwendungsfall eines allgemeinen 
Grundſatzes, der für die Auslegung von Geſetzen überhaupt gilt. Die 
Berückſichtigung des Zweckes und der wirtſchaftlichen Bedeutung eines 
anderen Geſetzes, das den Tatbeſtand regelt, in den die Steuergeſetze 
eingreifen, iſt jedenfalls inſoweit geboten, als ſich eine ſolche Aus- 
legung nicht mit dem Zwecke und der Bedeutung des Steuergeſetzes 
in Widerſpruch ſetzt. Im vorliegenden Falle darf daher das StüberlG. 
nicht ohne Berückſichtigung der Zwecke und der wirtſchaftlichen Be⸗ 
deutung der übrigen zum Abſchluß der Inflation erlaſſenen geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften, insbeſ. der Gold Bil O. gewürdigt werden. Nach⸗ 
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dem ber Geſetzgeber von der Einlöfung der in Art. I 8 32 2.S:NVD. 
gegebenen Zuſage einer Veranlagung für 1924 glaubte Abſtand neh⸗ 
men zu müſſen, ſollte das Stüberl. den Übergang zur Wiederauf⸗ 
nahme der Veranlagung regeln. Dabei war der leitende Gedanke 
nicht der, daß innerhalb eines Teiles des Kalenderjahrs 1924 unter 
allen Umſtänden an Stelle der Veranlagung des tatſächlichen Ein⸗ 
kommens noch die rohere Methode der Beſteuerung nach den Voraus⸗ 
zahlungen aufrechterhalten bleiben ſollte, vielmehr nahm man die 
Aufrechterhaltung des durch die 2. StRVoO. gegründeten Zuſtandes 
als notwendiges Übel hin, dem ſo raſch, wie es im einzelnen Falle 
möglich war, der Übergang zur — beſſeren — Veranlagungsmethode 
ein Ende zu machen habe. Deshalb wurde nicht für das ganze Ka⸗ 
lenderjahr 1924 das Ablöſungsverfahren vorgeſchrieben, ſondern der 
Übergang zur Veranlagungsbeſteuerung abgeſtellt auf den erſtmög⸗ 
lichen Zeitpunkt, d. h. für Buchführende auf das Ende des Geſchäfts⸗ 
jahrs 1923/24 und damit auf den gleichen Zeitpunkt, mit dem das 
Geſchäftsjahr 1924/25 begann. Mit dem Beginne dieſes neuen Ge⸗ 
ſchäftsjahrs hielt der Gefeggeber die Verhältniſſe für hinreichend geklärt 
und geſichert, um von dem Proviſorium der Vorauszahlungen loszu⸗ 
kommen. Bei den Beratungen des StüberlG. ift die am 28. März 1924 
erlaſſene 2. DurchfVO. zur Gold BilVO. nirgends erwähnt, obwohl die 
Ausſchußberatungen erſt am 8. Mai 1925 begannen. Die Gold BilVO. 
hat in den hier fraglichen Fällen das ordentliche Geſchäftsjahr 1923/24 
verkürzt, hat es damit entweder in ein Rumpfgeſchäftsjahr 1923 oder 
in ein Rumpfgeſchäftsjahr 1923/24 verwandelt und hat den dieſem 
Geſchäftsjahr abgenommenen Teil zur Verlängerung des Geſchäfts⸗ 
jahrs 1924/25 verwandt, ſo daß dieſes dadurch entweder zu einem 
verlängerten Geſchäftsjahr 1924/25 oder zu einem Geſchäftsjahr 
1923/25 wurde. In der 2. DurchfVO. geht alſo der Geſetzgeber da⸗ 
von aus, daß dem Zwecke der Gold Bil VO., wieder Ordnung in die 
durch die Inflation in Verwirrung geratenen Bilanzverhältniſſe zu 
bringen, durch dieſe Maßnahme beſſer gedient werde als durch die 
Einſchaltung eines Rumpfgeſchäftsjahrs zwiſchen den Stichtag der 
Goldmarkeröffnungsbilanz und den Anfangstag des ordentlichen Ge⸗ 
ſchäftsjahrs des Kaufmanns. Es kann nicht anerkannt werden, daß 
es den Zwecken des StüberlG. widerſprechen würde, wenn man dieſer 
Regelung der Geſchäftsjahre durch die ſich ſpeziell damit befaſſende 
Heſkdecbung auch ſteuerlich Bedeutung beimißt. Man wird aus dem 
Umſtand, daß der RF M. und die beiden Verbände ſich in ihren Er⸗ 
örterungen nur mit den Zeiträumen befaſſen, die mit dem 1. Jan. 
1924 beginnen, ſchließen können, daß in der Praxis faſt ausſchließlich 
Fälle von verlängerten Geſchäftsjahren 1924/25 in Betracht kommen, 
nur ganz ausnahmsweiſe ein von den letzten Monaten 1923 bis in die 
erſten Monate des Kalenderjahrs 1925 ſich erſtreckendes Geſchäfts⸗ 
jahr. Warum nun die Zwecke des Stüberl. beeinträchtigt werden 
ſollen, wenn ein im Laufe des Jan. 1924 begonnenes, bis zum 
31. Jan. 1925 verlängertes Geſchäftsjahr der Veranlagung zugrunde 
gelegt wird, dagegen nicht, wenn ein am 3. Jan. 1924 begonnenes 
Geſchäftsjahr am 2. Jan. 1925 endet, iſt nicht einzuſehen. Daß der 
letztere Fall, in dem der Ablöſungszeitraum nach dem Stüberl. 
gleichfalls tatſächlich verſchwindet, weil am 1. u. 2. Jan. 1925 keine 
Vorauszahlung zu entrichten war, zur Veranlagung des Geſchäfts⸗ 
jahrs 1924/25 führt, iſt unzweifelhaft. Das Steuerrecht ſoll ſich regel⸗ 
mäßig nach Möglichkeit dem anpaſſen, was der Kaufmann als für 
ihn wirtſchaftlich richtig angeſehen und durchgeführt hat, ſoweit er 
ſich dabei innerhalb der ſeine beſonderen Verhältniſſe regelnden ge⸗ 
ſetzlichen Vorſchriften gehalten hat. Dementſprechend ſind, nachdem 
die 2. DurchfVO. durch Einführung der Überleitungsvorſchriften über 
die verlängerten Geſchäftsjahre es aus einleuchtenden Gründen 
unterlaſſen hat, die Kaufleute zur Aufſtellung von Zwiſchenbilanzen 
zu veranlaſſen, dieſe verlängerten Geſchaftsjahre auch ſteuerlich an⸗ 
zuerkennen. Das entſpricht auch gerade der Stellungnahme des 
Stüberl G., das im § 4 Abſ. 2 beim Zuſammentreffen von Einkom⸗ 
men, für welches ein Wirtſchaftsjahr maßgebend iſt, mit ſolchen 
Einkommen, für welches das Kalenderjahr maßgebend iſt, das Wirt⸗ 
ſchaftsjahr entſcheidend ſein läßt. Daher muß der Satz, daß für die 
Beſteuerung der buchführenden Pflichtigen ihr Wirtſchaftsjahr maß⸗ 
gebend fein ſoll, vorgehen, wenn er mit der dem Stüberl. zu⸗ 
grunde liegenden Annahme zuſammenſtößt, daß irgendein Teil des 
Kalenderjahrs 1924 für die Ablöſung in Betracht kommen werde. 
Damit kommt der für Steuer und Wirtſchaft richtige Gedanke zur 
Anerkennung, daß der Übergang zur ordentlichen Veranlagung für 
den früheſten Zeitpunkt geboten iſt, für den eine geſetzliche Möglich⸗ 
keit und geeignete tatſächliche Grundlagen zur Ermittlung des wah⸗ 
ren Einkommens vorliegen. Die Stellungnahme des RF M. legt der 
Tatſache, daß das Stüberl. die Einſchaltung eines Ablöſungszeit⸗ 
raums vorſieht, ein zu großes Gewicht bei gegenüber den Grund⸗ 
ſätzen über die Zugrundelegung des Wirtſchaftsjahrs als Steuer⸗ 
abſchnitt, von denen das Eink StG. und KörpStöG. beherrſcht find, 
vgl. Eink StG. § 10 Abſ. 1b, KörpStG. 8 12, beide Vorſchriften 
in Verbindung mit $ 105 Eink StG., der nach $ 29 KörpSt®. auch 
für deſſen Geltungsbereich ſinngemäße Anwendung zu finden hat. 
Ob für die Steuerpflichtigen die hier vorgeſchlagene oder die 
vom RF M. der Finanzen vertretene Methode günſtiger iſt, läßt ſich 
nicht allgemein entſcheiden, da vergleichbare Maßſtäbe für die Be⸗ 
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rechnung der Höhe der Steuer nach dem Stüberl. und dem neuen 
Rechte nicht vorhanden ſind. Es iſt ja gerade ein Hauptnachteil der 
Bemeſſung der Steuer nach den Vorauszahlungen, daß ſie für das⸗ 
ſelbe Einkommen je nach den im Einzelfalle zur Anwendung kommen⸗ 
den Vorſchriften der StVO. oder ihrer Durchführungsbeſtimmungen 
zu ganz verſchiedener Belaſtung gleichartiger Fälle führt, während bei 
der Veranlagung des Einkommens die beſtimmten Tarife des Eink⸗ 
und RörpSt®. für alle Pflichtigen, deren Verhältniſſe gleichliegen, 
auch die gleichmäßige Steuerbelaſtung ſichern. 

Der RI M. macht gegen die hier vertretene Methode weiter 
geltend, ſie könne dazu führen, daß jemand, der nach dem Gewinne 
von 18 Monaten beſteuert wird, in eine viel höhere Einkommens⸗ 
progreſſion komme. Es iſt zuzugeben, daß eine derartige Folge die 
als Wohltat für die Steuerpflichtigen gedachte Verlängerung des Ge⸗ 
ſchäftsjahrs in das Gegenteil verkehren könnte, daß hier zudem eine 
unbillige Benachteiligung der Einkommenſteuerpflichtigen gegenüber 
den Körperſchaftſteuerpflichtigen vorliegen würde, weil die Wirkung 
der Tariferhöhung bei wachſendem Einkommen nur bei Einkommen⸗ 
ſteuerpflichtigen eintritt, dagegen nicht bei den buchführenden Körper⸗ 
ſchaftſteuerpflichtigen — von den Ausnahmefällen des 8 21 Abf. 1 
Ziff. 2 KörpSt®. abgeſehen. Indeſſen nehmen die Senate an, daß 
die Aufſtellung von beſonderen Regeln für die Beſteuerung des Ein⸗ 
kommens des durch § 2 Abf. 3 2. DurchfVoO. zur Gold BilVO. zuge⸗ 
laſſenen verlängerten Geſchäftsjahrs durch ein Verſehen des Geſetz⸗ 
gebers unterblieben iſt, daß danach hier in den Übergangsbeſtim⸗ 
mungen des Eink⸗ und KörpStG. ſich eine vom Rh. in freier 
Fortbildung des Rechtes auszufüllende Lücke des geſetzlichen Rechtes 
ergibt. Danach iſt die Vorſchrift des 8 55 Eink StG. auf dieſe Fälle 
nicht uneingeſchrankt anwendbar. Als billige Löſung würde es den 
Senaten erſcheinen, wenn man das im verlängerten Geſchäſtsjahr er⸗ 
zielte Geſamteinkommen umrechnet auf ein Jahreseinkommen, es alſo 
durch die Zahl der Monate des verlängerten Geſchäftsjahrs teilt und 
das Ergebnis mit 12 vervielfacht. Für das ſo errechnete Jahres⸗ 
einkommen wird die Steuer nach 8 55 EinkSt®. ermittelt und der 
Hundertſatz, der ſich ſo für das Jahreseinkommen ergibt, auf das 
Geſamteinkommen des verlängerten Geſchäftsjahrs angewendet. Auf 
dieſe Weiſe werden die Einkommenſteuerpflichtigen für das geſamte im 
verlängerten Geſchäftsjahr erzielte Einkommen nach denſelben Grund⸗ 
ſätzen beſteuert, die zur Anwendung gekommen wären, wenn ſie einen 
entſprechenden Teil dieſes Einkommens in einem Geſchäftsjahr von 
normaler Länge erzielt hätten. - 

Bedenken bleiben beftehen bezüglich der verlängerten Geſchäfts⸗ 
jahre 1923/25. Bei ihnen führt die vorgeſchlagene Methode, wenn 
ſie auch hier voll durchgeführt wird, zu einer Doppelbeſteuerung der 
in das Kalenderjahr 1923 gefallenen Teile des verlängerten Ge⸗ 
ſchäftsjahrs. Hier wird der Geſamtgewinn des verlängerten Geſchäfts⸗ 
jahrs verhältnismäßig auf die beiden Zeiträume zu verteilen fein, die 
vor oder nach dem 1. Jan. liegen, wie das auch der RSM. nach 
ſeiner Methode in den Fallen für geboten hält, in denen der 
Steuerpflichtige ſich weigert, eine Zwiſchenbilanz aufzuſtellen. Für den 
vor dem 1. Jan. 1924 liegenden Zeitraum iſt die Steuer endgültig 
abgegolten durch die Abſchlußzahlung, die der Steuerpflichtige nach 
der 2. StVO. zu leiſten hatte. Der Betrag dieſer Abſchlußzahlung 
wird nicht etwa auf die geſamte, nach der Veranlagung ſich für das 
verlängerte Geſchäftsjahr ergebende Einkommen⸗ oder Körperſchaft⸗ 
ſteuerſchuld angerechnet, ſondern es bleibt bei dieſer Abſchlußzahlung, 
ohne Rückſicht darauf, ob ſie gerade dieſelben Monatsbeträge an 
Steuer ergibt, die nach der Veranlagung auf die entſprechende An⸗ 
zahl Monate des verlängerten Geſchäſtsjahrs entfallen würden. 
entſpricht dem Grundgedanken der 2. StRVO., daß durch die Ab⸗ 
ſchlußzahlung die geſamte Steuer für das im Kalenderjahre 1923 
erworbene Einkommen abgegolten ift, und zwar auch für das Ein⸗ 
kommen der in das Kalenderjahr 1923 fallenden Teile eines über 
den 31. Dez. 1923 hinausreichenden Wirtſchaftsjahrs. Die noch in 
das Kalenderjahr 1923 fallenden Teile des Geſamteinkommens eines 
Geſchäftsjahrs 1923/25 ſind eben, da für ſie die Sonderregelung 
der 2. StR VO. nicht nachträglich aufgehoben iſt, bereits verſteuert, 
und zwar nach anderen Tarifſätzen, als ſie für den Reſt dieſes Ge⸗ 
ſchäftsjahrs gelten. Dieſe Beſteuerung bleibt beſtehen, mag ſie für 
den Pflichtigen günſtiger oder ungünſtiger ſein, als wenn er auch für 
dieſen Zeitraum veranlagt worden wäre. Das liegt an der Anderung 
der Steuergeſetzgebung, die hier in das verlängerte Geſchäftsjahr ein 
nicht zu vermeidende Zäſur hineinbringt. Dieſe Zäfur ware au 
nicht vermieden worden, wenn an Stelle der Regelung durch das 
Stüberl. G. eine Veranlagung für das Kalenderjahr 1924 eingeführt 
worden wäre. 

Auch die hier vertretene Regelung kann in einzelnen Fällen 
zu Härten führen, ſo wenn der Steuerpflichtige in den in das Ka⸗ 
lenderjahr 1923 fallenden Monaten des verlängerten Geſchäftsjahrs 
erheblichen Gewinn gemacht und mit Rückſicht darauf zu einer er⸗ 
höhten Abſchlußzahlung nach der Leiſtungsfähigkeit herangezogen iſt, 
wenn er dann im weiteren Verlaufe des verlängerten Geſchäftsjahrs 
wenig verdient oder gar Verlust erlitten hat. Dann muß er den be⸗ 
reits in der Abſchlußzahlung hochverſteuerten Teil ſeines Einkom⸗ 
mens bei der Veranlagung nochmals verſteuern. Für ſolche Fälle, 
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die auch hätten eintreten können, wenn die Veranlagung für 1924 
durchgeführt worden wäre, wird nur im Wege des 8 108 RAbg d. 
Abhilfe zu ſchaffen fein. 4 

(RFH.. Gutachten des verein. I. und VI. Sen. v. 9. März 1926, 
ID 1/26.) 


II. Eutſcheidungen. 


2. 8 96 RAbgO. Unter Veräußerung i. S. des 8 96 
RAbg O. kann nur ein Rechtsgeſchäft verſtanden werden, 
durch das der Erwerber das Recht erlangt, über das ihm 
übertragene Geſchäft wie ein ſelbſtändiger Unternehmer 
zu verfügen und es für ſich wirtſchaftlich auszunußen. 7) 

8 96 RAbgdO. ſetzt voraus, daß ein Unternehmen im ganzen 
veräußert wird. Unter Veräußerung kann hier nur ein Rechtsgeſchäft 
verſtanden werden, durch das der Erwerber die Befugnis erlangt, 
über das ihm übertragene Geſchäft wie ein ſelbſtändiger Unternehmer 
zu verfügen und es für ſich wirtſchaftlich auszunutzen. Durch einen 
Vertrag, in dem eine in geſchäftliche Schwierigkeiten geratene Firma 
nach Vereinbarung mit ihren Gläubigern einen Dritten als Treu⸗ 
händer mit der Verpflichtung aufgeſtellt hat, die übernommene Maſſe 
zugunſten der Gläubiger zu verwalten und zu verwerten, wird aber 
dem Treuhänder eine derartige Stellung nicht eingeräumt. Dritten 
gegenüber gilt dieſer zwar als Eigentümer der übertragenen Gegen⸗ 
ſtände. Im Verhältnis zu dem Treugeber iſt er aber deſſen Beauf⸗ 
tragter. Abgeſehen von der ihm für ſeine Mühewaltung zugeſicherten 
Vergütung kann er durch die Fortführung des Unternehmens für ſich 
einen Gewinn nicht erzielen. Seine Aufgabe beſteht nur in der Ver⸗ 
wertung der Maſſe und der gleichmäßigen Befriedigung der Gläubi⸗ 
ger. Der dem 8 96 zugrunde liegende Gedanke, daß, wer durch die 
übernahme eines beſtehenden Betriebs die damit verbundenen Vor⸗ 
teile erlangt, auch in einem gewiſſen Umfang die durch den bisheri⸗ 
gen Betrieb entſtandenen Steuerlaſten zu tragen hat, verſagt hier voll⸗ 
ſtändig. Bei Verträgen der vorliegenden Art läßt ſich deshalb eine 
perſönliche Haftung des Treuhänders für die vor ſeiner Beſtellung 
entſtandenen Steuerſchulden des Betriebs aus 5 96 RAbgD. nicht be⸗ 
gründen. Anders verhält es ſich mit der ſachlichen Haftung. Sie folgt 
ohne weiteres aus den Vorſchriften der 88 84, 89 RAbgd., da der 
Treuhänder als Verfügungsberechtigter für den Treugeber, den Steuer⸗ 
ſchuldner, auftritt. Die Haftung iſt aber auf die von dem Treuhänder 
verwalteten Mittel des Treugebers beſchränkt. 


(N39-, V. Sen., Urt. v. 9. Juli 1926, V A 421/26.) 
* 


3. 8 177 RUbgD. Im Ermittlungsverfahren bei ob⸗ 
jeftiv feſtſtehenden Umſatzſteuerfällen, bei denen nur noch 
feftgeftellt werden ſoll, zwiſchen welchen Perſonen die 
Umfätze getätigt und wie die Umſäßze ausgeführt wurden, 
kann der Abnehmer einer Ware vom Fin. Amt zur Auskunft 
aufgefordert werden. ) 


Das Finanzamt forderte den Beſchwerdeführer unter Bezugnahme 
auf $ 177 Rübgd. auf, die Namen der Lieferer von Schweinen, die 
er als Aufkäufer zur Verladung gebracht hatte, anzugeben. Aus den 


Zu 2. Der Entſch. iſt reſtlos beizuſtimmen; fie zeugt davon, 
daß der Rc. in der von ihm in letzter Zeit immer weiter betonten 
Richtung ſich fortbewegt, die wirtſchaftliche Seite, die wirkliche Ge⸗ 
ſtaltung der Dinge zu erfaſſen und ſich von jeder formellen Auffaſſung 
frei zu machen, eine Richtung, die insbeſ. auf dem Gebiet des Um⸗ 
ſatzſteuerrechts zu billigen iſt (vgl. hierzu auch Becker, Stu W. 26, 
1382 ff.): die Entſch. ſteht auch im Einklang mit der für das Ver⸗ 
mögensſteuerrecht gefällten, außerordentlich wichtigen Eutſch. RIP. 
19, 21 betr. das Treuhandverhältnis. 


RA. Dr. Wilh. Kiefe, Stuttgart. 


Zu 3. Die im 8177 RAbg d, beſtimmte Auskunftspflicht ſoll da⸗ 
zu dienen, dem Fin A. die Feſtſtellung eines ungeklärten Steuertat⸗ 
beſtandes zu erleichtern. Sie darf nach der feſiſtehenden Rechtſprechung 
des Rez. nicht dazu mißbraucht werden, unbekannte Steuerfälle zu 
erforſchen. Unbekannt iſt ein Steuertatbeſtand dann, wenn er weder 
nach feiner objektiven noch nach feiner ſubjektiven Seite feſtſteht. 
Wenn alſo nicht einmal feititeht, ob eine i. S. des Umſatzſteuerge⸗ 
ſetzes entgeltliche Lieferung vorliegt, alſo nicht einmal der obſektive 
Tatbeſtand der Umſatzſteuer gegeben ift, fo it das Fin A, nicht be⸗ 
rechtigt, im Auskunftsverfahren feſtzuſtellen, ob eine entgeltliche Lie⸗ 
ferung vorliegt. Iſt dagegen der objektive Tatbeſtand gegeben, d. h. 
ſteht die entgeltliche Lieferung feſt, dann darf das Fin A. nach der 
oben wiedergegebenen Entſch. v. 30. März 1926 Auskunft darüber 
verlangen, wer als Steuerpflichtiger für dieſen Tatbeſtand in Frage 
kommt. Sachlich ift dieſe Entſcheidung des Rich durchaus zu billigen; 
denn im Intereſſe einer gleichmäßigen Beſteuerung müſſen dem Fin A. 
alle Mittel gegeben ſein, um dann, wenn ein Steuertatbeſtand zur 
Hälfte feſtſteht, dann auch die andere Hälfte aufzudecken. In einem 
ſolchen Falle werden nicht unbekannte Steuerfälle erforſcht, ſondern 
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Büchern des Beſchwerdeführers hatten ſich die Namen der Lieferer nicht 
feſtſtellen laſſen. 

Es handelt ſich im vorliegenden Falle um ein Ermittlungsverfah⸗ 
zen wegen objektiv beftimmter Steuerfälle, die je für ſich, wenn 
auch im Rahmen der Jahresveranlagung, die Steuerpflicht auslöſen. 
Es ſteht feſt, daß Beſchwerdeführer Aufkäufer der von ihm verladenen 
Schweine geweſen iſt, daß er die Schweine von einer oder von mehreren 
Perſonen, deren gewerbsmäßiges Handeln ohne weiteres zu unter⸗ 
ſtellen iſt, gekauft, aljo gegen Entgelt geliefert erhalten hat. Dieſe 
umſatzſteuerpflichtigen Vorgänge haben ſich jedenfalls abgeſpielt, es 
fragt ſich nur noch, zwiſchen welchen Perſonen. Gegen die demnach 
vorhandenen, nur der Zahl und dem Namen nach unbekannten Per⸗ 
ſonen richtet ſich das Ermittlungsverfahren. Nicht handelt es ſich um 
die Erforſchung unbekannter ſteuerpflichtiger Vorgänge. Daher durfte 
der Beſchwerdeführer gemäß 8 177 RAbgO. zur Auskunft aufgefor⸗ 
dert werden. Seine gegen dieſe Aufforderung gerichtete Beſchwerde iſt 
vom LFin A. mit Recht als unbegründet abgewieſen worden. 

Die Tatbeſtände RF§H. 8, 277; 9, 143 und 146 veröffentlichten 
RHE. lagen anders. Im erſten Falle war ein konkreter Tatbeſtand, 
der auf eine Steuerpflicht hindeutete, überhaupt nicht gegeben. Auch im 
zweiten Falle ſtand nicht der Steuerfall nach ſeiner objektiven Seite, 
insbeſ. nicht hinſichtlich der Art der in Frage kommenden Steuer feſt — 
UmſSt. konnte jedenfalls nicht in Frage kommen, da kein Umſatz 
ſtattgefunden hatte; die Überſchrift des Urteils iſt zu weitgehend —. 
Im dritten Falle wollte das Fin A. im Wege der Steueraufſicht 
ermitteln, ob Lieferung vorgekommen war. 


(Ad., V. Sen., Urt. v. 30. März 1926, V A 22/26 8, R. 19, 47.) 
* 


4. 8 1 Nr. 1 umſ StG. 1922. Eine Einkaufsgeſell⸗ 
ſchaft, die in den den Abnehmern ausgehändigten Kauf⸗ 
ſcheinen als Vertragspartei bezeichnet iſt, entbehrt, auch 
wenn ſie nur für Rechnung der Lieferer⸗Firmem tätig iſt, 
nicht der Selbſtändigkeit i. ©. des 8 1 Nr. 1 Umſ StG. 

Streitig iſt, ob die Beſchwerdeführerin als Kommiſſionärin oder 
als Angeſtellte einer Anzahl von Lieferer⸗Firmen anzuſehen iſt. Die 
ſchwerdeführerin iſt eine ſowohl jeder der Lieferer⸗Firmen wie deren 
Geſamtheit gegenüber ſelbſtandige Unternehmerin, die nach außen hin 
im eigenen Namen verkauft, wobei es bewußt vermieden wird, den 
Namen der Lieferer⸗Firmen erkennbar werden zu laſſen. Die den 
Abnehmern behändigten Kaufſcheine bezeichnen ausdrücklich die Be⸗ 
ſchwerdeführerin als Vertragspartei. Der Abnehmer triit nur in 
Rechtsbeziehungen zu der Beſchwerdeführerin, die allerdings für 
Rechnung der Lieferer⸗Firmen tätig wird. Die behauptete Unſelb⸗ 
ſtändigkeit als Kommiſſionärin i. S. des 8 383 HGB. iſt daher zu 
verneinen. 


(RZY., V. Sen., Urt. v. 22. Juni 1926, V A 398/26.) 
* 


es werden objektiv feſtſtehende Tatbeſtände nach der Seite der per⸗ 
ſönlichen Steuerpflicht geklärt. 

Die Entſcheidung bedeutet einen Bruch mit der bisherigen 
Rechtſprechung; denn am 21. April 1922 hat der RH. in einer 
Bd. IX, S. 145 der amtl. Samml. veröffentlichten Entſcheidung ent⸗ 
ſchieden, daß das Fin A. nicht berechtigt ſei, für jeden beliebigen 
Gewerbetreibenden Angabe ſeiner Lieferanten zu verlangen. Der 
Ri. leugnet zwar, daß dieſes Urt. im Widerſpruche zu der Entſch. 
v. 30. März 1926 ſteht. Er unterſcheidet: In Rio. IX, 145 habe 
weder feſtgeſtanden, wer geliefert hat, noch daß geliefert worden ſei, 
während im vorliegendem Fall die Tatſache der Lieferung feſtſtehe. 
Allein dies iſt doch ein Streit um Worte; denn nach der Erfahrung 
des täglichen Lebens pflegen doch Gewerbetreibende die in ihrem Be⸗ 
ſitz befindlichen Waren entgeltlich aufgekauft zu haben. Auf welche 
andere Weiſe ſoll der Gewerbetreibende ſonſt ſeine Ware erworben 
haben? Es ſteht alſo die entgeltliche Lieferung auch hier feſt. Genau 
fo lag der am 14. Nov. 1926 entſchiedene Fall (vgl. St. u. W. 1923 
Nr. 118). Hier hatte ein Fin A. von einer Zuckerfabrik Auskunft ge⸗ 
fordert, von welchen Landwirten ſie 1921 Zuckerrüben bezogen und 
was ſie dafür an jeden Lieferanten in bar oder ſonſt gewährt habe. 
Da Buckerfabriken die in ihrem Betrieb benötigten Rüben entgeltlich 
aufzukaufen pflegen, ſtand auch hier der objektive Tatbeſtand feſt; 
trotzdem verneint der RchH. die Auskunftöp licht. 

Die Tatbejtände in dem Urt. v. 21. April 1922 (Ra. IX, 145), 
v. 14. Nov. 1922 (St. u. W. 1923 Nr. 118) und v. 30. Marz 1926 
(RSH. 19, 47) find alfo völlig gleich. In allen Fällen lagen entgelt⸗ 
liche Lieferungen vor, nur der Liefernde war unbekannt. Es haben 
ſich, um mit den Worten des Urt. v. 30. März 1926 zu ſprechen, 
„umſatzſteuerpflichtige Vorgänge jedenfalls abgeſpielt, es fragt ſich nur 
noch zwiſchen welchen Perſonen“. Bei dieſer Sachlage harte mit Rück⸗ 
ſicht auf das RSH. IX, 145 veröffentlichte, der neuen Auffaſſung ent⸗ 
gegenſtehende Urt. der große Senat angerufen werden müſſen, was 
nicht geſchehen iſt ($ 46 RAbgO.). 

n 8 RA. Dr. Erler, Jena. 
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* 5. 81 Nr. 1 UmfSt®. 1919. Innerhalb einer Mehr⸗ 
heit wirtſchaftlich zuſammengeſchloſſener Rechtsperſön⸗ 
lichkeiten find die Innenlieferungen umſatßſteuerpflichtig, 
wenn nicht ein Glied der Gemeinſchaft als alleiniger 
Unternehmer der zuſammengeſchloſſenen Betriebe an- 
zuſehen iſt. f) 

Durch Vertrag v. 30. Dez. 1920 hat ſich die ſteuerpflichtige AktG. 
mit einer Anzahl anderer AktG. zu einer Intereſſengemeinſchaft i. S. 
der jog. vertikalen Gliederung gemäß dem Schlagwort „Von der 
Kohle zum Glühſtrumpf“ zuſammengeſchloſſen. Zu den Vertrags⸗ 
genoſſen gehört außerdem eine Gmbh., die ausſchließlich die Auf⸗ 
gaben einer Geſchaftsſtelle der Intereſſengemeinſchaft zu erfüllen hat. 
Nach dem Vertrage haben die Geſellſchaften ihre geſchäftlichen Be⸗ 
lange derart zuſammengeſchloſſen, daß ſie unter Wahrung ihrer recht⸗ 
lichen und verwaltungsmäßigen Selbſtändigkeit eine wirtſchaftliche 
Einheit bilden. Jeder Spielraum für wirtſchaftliche Sonderintereſſen 
iſt ausgeſchloſſen, insbeſondere ſind den Einzelgeſellſchaften Sonder⸗ 
gebiete ihrer Betätigung verboten. Zur Erzielung des hoͤchſtmöglichen 
Nutzens für die Gemeinſchaft arbeiten die Vorſtände der Geſell⸗ 
ſchaften in ſteter gegenſeitiger Fühlung. Die Arbeitsgemeinſchaft iſt 
durch gegenſeitigen Austauſch von Vorſtandsmitgliedern und von Vor⸗ 
zugsaktien geſichert. Bei Meinungsverſchiedenheiten entſcheidet ein 
Gemeinſchaftsrat, und zwar äußerſtenfalls zwingend. Der Rein- 
gewinn wird am Schluſſe des Geſchäftsjahrs zuſammengerechnet und 
nach einem im Vertrag ein für allemal feſtgeſetzten Verhältnis maß 
unter die Vertragsgenoſſen verteilt. Ein Ausſchuß des Gemeinſchafts⸗ 
rats — der Hauptvorſtand, der ſich aus den Geſellſchaftsvorſtänden 
zuſammenſetzt — tritt jeweils nach Bedarf, zumeiſt einmal im Monat, 
zuſammen und ſtellt die Richtlinien für die Geſchäftsgebarung der 
Gemeinſchaftsglieder auf. Neben der Aufſtellung von allgemeinen 
Grundſaätzen greift er auch in Einzelfällen von beſonderer Bedeutung 
durch Anordnungen gegenüber dem beteiligten Mitglied 
ausnahmsweiſe ein. Vorbehaltlich der Anrufung des Gemeinſchafts⸗ 
rats ſind die Beſchlüſſe des Hauptvorſtandes bindend. Nach außen 
tritt die Angehörigkeit der Geſellſchaften zu der Gemeinſchaft in 
keiner Weiſe in die Erſcheinung; insbeſondere ſind die beteiligten 
Geſellſchaften im gewöhnlichen Geſchäftsverkehre mit Dritten durch⸗ 
aus ſelbſtändig. 

Demgemäß beſtreitet die Steuerpflichtige nicht, daß ſie für ihre 
Lieferungen nach außen als Steuerſchuldnerin der Umſatzſteuer unter⸗ 
worfen ſei; ſtreitig ſind allein ihre Innenlieferungen innerhalb der 
Gemeinſchaft für das Jahr 1923. Das beſchwerdeführende Fin A. hat 
die Steuerpflicht bejaht, das Finger. har die Steuerpflichtige wegen 
der Innenli ' ferungen freigeſtellt, weil dieſe inſoweit der gewerb⸗ 
lichen Selbſtändigkeit entbehre. Demgegenüber ſucht das Fin A. in 
der Rechtsbeſchwerde die Seibitändigkeit der Steuerpflichtigen dar⸗ 
zutun; der RFin M. iſt dem Verfahren und der Rechtsauffaſſung 
des Fin A. beigetreten. Die Steuerpflichtige beharrt bei dem Be⸗ 
ſtreiten ihrer Selbſtändigkeit für die Innenlieferungen und ſtellt, wie 
bereits in den bisherigen Rechtszügen, überdies die Entgeltlichkeit der 
Innenlieferungen in Abrede. 

Die Rechtsbeſchwerde iſt begründet. 

Innenlieſerungen innerhalb einer wirtſchaftlichen Einheit find 
grundſätzlich umſatzſteuerpflichtig, ſofern der Lieferer ein rechtlich 
jelbftändiger Unternehmer iſt. Eine Ausnahme von dieſem Grundſatz 
bilder, abgeſehen von der Steuerfreiheit der Verpachtung eines Ber 
triebs (5 2 Nr. 4 UmſStG. 1919), allein der Fall, daß dem rechtlich 
ſelbſtändigen Unternehmer die gewerbliche Selbſtändigkeit mangelt (8 L 
Nr. 1 a. a. O.; RH. 15, 315). Das Merkmal der gewerblichen Une 
ſelbſtändigkeit hat der RH. in ſtändiger Rechtſprechung daͤrin ges 
ſehen, daß eine rechtlich jelbjtändige Verfoünlichkeit in das Gefüge einer 
anderen derart organisch eingegliedert iſt, daß ſie deren Weiſungen 
zu folgen gezwungen iſt. In Fallen dieſer Art der Über- und 
Unterordnung hal der RF H. angenommen, daß die Obergeſellſchaft 
als alleinige Unternehmerin auch allein umſatzſteuerpflichtig iſt (R§H. 
13, 148 und 15, 118). 


Zu 5. Die rechtliche Selbſtändigkeit ſchließt gewerbliche Un⸗ 
ſelbſtändigkeit und damit Befreiung von der Umſatzſteuerpflicht nicht 
aus, auch nicht bei Kapitalgeſellſchaften. Die unſelbſtändige Geſell⸗ 
schaft iſt nicht ſteuerpflichtig, nur die Muttergeſellſchaft. Beſteht eine 
wirtſchaftliche Einheit aus Muttergeſellſchaft und Tochtergeſellſchaften, 
ſo ſind Lieferungen innerhalb dieſer Einheit ſteuerfrei. Dagegen be⸗ 
gründet rechtliche Selbſtändigkeit auch Umſatzſteuerpflicht, wenn die 
wirtschaftliche Einheit aus gleichgeordneten Unternehmungen beſteht. 
Das wird gefolgert aus dem Grundſatze: Rechtliche Selbſtändigkeit 
begründet im allgemeinen auch die wirtſchaftliche, nur dann nicht, 
wenn die rechtlich ſelbſtändige Perſönlichkeit organiſch in das Gefüge 
einer anderen eingegliedert iſt. Danach iſt Vorausſetzung der gewerb⸗ 
lichen Unſelbſtändigkeit das Vorhandenſein einer wirtſchaftlich als 
Alleinunternehmerin handelnden Obergeſellſchaft. Wenn eine ſolche 
fehlt, iſt wirtſchaftliche Unſelbſtändigkeit nicht zu beachten, dann iſt 
die rechtliche Selbſtändigkett entſcheidend. Eine Geſellſchaft bürger⸗ 
lichen Rechts, die als Intereſſengemeinſchaſt mehrere Unternehmungen 
verbindet, kann als Obergeſellſchaft, die ihre Glieder unſelbſtändig 
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Im vorliegenden Falle beruft ſich die Steuerpflichtige darauf, 
daß die Beſchränkung ihrer Entſchlußfreiheit durch die Intereſſen⸗ 
gemeinſchaft nicht weniger eng ſei wie bei den als unſelbſtändig an⸗ 
erkannten Tochtergeſellſchaften; auch die Intereſſengemeinſchaft bilde 
eine wirtſchaftliche Einheit, man könne ſie als eine wirtſchaftliche 
Fuſion bezeichnen. Dieſer Umſtand — ſeine Richtigkeit vorausgeſetzt 
— reicht indeſſen nicht hin, um die Steuerfreiheit zu begründen. 
Denn es fehlt als zweite Vorausſetzung die Eingliederung in das Ge⸗ 
füge einer als Unternehmer in Berracht kommenden Obergeſellſchaft. 

Wie die Steuerpflichtige zutreffend ausführt, tritt der Inter⸗ 
eſſengemeinſchaftsvertrag aus ſeinem bloß förmlichen Daſein ins 
wirkliche Leben durch die Vereinigung der Werksleiter in der Rechts⸗ 
form einer Geſellſchaft des bürgerlichen Rechtes (RFH. 15, 314). Dieſe 
bürgerlich-rechtliche Geſellſchaft tritt von Zeit zu Zeit zuſammen, um 
die Innehaltung der gegenſeitigen Unterſtüzungspflicht durch die 
Mitglieder der Gemeinſchaft zu überwachen und der Geſchäftsgebarung 
der zur wirtſchaftlichen Einheit zuſammengeſchloſſenen Werke für die 
nächſte Zukunft die Wegrichtung vorzuſchreiben. Dieſe Anweisungen 
find bindend; fie werden aber tatfächlich ausgeführt nicht 
von jener Geſellſchaft des bürgerlichen Rechtes als Alleinunterneh⸗ 
merin, ſondern von den Gliedgeſellſchaften als Einzelunternehmern. 
Es wäre eine den Tatſachen durchaus widerſprechende Annahme, wenn 
man jenen praktiſch im weſentlichen auf die Überwachung und die 
Aufſtellung von bindenden Richtlinien beſchränkten Ausſchuß ohne 
eigenes Vermögen und ohne Betrieb, ohne Rechtsfähigkeit und ohne 
Firma, der kein ſtetiges Daſein führt und nach außen gar nicht, nach 
innen zumeiſt nur einmal in monatlichen Abſtänden in die Erſchei⸗ 
nung tritt, umſatzſteuerrechtlich als alleinigen Unternehmer der zu⸗ 
ſammengeſchloſſenen Werke anſehen wollte. Eine Konſtruktion dieſer 
Art würde dazu zwingen, die Intereſſengemeinſchaft, alſo jene Ge⸗ 
ſellſchaft des bürgerlichen Rechtes, als alleinige Steuerſchuldnerin für 
alle Lieferungen der Werke an Dritte anzuſehen, während die Werke 
ſelbſt für dieſe Verpflichtung der Gemeinſchaft gegenüber dem Steuer 
fiskus lediglich nach Maßgabe der von ihnen verwalteten Mittel hal 
teten (88 84, 89 UbgD.; Riß. 15, 118). Wollte man dagegen in 
Übereinſtimmung mit dem Zwecke und der wirtſchaftlichen Bedeu- 
tung der Geſellſchaft des bürgerlichen Rechtes deren Eigenſchaft als 
Alleinunternehmerin und gleichzeitig die Selbſtändigkeit der Einzel⸗ 
geſellſchaften verneinen, ſo wäre ein Steuerſchuldner für die Lieferung 
der Werke auch an Dritte überhaupt nicht mehr vorhanden und folge“ 
richtig nicht einmal mehr eine Haftung der Werke für ihre Außen 
lieferungen anzuerkennen. Aus dieſen Gründen tft nicht die Inter⸗ 
eſſengemeinſchaft, ſondern die Steuerpflichtige ſelbſt als Unterneh⸗ 
merin ihrer Lieferungen in Anſpruch zu nehmen. 

Demgemäß lehnt auch die Steuerpflichtige, wie erwähnt, ihre 
Umſatzſteuerpflicht für ihre Lieferungen an Dritte nicht ab; nur nac 
innen wegen der Lieferungen an ihre Gemeinſchaftsgenoſſen will ſie 
wie eine Schweſtergeſellſchaft als unſelbſtändig ſteuerfrei fein. 

Die Möglichkeit eines ſolchen Doppeldaſeins — Unternehmung 
ſelbſtändig und ſteuerpflichtig nach außen, Angeſtellter unſelbſtändig 
und ſteuerfrei nach innen — hat der Senat bei feiner Entſch. (Rc. 
13, 150) in Erwägung gezogen; er hat ſie indeſſen damals verneint 
und hält hieran feſt. Eine Perſon kann nicht gleich zeitig als Ge⸗ 
ſchäſtsherr und als Angeſtellter in einem und demſelben Gewerbe⸗ 
betriebe tätig fein. Auch iſt die Einwirkung der Intereſſengemein⸗ 
ſchaft auf die Innen⸗ und Außenlieferungen nicht derart verſchieden, 
daß ſich daraus eine entgegengeſetzte Behandlung der beiden Ber 
tätigungsarten der Beſchwerdeführerin für das Umſatzſteuerrecht her⸗ 
leiten ließe. 

Eine Prüfung des Grades der Verflechtung der an einer Inter⸗ 
eſſengemeinſchaft beteiligten Geſellſchaften hätte nur dann einzutreten, 
wenn die Vorausſetzungen der Unterordnung und Eingliederung eines 
Werkes als Tochtergeſellſchaft unter die Botmäßigkeit und in das 
Gefüge einer wirtſchaftlich als Alleinunternehmerin handelnden Ober 
geſellſchaft zu bejahen wäre. Erſt nach Feſtſtellung dieſer hier 
mangelnden Vorausſetzung würde an der Hand der beſonderen Ge⸗ 


macht, dann nicht angeſehen werden, wenn man ſie nicht als Allein⸗ 
unternehmerin der zuſammengeſchloſſenen Betriebe betrachten kann. 
Spricht man ihr wirtſchaftliche Selbſtändigkeit ab, ſo muß man die 
Selbſtändigkeit der Glieder bejahen. Man kann bei dieſen nicht Selb⸗ 
ſtändigkeit nach außen und Unſelbſtändigkeit nach innen annehmen. 
Denkbar iſt es z. B., wenn Einzelkaufleute eine Geſellſchaft bürger⸗ 
lichen Rechts zur Intereſſenverflechtung bilden, daß dieſe Geſellſchaft 
auch als Unternehmerin erſcheint. Dann wäre die Unſelbſtändigkeit 
der Glieder möglich. Das Entſcheidende iſt demnach nicht die Rechts⸗ 
form, ſondern das äußere Auftreten der Gemeinſchaft und der Glieder 
im Geſchäftsverkehr. Die Einheit, die ſchuldrechtlich zwiſchen Gleich⸗ 
geordneten beſteht, aber nicht als Einheit auftritt, iſt für die Umſaß⸗ 
ſteuerpflicht bedeutungslos. e 
Ri. 15, 136 hatte die Innenlieferungen in Intereſſengemein⸗ 
ſchaft für ſteuerpflichtig erklärt, weil die da in Frage ſtehende Gemein 
ſchaft ein Organ, einen organiſch gebildeten Gemeinſchaftswillen nicht 
beſaß. ſondern nur gemeinſam handeln konnte. Auch die Schaffung 
eines Gemeinſchaftsrates, einer Geſellſchaft bürgerlichen Rechts, alſo 
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ſtaltung des Einzelfalls zu unterſuchen ſein, ob die Abhängigkeit 
einen ſolchen Grad erreicht, daß ſie die Tochtergeſellſchaft der Mög⸗ 
lichkeit ſelbſtändiger Willensbildung beraubt. Beim Mangel einer 
Muttergeſellſchaft, die nach innen wie nach außen als Alleinunter⸗ 
nehmerin eines Geſamibetriebs zuſammengeſchtoſſener Tochtergeſell⸗ 
ſchaften anzuſehen wäre, müſſen die Mitglieder einer Gemeinſchaft von 
nebengeordneten Werken als ſelbſtändiger Unternehmer ihrer Innen⸗ 
wie ihrer Außenlieferungen angeſehen werden, ohne daß es darauf an⸗ 
kommt, in welchem Grade ſie miteinander verflochten ſind. 

Dieſer Standpunkt widerſpricht nicht der Stellungnahme des 
Urt. v. 9. Dez. 1924 (RF. 15, 136). Damals unterlag der Recht⸗ 
ſprechung des Senats die Umfapfteuerpffichtigkeit der Innenliefe⸗ 
rungen einer Intereſſengemeinſchaft, die kein Organ zur Bildung 
eines einheitlichen Willens beſaß. Der Senat har ſchon aus dieſem 
Grunde die Abhängigkeit der Einzelgeſellſchaften verneint; zu einer 
Prüfung, wie der Fall beim Vorhandenſein eines Organs nach Art 
des vorliegenden Gemeinſchaftsrats zu entſcheiden wäre, lag damals 
kein Anlaß vor. Die Umkehrung jenes Satzes, der beim Mangel 
er die Abhängigkeit verneint, iſt daher un» 
zuäilig. 

In dem zuletzt genannten Urteil des Senats ift auch dargetan, 
daß den Innenlieferungen einer Intereſſengemeinſchaft das Merkmal 
der Entgeltlichkeit nicht fehlt (a. a. O. 15, 141 ff.); der Senat hat 
ſeinen damaligen Ausführungen, die in dieſem Punkte auf den vor⸗ 
liegenden Fall entſprechend anwendbar ſind, nichts hinzuzufügen. 

(RF H., F. Sen., Urt. v. 14. Dez. 1925, V A 105/25, RE. 18, 75.) 
* 


F 6. 82 Abſ. 1 UmiSt®. 1919/22; 8 18 AnsfVelt. hierzu. 
Hinfihrlid der Buchführung spflicht nach 5 2 Abſ. 1 umſ⸗ 
StG. wird an der bisherigen Rechiſprechung feſtgehalten, 
wonach die Beſtimmungen im 818 der Aus fBeſt. z. Umſ StG. 
im einzelnen nicht zwingend ſind für die Finanzgerichte. 
Immerhin muß aber grundſätzlich eine ordnungsmäßige 
Buchführung vorhanden ſein, und zwar auch bei ſoge⸗ 
nannten Minderkaufleuten Die Buchführung muß min⸗ 
deſtens auf Belege verweiſen, die ſich im Beſitze des 
Steuerpflichtigen befinden, um bei Gelegenheit der ört⸗ 
lichen Nachſchau der Steuerbehörden die Nachprüfung der 
Steuerfreiheit nach 8 2 Abſ. 1 UmſStG. ohne Weiterungen 
zu ermögliche n. f) 

Der Zweck der Buchführungspflicht des 82 UmiSt®. und 
der hierzu erlaſſenen Ausführungsbeſtimmung iſt, den Steuerbe⸗ 
hörden die Nachprüfung der nach 8 2 ſteuerfreien Umjäpe, na⸗ 
mentlich bei der örtlichen Nachſchau (8 196 RAbgd.) zu ermöglichen 
und nach Möglichkeit zu erleichtern. Dieſer Zweck wird aber ver⸗ 
eitelt, wenn Überhaupt keine oder nur teilweiſe Aufzeichnungen vor⸗ 
handen ſind, oder Belege erſt mühſam zuſammengeſucht oder gar erſt 
aus dem Gewahrſam dritter Perſonen herbeigeſchafft werden müſſen. 
Von dieſer Buchführungspflicht iſt auch nicht der Minderkaufmarn 


eines übergeordneten Willens, macht die Innenlieferungen nicht ſteuer⸗ 
frei, wenn die Intereſſengemeinſchaft nach außen nicht als Einheit 
erſcheint. Die Vergemeinſchaftung des Betriebserfolges und die Ver⸗ 
einheitlichung des Betriebsplanes der nach außen jelbjländig handelnden 
Unternehmungen laſſen die Selbſtändigkeit i. S. des $1 UmſSt. 
unberührt. Das iſt eine neue Anwendung der von der Rechtſprechung 
des RH. entwickelten Grundſätze. 


IR. Dr. Wünſchmann, Leipzig. 


Zu 6. Neben der handelsrechtlichen und der gewerbepolizeilichen 
Buchführungspflicht gibt es auch eine ſteuerrechtliche, und zwar eine 
allgemeine und eine beſondere. Die allgemeine Buchführungspflicht iſt 
in 5 163 RAbgdO. geregelt und liegt allen ob, die nach anderen Geſetzen 
als Steuergeſetzen buchführungspflichtig find, ſofern die Bücher auch 
für die Beſteuerung von Bedeutung find. Die beſondere Buchführungs⸗ 
pflicht ergibt ſich aus $ 164 RAbgd. (Verpflichtung zur Verzeichnung 
der Einnahmen bei einem ſteuerpflichtigen Einkommen von mehr als 
10 000 ), ſowie aus den einzelnen Steuergeſetzen, insbeſ. dem Umſ⸗ 
StG. und den Verbr tc. — Das UmſStG. und die gemäß den Vor⸗ 
behalten für den Reichsrat als Rechtsverordnung ergangenen Ausf⸗ 
Beſt. enthalten Buchführungsvorſchriften verſchiedener Art: 1. Muß⸗ 
vorſchriften, z. B. die allgemeine Aufzeichnungspflicht nach 5 31 Umſ⸗ 
&t®.; 2. Sollvorſchriſten, z. B. die über die Buchführungspflicht der 
Rechtsanwälte (88 107, 108 AusſBeſt.); 3. Kannvorſchriften, d. h. 
Buchungsvorſchriſten, von deren Innehaltung ſteuerliche Vorteile ab⸗ 
hängen. Zu dieſen gehört 818 Ausf Beſt.; die Ausübung des Einfuhr⸗ 
händlerprwilegs ſetzt die Beobachtung dieſer Vorſchriften voraus. — 
Der REH. hat in ſtändiger Rechtſpr. (RStBl. 1922, 184; RF. 16, 
247) daran festgehalten, daß dieſe Vorſchrift nicht in dem Sinne 

ingend iſt, daß jeder einzelne Punkt genau befolgt ſein muß. Die 
Bücher milſſen jedoch jo geführt fein, daß der Zweck der Buchführung 
emäß 8 18 a. a. O. erreicht wird. Dies gilt auch für den Minder⸗ 
ene, da ein Unterſchied im Rahmen des § 18 im Gegenſatz zu 
anderen ſleuerrechtlichen Vorſchriften (3. B. 890 a. a. O) nicht ge 
macht wird. RA. Dr. Veit Simon, Berlin. 


ausgenommen. Im Sinne des HGB. trifft den Minderkaufmann 
allerdings keine Buchführungspflichl. Hiermit iſt aber nicht die Buch⸗ 
führungspflicht i. S. des Umſa tz ſteuerrechts zu verwechſeln, die 
ganz allgemein für jeden Unternehmer, alſo auch für den Min⸗ 
derkaufmann, beiteht, falls er Umſaßzſteuerfreiheit nach 8 2 Abf. 1 
a. a. O. für ſich in Anſpruch nimmt. Zu Unrecht beruft ſich der Be⸗ 
ſchwerdeführer darauf, daß der RH. dem 8 93 der bisherigen Ausfdeit. 
3. UmſStG. eine Auslegung in der dem Steuerpflichtigen günſtigen 
Sinne gegeben habe, die Steuerfreiheit nach 87 UmſStG. ſetze nicht 
den Nachweis der Steuerfreiheit ausſchließlich durch Erfüllung 
der Buchführungsvorſchriften nach 893 AusfBeſt. voraus. 893 Ausf⸗ 
Beſt. gründet ſich auf 8 31 (bisherige Faſſung) UmſStG. und regelt 
ganz allgemein die Aufzeichnungspflicht, jagt aber nichts — und kann 
mangels einer beſonderen geſetzlichen Ermächtigung nichts darüber 
ſagen —, wie die Nichterfüllung dieſer Hilfspflicht auſ die Steuer⸗ 
pflicht ſelbſt wirkt. Das iſt den einzelnen geſetzlichen Vorſchriften zu 
entnehmen. Es fehlt auch im 87 UmſSiG. an einer beſonderen Be⸗ 
ſtimmung, wonach die Umſagſteuerfreiheit des Zwiſchenhandels von 
der Beobachtung beſtimmter formaler Vorausſetzungen abhängig ge⸗ 
macht wäre. Im 8 2 Nr. 1b UmfSt®. iſt das anders. 
(RFD., V. Sen., Urt. v. 3. Sept. 1926, V A 516/26 8.) 


* 


7. 888 Abſ. 7, 23 Abſ. 1 Nr. 3 und 34 UmſStG. 
1922. Verpflichtet ſich ein Gewerbetreibender beim Ver⸗ 
kauf eines Gegenſtandes, dieſen jederzeit gegen Ent⸗ 
nahme einer teuereren Ware und Zahlung eines entſpre⸗ 
chenden Aufgeldes zurückzunehmen, fo handelt es ſich im 
allgemeinen nicht um einen umſatzſteuerfreien Umtauſch, 
falls es ſpäter zur Zurückgabe der zuerſt gekauften und 
zum Bezug einer neuen Ware nach Maßgabe der vom 
Gemerbetreibenden eingegangenen Verpflichtung kommt, 
fondern um einen neuen fteuerpflihtigen Umfag. 7) 


Nach 8 34 UmfStb. kann der Steuerpflichtige, falls er verein⸗ 
nahmte Entgelte zurückgewährt, dieſe ſpäter von der Geſamtheit der 
ſteuerpflichtigen Enigelte wieder abjegen. Eine Zurückgewährung von 
Entgelten i. S. des $ 34 UmſStG. liegt in allen Fällen vor, in wel⸗ 
chen die Rückzahlung deshalb erſolgt, weil die Bereiligten im wirt⸗ 
ſchaftlichen Sinne das Lieferungsgeſchäft und ſeine Ent eltlichkeit nach⸗ 
träglich ganz oder teilweije wieder aufheben wollten RH. 5, 234 = 
JW. 1921, 112425). Die Steuerpflicht i. S. des 8 34 Umſ StG. kann 
ferner auch nachträglich entfallen im Falle des ſogenannten Um⸗ 
tauſches. Um einen ſolchen und nicht um ein Tauſchgeſchäft (8 8 
Abſ. 7 UmſStG.) handelt es ſich wirtſchaftlich, wenn ſpäter unter 
Beibehaltung des urſprünglichen Vertragsverhältniſſes an 
der Stelle des bereits gelieferten Gegenſtandes, gleichgültig, ob ber 
reits gezahlt oder nicht gezahlt, ein anderer Gegenſtand geliefert und 
das Entgelt hierfür entſprechend mit dem für den zurückgenommenen 
Gegenſtand vereinbarten Entgelte verrechnet wird (Erl.⸗Buch von 


Zu 7. Es handelt ſich um den Antrag eines AG. in einer 
Strafſache auf Entſch. des RF. gem. 8 433 RAbgoO.; das AG. hatte 
feſtgeſtellt, daß der Angekl. ſich bei dem erſten Geſchäft im Mai 1924 
verpflichtet hatte, jederzeit den erſten Perſonenkraſtwagen zurückzuneh⸗ 
men gegen Entnahme eines ſchwereren Wagens und 
Zahlung eines entſprechenden Aufgeldes. 

Nach § 16 UmſStG. 1926 - 8 34 UmſstG. 1919 kann der 
Steuerpflichtige Entgelte, die ihm zurückgewährt worden ſind, von der 
Geſamtheit der ſteuerpflichtigen Entgelte abſetzen. Das trifft zu, wenn 
die Beteiligten „wirtſchaftlich das frühere Lieferungsgeſchäft oder auch 
nur ſeine Entgeltlichkeit ganz oder teilweiſe haben aufgeben wollen“. 
Mit Recht wurde dieſe Vorausfegung als gegeben angenommen in 
einem Fall, in welchem ein Perſonenkraftwagen, der im Dez. 1917 
von der Muttergeſellſchaft an die Tochtergeſellſ haft, ſcheinbar zum 
Weiterverkauf, geliefert worden war, im Sept. 1919 von der Lie⸗ 
ferantin unter Gutſchrift des Kaufpreiſes zurückgenommen wurde, 
nachdem die Empfängerin vorher den Verkauf von Perſonenkraft⸗ 
wagen aufgegeben hatte (RSH. 5, 234 = JW. 1921, 1124). 
Damals kam es den Vertragſchließenden offensichtlich auf nichts ans 
deres an, als den früheren Verkauf rückgängig zu machen. Weſentlich 
anders war die Sachlage in einem Fall, in dem im Dez. 1919 ein 
Kraftwagen um 75000 %, im Sept. 1920 ein anderer Kraftwagen 
um 175000 % gekauft worden war und dabei der im Dez. 1919 er⸗ 
worbene, inzwiſchen gebrauchte Kraftwagen an Zahlungs Statt hin⸗ 
gegeben und dabei um 70000 % angerechnet wurde. Hier war das 
weſentliche an dem Geſchäft nicht die Aufhebung des alten, ſondern 
der Abſchluß des neuen Kaufes, während die Anrechnung von 70 000 Ab 
auf den Kaufpreis nur die Zahlungsweiſe betraf. Daher lag hier kein 
ſteuerfreier Umtauſch vor (RF. 1, 510 Nr. 509). In dem nunmehr 
vom RZH. entſchiedenen Fall liegt eine Beſonderheit darin, daß der 
Umtauſch von vorneherein ins Auge gefaßt war, jedoch nur derart, 
daß ein ſchwererer Wagen gegen Zahlung eines Aufgeldes an Stelle 
des zuerſt gekauften genommen werden durfte. Es handelt ſich alſo 
um eine von den Parteien von vorneherein in Ausſicht genommene 
Fortentwicklung des Rechtsverhältniſſes. Trotzdem hat die Entſchei⸗ 
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Popitz zum UmſeStG., 2. Aufl., Anm. zu § 8 S. 376). Ob es ſich 
um einen ſogenannten Umtauſch in dieſem Sinne handelt, hängt von 
den beſonderen Umſtänden des Falles ab. 

Im gewerblichen Leben bildet die Rückgängigmachung eines Ge⸗ 
ſchäfts oder der ſogenannte Umtauſch die Ausnahme. Im Weſen 
des Gewerbes liegt der Neu abſchluß von Geſchäften und nicht die 
Aufhebung oder der Umtauſch von gelieferten Gegenſtänden, da der 
Gewerbetreibende im allgemeinen hieran kein Jutereſſe hat. In den 
Fällen, wo nach längerer Zeit ein gebrauchter Gegenſtand gegen Liefe⸗ 
rung eines anderen Gegenſtandes zurückgenommen wird, wird es ſich 
regelmäßig wirtſchaftlich um ein neues Geſchäft handeln, zu dem das 
frühere Geſchäft wirtſchaftlich höchſtens in einem mittelbaren Zuſam⸗ 
menhange ſteht. In dieſem Sinne hat ſich bereits der RF. in einem 
Urt. v. 7. März 1922 VA 295/21 ausgeſprochen. Unerheblich iſt 
grundſätzlich auch, ob ſich der Gewerbetreibende beim erſten Geſchäft 
verpflichtet hat, den Gegenſtand jederzeit gegen Lieferung eines an⸗ 
deren Gegenſtandes und Zahlung eines entſprechenden Aufgeldes zu⸗ 
rückzunehmen. Bei ſolchen Vereinbarungen handelt es ſich wirtſchaft⸗ 
lich gewöhnlich auch nicht um die Erfüllung des erſten Geſchäfts, falls 
es ſpäter zur Zurücknahme und Neulieferung kommt, ſondern lediglich 
um die Verpflichtung, ein neues Geſchäft in dem vereinbarten 
Sinne abzuſchließen. An der Aufhebung oder Abänderung des erſten 
Geſchäfts haben beide Parteien kein wirtſchaftliches Intereſſe. 

(RJH., V. Sen., Beſchl. v. 22. Juni 1926, VF 5,26 8.) 
* 


8. 8 6 zu a Kap VerkstG. Umwandlung einer Alte]. 
in eine Gmbh. löſt auch ohne Anderung des Geſell— 
ſchaftskapitals die Pflicht zur Entrichtung der Ka p⸗ 
VerkSt. aus 7) 

Die Rechtsbeſchwerde verkennt das Weſen der Kapitalverkehr⸗ 
ſteuer als einer Rechtsverkehrſteuer, alſo als einer Steuer, die dafür 
erhoben wird, daß für die Geſtaltung wirtſchaftlicher Vorgänge be⸗ 
ſtimmte Rechtsformen gewählt werden, wie bei der Geſellſchaftſteuer 
für die Kapitalzuſammenfaſſung beſtimmte Geſellſchaftsformen. Auch 
bei Beibehaltung derſelben wirtſchaftlichen Kapitalzuſammenfaſſung 
wird die Steuerpflicht ausgelöſt, wenn fie aus einer Geſellſchaftsform 
in eine andere überführt wird, deren rechtliche Ausgeſtaltung eine dem 
Weſen nach verſchiedene iſt. Das trifft im Verhältnis der AktG. zur 
GmbH. zu. Da beide verſchiedene Rechtsperſönlichkeiten ſind, das 
e gebundene Wirtfihaitskapital eine neue ſubjektive Ver⸗ 

nüpfung erfährt, liegt beim Wechſel der Geſellſchaftsform hier in 
jedem Falle ein Übergang des Kapitals nor, der zum Erwerbe der 
Geſellſchaftsrechte der neuen Geſellſchaft i. S. des § 6a erforderlich iſt. 
Da im vorliegenden Falle ſich die Umwandlung der AktG. in eine 
GmbH. auf dem in 88 80, 81 GmbHG. geordneten Wege vollzogen 
hat, muß als die Leiſtung, die zum Erwerbe der Geſellſchaftsrechte 
der GmbH. i. S. von 862 KapVerk StG. erforderlich war, der Über⸗ 
gang des Vermögens der AlitG. in das Vermögen der GmbH. an⸗ 
geſehen werden, wofür dann ihrerſeits die neuen Geſellſchafter über⸗ 
nommen haben, die zur Auszahlung der Aktionäre, die ſich bei der 
neuen Geſellſchaft nicht beteiligt haben, erforderlichen Geldbeträge der 
Geſellſchaft zur Verfügung zu ſtellen. 

(NH, II. Sen., Urt. v. 2. Juli 1926, II A 243/26.) 


* 

9. 8817, 18, 19 KapVerkSstc ; 875 AusfBelt Kav⸗ 
VerkStG.; 88 211, 220 RAbg O. a) Zur Steuerpflicht aus 
Anlaß der Errichtung einer offenen Handelsgeſellſchaft. 
b) Erforderniſſe eines Steuerbeſcheides. o) Hat der Notar 
Steuerzeichen zu verwenden, fo kann die Unterlaſ rung 
nur zur Beſtrafung des Notars führen; nicht aber haftet 
er für die Steuer. 1) 

Am 23. Nov. 1923 ſtarb der Kaufmann T. G., der unter der 
Firma T. G. eine Handelsgeſellſchaft betrieben hatte. Das Geſchäft 


dung die gleiche zu fein wie in dem zweiten Fall. Bürgerlich⸗rechtlich 
könnte man wohl davon ſprechen, daß nur eine von vorneherein als 
zuläſſig vereinbarte Auswechflung des einen Kaufgegenſtandes gegen 
einen anderen unter Zuzahlung des Käufers vorliege und nicht etwa 
ein neuer Vertrag. Steuerrechtlich muß bei dem ziemlich erheblichen 
Zeitabſtand zwiſchen den beiden Geſchäften und der Abſicht der Par⸗ 
teien eine neue Lieferung angenommen werden. Da es ſich bei dem 
zweiten Kauf richtiger um einen Tauſch handelte und zur Zeit des 
Abſchluſſes noch die Privatluxusſteuer beſtand, hatte auch der Erwerber 
des Kraftwagens die Luxusſteuer zu bezahlen (88 8 VIII, 23 Nr. 3, 
15 II Nr. 8 UmſStG. 1919). 
RA. Dr. Waſſertrüdinger, Nürnberg. 


Zu 8. Dem Urteile kann in vollem Umfange beigetreten 
werden. In ſeiner glänzenden Begründung gibt es ein vorzügliches 
Beiſpiel für die dem NH. eigene, rechtlich wie wirtſchaftlich gleich 
befriedigende Auslegung der Steuergeſetze. 

Es iſt ſehr zu begrüßen, daß die Behandlung der Genoſſenſchafts⸗ 
zentralen nach dem KapVerkStGG. und dem KörpSt®. trotz gewiſſer 
Abweichungen im Wortlaut der Beſtimmungen eine gleichmäßige 
ſein wird. RA. Prof. Dr. Rheinſtrom, München. 


Rechtſprechung 


IJuriſtiſche Wochenſchrift 


wurde von ſeinen beiden Töchtern als den einzigen Erben fortgeführt. 
Die eine der beiden Töchter verheiratete ſich mit dem Kaufmann N., 
und darauf meldeten die unverheiratete Erbin und N. zum Handels⸗ 
regiſter eine off G. mit der Firma T. G. an. Die Anmeldung, in der 
10000 % als Wert angegeben waren, war vom Notar entworfen u 
beglaubigt. Steuerzeichen waren nicht verwendet. 

Unterm 20. April 1925 machte dus Fin A. den Notar darauf 
aufmerkſam, daß er zu der Anmeldung nach 875 AusfBeſt. zum 
KapVerkStG. die Geſellſchaftſteuer hätte entrichten müſſen, und 
zwar in Steuermarken. Das Fin A. erſuchte ihn, „das Verſäumte 
nachzuholen und von der Höhe der verwendeten Marken Mitteilung 
zu machen“. Es heißt weiter in dem Schreiben: „Die Steuer beträgt 
5 v. T. vom Werte der das Geſellſchaftsvermögen bildenden Einlagen, 
mindeſtens jedoch 20 6.“ Nachdem ein Schriftwechſel ſtattgefunden 
hatte, legte das Fin A. in einer Verf. v. 16. Juni 1925 dem Notar 
näher dar, weshalb es an ſeinem Erſuchen v. 20. April 1925 feſthalten 
müſſe. Am Schluſſe heißt es: „Gegen dieſen Beſcheid ſteht Ihnen das 
Rechtsmittel der Beſchwerde zu, die binnen einem Monat nach Zu⸗ 
ſtellung bei mir einzulegen iſt.“ 

Der Notar legte Beſchwerde ein. Das LFin A. ſtellte ſich aber 
auf den Standpunkt, daß die beiden bezeichneten Beſcheide als Steuer⸗ 
beſcheide zu gelten hätten, da ſie erkennen ließen, daß ein beſtimmter 
Steueranſpruch, nämlich 5 v. T. des Wertes von 10000 %, geltend ge⸗ 
macht werden ſollte. Dementſprechend erließ das Fin A. einen Eins 
ſpruchsbeſcheid „in der Kapitalverkehrſteuerſache, betreffend die offd G. 
T. G.“ Durch dieſen wurde der „Einſpruch des Notars v. 22. Ju 
1925 gegen den Beſcheid v. 16. Juni 1925“ als unbegründet zurückge⸗ 
wieſen. Der Notar legte namens der Firma T. G. und im eigenen 
Namen Berufung ein. Auch die Berufung, in der nur die Firma als 
Berufungsführerin bezeichnet war, hatte keinen Erfolg. Die nunmehr 
von der off G. noch eingelegte Rechtsbeſchwerde führt zur Aufhebung 
der bisherigen Rechtsmittelbeſcheide. 

Sachlich allerdings iſt dem Fin®. nach dem vorliegenden Sachver⸗ 
halte beizupflichten. Der Senat hat ſich in der Entſch. v. 2. Okt. 1025 
(Ric. 17, 189) näher über die Rechtslage ausgeſprochen für den Fall, 
daß ein Kaufmann ſtirbt, daß ſeine Erben das Geſchäft unverändert fort⸗ 
ſetzen und alsdann eine unter ihnen beſtehende Handelsgeſellſchaft ein⸗ 
tragen laſſen. Danach entſteht mit dem Tode des Kaufmanns no 
keine Handelsgeſellſchaft. Vielmehr bedarf es zur Entſtehung einer 
ſolchen des ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Abſchluſſes eines 
Geſellſchaftsvertrags, wobei ſich ſelbſtverſtändlich ergeben muß, welches 
Geſellſchaftsverhältnis, z. B. off., Kummer. beſtehen full. Wird 
der Vertrag über eine off G. nicht ſchriftlich oder in öffentlich be 
urkundeter Form geſchloſſen, ſo tritt einſtweilen keine Steuerpflicht 
ein 8 19 KapVerkSick.). Sollte im vorliegenden Falle die Geſell⸗ 
ſchaft zunächſt unter den beiden Erbinnen begründet werden und als⸗ 
dann an die Stelle der einen Erbin deren Ehemann getreten ſein, ſo 
war das ebenfalls ſteuerfrei (8 18 zu b). Steuerpflicht trat aber jeden 
falls ein, als die Anmeldung der Geſellſchaft zum Handelsregiſter vor⸗ 
lag 8 19 Abſ. 2 Satz 2). Obwohl hiernach die Steuerpflicht an ſich ge⸗ 
geben ift, jo kann doch nicht auf Zurückweiſung der Rechtsbeſchwerde 
erkannt werden, weil es an einer Verfahrensvorausſetzung fehlt, wo⸗ 
durch das ganze bisherige Rechtsmittelverfahren hinfällig wird. 
kann nämlich der Auffaſſung der Vorbehörden, daß ein Steuerbe⸗ 
ſcheid, der die Grundlage des Berufungsverfahrens bildet, vorliege, 
nicht zugeſtimmt werden. Zu einem gültigen Steuerbeſcheide gehört 
vor allem, daß der Steuerbetrag, der von einer beſtimmten Perſon be⸗ 
anſprucht wird, beſtimmt oder wenigſtens in ſofort beſtimmbarer 
Weiſe bezeichnet wird (RF. 14, 36). In der Verf. v. 20. April 1921 
iſt nur geſagt, daß die Steuer 5 v. T. der Einlagen betrage, und in 
der Verf. d. 16. Juni 1925 iſt lediglich hierauf verwieſen. Int 
Laufe der Verhandlungen wurde zwar zum Ausdruck gebracht, daß die 
Steuer 50 % betrage. Das gründete ſich nur darauf, daß in der An⸗ 
meldung zum Handelsregiſter der Wert des Gegenſtandes auf 10 000.4 


Zu 9. Unverſtändlich iſt es, wie eine Einzelperſon eine „Han⸗ 
delsgeſellſchaft“ betrieben haben ſoll. Daß die mehreren Erben bei 
Fortführung des väterlichen Geſchäftes nicht ohne weiteres eine off 
darſtellen, iſt allgemein anerkannt (Staub, 82725 B.). Die Ver 
ſteuerung it durch das KapVerk StG. und die AusfBeſt. an die „IN 
kunde“ und an deren „Aushändigung an die Beteiligten“ geknüpft, 
aber 8 19 KapVerkStG. ſagt ausdrücklich, daß auch die Anmeldung 
zum Handelsregiſter hier als Urkunde gelte. Sendet der Notar die 
Anmeldung innerhalb der Zweiwochenfriſt 8.75 Abj. AusfBeſt.) an 3 
Gericht, ſo zieht letzteres die Steuer mit ein. Den Beteiligten MIT 
durchweg weder die Urſchrift noch eine beglaubigte Abſchrift der An⸗ 
meldung ausgehändigt. So iſt nicht erſichtlich, wie der Notar in Haſ⸗ 
tung oder Strafe hitte kommen können. Der Rö H. berührt die Fri 
nicht, nach ihm bringt das Unterlaſſen des Klebens allein, auch über 
die Friſt hinaus, dem Notar keine Hartung. Der RH. kommt zum 
richtigen Schluß. Für das Vorliegen eines Steuerbeſche des fehlt os 
an den Erforderniſſen der 88 211, 220 NAD. So mußte das a 
fahren aufgehoben werden. Der Fall lehrt, wie die Steuergeſetze n cht 
ſein ſollen, alles geht zwecklos in Form auf. 

JR. Dr. Weisweiler, Köln. 
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angegeben war. Dieſe Angabe beweiſt indeſſen noch nicht, daß die 
Einlagen ſo hoch zu bemeſſen find. Es kommi hinzu. daß die be⸗ 
zeichneten beiden Verfügungen nicht an den Steuerſchuldner, die Ge⸗ 
ſellſchaft (8 20 Abf. 1), ſondern an den Notar gerichtet waren mit 
der Aufforderung, dieſer ſolle Steuermarken verwenden. Der 
Notar war aber nur verpflichtet, Marken zu verwenden, ehe er die 
Urkunde den Beteiligten aushändigte (8 75 Abſ. L, 7 AusfVeſt. zum 
KapVerkStG.). Perſönlich darf der Notar auf Zahlung nicht ohne 
weiteres in Anſpruch genommen werden. Unterläßt er der Vorſchrift 
zuwider die Verwendung von Steuermarken, ſo kann das höͤchſtens 
zu einem Strafverfahren gegen ihn führen. Demgemäß hat denn auch 
das Fin A. anfangs nicht auf dem Standpunkt geſtanden, daß es ſich 
um einen Steuerbeſcheid handle, da es die B eſchwerde als zuläſſiges 
Rechtsmittel bezeichnet hat. Das Fin A. hat alſo keinen Steuerbeſcheid 
erlaſſen wollen; ſeine Verfügungen ſtellen ſich auch ſachlich nicht als 
Steuerbeſcheide dar. 

Hiernach waren Berufungs⸗ und Einſpruchsbeſcheid erſatzlos 
aufzuheben. Es ſteht jetzt dem Fin A. frei, einen vorſchriftsmäßigen 
Steuerbeſcheid zu erlaſſen. 

(AiF H., II. Sen., Urt. v. 11. Mai 1926, II A 223/26.) 


Reichswiriſchaftsgericht. 


I. 8 8a der Beſt. des RWirtſch Min v. 5. April 1921. 
Keiner Einwüligung bedarf die Einfuhr von Kraft⸗ 
wagen, wenn ſie nur aus Veranlaſſung der Beförderung 
von Perſonen oder Waren des Einführenden geſchieht. 

An ſich fällt die geſetzliche Beſtimmung über die Zulaſſung von 
Kraftwagen zur vorübergehenden Einfuhr unter das allgemeine Ein⸗ 
fuhrverbot und der zur Zeit der Verfallerklärung auch geltenden VO. 
v. 22. März 1920. In dieſer ift dem RWMin. der Erlaß der Beſtim⸗ 
mungen zur Ausführung derſelben vorbehalten. Von dieſer Ermächti⸗ 
gung ift durch die Bek. v. 5. April 1921 (RGBl. 1921, 456 ff.) Ge⸗ 
brauch gemacht. $ 8a jagt, daß keiner Einfuhrbewilligung bedarf die 
Einfuhr von zur Perſonen⸗ oder Warenbeförderung dienenden Fahr⸗ 
zeugen aller Art einſchl. der zugehörigen Ausrüſtungsgegenſtände und 
Betriebsmittel, wenn ſie nur aus dieſer Veranlaſſung ein⸗ 
geführt werden, unter der Bedingung der Wiederausfuhr, oder wenn 
ſie nachweislich aus dieſer Veranlaſſung ausgeführt worden ſind. 

Die Auslegung dieſer Beſtimmung lediglich auf Grund ihres 
Wortlautes bietet erhebliche Schwierigkeiten. Aus dem Wortlaut er⸗ 
gibt ſich, daß die Einfuhr nicht ſchon dann keiner Einfuhrbewilligung 
bedarf, wenn fie zum Zwecke der Wiederausfuhr erfolgt. Die Tat⸗ 
ſache, daß in der VO. die Worte „nur aus dieſer Veranlaſſung“ ge» 
ſperrt find, ergibt, daß hiermit eine weſentliche Einſchränkung der 
Zuläſſigkeit der Einfuhr unter der Bedingung der Wiederausfuhr ge⸗ 
geben ſein ſoll. Nun iſt aber eine andere Art der Veranlaſſung für 
die Einfuhr von Fahrzeugen, die zur Perſonen⸗ oder Warenbejörbe- 
rung dienen, kaum denkbar, als daß ſie eben dieſem ihrem wecke 
im Inlande dienen ſollen. Sie dienen ihm auch dann, wenn ſie int 
Inlande verkauft werden. Der Wortlaut der Beſtimmung ſchreibt 
nicht vor, daß ſie in den Händen des Einführenden verbleiben müſſen. 
Eine derartige Auslegung der VO. ift unmöglich. 

„Die Beſtimmung muß daher gegenüber ihrem Wortlaut einge⸗ 
ſchränkt ausgelegt werden. Einen Anhalt für die vorzunehmende Ein⸗ 
ſchränkung gibt einmal die Art, wie üblicherweiſe die Legalität der 
Einfuhr nachgewieſen wird und weiter die Geſchichte dieſer Einfuhr⸗ 
erleichterung. Der Nachweis der Legitimation der Einfuhr zum 
Zwecke der Wiederausfuhr wird von jeher üblicherweiſe durch Beſchei⸗ 
nigungen (bei Kraftwagen ſog. Tripthlks) erbracht, die von ange⸗ 
ſehenen Sportverbänden ausgeſtellt werden und die dann im In⸗ 
lande noch durch ſteuer⸗ oder zollamtliche Beſcheinigungen ergänzt 
werden. Dieſe Beſcheinigungen nennen von jeher den Wohnort und 
die genaue Adreſſe des Eigentümers. Hieraus folgt ſchon, daß eine 
Übertragung des Wagens an dritte Perſonen im Inlande unzuläſſig 
iſt, und es ergibt ſich ein Anhaltspunkt dafür, daß mindeſtens ur⸗ 
ſprünglich dieſe Beſcheinigungen für den Fall gedacht find, daß — 
wenn es ſich um Perſonenbeförderung handelt — der Inhaber des 
Wagens auf demſelben die Grenze überſchreitet und auch auf dem 
Wagen wieder in die Heimat zurückkehrt. Dieſe Beſcheinigungen gab 
es lange ehe der Kraftwagenverkehr aufgekommen war, ſie waren 
ſchon für Fahrräder in Gebrauch. Es war hierbei Vorausſetzung, daß 
der Inhaber der Beſcheinigung, wenn auch vielleicht nicht unter allen 
Umſtänden auf dem Fahrrade, fo doch zugleich mit dem Fahrrad die 
Grenze überſchritt. Man wird auch bei Kraftwagen nicht unter allen 
Umſtänden verlangen können, daß ſich der Eigentümer immer zur Zeit 
der Grenzüberſchreitung auf dem Kraftwagen befindet. Es iſt noch 
neuerdings durch ein miniſterielles Schreiben anerkannt, daß dies 
nicht nötig iſt. Ins Auge gefaßt ſind hierbei allerdings vor allem die⸗ 
jenigen Fälle, in denen der Kraftwagen und ſein Beſitzer auf dem 
Seewege nach Deutſchland kommen. Mau wird auch bei der Über⸗ 
ſchreitung der Grenze auf dem Landwege die Erleichterung zugeſtehen 
müſſen, daß der Kraftwagen ohne feinen Beſitzer die Grenze über- 
ſchreitet und erſt innerhalb Deutſchlands von ihm verwandt wird. 


Immerhin wird man aber, ſelbſt wenn man die Geſetzesbeſtimmung 
in weitherzigſter Weiſe auslegt, die Einſchränkung machen muſſen, 
daß der Kraftwagen nur für die Zeit des Inlandsaufent⸗ 
halts des Beſitzers ſich in Deutſchland befinden 
darf, und daß er weſenclich nur den perſöulichen Zwecken des Be⸗ 
ſitzers dienen darf. Die Einfuhrerleichterung will ſicher nicht die aus⸗ 
ländiſchen Kraftwagenbeſitzer ermächtigen, ſich für beliebige Zweche 
im Inlande frei von den Einfuhrbeſchränkungen und vor allem auch 
von der Luxusſteuer einen Kraftwagen zu ſtationieren, der in gewiſſen 
Zwiſchenräumen pro forma über die Grenze gebracht wird. Die Be⸗ 
ſtimmung des $ 3 Abſ. 8a iſt daher mit der Einſchränkung auszu⸗ 
legen, daß die Worte „aus dieſer Veranlaſſung“ dahin zu 
verſtehen ſind, nur aus Veranlaſſung der Beförderung von Perſonen 
oder Waren des Einführenden. 
(Rowirtichch., Urt. v. 26. Of. 1926, 28 Y 16 41/25.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. v. Karger, Berlin. 


C. Gemiſchte Schiedsgerichte. 

Deutſch-Eugliſcher Gemiſchter Schiedsgerichtshof. 

1. Art. 299 VV. Ein Bankier kann auch für die 
Kriegszeit Proviſion verlangen, wenn die Proviſion 
eine Entſchädigung für die Gefahren der Darlehnshin⸗ 
gabe bildet. f) 

Die engliſche Kl. war für die Bekl. vor dem Kriege als Bankier 
tätig und gewährte u. a. der Bekl, verſchiedene Darlehen. Sie ver⸗ 
langte im Ausgleichsverfahren Rückzahlung der Kapitalſumme, Zinſen 
und 2% jährliche Proviſion. Während die beiden erſteren Anfprüche 
vom deutſchen Ausgleichsamt anerkannt wurden, wurde der Anſpruch 
auf Provifion zurückgewieſen und bildet den Gegenſtand des vor» 
liegenden Prozeſſes. 

Nach Anſicht des GemSchcGH. iſt die Proviſion, die die Gläu⸗ 
biger ſich verſprechen ließen, eine Eutſchädigung für die Gefahr der 
Darlehnshingabe. Infolgedeſſen iſt die Verpflichtung, die Proviſion 
zu bezahlen, eine Geldverpflichtung, die vor dem Kriege entſtanden iſt. 
Sie hat daher nicht mit Ausbruch des Krieges gemäß Art. 299 VV. 
aufgehört. 

(Deutſch Engl. GemSchch., Zwiſchenurt. v. 23. Juli 1926, I. Sektion, 
Case 2717.) 


D. Gerichte ehemals deutſcher Gebiete. 


Memelgebict. 


Obertribunal Kaunas (= AKowno). 


1. Art. 82 WO.; 8 361 HG B.; $ 18 ScheckG. 8 164 BGB. 
Hat der Bevollmächtigte ſeine Vollmacht zur Wechſel⸗ 
zeichnung überſchritten, ſo kann der Schuldner die dar⸗ 
aus entſtehende Einrede jedem legitimierten Beſitzer 
entgegenſetzen. ) 

Die Offchch. Gebr. L. hatte einen Bruder ihrer Inhaber, Sally 
L., bevollmächtigt, in ihrem Namen der Ferma T. ein Wechſelakzept 
in Höhe von 7000 Lit zu geben. Sally L. gab indeſſen der Firma 
T. ein Blankoakzept. Die Unterzeichnung erfolgte mit dem Firmen⸗ 
ſtempel der OffchG. und der Namensunterſchrift des Bevollmäch⸗ 
tigten. Die Firma T. füllte das Wechſelblankett auf 30 000 Lit aus 
und indoſſierte den Wechſel an eine — gutgläubige — Memeler Bank. 


1) Die geſperrt gedruckten Worte fehlen in dem Urt. v. 23. Juni 
1926, 2 8 V 16, 22/26, das im übrigen die gleichen Grundſätze aus⸗ 
ſpricht. 


Zu 1. Vgl. Entſch. des Deutſch.⸗Engl. GemShh. v. 23. Juli 
1926, Case 2763. Abgedr. JW. 1926, 2866 nebſt Anmerk. v. RA. 
Dr. Reinhold Lachs. 


Zu 1. Nach Wechſelrecht gehört zur Gültigkeit der Wechſel⸗ 
verpflichtung der Verpflichtungswille. Wird die Wechſelunterſchrift 
durch einen Dritten als Vertreter abgegeben, ohne daß dem angeblichen 
Vertreter die Vertretungsmacht zuſtand, ſo fehlt es an einer den 
Vertretenen verpflichtenden Wechſelunterſchrift überhaupt. 

Wird die Vollmacht überſchritten, jo fehlt i m Umfange der 
Überſchreitung die Vertretungsmacht und demzufolge die ber» 
pflichtende Kraft der Unterſchrift. Es bedarf nicht, wie es das Urteil 
beliebt, einer Heranziehung des 8 364 Abſ. 2 HGB., der ſich mit den 
Einwänden gegen den legikimierten Beſitzer einer indoſſierten Urkunde 
inſoweit beſchäftigt, als nicht ſonſt ſchon reichsrechtliche Beſtimmungen 
beſtehen (Art. 2 Einf®. z. HGB.). Denn die Folgerung, daß geſetzten⸗ 
falls bei Mangel der Verpflichtungserklärung der bez. Einwand als 
aus dem Wechſelrecht entnommen gegen jeden zieht, er⸗ 
gibt ſich ohne weiteres aus Art. 82 WO. und die WO. zieht 
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Dieſe klagte die 30000 Lit gegen die OHG. Gebr. L. ein. Das 
BG. ſprach ihr 7000 Lit zu und wies fie in Höhe von 23000 Lit 
19 9 Obertribunal wies die von der Kl. eingelegte Reviſion 
zurück: 

„Zutreffend weiſt die Kammer für Handelsſachen zur Inter⸗ 
pretation des Art. 82 WO. auf 8 364 Abſ. 2 HGB. hin“ (vgl. auch 
818 Abſ. 2 ScheckG.) 

Dieſe geſetzlichen Beſtimmungen ſind ſpäter ergangen als die 
Wo. und, wie Staub⸗Stranz, WO. Anm. 1 zu § 82 — im An⸗ 
ſchluß an Lehmann, DI. 5, 171 — mit Recht bemerkt, geradezu 
zur authentiſchen Interpretation des Art. 82 WO. verwendbar. Da⸗ 
nach gehören zu den Einfvendungen, die „aus dem Wechſelrecht ſelbſt 
hervorgehen“, insbeſondere auch diejenigen, welche die Gültig⸗ 
keit der Erklärung des Schuldners in der Wechſel⸗ 
ur kunde betreffen. Wenn nun die Bekl. geltend macht, Sally 
L. habe von ihr nur Vollmacht gehabt, in ihrem Namen ein Akzept 
über 7000 Lit auszuſtellen, nicht aber über 30000 Lit, oder auch nur 
ein Blankoakzept zu geben und daß fie deshalb über 7000 Lit hin⸗ 
aus nicht hafte, ſo iſt das eine Einrede, die die Gültigkeit ihrer Er⸗ 
klärung in der Wechſelurkunde betrifft, ſoweit ſie über 7000 Lit 


dieſen Schluß deutlich auch in Art. 95, indem ſie denjenigen perſönlich 
haftbar erklärt, der eine Wechſelerk ärung für einen Dritten, ohne 
dazu Vollmacht zu haben, abgibt, alſo für die mangelnde Haftung 
des Vertretenen die Erſatzhaftung des Bevollmächtigten feſtſetzt. 
Die Wechſellehre iſt zu keinem anderen Ergebnis gekommen (Leh⸗ 
mann, Wechſelr. S. 330; Bernftein, WO. S. 330; Staub⸗ 
Stranz, WO. Art. 95 Anm. 12). Nur Rehbein⸗ Mansfeld, 
Art. 95 WO. Anm. 5 erachten auffälligerweiſe ein Überfchreiten der 
Vollmacht bezüglich der Wechſelſumme nicht als einen Befreiungs⸗ 


hinausgeht, d. h. ſoweit fie ſich auf die hier ſtreitigen 23000 bezieht. 
Dieſe Einrede iſt mithin auch der Kl. als gutgläubiger Erwerberin 
des Wechſels gegenüber zuläſſig. Sie iſt aber auch begründet. 

Handelt der Vertreter außerhalb der Vertretungsmacht, ſo 
tritt eine Wirkung für und gegen den Vertretenen, wie ſich nach 
8164 BGB. e contrario ergibt, nicht ein. 

Die Vertretungsmacht fehlt aber nicht nur, wenn ſie überhaupt 
nicht oder in ungültiger Weiſe gegeben iſt, ſondern auch wenn ſie 
überſchritten wird (vgl. Staub-Stranz a. a. O. Ziff. 2 a). 

(Obertribunal Kaunas, Entſch. v. 25. Febr. 1926, U 47/25.) 
Mitgeteilt von Obertribunalrichter Plümicke, Memel. 


Berichtigung. 

In ZW. 1926, 2306, rechte Spalte, muß die Zeile 8 von oben 
wegfallen. Der Zeile 7 beginnende Satz lautet: „Die Geltendmachung 
dieſer vermögensrechtlichen Anſprüche kann ihm nicht dadurch benom⸗ 
men werden, daß es zum Bezuge des Gehaltes gewiſſer formeller 
Verwaltungsakte bedarf.“ 


grund für den Prinzipal und betrachten daher folgerecht geſetztenfalls 
den Bevollmächtigten nicht als Wechſelſchuldner. 

Wenn freilich allgemein Vollmacht erteilt iſt, und dem 
Bevollmächtigten nur eine Inſtruktion bezüglich der Höhe der 
einzugehenden Wechſelſchuld gegeben iſt, ſo würde bei Nichtbefolgen 
der Inſtruktion ein Vollmachtsmangel nicht vorliegen und die In⸗ 
ſtruktion Wirkung nur im inneren Verhältnis des Vollmachtgebers 
zum Vollmachtnehmer haben. 

IR. Dr. Wilhelm Bernſtein, Berlin. 


Dem Keichstage vorliegende Geſetzesentwürfe. 


Berichtet von Präſident Dr. v. Olshauſen, Berlin. 


1. Über eine Anderung der RAD. wurde am 4. Dez. im 
Rechtsausſchuß des RT. verhandelt. Der Ausſchuß nahm einen 
Antrag der Abg. Dr. Everling und Gen. dahin an, daß der bei einem 
AG. zugelaſſene Rechtsanwalt auf feinen Antrag zugleich bei dem 
LG. zuzulaſſen iſt, in deſſen Bezirk das AG. feinen Sitz hat. Dieſe 
Geſetzesänderung ſoll am 1. April 1927 in Kraft treten. Die Landes⸗ 
juſtizverwaltungen können jedoch Vorſchriften erlaſſen, nach denen mit 
Wirkung bis zum 31. Dez. 1931 die Geltung der Simultanzu⸗ 
laſſung auf einen Teil der bei den AG. zugelaſſenen Rechtsanwälte 
beſchränkt wird. Der Vertreter des preuß. Juſtizminiſteriums hatte 
ſich gegen die allgemeine Simultanzulaſſung ausgeſprochen. Auch das 
Reichsjuſtizminiſterium vertrat den Standpunkt, daß die jetzige Rege⸗ 
lung die Intereſſen der Beteiligten am beſten wahre. Rechtspolitiſch 
ſei die Lage der einzelnen Länder und Bezirke ſo verſchieden, daß eine 
allgemeine Simultanzulaſſung zu großen Unbilligkeiten führen könnte; 
mindeſtens ſei eine ſehr ausgedehnte Übergangsvorſchrift erforderlich. 
Das Für und Wider bezüglich des Everlingſchen Antrags wurde nach 
allen Richtungen hin erwogen. Die Befürworter des Antrags meinten, 
es ſei nicht zu verſtehen, warum der AG Anwalt feine Partei vor den 
höchſten Verwaltungs- und Finanzgerichtshöfen vertreten könne, wenn 
es ſich um die größten Werte, ja, vor dem RG., wenn es ſich um 
Leben und Tod handele; warum er dagegen Berufungsſachen über 
500 % den LG Anwälten überlaſſen müſſe. Der gegneriſche Standpunkt 
machte geltend, daß durch Zulaſſung der A&Anmwälte die Rechtspflege 
verſchlechtert, verlangſamt und verteuert werde. 

2. Die Beratung des Geſetzesentw. über die Gerichtskoſten und die 
Gebühren der Rechtsanwälte (vgl. den Bericht JW. 1926, 
1619) iſt im Rechtsausſchuß des RT. beendet worden. 

In der Geb O. für Rechtsanwälte iſt in zweiter Leſung 
dem § 27 Abſ. 1 die folgende Faſſung gegeben worden: Im Falle der 
Zurückverweiſung einer Sache an das Gericht unterer Inſtanz (88 538, 
539, 565, 566 a ZPO.) wird das weitere Verfahren vor dieſem Ge⸗ 
richt für die Gebühren der Rechtsanwälte, mit Ausnahme der Pro⸗ 
pehochüßr, als neue Inſtanz behandelt. Die Beſchränkung hinſichtlich 

Prozeßgebühr gilt jedoch nicht im Falle der Zurückverweiſung an 
das OLG. gemäß § 566 a Abſ. 5 ZPO. Die Vorſchrift im Satz 1 
gilt entſprechend im Falle der Zurücknahme oder Verwerfung des 
gegen ein Verſäumnisurteil eingelegten Einſpruchs für das Verfah⸗ 
ren über den Einſpruch. 

Der Ausſchuß hat ferner zwei Entſchließungen gefaßt. Die eine 
erſucht die Reichsregierung, auf eine angemeſſene 
Vermehrung der Zahl der beim RG. zugelaſſenen 
Rechtsanwälte hinzuwirken. Die andere ſpricht aus, daß 
eine Aufhebung der Beſtimmungen über die Vorweg⸗ 
erhebung der Gerichts koſten anzuſtreben ſei, da fie eine Er⸗ 


ſchwerung der Rechtsverfolgung für die Rechtſuchenden bedeuten. In 
Erkenntnis der Auswirkungen, die der ſoſortige Wegfall der Vorweg⸗ 
erhebungen der Gerichtskoſten auf die Finanzen der Länder haben 
würde, ſieht der RT. davon ab, dieſe Beſtimmungen ſchon jetzt auf⸗ 
zuheben; er erſucht aber die Reichsregierung, eine entſprechende Vor⸗ 
lage jo rechtzeitig einzubringen, daß die Aufhebung mit dem 1. Jan, 
1929 in Kraft treten kann. 

Das Geſ. über die Erſtattung von Rechtsanwalts- 
gebühren in Armenſachen v. 14. Juli 1925 (RGBl. I, 136) 
ſoll nach einem dem RT. vorliegenden Gejegentwurf nicht mit dem 
31. Dez. 1926 außer Kraft treten, ſondern bis zum 31. Dez. 1929 
gelten. Der Geſamtbetrag der an Rechtsanwaltsgebühren in Armen⸗ 
ſachen aus der Staatskaſſe im Jahre 1925 gezahlt worden iſt, betrug 
in Preußen 7,7 Millionen und in Bayern etwa 800 000 6. 

3. Die fog. kleine Strafprozeßnovelle, die vor allem das Recht 
auf mündliche Verhandlung gegenüber Haftbefehlen 
ſicherſtellen und den Zeugniszwang für Redakteure aufheben ſoll, iſt 
am 30. Nov. im Rechtsausſchuß des R T. nach fcharfen Aus 
einanderſetzungen der Parteien, bei Stimmenenthaltung der Deutſch⸗ 
nationalen, angenommen worden. 

4. Der Rechtsausſchuß des RT. beriet am 2. Dez. den Ge⸗ 
ſetzesentw. über die Sammlung des Reichsrechts (vgl. den 
Bericht über feinen Inhalt JW. 1926, 2599). Es wurde von verſchie⸗ 
denen Seiten die Befürchtung geäußert, daß durch eine vielleicht ver⸗ 
ſehentliche Nichtaufnahme in die Sammlung auch Geſetze und Ver⸗ 
ordnungen, die noch rechtsgültig ſeien, außer Kraft geſetzt werden 
könnten. Es wurde deshalb angeregt, die Geſetzesſammlung lediglich 
als Nachſchlagewerk ohne rechtlich bindende Kraft gelten zu laſſen. 
Dem wurde von anderer Seite unter Hinweis auf die unbedingte 
Notwendigkeit einer klaren Feſtſtellung des jetzt noch geltenden Rechts 
widerſprochen. Im einzelnen wurde in die fachliche Beratung noch 
nicht eingetreten. 

5. Der dem RT. am 2. Dez. zugegangene Entw. eines Geſ. zur 
Anderung der Wechſelordnung fügt dem Art. 87 WO. den 
folgenden neuen Abſatz hinzu: Den Poſtbeamten ſtehen ſolche Per⸗ 
ſonen gleich, denen von der Poſtverwaltung die Aufnahme von Pro⸗ 
teſten übertragen iſt. Dieſe Anderung der Vorſchriften über 
den Poſtproteſt iſt dadurch notwendig geworden, daß ſich die aus⸗ 
ſchließliche Verwendung von Beamten zur Aufnahme des Poſtpro⸗ 
teſtes unter den heutigen Verhältniſſen nicht mehr überall durchführen 
läßt. Als Mittel zur Abhilfe könne die Heranziehung von Poſtbe⸗ 
amten einer benachbarten Poſtanſtalt nicht in Betracht kommen. Auch 
die Überweifung des Proteſtauftrags an den nächſten Notar oder Ge⸗ 
richtsvollzieher würde das Verfahren weſentlich verteuern und damit 
dem Zwecke, der mit der Einführung des Poſtproteſtes verfolgt wor⸗ 
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den ift, zuwiderlaufen. Die Haftung der Poſtverwaltung für 
die ordnungsmäßige Ausführung des Proteſtauftrags wird durch die 
Anderung des Art. 87 WO. nicht berührt. Dieſe Haftung beſtimmt ſich 
nach den allgemeinen Vorſchriften des bürgerlichen Rechts über die 
Haftung eines Schuldners für die Erfüllung feiner Verbindlichkeit. 

6. Die Geltungsdauer des Geſ. zur Entlaſtung des RG. v. 
21. Dez. 1925 (RGFBl. 1, 475) ſoll nach einem dem RT. vorliegenden 
Geſetzentw. bis zum 31. Dez. 1928 verlängert werden. Die Begrün⸗ 
dung führt aus, daß die Frage, ob und in welchem Umfang ſich für 
die Zukunft weitere Entlaſtungsmaßnahmen für das RG., 
insbeſ. auf dem Gebiete der Eheſachen, notwendig machen, 
im gegenwärtigen Zeitpunkt nicht ſpruchreif ſei. Der verſtärkte Zu⸗ 
ſtrom von Reviſionen in Eheſachen iſt bislang durch eine entſpre⸗ 
chende Abnahme der Reviſionen in vermogensrechtlichen Streitig⸗ 
keiten ausgeglichen worden. 

7. Das Geſ. über Depot⸗ und Depofitengefdhäfte 
v. 26. Juni 1925 (RG Bl. I, 89) tritt nach feinem $ 12 mit Ablauf des 
31. Dez. 1926 außer Kraft. Durch einen dem RT. am 3. Dez. zu⸗ 
gegangenen Geſetzentw. wird die Geltungsdauer bis zum 31. Dez. 1928 
verlängert. 

8. Ein Geſetzesentw. zur Anderung der VO. über Er⸗ 
werbsloſenfürſorge ſtellt klar, daß die Bezüge aus der Wochen⸗ 
hilfe und Wochenfürſorge für die Angehörigen der Unterſtützungsemp⸗ 
fänger nicht auf die Erwerbsloſenfürſorge angerechnet werden dürfen, 
und gibt die geſetzliche Grundlage für Vorſchriften, durch welche die 
Reichsregierung die gleichmäßige Handhabung der Bedürftigkeitsprü⸗ 
fung ſicherſtellen will. Schließlich ſollen durch Zahlungen der Gemein⸗ 


den aus Mitteln der Erwerbsloſenfürſorge die Anwartſchaften für die 
Penſionsverſicherungen der Sozialverſicherung erhalten werden. 

9. Der bevölkerungspolitiſche Ausſchuß des RT. hat die Be⸗ 
ratung des Gejegentw. zur Bekämpfung der Geſchlechts⸗ 
krankheiten (vgl. SW. 1926, 452) beendet. Der Ausihuß hat 
15 Sitzungen abgehalten. Er hat verſchiedene Anderungen an dem 
Entw. vorgenommen und insbeſ. einen 8 15 a eingefügt, der Woh⸗ 
nungsbeſchränkungen auf beſtimmte Straßen oder Häuſerblocks zum 
Zwecke der Ausübung der gewerbsmäßigen Unzucht verbietet. Unter 
den Entſchließungen, die der Ausſchuß zu dem Entw. angenommen 
hat, iſt die hervorzuheben, welche die Reichsregierung erſucht, die Be⸗ 
handlungspflicht der Krankenkaſſen für die Behandlung der Ge⸗ 
ſchlechtsKranken bis zur Beſeitigung der Anſteckungsgefahr zu ver⸗ 
längern. 

10. Der heiß umkämpfte Geſetzentw. zur Bewahrung der 
Jugend vor Schund⸗ und Schmußſchriften (vgl. JW. 1926, 
126) iſt vom RT. am 3. Dez. mit 250 gegen 158 Stimmen an⸗ 
genommen worden. Die Entſcheidung darüber, ob eine Schrift auf 
die Liſte geſetzt werden ſoll, erfolgt durch die Prüfſtellen, die von 
dem Reichsminiſter des Innern im Einvernehmen mit den Landes⸗ 
regierungen nach Bedarf errichtet werden (8 2). Die Koſten der Errich⸗ 
tung der Reichsprüfſtellen trägt das Reich (8 5). Die Prüfſtelle ſetzt 
ſich aus einem beamteten Vorſitzenden und acht Sachverſtändigen zu⸗ 
ſammen. Von den Sachverſtändigen ſind je zwei zu entnehmen den 
Kreiſen 1. der Kunſt und Literatur, 2. des Buch⸗ und Kunſthandels, 
3. der Jugendwohlfahrt und der Jugendorganiſation, 4. der Lehrer⸗ 
ſchaft und der Volksbildungsorganiſationen (8 3). 5 


I. Sachregiſter. 


[Ohne Rechtſprechung.) 


Aktiengeſellſchaft 
ſ. auch Geſellſchaften 
Anweſenheit, Teilnahme und 
Stimmrecht bei General⸗ 
verſammlungen 2877 


Berichtigung 2945 


Einmanngeſellſchaft 
Aus der Praxis der E. 2892 


Generalverſammlung 
ſ. Aktiengeſellſchaft 
Genoſſenſchaft ſ. Geſellſchaft 
Vertreterverſammlung des 
Gen. 2893 
Geſellſchaften 
Nichtigkeit u. Löſchung v. G. 
und Genoſſenſchaften gem. 
VO. v. 21. Mai 1926 2881 


Geſetzentwürfe 
Dem RT. vorliegende G. 2945 


Gmbh. 
f. auch Geſellſchaft 


Reichstag 
Dem RT. vorliegende Geſetz⸗ 
entwürfe 2944 


Schrifttum 
Die Haftpflicht des aufſichts⸗ (Besprechungen) 2884 
ratsähnlichen Organs in der Stimmrecht 
Gmbh 2892 ſ. Aktiengeſellſchaft 
One-man-company, Vertreterverſammlung 


ſ. Einmanngeſellſchaft V. des GenG. 2893 


II. Überſicht der Kechtſprechung. 


(Die rechtsſtehenden Ziffern bedeuten die Seitenzahlen dieſes Heftes.) 


A. 
Zivilrecht. 
1. Materielles Recht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 

88 54 Abs. 2, 22 BGB.; Art. 4 Nr. 7 WO.: 8 15 Gef. üb. priv. 
Verſüntern. Die für einen nicht rechtsfähigen Verein eine Wechſel⸗ 
unterſchrift Leiſtenden haften geſamtſchuldneriſch, wenn die Bezeich⸗ 
nung des Vereins ihn als mögliches Rechtsſubjekt erſcheinen läßt, 
fo, wenn der Verein ein Verſicherungsverein iſt. RB... . 290712 

0 88 133, 326 B.; 5373 HGB. Rücktritt vom Vertrage in Ver⸗ 
bindung mit Androhung von Schadenserſatz hat im geſchäftlichen 
Verkehr nicht die geſetzestechniſche Bedeutung des $ 326 BOB. Der 
Selbſthilfeverkauf iſt dann nur ein Element der Schadensberechnung. 

290611 


F 
. Se „% 


8 138 8 8.; 5 1, 21 Kartell O. Zum Begriff des Kartellvertrags 
gehört nicht die Bindung aller Intereſſenten, auch ein zwiſchen zwei 
Firmen abgeſchloſſener Vertrag kann Kartellvertrag ſein. Erforder⸗ 
nis der Schriftlichkeit und Ausſchuß der Kündigungsbeſchränkung. 

. CCC 22912 

8 138 BGB. Ein Vertrag verſtößt nicht ſchon deshalb wider die 
guten Sitten, weil der unſittliche Zweck, den der eine Teil verfolgt, 
dem andern bekannt iſt. Rꝶ . 2918 

8 164 BGB.; 5 266 Nr. 2 StGB. Untreue des geſchäftsführen⸗ 
den Geſellſchafters einer offenen Handelsgeſellſchaft durch eigen⸗ 
nüßige Verfügung über die Wechſelſumme, die er in offener Stell 
vertretung für die Geſellſchaft auf einen zu Unrecht akzeptierten und 
begebenen Wechſel erbeten und empfangen hatte. R. 292425 

164 B60 B.; Art. 82 WO.; 5364 HGB.: 8 18 Scheck. Hat 
der Bevollmächtigte feine Vollmacht zur Wechſelzeichnung über⸗ 
ſchritten, fo kann der Schuldner die daraus entſtehende Einrede ſedem 
legitimierten Beſitzer entgegenſeten. Ob. Trib own 29457 


8 187 BGB.; Art. 41, 75 Nr. 1, 78 Ziff. 1 WO. 85 211, 295, 445 
693 Abſ. 3 8PO. — 1. Der Vermerk auf dem Wechſel „fällig in O. 
iſt ein Domizilvermerk, der Domiziliat kann vom Akzeptanten benannt 
werden. — 2. Daß der Domizilvermerk erſt nachträglich hinzugefügt 
ſei, hat der Verpflichtete zu beweiſen. — 3. Der ſpätere Indoſſant 
iſt Rechtsnachfolger des früheren i. S. von 9 445 3 PO. — 4. Nach⸗ 
trägliche Domizilvermerke bleiben nur gegenüber den früheren In⸗ 


handelt ist. aG... ee ae 

88 262, 315, 709 B66 B.; 5 145 HGB. Die Liquidation der OffxG. 
als Kündigungsfolge kann durch Geſell Vertr. ausgeſchloſſen werden. 
Eine von mehreren anderen vertraglichen Kündigungsfolgen kann 
durch den Kündigenden verlangt werden. wenn ſie nach Anſicht des 
Gerichts der Billigkeit entſpricht. $ 262 B B. findet keine Anwend 
ebenſowenig entſcheiden 1 


8 276 BGB. Der Genoſſe einer Kreditbank haftet wegen Emp⸗ 
fehlung eines unwürdigen Kunden. R).... . t en 2918˙¹· 
8 276 BGB.; g 142 Abſ. 1 5G B. Das Recht des Geſellſchafters 
auf Überlaſſung des Geſchäfts kann durch Vertrag ERS 


Eine von meheren anderen vertraglichen Kündigungsfolgen kann durch 
den Kündigenden verlangt werden, 
richts der Billigkeit entſpricht. $ 262 BGB. f 
ebenſowenig entſcheiden die Geſellſchafter durch Majorität. 155 5 


2946 


8826 BGB. Beim Kauf gegen Verladedokumente kann der Käu⸗ 
fer, der zur Vorleiſtung vor Ausſonderung der Ware verpflichtet iſt, 
ſelbſt bei erfolgter Ausſonderung die vorgängige Aushändigung eines 
Ausfallmuſters micht verlangen. RG ED 
83326, 133 B6B.; 5373 HGB. Rücktritt vom Vertrage in Ver⸗ 
bindung mit Androhung von Schadenserja hat im gefchäftlihen Ver⸗ 
kehr nicht die geſetzestechniſche Bedeutung des $ 326 BGB. Der Selbſt⸗ 
hilfeverkauf iſt dann nur ein Element der Schadensberechnung. RG. 
29061¹ 

8 362 BGB. Bedeutung eines bei der Zahlung gemachten Vor⸗ 
hat . 292020 
55 412, 401, 774 BGB.; Art. 21ff. WO. Die Wechſelverpflich⸗ 
tung des Akzeptanten erliſcht nicht, wenn ein Bürge (nicht Wechſel⸗ 
bürge) die der Wechſelhingabe zugrunde liegende Verbindlichkeit er⸗ 
fillt NG RE FINE EHE LEN: 290 313 
88.494, 243 BGB; 5 263 StGB. Zur Frage der Vermögens⸗ 
beſchädigung bei Eingehung und bei Erfüllung eines Vertrages über 
Kauf nach Probe. Bayr Ob 29251 
8 496 BGB.; 8346 HGB. Beim Kauf auf Probe enthält die 
Bitte des Käufers um Verlängerung der Probefriſt noch keine Ab⸗ 
lehnung des Kaufs; Schweigen des Verkäufers auf dieſe Bitte kann 
nicht als Zuſtimmung gelten. OLG. Düſſeldor re 29355 
88 67755. BGB. Die Geſchäftsführung ohne Auftrag ſetzt ein 
gegenſtändlich oder perſönlich fremdes Geſchäft voraus; ein eigenes 
Geſchäft bewirkt ſie nicht, auch wenn es den Nutzen eines anderen 
bewußt gefördert hat. RW. a 292021 
85 734, 738 ff. BGB.; SS 105 Abſ. 2, 142, 155 HGB. Werden 

bei einer Vermögensübernahme durch einen Geſellſchafter nicht mit 
übernommene Vermögensſtücke nachträglich veräußert, ſo iſt der Er⸗ 
lös als Gewinn, nicht als Subſtanz anzuſehen. Die Beteiligung des 
früheren Geſellſchafters an dieſem Erlös wird nicht gemäß $ 155 HGB. 
nach dem Verhältnis der Kapitalan eile beſtimmt, ſondern gemäß 
88 105, 142 HGB.; 88 734, 738 ff. BGB. nach dem Verhältnis der An⸗ 
teile am Gewinn. Begründung eines einzelnen Anſpruchs mit mehre⸗ 
ren Gründen und Erhöhung des auf einen dieſer Gründe geſtützten 
Betrages iſt nicht elektive oder alternative Klageerweiterung. 2 
1 

88 774, 401, 412 86B.; Art. 21ff. WO. Die Wechſelverpflich⸗ 
tung des Akzeptanten erliſcht nicht, wenn ein Bürge (nicht Wechſel⸗ 
bürge) die der Wechſelhingabe zugrunde liegende Verbindlichkeit er⸗ 
FON ROSE . ðͤ ee .. 290813 
8812 BGB.; 68 45, 46 GmbH. Die Rückforderung zuviel er- 
hobener Tantieme von dem Geſchäftsführer einer Gmbh. troß erteilter 
Entlaſtung iſt ohne Anfechtung des Entlaſtungsbeſchluſſes nur in be⸗ 
ſondexen Fällen zuläſſig⸗ RM.... 8 29048 
88 823, 276, 1281 BGB.; 58 829, 804, 846, 287 ZPO. Sind An⸗ 
feine Bank gepfändet, fo darf diefe nicht 
ohne Zuſtimmung des Pfandgläubigers über das Depot verfügen, 
namentlich Wertpapiere nicht veräußern. R. 292228 
b die Übergabe des Duplikatfrachtbriefs die Über- 
bedeutet, 
9 
Sind An⸗ 


e at ee m 
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Reichs mi tengeſetz. 


92 Abſ. 4 RMietcz. Allgemeine Veränderungen des ganzen 
Ortes, die nach dem 1. Juli 1914 eingetreten ſind, z. B. Entſtehung 
von Induſtrie in einer bisher rein ländlichen Ortſchaft, können eine 
Neufeſtſetzung der Friedensmiete nach 5 2 Abſatz 4 Satz 1 des Reichs⸗ 
mietengeſetzes rechtfertigen. K. 49297 


Mieterſchutzgeſetz. 


88 49 a, 49b MSchG.; 853, 4 Preis TrVO. Die Vermietung 
von Geſchäftsläden ſtellt eine Leiſtung, zur Befriedigung des täg⸗ 
lichen Bedarfs dar, gleichviel, welches Geſchäft in dem Laden betrieben 
werden ſoll. Der Berechnung der Miete kann nicht ein Durchſchnitts⸗ 
preis unter Beachtung des Geſamtertrags des Grundſtücks zugrunde 
gelegt werden. OLG. Dresden een e 


Aufwortungsgeſetz. 


§ 3 Abſ. 1 Ziff. 8 Aufwcz. Die für die Vermögensübernahme 
gelzende Vorſchrift des § 3 Ziff. 8 AufwG. iſt auch dann anzuwenden, 
wenn der Aufwertungsgläubiger von einer offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft deren geſamtes Vermögen mit Aktiven und Paſſiven über⸗ 
nommen hat. Dies gilt auch bei Übernahme durch Geſellſchafter. 
N ee ee AR 29261 

Ss 29, 36 Auf u.; Art. 36, 40 Durchf VO. zum AufwG. Auch 
bei Anleihen, die im Wege der jährlichen Ausloſungen planmäßig 
mit einem beſtimmten Prozentſatze des urſprünglichen Anleihebetrags 
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— Er 
zuzüglich der erſparten Zinſen getilgt werden, hat die Tilgung nicht 
vor dem 1. Jan. 1932 zu beginnen. Art. 40 DurchfVO. zum AufwG. 
reh „ 


Durch führungs verordnung zum Aufwertungsgeſetz. 


Art. 36, 40 TurchfVo. zum AufwG. 88 29, 36 AufwG. Auch bei 
Anleihen, die im Wege der jährlichen Ausloſungen planmäßig mit einem 
beſtimmten Prozentſatze des urſprünglichen Anleihebetrags zuzüglich 
der erſparten Zinſen getilgt werden, hat die Tilgung nicht vor dem 1. Jan. 
255 zu beginnen. Art. 40 Durchf VO. zum AufwG. iſt e 
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Handelsgeſetzbuch. 


84 H68. Ein Gewerbebetrieb mit Zweiggeſchäften ift in das 
Handelsregiſter einzutragen, wenn der Umfang jedes einzelnen Betrie⸗ 
bes nicht über den Rahmen des Handwerks oder Kleingewerbes hinaus⸗ 
geht, fie aber zuſammen eine wirtſchaftliche Einheit bilden. KG. 29301 

88 37, 17 H. Ein Firmengebrauch kann durch Briefunterzeich⸗ 
nung und Veröffentlichung im Telephonbuch erfolgen. KG. . . 2930, 

885 HGB. iſt anwendbar, wenn der Agent, der nur vorbehaltlich 
ſpäterer Genehmigung ſeines Geſchäftsherrn abſchließen darf, gleich⸗ 
wohl ohne ſolchen Vorbehalt abſchließt. Rg. 29055 

88 105, 142, 155 Abf. 2, HG B.; 55 734, 738 ff. BGB. Werden 
bei einer Vermögensübernahme durch einen Geſellſchafter nicht mit 
übernommene Vermögensſtücke nachträglich veräußert, ſo iſt der Erlös 
als Gewinn, nicht als Subſtanz anzuſehen. Die Beteiligung des frü⸗ 
heren Geſellſchafters an dieſem Erlös wird nicht gemäß § 155 HGB. 
nach dem Verhältnis der Kapitalanteile beſtimmt, ſondern gemäß 
88 105, 142 HGB.; 8g 734, 738 ff. BGB. nach dem Verhältnis der An⸗ 
teile am Gewinn. Begründung eines einzelnen Anſpruchs mit mehreren 
Gründen und Erhöhung des auf einen dieſer Gründe geſtützten Betrages 
iſt nicht elektive oder alternative Klageerweiterung. RG. . . 2894 

8.142 Abſ. 1 B.; 3276 BGB. Das Recht des Geſellſchafters 
auf Überlaſſung des Geſchäfts kann durch Vertrag ausgeſchloſſen 
werden e EN. „ 28972 

ss 142, 155, 105 Abſ. 2 H B.; 55 734, 738 ff. BGB. Werden bei 
einer Vermögensübernahme durch einen Geſellſchafter nicht mit über⸗ 
nommene Vermögensſtücke nachträglich veräußert, ſo iſt der Erlös 
als Gewinn, nicht als Subſtanz anzuſehen. Die Beteiligung des frü⸗ 
heren Geſellſchafters an dieſem Erlös wird nicht gemäß § 155 HGB. 
nach dem Verhältnis der Kapitalanteile beſtimmt, ſondern gemäß 
59.105, 142 HGB.; 55 734, 738 ff. BOB. nach dem Verhältnis der An⸗ 
teile am Gewinn. Begründung eines einzelnen Anſpruchs mit mehreren 
Gründen und Erhöhung des auf einen dieſer Gründe geſtützten Betrages 
iſt nicht elektive oder alternative Klageerweiterung. RG... 28942 

8142 5683; 877 Gen®. Die Geſellſchaft ſcheidet bereits mit 
ihrer Auflöſung aus der Genoſſenſchaft aus, der ſie als Mitglied an⸗ 
ee TON. + Reh 29334 

8 145 HGB.; 5 262, 315, 709 BGB. Die Liquidation der OffbG. 
als Kündigungsfolge kann durch GeſellVertr. ausgeſchloſſen werden. 
Eine von mehreren anderen vertraglichen Kündigungsfolgen kann durch 
den Kündigenden verlangt werden, wenn ſie nach Anſicht des Gerichts 
der Billigkeit entſpricht. 9 262 BGB. findet keine Anwendung; eben⸗ 
ſowenig entſcheiden die Geſellſchafter durch Majorität. RG. . . 28973 

88 231, 253 HGB. Bei der Klage des Aufſichtsrats gegen die 
AG. auf Erteilung der Entlaſtung wird die AktG. durch den Vorſtand 
vertreten, wenn die Generalverſammlung oder der ½0 des Grund⸗ 
kapitals vertretende Teil der Aktionäre nicht die Beſtellung eines be⸗ 
ſonderen Vertreters beantragt haben. Die Entlaſtung bezieht ſich nicht 
auf die mit dem betroffenen Geſchäftsjahr nicht zuſammenhängenden 
Vorgänge in der entſcheidenden Generalverſammlung ſelbſt. RG. 28994 

IS 253, 234, 231 HG. Bei der Klage des Aufſichtsrats gegen die 
AEG. auf Erteilung der Entlaſtung wird die AktG. durch den Vorſtand 
vertreten, wenn die Generalverſammlung oder der ½ des Grund- 
kapitals vertretende Teil der Aktionäre nicht die Beſtellung eines be⸗ 
ſonderen Vertreters beantragt haben. Die Entlaſtung bezieht ſich 
nicht auf die mit dem betroffenen Geſchäftsjahr nicht zufammenhängen 
den Vorgänge in der entſcheidenden Generalverſammlung ſelbſt. 
aS V ⁵ðV Ä ² ee a 28994 

SS 258, 259 Abſ. 3, 277, 280 HGB. Das dem Protokoll der Gene⸗ 
ralverſammlung (GV.) einer AktG. beizufügende Teilnehmerverzeich⸗ 
nis muß genau der Vorſchrift des § 258 HGB. entſprechen und darf 
nicht durch ein anders abgefaßtes Verzeichnis erſetzt werden. Ein dieſe 
Vorſchrift nicht erfüllendes Protokoll iſt ungültig und der GWBeſchl. 
unheilbar nichtig. Der Notar, der dieſe Ungültigkeit herbeigeführt hat, 
hat für feine Tätigkeit keinen Gebührenanſpruch. R. 29005 

Ss 277, 280, 258, 259 Abſ. 3 HGB. Das dem Protokoll der Gene⸗ 
ralverſammlung (GV.) einer AktG. beizufügende Teilnehmerver⸗ 
zeichnis muß genau der Vorſchrift des $ 258 HGB. entſprechen und darf 
nicht durch ein anders abgefaßtes Verzeichnis erſetzt werden. Ein dieſe 
Vorſchrift nicht erfüllendes Protokoll iſt ungültig und der GWBeſchl. 
unheilbar nichtig. Der Notar, der dieſe Ungültigkeit herbeigeführt hat, 
hat für feine Tätigkeit keinen Gebuhrenanſpruch. RB... . 29005 
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88 283 Abſ. 2, 3 9 B.; Art. 28 EGHGG B. vom 10. Mai 1897. 
Das Recht der Gründer auf Bezug der Hälfte aller neu emitierten 
Aktien wird durch Generalverſammlungsbeſchluß nicht beſeitigt, it 
auch durch die Aktiengeſetzgebung vom 18. Juli 1884 und vom 10. Wat 
1897 nicht aufgehoben worden. R᷑õ rh p.... 2901 

88 288, 291 HG. Der bei der Beſchlußfaſſung über die Herab⸗ 
ſetzung des Grundkapitals einer Aktiengeſellſchaft anzugebende Zweck 
kann in einer Abrundung des Grundkapitals beſtehen. Erfolgt die 
Ben des Grundkapitals durch Einziehung von Aktien mittels 

nkaufs, fo braucht der Beſchluß die rechtsgeſchäftlichen Einzelheiten 
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des Kaufs; Schweigen des Verkäufers auf dieſe Bitte kann nicht als 
Zuſtimmung gelten. OLG. Düſſeldor rr 

8 364 B.; Art. 82 WO.; $ 18 Sched®.; $ 164 BGB. Hat der 
Bevollmächigte ſeine Vollmacht zur Wechſelzeichnung überſchritten, 
ſo kann der Schuldner die daraus entſtehende Einrede jedem legitimier⸗ 
ten Beſitzer entgegenſetzen. Ob Trib. Kaunas Kowno 29451 

8313 H B.; $$ 133, 326 BOB. Rücktritt vom Vertrage in Ver⸗ 
bindung mit Androhung von Schadenserſatz hat im geſchäftlichen 
Verkehr nicht die geſetzestechuiſche Bedeutung des 9 326 BGB. Der 
Selbſthilfeverkauf iſt dann nur ein Element der a 
8378 H. ſetzt eine ordnungsmäßige Unterſuchung der Ware 
voraus. ag. 290510 
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Einführungsgeſetz zum Handelsge etzbuch. 


Art. 28 EG vom 10. Mal 1897; 5 283 Abſ. 2, 3 HGB. Das 
Recht der Gründer auf Bezug der Hälfte aller neu emittierten Aktien 
wird durch Generalverſammlungsbeſchluß nicht beſeitigt, iſt auch durch 
die Aktiengeſetzgebung vom 18. Juni 1884 und vom 10. Mai 1897 nicht 
aufgehoben worden. 2901 
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GmbHBcieh. 


88 17, 29, 46, 78 mbc. 88 4, 5, 7 GBVO.; 88 4, 8, 14, 60 DV. 
11 v. 28. Mai 1924. Die Umſtellung des Stammkapitals einer Gmbß. 
iſt nur wirkſam, wenn ſie auf Grund einer die Aktiven nicht über, die 
Paſſiven nicht unter dem wirklichen Betrag enthaltenden, in der die 
Umſtellung beſchließenden Geſellſchaftsverſ. vorgelegten Eröffnungs⸗ 
bilanz erfolgt. Das Verbot der Teilung von Geſchaftsanleihen ($ 46 
Nr. 4) 817 Abſ. 6 GmbHG. ist durch die GBV. nicht beſeitigt. 5 0 


88 45, 46 GmbHG.; 812 BOB. Die Rückforderung zuviel er⸗ 
hobener Tantieme von dem Geſchäftsführer einer Gmbßh., trotz er⸗ 
teilter Entlastung iſt ohne Anfechtung des Entlaſtungsbeſchluſſes nur 
in beſonderen Fällen zuläſſig. g. 2904 


Geſetz über private Verſicherungs unternehmen. 


815 Geſ. üb. priv. Verſuntern.; Art. 4 Nr. 7 WO.; 8522, 54 
Abſ. 2 BGB. Die für einen nicht rechtsfähigen Verein eine Wechſel⸗ 
unterſchrift Leiſtenden haften geſamtſchuldneriſch, wenn die Bezeich⸗ 
nung des Vereins ihn als mögliches Rechtsſubjekt erſcheinen läßt, ſo, 
wenn der Verein ein Verſicherungsverein ift. RGB. 9071? 


..0.0. 


Kartellverordnung. 


kung. RG. f 

A8 Kartvd. 1. Unſicherheit über die Tragweite geſetzlicher Be⸗ 
ſtimmungen und richterlicher Sprüche iſt keine Entſchuldigung für 
Vertragsverletzungen. 2. Vertragsſtrafen können auch noch nach Aus⸗ 
ſcheiden eines Kartellmitgliedes verhängt werden. 3. Die Entſcheidung 
des Kartellgerichts über Zuläſſigkeit und Wirkung einer Kündigung 
bezieht ſich nur auf die konkrete ihr vorgelegte Kündigung. 8 

2915 


Goldbilanzverordnung. 


884, 5, 7 Gold Bild.; 85 4, 8, 14, 60 DV. II v. 28. Mai 1924; 
88 17, 29, 46, 78 Gmb. Die Umſtellung des Stammkapitals einer 
Gmbh. ift nur wirkſam, wenn fie auf Grund einer die Aktiven nicht 
über, die Paſſiven nicht unter dem wirklichen Betrag enthaltenden, 
in der die Umſtellung beſchließenden Geſellſchaftsverſ. vorgelegten 
Eröffnungsbilanz erfolgt. Das Verbot der Teilung von Geſchaͤfts⸗ 
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anleihen (5 46 Nr. 42 817 Abſ. 6 Gmb. iſt durch die GBV. nicht 
beſeitigt. RG. 29027 

8 16 Gold ils d. Bei Verzögerung der Umſtellung findet ein 
Nichtigkeitsverfahren nicht ſtatt. KG. 29345 


Turchführungs verordnung zur Goldbllanzverordnung. 


§ 2 Abſ. 3 2. Durchf. zur Gold BilVd. In den Fällen des 
8 2 Abſ. 3 2 gilt als Ablöſungszeitraum i. S. des Steuerüberleitungs⸗ 
geſetzes die Zeit vom 1. Januar 1924 bis zur Goldmarkeröffnungs⸗ 
bilanz. Die erſtmalige Veranlagung nach dem neuen Einkommen- und 
Körperſchaftsſteuergeſetze hat in dieſen Fällen für das verlängerte Ge⸗ 
ſchäftsjahr ſtattzufinden. Bei Einkommenſteuerpflichtigen ift dabei der 
Steuerſatz anzuwenden, der ſich für den verhältnismäßig auf 12 Monate 
entfallenden Teil des Geſamteinkommens ergeben würde. Der Teil 
der Einkommen- oder Körperſchaftsſteuer, der verhältnismäßig auf 
die noch in das Kalenderjahr 1923 gefallenen Teile des verlängerten 
Geſchäftsjahrs entfallen würde, gilt als durch die Abſchlußzahlung 
für 1923 erledigt. R 9. 29361 


Geſetz zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs. 


8 3 UNIWG. Die Bezeichnung „Handelsanwalt“ iſt unzuläſſig. 
OLG. Frankfurt a. MWmt. e 29361 


Wechſelordnung. 


Art. 4 Nr. 7 Wd.; 88 22, 54 Abſ. 2 BGB.; 9 15 Gef. üb. priv. 
VerſUntern. Die für einen nicht rechtsfähigen Verein eine Wechſel⸗ 
unterſchrift Leiſtenden haften geſamtſchuldneriſch, wenn die Bezeich- 
nung des Vereins ihn als mögliches Rechtsſubjzekt erſcheinen läßt, 
fo, wenn der Verein ein Verſicherungsverein iſt. R.. 290712 

Art. 21ff. Wo.; 55 774, 412, 401 BGB. Die Wechſelverpflich⸗ 
tung des Akzeptanten erliſcht nicht, wenn ein Bürge (nicht Wechſel⸗ 
bürge) die der Wechſelhingabe zugrunde liegende Verbindlichteit er⸗ 
füllt. R . 290 


ſo kann der Schuldner die daraus entſtehende Einrede jedem legiti⸗ ö 
mierten Beſitzer entgegenſetzen. Obertribunal KHowno . + 29451 


2. verfahren. 
Zivilprozeßordnung. 


88 211, 295, 445, 693 Abſ. 3 ZPRD.; Art. 41, 75 Nr. 1, Ziff. 1 
Wo.; 9187 BOB. — 1. Der Vermerk auf dem Wechſel „fällig in O.“ 
iſt ein Domizilvermerk, der Domiziliat kann vom Akzeptanten benannt 
werden. — 2. Daß der Domizilvermerk erſt nachträglich hinzugefügt 
ſei, hat der Verpflichtete zu beweiſen. — 3. Der ſpätere Indoſſant iſt 
Rechtsnachfolger des früheren i. S. von 9 445 3 PO. — 4. Nachträg⸗ 
liche Domizilvermerte bleiben nur gegenüber den früheren Indoſſan⸗ 
ten außer Betracht. — 5. Entſcheidender Zeitpunkt iſt nicht der der 
Unterſchrift, ſondern der des Begebungsaktes. — 6. Die Verjährung 
wird auch durch einen nicht ordnungsmäßig zugeſtellten Zahlungs- 
— 0 bewirkt, wenn ohne Rüge zur Hauptſache ſtreitig e hr 
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ohne Zuſtimmung des Pfandgläubigers über das Depot berjügen 
92 


Be 
Strafrecht. 
1. materielles Recht. 
Strafgeſetzbuch. 


8 263 Stach B.; 55243, 494 BB. Zur Frage der Vermögens⸗ 
beſchädigung bei Eingehung und bei Erfüllung eines Vertrages über 
Kauf nach Probe. Bay Ob och. e 
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88 263, 266 StGB, Bel Ausſchluß der Vertretungsmacht entfällt 
eine Untreue i. S. § 266 Ziff. 2 StGB. Vorſpiegelung einer falſchen 
Tatſache gemäß $ 263 StGB. durch unrichtige Angabe des Verwen⸗ 
Buüngsz weites WP 292424 

F 266 Nr. 2 StGB.; 8 164 BGB. Untreue des geſchäftsführenden 
Geſellſchafters einer offenen Handelsgeſellſchaft durch eigennützige 
Verfügung über die Wechſelſumme, die er in offener Stellvertretung 
für die Geſellſchaft auf einen zu Unrecht akzeptierten und begebenen 
Wechſe eten und empfangen hatte. R. 492425 


Preistreibereiverordnung. 


88 3, 4 Preis Tr.; 8g 49a, 49b MSHG. Die Vermietung von 
Geſchäftsläden ſtellt eine Leiſtung zur Befriedigung des täglichen 
Bedarfs dar, gleichviel, welches Geſchäft in dem Laden betrieben wer⸗ 
den ſoll. Der Berechnung der Miete kann nicht ein Durchſchnittspreis 
unter Beachtung des Geſamtertrags des Grundſtücks zugrunde gelegt 
Heiden Bug Du „29363 


2. Derfahren. 


Der Antrag auf Beſchlagnahme eines Hauptbuches zwecks Prü⸗ 
fung durch einen Schriftſachverſtändigen iſt kein bloßer Beweisermitt⸗ 
lungsantrag. R. e d o e e eee 


C. 


Steuerrecht. 
Reichsabgabenordnung. 


896 NAbED. Unter Veräußerung i. S. des § 96 RAbg. O kann 
nur ein Rechtsgeſchäft verſtanden werden, durch das der Erwerber 
das Recht erlangt, über das ihm übertragene Geſchäft wie ein ſelbſtän⸗ 
diger Unternehmer zu verfügen und es für ſich wirtſchaftlich aus⸗ 
zunutzen. RF. 29392 

a RNbgD. Im Ermittlungsverfahren bei objektiv feſtſtehen⸗ 
den Umſatzſteuerfällen, bei denen nur noch feſtgeſtellt werden ſoll, 
zwiſchen welchen Perſonen die Umſätze getätigt und wie die Umſätze 
ausgeführt wurden, kann der Abnehmer einer Ware vom Fin Amt zur 
Auskunft aufgefordert werden. RF h).. 29393 
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Umſatzſteuergeſetz. 


§1 Nr. 1 UmſstG. 1922. Eine Einkaufsgeſellſchaft, die in den 
den Abnehmern ausgehändigten Kaufſcheinen als Vertragspartei 
bezeichnet iſt, entbehrt, auch wenn ſie nur für Rechnung der Lieferer⸗ 
Be tätig ift, nicht der Selbſtändigkeit i. ©. des $ 1 Nr. 1 a 
8 1 Nr. 1 UmſstG. 1919. Innerhalb einer Mehrheit wirtſchaftlich 
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die Finanzgerichte. Immerhin muß aber grundſätzlich eine ordnungs⸗ 
mäßige Buchführung vorhanden ſein, und zwar auch bei ſogenannten 
Minderkaufleuten. Die Buchführung muß mindeſtens auf Belege 
verweiſen, die ſich im Beſitze des Steuerpflichtigen befinden, um bei 
Gelegenheit der örtlichen Nachſchau der Steuerbehörden die Nach⸗ 
prüfung der Steuerfreiheit nach $ 2 Abſ. 1 UmſStG. ohne Weiterungen 
aueemönlichen. Dis d ee re 2941° 

88 8 Abſ. 7, 23 Abſ. 1 Nr. 3 und 34 UmſStG. 1922. Verpflichtet 
ſich ein Gewerbetreibender beim Verkauf eines Gegenſtandes, dieſen 
jederzeit gegen Entnahme einer teuereren Ware und Zahlung eines ent⸗ 
ſprechenden Aufgeldes zurückzunehmen, ſo handelt es ſich im allgemeinen 
nicht um einen umſatzſteuerfreien Umtauſch, falls es ſpäter zur Zurück⸗ 
gabe der zuerſt gekauften und zum Bezug einer neuen ce Maß⸗ 
gabe der vom Gewerbetreibenden eingegangenen Verpflich ommt, 
ondern um einen neuen ſteuerpflichtigen Umſatz. RF. . 29417 


Für die Schriftleitung verantwortlich: Juſtizrat Dr. Julius Magnus, Berlin W 62, Maaße 
Druck: Oscar Brandſtetter in Leipzig. 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


Kapital verkehrsſteuergeſetz. 


§ 6a KapVerkstc. Umwandlung einer AktG. in eine Gmbh. 
löſt auch ohne Anderung des Geſellſchaftskapitals die Pflicht zur Enk⸗ 
richtung der KapVerkSt. aus. RF ). 29425 

8517, 18, 19 KapVertstG.; 875 Ausf Beſt. KapVerkStG.; 
89 211, 220 RAbgO. a) Zur Steuerpflicht aus Anlaß der Errichtung 
einer offenen Handelsgeſellſchaft. b) Erforderniſſe eines Steuerbeſchei⸗ 
des. o) Hat der Notar Steuerzeichen zu verwenden, ſo kann die Unter⸗ 
laſſung nur zur Beſtrafung des Notars führen; nicht aper haftet er für 
diesen. ee 


D. 


Sonſtiges öffentliches Recht. 
Bankgeſetz. 


$ 21 Bankcz. Für die Auslegung der Vereinbarung „Zahlung in 
reichsbankfähigen Wechſeln“ iſt der Wille der Parteien maßgebend. 
Wenn die Parteien eine Zahlung in reichsbankfähigen Wechſeln ver⸗ 
einbaren, ſo ſtellen ſie die Entſcheidung der Frage, ob es ſich um einen 
guten Handelswechſel handelt, und ob die Wechſelverpflichteten als 
zahlungsfähig bekannt ſind, in das Ermeſſen der Bank. KG. 29341 


Gewerbeordnung. 


8 70 Gewd.; 551 VO. über Handelsbeſchränkungen v. 13. Juli 
1923; Art. bay. Pol StGB. Die Schrannen find Sondermärkte i. ©. 
des $ 70 GewO. Nach dem $ 70 Gew. gelten für die Sondermärkte 
nicht die 69 64—69 Gew O., ſondern die anderweitig beſtehenden reichs⸗ 
und landesrechtlichen Vorſchriften. Infolgedeſſen kann auf die Schran⸗ 
nen der 551 VO. über Handelsbeſchränkungen vom 13. Juli 1923 
(RGBl. I, 713), wonach durch die Marktordnung (869 Gew.) der 
Handel mit Gegenſtänden des ce e auf dem Markt⸗ 
platz beſchrankt und der Handel mit Gegenſtänden des Wochenmarkt⸗ 
verkehrs, die von außerhalb zum Marktort gebracht worden, außerhalb 
des Marktplatzes während des ganzen Markttages oder für beſtimmte 
Tagesſtunden verboten werden kann, nicht angewendet werden. 
DC r PREbN 


Verordnung über Handelsbeſchränkungen vom 13. Juli 1923. 


851 BD. über Handelsbeſchränkungen v. 13. Juli 1923; 5 70 
Gewd.; Art. 146 bay. Pol StB. Die Schrannen find Sondermärkte 
i. S. des § 70 GewO. Nach dem $ 70 Gew. gelten für dle Sonder⸗ 
märkte nicht die 88 64—69 Gew., ſondern die anderweitig beſtehenden 
reichs⸗ und landesrechtlichen Vorſchriften. Infolgedeſſen kann auf die 
Schrannen der § 51 BD. über Handelsbeſchränkungen vom 13. Juli 
1923 (RGBl. I, 713), wonach durch die Marktordnung (569 GemdD.) der 
Handel mit Gegenſtänden des Wochenmarktverkehrs auf dem Markt⸗ 
platz beſchrankt und der Handel mit Gegenſtänden des Wochen⸗ 
marktverkehrs, die von außerhalb zum Marktort gebracht werden, 
außerhalb des Marktplatzes während des ganzen Markttages oder für 
beſtimmte Tagesſtunden verboten werden kann, nicht angewendet 
ee eee a e eee eee ee e ee eee 


Beſtimmungen des Reichswirtſchaftsminiſteriums vom 
5. April 1923. 
$ 8a der Beſt. des RWirtſch Min. v. 5, April 1921. Keiner Ein⸗ 
willigung bedarf die Einfuhr von Kraftwagen, wenn ſie nur aus Ver⸗ 
anlaſſung der Beförderung von Perſonen oder Waren des Ein 
führenden geſchieht. RWG. . . . 2944 


Necht des Friedens vertrages. 


Art. 99 VV. Ein Bankier kann auch für die Kriegszeit Proviſion 
verlangen, wenn die Proviſion eine Entſchädigung für die Gefahren 
der Darlehnshingabe bildet. Dt.⸗Engl. Gem SchH... . 29451 


— 


ernſprecher: Nollendorf 6330.) 


